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Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness 
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 
Formulaire pour la saisie de la prise de position 
Formulario per il parere 
 


Organisation / Organisation / Organizzazione PIRCHER Büro für Aussenwirtschaft 


Beauftragter der Regierung des Fürstentum Liechtenstein 


Vorsitzender der Arbeitsgruppe „Swissness“  


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Wilfried Pircher 


Tel. +423 263 8000, Mobil +423 780 8000 


wilfried.pircher@pircher.li 


Adresse / Indirizzo 


 


Postfach 579, LI-9490 Vaduz 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali: 


Wir bedanken uns für die Einladung zur Vernehmlassung zum Ausführungsrecht – Swissness. 


Die von der Regierung des Fürstentum Liechtenstein eingesetzte Arbeitsgruppe Swissness hat keine Anmerkungen  


zum vorliegenden Ausführungsrecht.  


Wir bitten um Kenntnisnahme. 


Mit freundlichen Grüssen 


Wilfried Pircher 


Vorsitzender der Arbeitsgruppe Swissness eingesetzt von der Regierung des Fürstentum Liechtenstein 
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par rapport aux différents articles / Osservazioni sui singoli articoli 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


MSchV / OPM / OPM 


MSchV, Art. 52f, Abs. 1 Formulierung ändern: „…“ Diese Anpassung rechtfertigt sich, weil… .   
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HASLV / OIPSD / IPSDA 
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GUB-GGA-Verordnung für nicht landwirtschaftliche Erzeugnisse / Ord. sur les AOP et IGP des produits non agricoles / ord. 
sul registro delle DOP e delle IGP per prodotti non agricoli 
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Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness 


Consultation relative au droit d’exécution Swissness 


Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 


Formulaire pour la saisie de la prise de position 


Formulario per il parere 


 


Organisation / Organisation / Organizzazione Coop Genossenschaft 


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 


Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 


Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-


mail) 


 


Salome Hofer / 061 336 72 66 / salome.hofer@coop.ch 


 


Adresse / Indirizzo 


 


Thiersteinerallee 14, Postfach 2550, 4002 Basel 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-


me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 


par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 



mailto:swissness@ipi.ch
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trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali: 


Coop bedankt sich für die Gelegenheit, zu den Ausführungsbestimmungen der Swissness-Gesetzgebung Stellung nehmen zu dürfen. In der Vernehmlas-


sung zur Swissness-Gesetzgebung, die im 2008 durchgeführt wurde sowie im Zuge der anschliessenden Debatten hat Coop stets betont, dass eine klare 


Definition und ein besserer Schutz der Herkunft Schweiz begrüssenswert sind. Gleichzeitig hat Coop jedoch auch vor Schwierigkeiten und Verunsicherun-


gen im Zuge der Umsetzung gewarnt. "Wo Schweiz drauf steht, muss Schweiz drin sein" sollte das Credo der Swissness-Ausführungsbestimmungen sein. 


Der vorliegende Entwurf der Ausführungsbestimmungen entkräftet diese Befürchtungen nicht genügend. Coop erachtet insbesondere die Deklaration im 


Bereich Food im Lebensmittelrecht sinnvoll verankert ist und deshalb nicht zusätzlich im nMSchG oder einer neuen Verordnung behandelt werden muss. In 


Bezug auf Lebensmittel beinhalten die nun vorliegenden Ausführungsbestimmungen diverse Unsicherheiten und komplexe Mechanismen, die aus der Sicht 


von Coop für die klare Definition und damit das Konsumentenverständnis nicht zielführend sind.  


Zwingend ist aus unserer Sicht deshalb, dass das In Kraft treten und die Implementierung der neuen Bestimmungen in enger Abstimmung mit dem neuen 


Lebensmittelrecht und insbesondere der LKV und den künftigen Bestimmungen bezüglich der Herkunftsdeklaration von Rohstoffen geschieht. Aus diesem 


Grund finden wir die Terminierung des Inkrafttretens per Januar 2017 ungünstig und problematisch. Unterstützen können wir, dass die Übergangs- und Auf-


brauchfristen mindestens 2 Jahre ab Inkrafttreten laufen werden. In begründeten Fällen (z.B. lange Haltbarkeit oder Vorratshaltung) soll die Aufbrauchfrist 


danach auf Antrag durch das EVD nochmals verlängert werden können.  


Grundlegenden Klärungsbedarf sehen wir bei den Bestimmungen bezüglich der Verfügbarkeit von Rohstoffen, respektive den abschliessenden Listen be-


züglich Selbstversorgungsgrad. Aus der Sicht von Coop muss zwingend präzisiert werden, inwiefern die Auslobung mit dem Schweizer Kreuz freiwillig mög-


lich ist, wenn Rohstoffe, die auf der Liste als nicht oder nur teilweise verfügbar aufgeführt sind, trotzdem aus der Schweiz stammen. Zudem müssen die 


Listen hinsichtlich ihrer Vollständigkeit und Begrifflichkeiten überarbeitet werden (Bsp.: "Geflügelfleisch" und Huhnfleisch": Begriffe existieren in der Schweiz 


nicht). 


Bei den Listen bezüglich des Selbstversorgungsgrad sehen wir im Allgemeinen diverse Unstimmigkeiten und Verständnisschwierigkeiten aus Konsumenten-


sicht. Da die vorgegebenen Selbstversorgungsgrade relevant für die Berechnung des Herkunftsanteils Schweiz sind, werden etliche Produkte, trotz hohem 


Rohstoffanteil Schweiz nicht als Schweizer Produkt ausgelobt werden können, andere Produkte wiederum profitieren von den Ausnahmen auf Grund durch-


schnittlicher, saisonaler Nicht-Verfügbarkeit. Coop erwartet von der Gesetzgebung, dass möglichst wenige solche Diskriminierungsfälle durch die Anwen-


dung der Listen entstehen und diese diesbezüglich nochmals überarbeitet werden. 


 


Gemäss Aussage des BLW geht Coop davon aus, dass die SWISSNESS-Vorgaben keine sinngemässe Verwendung bei regionalen Produkten, die ent-


sprechend ausgelobt werden, beinhalten. Begriffe wie "Zürich Geschnetzeltes" oder Kantonswappen sind somit nach unserer Auffassung nicht in den 


Swissness-Bestimmungen abgehandelt und dürfen weiterhin, nach bestehenden Regelungen eingesetzt werden. 


Weiter geht Coop, auf Grund von Ausführungen von Seiten BLW und IGE davon aus, dass "Bündner Fleisch" definitiv die einzige IGP-Ausnahme nach Art. 


48d nMSCHG bleibt, bei der für ein "Schweizer Produkt" der Rohstoff  Fleisch nicht aus der Schweiz stammen muss. 


Die Bemerkungen seitens Coop zu einzelnen Artikeln und Bestimmungen entnehmen Sie den weiteren Seiten. Wir danken Ihnen im Voraus für die Berück-
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sichtigung unserer Anliegen. 
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par rapport aux différents articles / Osservazioni sui singoli articoli 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


MSchV / OPM / OPM 


Art. 47, Abs. 2  


 
Hierbei sieht Coop Konfliktpotenzial v.a. im Bereich Schokolade. Im Lebensmittelgesetz gibt 
es klare Bestimmungen, damit Schokolade als in der Schweiz produziert gilt und somit als 
Schweizer Schokolade bezeichnet werden darf (unabhängig von der Herkunft der notwendi-
gen Rohstoffe). Gemäss der Interpretation von Coop widerspricht sich dieser Abschnitt mit 
der genannten Regelung im Lebensmittelrecht.  
 
Ebenfalls Konfliktpotential sieht Coop bei den Backwaren, da die allermeisten Mehlmischun-
gen auf Grund der Verfügbarkeit und Gargen bezogen aus verschiedenen Provenienzen 
stammen. 
 


 


Art. 48a, lit. d&e  


 Fleisch: Coop bezweifelt, dass KonsumentInnen Fleisch, das mit der Herkunft Schweiz 
ausgelobt wird, als Schweizer Fleisch akzeptieren, wenn das Tier gemäss der neuen Be-
stimmung zwar überwiegend in der Schweiz gelebt hat, jedoch erst für die Mastphase im-
portiert wurde. Hier könnte sich Coop auch strenge Vorschriften (allenfalls analog künfti-
ger GVO-frei Auslobung) vorstellen. 


 Zuchtfische: Hier fehlen Angaben analog zum Fleisch. Missbräuche mittels Lebendimport 
und weniger Tage Ausmast könnten die Folge dieser sehr lockeren Bestimmung sein.  


 


 


Art. 52, lit. b  


Die Berechnung der Kostenanteile für Industrieprodukte ist detailliert geregelt. Durch ein all-


gemeines Missbrauchsverbot sollen Manipulationen bei der Berechnung verhindert werden. 


Auf Grund der hohen Komplexität wird das Berechnungssystem jedoch schwierig umsetzbar 


sein. Insbesondere wenn für Halbfabrikate ihrerseits wiederum die "Swissness"-Anteile ermit-


telt werden müssen und in die Berechnung einfliessen sollen.  


Die Positiv- / Negativ-Listen, die von Seiten der jeweilig betroffenen Branchen erstellt werden 


sollen erachtet Coop grundsätzlich als positiv. Insbesondere werten wir die Vereinbarung 


bezüglich Kosmetikprodukte und die enge Zusammenarbeit mit der Kosmetikbranche als sehr 


zielführend, um gemeinsame Grundsätze festhalten zu können. Das Knowhow ist dort gebün-


delt vorhanden, die Umsetzung könnte jedoch auch hierbei sehr aufwendig sein. Soll die 


Swissness-Gesetzgebung lückenlos und umfassend umgesetzt werden ist insbesondere da-
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Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


rauf zu achten, dass auch nicht organisierte Branchen oder Branchenmitglieder die vereinbar-


ten Listen einhalten und umsetzen.  


Art. 52n, Abs. 1  


Die IG DHS erachtet die den Art. 50, MSchG als sehr wichtig und begrüsst, dass spezifische 
Branchenverordnungen möglich sind. Deshalb erachtet sie es auch als notwendig, die Bran-
chen und deren Relevanz genau zu definieren. Eine enge Abstimmung und ein regelmässiger 
Austausch mit den Branchenverbänden tragen zu einer wirkungsvollen und realistischen Um-
setzung bei. 


 


HASLV / OIPSD / IPSDA 


Art. 2, lit. d (neu) 


"Nicht als Herkunftsangabe gel-
ten die Angabe des Produktions-
landes nach LKV in der Sachbe-
zeichnung oder als separate 
Angabe." 


Aus der Sicht von Coop muss die Abgrenzung zur Produktionslandangabe gemäss LKV ge-
nau definiert sein.  


 


Art. 3 Abs. b 


die im Ausland gelegene Flä-
chen eines 
Betriebes nach Art. 17 der 
Landwirtschaftlichen Begriffs-
verordnung vom 7. Dezember 
1998 


Eine Differenzierung der Grenzzonen in angestammte und nicht angestammte Flächen schafft 
enorme Rechtsungleichheiten. Eine bis 1984 rückwirkende Ausklammerung von Flächen in 
Grenzzonen die durch Schweizer Landwirte bewirtschaftet werden ist willkürlich und schafft 
Härtefälle.  
Eine Differenzierung von Erzeugnissen aus von Grenzzonen aus der Zeit vor und aus der Zeit 
nach 1984 ist für die nachgelagerten Betriebe und insbesondere auch für den Vollzug in der 
Praxis unmöglich. Es gibt Landwirte die sowohl angestammte als auch andere Flächen in den 
ausländischen Grenzzonen bewirtschaften. Eine Differenzierung ist in der Praxis nicht mög-
lich.    
Irritierend ist zudem, dass diese Vorgaben nicht mit jenen von Suisse Garantie übereinstim-
men. Auch wenn der Bund nicht verpflichtet ist, Regelungen von privaten Initiativen zu über-
nehmen würde eine analoge Definition aus der Sicht von Coop Sinn machen. 
 
Trotzdem kann Coop nachvollziehen, dass auf Grund der langjährigen Tradition der Produkti-


on auf angestammten Flächen eine Lösung für diese Gebiete notwendig ist. Deshalb schla-


gen wir vor, diese analog der Landwirtschaftlichen Begriffsverordnung auszugestalten:  


Art. 17 Flächen im Ausland 
1 Im Ausland gelegene Flächen gelten als landwirtschaftliche Nutzfläche eines Betriebes, 
wenn: 
a. sie in der ausländischen Grenzzone nach Artikel 43 des Zollgesetzes vom 18. März 2005 
liegen; 
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Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


b. die Voraussetzungen zur zollfreien Einfuhr der auf dieser Fläche erzeugten Produkte erfüllt 
sind; und 
c. das Betriebszentrum in der schweizerischen Grenzzone liegt. 


Alternativ wäre die Regelung von Suisse Garantie zu berücksichtigen: 


Mit SUISSE GARANTIE gekennzeichnete Produkte müssen in der Schweiz erzeugt und ver-
arbeitet worden sein. Inbegriffen sind das Fürstentum Liechtenstein, die Freizone Genf sowie 
die in der schweizerischen Gesetzgebung bzw. in Staatsverträgen geregelten Grenzzonen. 
 


Art. 4 , Abs. 1  


1 Die Berechnung des erforder-
lichen Mindestanteils Schweize-
rischer Rohstoffe …der Rezep-
tur. Zusammengesetzte Zutaten 
(Halbfabrikate) gelten analog als 
Schweizerisch, wenn sie die 
Anforderungen gemäss MSchG 
und gemäss HASLV erfüllen und 
in der Liste der Zutaten entspre-
chend aufgeführt werden“. 


Wir begrüssen, dass die Berechnung des erforderlichen Mindestanteils aufgrund der Rezeptur 
erfolgt.  
 
Aber die Behandlung resp. die Berechnung bei den Zutaten /Halbfabrikaten ist problematisch 
(Aufschlüsselung). Zusammengesetzte Zutaten sollen nicht in ihre Bestandteile aufgeschlüs-
selt werden müssen. Dies ist nicht praktikabel, weil es viel zu aufwendig ist und die Lieferan-
ten in der Regel kaum bereit sind, ihren Kunden die genaue Rezeptur resp. Zusammenset-
zung und die Herkunft der verwendeten Rohstoffe anzugeben. Die von uns vorgeschlagene 
Regelung führt also zu weniger Bürokratie und weniger administrativem Aufwand. Sie 
schwächt die Swissness in keiner Weise, ist es doch so, dass es nicht nur Zutaten geben 
wird, die zwar nicht 100% Schweizer Rohstoffe enthalten und dann trotzdem angerechnet 
werden können, sondern dass es auch solche gibt, die zwar Schweizer Rohstoffe enthalten, 
die Swissness-Anforderungen aber nicht erfüllen und somit gar nicht angerechnet werden 
dürfen.  


 


Art. 4, Abs. 2  
Überarbeitung, Vervollständi-
gung der Listen 


 Teil A: Die Liste ist unvollständig und muss angepasst werden.   
 Teil A: Produkte mit einem Selbstversorgungsgrad „0“ gehören in den Anhang 1 (und 


nicht in den Anhang 2) 
 Teil A/B: Produkte die saisonbedingt (z.B. im Winter) in der Schweiz nicht verfügbar sind, 


sollen in dieser Zeitperiode gleich behandelt werden, wie jene Produkte die überhaupt 
nicht verfügbar sind (analog Liste Teil A). 


  


 


Art. 4, Abs. 4 
 
 


Mit dem vorliegenden Vorschlag ist gewährleistet, dass natürliches Mineralwasser (ge-
mäss Verordnung des EDI über Trink-, Quell und Mineralwasser) aus der Schweiz mit dem 
Schweizerkreuz beworben werden darf. Zudem muss mit einer Präzisierung sichergestellt 
werden, dass mit Schweizer Wasser aufgebrühte Getränke (beispielsweise auf der Basis von 
Kaffee oder Schwarztee) ebenfalls mit der Herkunft Schweiz ausgelobt werden dürfen. Die 
Auslobung der Swissness bei Süssgetränken mit importierten Rohstoffen (welche in der 
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Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


Schweiz auch vorkommen) darf hingegen nicht mit dem Einsatz von Schweizer Wasser er-
wirkt werden (Bsp. Schweizer Apfelsaft auf der Basis von importiertem Apfelsaftkonzentrat). 
Generell darf es keine Missbräuche oder Täuschungen mit dem Einsatz von Wasser geben. 
Für die Konsumentinnen und Konsumenten wäre es unverständlich, wenn Produkte wie Sup-
pen oder Saucen nur dank dem Einsatz von Schweizer Wasser mit dem Schweizer Kreuz 
ausgezeichnet werden dürften. 
  


Art. 4 Abs. 6 
Wird Milch als Rohstoff verwen-
det, so muss diese vollständig 
aus der Schweiz stammen. 


Gemäss Art. 48, lit. b MSchG und im Sinne der Antragsteller im Parlament geht es bei dieser 
Bestimmung um den Rohstoff Milch. In der Begründung des Antrags zu Art. 48, lit. b wurde 
gesagt (Zitat NR T. Brunner, 15.03.12):"…Die Schweiz hat beim Rohstoff Milch einen Selbst-
versorgungsgrad von weit über 100 Prozent. Es ist daher nachvollziehbar, dass für schwach-
verarbeitete Lebensmittel 100 Prozent des Gewichts des Rohstoffs Milch verwendet werden 
sollen. Es macht zudem keinen Sinn, für schwachverarbeitete Lebensmittel Milch zu importie-
ren und diese auch noch als "Schweizer Produkt" zu verkaufen." Demnach sollen gemäss 
Antrag die schwachverarbeiteten Milchprodukte wie Rahm oder Butter strenger reglementiert 
werden, nicht aber Milchprodukte an sich, die im Lebensmittelrecht klar definiert sind. 
Milchprodukte sollten aus der Sicht von Coop deshalb hier gestrichen werden, da insbesonde-
re bei Milchpulver, etc. eine solch restriktive Bestimmung unverhältnismässig ist.  


 


Art. 5 Abs. 2 
Die Berechnung darf aufgrund 
der durchschnittlichen Waren-
flüsse eines Jahres erfolgen. 


Die Bestimmung muss bezüglich der Einheit, auf die sie sich bezieht, präzisiert werden. 
 


Art. 6, Abs. 1 bis (neu) 
 


Art. 6 Zusatz: 
1bis: Setzt sich ein Lebensmittel 
aus mehreren Zutaten zusam-
men, so gilt eine Zutat als voll-
ständig schweizerischer Her-
kunft und kann bei der Weiter-
verarbeitung vollständig ange-
rechnet werde wenn die Anfor-
derungen nach Artikel 48b Ab-
satz 2 MSchG. 


 


 


Art. 6, Abs. 2  
Für Lebensmittel, die 
ausschliesslich aus im-
portierten Naturproduk-
ten und daraus herge-
stellten Rohstoffen be-


Ergänzen: „…nicht verwendet 
werden. Wenn ein Rohstoff in 
der Schweiz aufgrund der natür-
lichen Gegebenheiten nicht in 
der Schweiz produziert werden 
kann und nicht oder nur unge-


Diese Regelung ist zu streng und gefährdet die Swissness verschiedener Produkte 
/Produktgruppen wie z.B. Kaffee oder dunkle Schokolade (ohne Zucker). 
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stehen, darf die Her-
kunftsangabe 
«Schweiz» nicht ver-
wendet werden. 


nügend (SVG<20%) verfügbar 
ist, aber der wesentliche Verar-
beitungsschritt in der Schweiz 
erfolgt, kann die Herkunftsanga-
be „Schweiz“ verwendet wer-
den“ 


Art. 6 Abs. 3 


Darf für ein Lebensmittel die 
Herkunftsangabe «Schweiz» 
nicht verwendet werden, so 
dürfen für einzelne Rohstoffe, 
aus denen das Lebensmittel 
hergestellt wurde, die Schweizer 
Herkunft nur ausgelobt werden, 
wenn sie  
a. Entweder namensgebend im 


Sinne der Lebensmittelver-
ordnung oder relevant für 
die wesentlichen Produktei-
genschaften sind: 


oder 
b. Gewichtsmässig relevant 


sind  
sowie  
c. die Verarbeitung, die dem 


Lebensmittel seine wesentli-
chen Eigenschaften verlie-
hen hat, in der Schweiz 
stattgefunden hat. 


Es muss weiterhin möglich sein, Herkunftsangaben, die über die gesetzlichen Vorgaben hin-
ausgehen, bei Rohstoffen, die für das Produkt relevant sind machen zu können. Coop kennt 
dazu beispielsweise interne Vorgaben und auch unsere Partnerin Bio Suisse verlangt, über 
die gesetzlichen Bestimmungen hinaus eine Herkunftsangabe der Rohstoffe. 


 


Art. 8, Abs. 1-3 


streichen  
 
oder Abs. 1 ersetzen durch die 
folgende Formulierung: 
 
„Falls ein Hersteller ein Natur-
produkt aus der Schweiz auf-
grund der technischen Anforde-
rungen nicht verwenden kann, 


Diese Regelung ist nicht praktikabel und administrativ schwerfällig.  
Statt einer Bewilligungslösung ist auf die Eigenverantwortung der Unternehmen zu setzen.  
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muss er dies auf Anfrage be-
gründen und belegen können“.  


Art. 9 
Überarbeitung, Vervollständi-
gung des Anhangs 


Die Listen in Anhang 2 sind aus der Sicht von Coop unvollständig und enthalten Begrifflichkei-


ten, die in der Schweiz ansonsten nicht verwendet werden (Bsp.: Huhnfleisch). Bei der Aus-


gestaltung des Anhangs ist auf Vollständigkeit, regelmässige Überarbeitung und korrekte 


Verwendung von begriffen zwingend zu achten. 


Zudem stellen wir die Basis der Berechnung des "Swissness-Selbstversorgungsgrads" 


(SSVG) in Frage: Warum wird die Inlandproduktion, nicht aber der Inlandverbrauch, inklusive 


Konsum als Berechnungsbasis verwendet? Zudem wird der Import von Fertigprodukten nicht 


berücksichtigt und Halbfabrikate über technische Faktoren wieder in Mengen der zu Grunde 


liegenden Naturprodukte umgerechnet. Dieses Berechnungs-Verfahren für den "Swissness-


Selbstversorgungsgrad" (SSVG) ist sehr komplex, ungenau und sehr aufwändig. Aus der 


Sicht von Coop wird hier zusätzlicher bürokratischer Aufwand geschaffen. 


 


 


Art. 12  


Die Inkraftsetzung per 1.1.2017, wie sie gemäss Erläuterungen vorgesehen ist, lehnen wir ab. 


Wir fordern und beantragen, dass die Verordnungen zeitgleich mit der Revision Lebensmittel-


rechts und insbesondere der Bestimmungen zur Herkunftsdeklaration der Rohstoffe  erfolgt. 


Eine Harmonisierung der Vorschriften (SWISSNESS und LMG) ist sowohl aus Sicht der Kon-


sumenten, als auch der Wirtschaft unverzichtbar. Wir gehen davon aus, dass nur ein abge-


stimmtes Vorgehen einen verlässlichen Vollzug erlaubt.   


 


 


GUB-GGA-Verordnung für nicht landwirtschaftliche Erzeugnisse / Ord. sur les AOP et IGP des produits non agricoles / ord. sul registro delle DOP e 
delle IGP per prodotti non agricoli 


  Keine Bemerkungen. 
 


WSchV / OPAP / OPSP 


  Keine Bemerkungen. 
 


 








  


 


 


 


 
 
 


Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness 
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme    
Formulaire pour la saisie de la prise de position 
Formulario per il parere 
 


Organisation / Organisation / Organizzazione Denner AG 


Grubenstrasse 10 


8045 Zürich 


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 


Manuela Wepfer/ 044 455 13 99/  manuela.wepfer@denner.ch 


 


Adresse / Indirizzo 


 


Denner AG 
Qualitätsmanagement 
Grubenstrasse 10 
8045 Zürich 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  
Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 
Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 



mailto:manuela.wepfer@denner.ch

mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali: 


Wir bedanken uns für die Gelegenheit, zu den Ausführungsbestimmungen der Swissness-Gesetzgebung Stellung nehmen zu dürfen. Wir beschränken uns 
dabei insbesondere auf die Verordnung über die Verwendung der Herkunftsangabe «Schweiz» für Lebensmittel (HASLV).  


Aus Sicht von Denner  muss die Verordnung in vier Hauptbereichen einerseits praxistauglicher und andererseits präziser werden.  


Erstens sollten Zutaten für die Swissness-Berechnung nicht in ihre Einzelbestandteile aufgeschlüsselt werden müssen. Dies ist nicht praktikabel. 


Zweitens müssen die Listen /Anhänge überarbeitet und präzisiert werden. Zudem sollte aus unserer Sicht nochmals hinterfragt werden, ob es all diese Lis-
ten resp. Anhänge braucht oder ob nicht mit einer Positivliste gearbeitet werden könnte.  


Drittens entspricht die vorgeschlagene Regelung aus unserer Sicht nicht der Absicht des Gesetzgebers und geht zu weit. 


Viertens sollen die strengen Regelungen bezüglich Lebensmittel die ausschliesslich aus importierten Naturprodukten hergestellt sind resp. bezüglich Auslo-
bung der Herkunft einzelner Rohstoffe gelockert werden.  
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par rapport aux différents articles / Osservazioni sui singoli articoli  


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


MSchV / OPM / OPM 


Art. 52n, Abs. 1  


Die Denner AG erachtet die den Art. 50, MSchG als enorm wichtig und begrüsst, dass spezi-
fische Branchenverordnungen möglich sind. Deshalb erachtet sie es auch als notwendig, die 
Branchen und deren Relevanz genau zu definieren. Eine enge Abstimmung und ein regel-
mässiger Austausch mit den Branchenverbänden trägt zu einer wirkungsvollen und realisti-
schen Umsetzung bei. 


 


HASLV / OIPSD / IPSDA 


Art. 2, lit. d (neu) 


"Nicht als Herkunftsangabe gel-
ten die Angabe des Produktions-
landes nach LKV in der Sachbe-
zeichnung oder als separate 
Angabe." 


Aus der Sicht von DENNER muss die Abgrenzung zur Produktionslandangabe gemäss LKV 
genau definiert sein.  


 


Art. 4 , Abs. 1  


1 Die Berechnung des erforder-
lichen Mindestanteils Schweize-
rischer Rohstoffe …der Rezep-
tur. Zusammengesetzte Zutaten 
(Halbfabrikate) gelten analog als 
Schweizerisch, wenn sie die 
Anforderungen gemäss MSchG 
und gemäss HASLV erfüllen und 
in der Liste der Zutaten entspre-
chend aufgeführt werden“. 


Die Denner AG begrüsst, dass die Berechnung des erforderlichen Mindestanteils aufgrund 
der Rezeptur erfolgt.  
 
Jedoch sind die Behandlung resp. die Berechnung bei den Zutaten /Halbfabrikaten problema-
tisch (Aufschlüsselung). Zusammengesetzte Zutaten sollen nicht in ihre Bestandteile aufge-
schlüsselt werden müssen. Dies ist nicht praktikabel, weil es viel zu aufwendig ist und die 
Lieferanten in der Regel kaum bereit sind, ihren Kunden die genaue Rezeptur resp. Zusam-
mensetzung und die Herkunft der verwendeten Rohstoffe anzugeben. Die von uns vorge-
schlagene Regelung führt also zu weniger Bürokratie und weniger administrativem Aufwand. 
Sie schwächt die Swissness in keiner Weise, ist es doch so, dass es nicht nur Zutaten geben 
wird, die zwar nicht 100% Schweizer Rohstoffe enthalten und dann trotzdem angerechnet 
werden können, sondern dass es auch solche gibt, die zwar Schweizer Rohstoffe enthalten, 
die Swissness-Anforderungen aber nicht erfüllen und somit gar nicht angerechnet werden 
dürfen.  


 


Art. 4, Abs. 2  Überarbeitung, Vervollständi-
gung der Listen 


- Teil A: Die Liste ist unvollständig und muss angepasst werden.   
- Teil A: Produkte mit einem Selbstversorgungsgrad „0“ gehören in den Anhang 1 (und 


nicht in den Anhang 2) 
- Teil A/B: Produkte die saisonbedingt (z.B. im Winter) in der Schweiz nicht verfügbar sind, 


sollen in dieser Zeitperiode gleich behandelt werden, wie jene Produkte die überhaupt 
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Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


nicht verfügbar sind (analog Liste Teil A). 
 
Zusätzlich soll geprüft werden, ob anstelle der Liste Anhang 1/Teil A und der Liste im Anhang 
2 nicht eine einzige Liste – eine Positivliste – geführt werden sollte. 
Die Basis von 2010/2011 erachtet die Denner AG zudem als schwierig, da bis zum Inkrafttre-
ten ca. 7 Jahre vergangen sein werden.  


  


Art. 4, Abs. 4 


Wasser ist von der Berechnung 
ausgeschlossen. Ausgenommen 
ist natürliches Mineralwasser 
und Quellwasser für die Mine-
ralwasserproduktion.  
 
 
Ändern: 
4 Wasser kann nur insoweit 
eingerechnet werden, als es 
natürliches Mineralwasser oder 
Quellwasser ist oder soweit es 
zur Herstellung zwingend benö-
tigt wird und im Produkt enthal-
ten bleibt. Vorbehalten bleiben 
das Missbrauchsverbot gemäss 
Art. 52b der Markenschutzver-
ordnung (MSchV) und die sinn-
gemäss anwendbaren Vorschrif-
ten des Lebensmittelrechts zum 
Schutz vor Täuschung mit Be-
zug auf Herkunftsangaben. 


Es ist verständlich, dass Mineralwasser aus der Schweiz gerne mit dem Schweizerkreuz be-
worben werden will. Die Bestimmung gemäss Vorlage kann jedoch zu Missbräuchen bei 
Süssgetränken (Bsp. Apfelschorle mit Apfelsaftkonzentrat aus China), etc. führen, weshalb 
die Denner AG beantragt, die Ausnahme ausschliesslich auf die Mineralwasserproduktion zu 
beschränken. 
 
 


 


Art. 4 Abs. 6 
Wird Milch als Rohstoff verwen-
det, so muss diese vollständig 
aus der Schweiz stammen. 


Gemäss Art. 48, lit. b MSchG und im Sinne der Antragsteller im Parlament geht es bei dieser 
Bestimmung um den Rohstoff Milch. In der Begründung des Antrags zu Art. 48, lit. b wurde 
gesagt (Zitat NR T. Brunner, 15.03.12):"…Die Schweiz hat beim Rohstoff Milch einen Selbst-
versorgungsgrad von weit über 100 Prozent. Es ist daher nachvollziehbar, dass für schwach-
verarbeitete Lebensmittel 100 Prozent des Gewichts des Rohstoffs Milch verwendet werden 
sollen. Es macht zudem keinen Sinn, für schwachverarbeitete Lebensmittel Milch zu importie-
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Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


ren und diese auch noch als "Schweizer Produkt" zu verkaufen." Demnach sollen gemäss 
Antrag die schwachverarbeiteten Milchprodukte wie Rahm oder Butter strenger reglementiert 
werden, nicht aber Milchprodukte an sich, die im Lebensmittelrecht klar definiert sind. 
Milchprodukte sollten aus der Sicht der Denner AG deshalb hier gestrichen werden, da insbe-
sondere bei Milchpulver, etc. eine solch restriktive Bestimmung unverhältnismässig ist.  


Art. 6, Abs. 1 bis (neu) 
 


Art. 6 Zusatz: 
1bis: Setzt sich ein Lebensmittel 
aus mehreren Zutaten zusam-
men, so gilt eine Zutat als voll-
ständig schweizerischer Her-
kunft und kann bei der Weiter-
verarbeitung vollständig ange-
rechnet werde wenn die Anfor-
derungen nach Artikel 48b Ab-
satz 2 MSchG. 


 


 


Art. 6, Abs. 2  
Für Lebensmittel, die 
ausschliesslich aus im-
portierten Naturproduk-
ten und daraus herge-
stellten Rohstoffen be-
stehen, darf die Her-
kunftsangabe 
«Schweiz» nicht ver-
wendet werden. 


Ergänzen: „…nicht verwendet 
werden. Wenn ein Rohstoff in 
der Schweiz aufgrund der natür-
lichen Gegebenheiten nicht in 
der Schweiz produziert werden 
kann und nicht oder nur unge-
nügend (SVG<20%) verfügbar 
ist, aber der wesentliche Verar-
beitungsschritt in der Schweiz 
erfolgt, kann die Herkunftsanga-
be „Schweiz“ verwendet wer-
den“ 


Diese Regelung ist zu streng und gefährdet die Swissness verschiedener Produkte 
/Produktgruppen wie z.B. Kaffee oder dunkle Schokolade (ohne Zucker). 
 


 


Art. 6 Abs. 3 


Darf für ein Lebensmittel die 
Herkunftsangabe «Schweiz» 
nicht verwendet werden, so 
dürfen für einzelne Rohstoffe, 
aus denen das Lebensmittel 
hergestellt wurde, die Schweizer 
Herkunft nur ausgelobt werden, 


Es muss weiterhin möglich sein, Herkunftsangaben, die über die gesetzlichen Vorgaben hin-
ausgehen, bei Rohstoffen, die für das Produkt relevant sind, machen zu können. 
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Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


wenn sie  
a. Entweder namensgebend im 


Sinne der Lebensmittelver-
ordnung oder relevant für 
die wesentlichen Produktei-
genschaften sind: 


oder 
b. Gewichtsmässig relevant 


sind  
sowie  
c. die Verarbeitung, die dem 


Lebensmittel seine wesentli-
chen Eigenschaften verlie-
hen hat, in der Schweiz 
stattgefunden hat. 


Art. 8, Abs. 1-3 


streichen  
 
oder Abs. 1 ersetzen durch die 
folgende Formulierung: 
 
„Falls ein Hersteller ein Natur-
produkt aus der Schweiz auf-
grund der technischen Anforde-
rungen nicht verwenden kann, 
muss er dies auf Anfrage be-
gründen und belegen können“.  


Diese Regelung ist nicht praktikabel und administrativ schwerfällig.  
Statt einer Bewilligungslösung ist auf die Eigenverantwortung der Unternehmen zu setzen. 


 


Art. 9 
Überarbeitung, Vervollständi-
gung des Anhangs 


Die Listen in Anhang 2 sind aus der Sicht von Denner unvollständig und enthalten Begrifflich-
keiten, die in der Schweiz ansonsten nicht verwendet werden (Bsp.: Huhnfleisch). Bei der 
Ausgestaltung des Anhangs ist auf Vollständigkeit, regelmässige Überarbeitung und korrekte 
Verwendung von begriffen zwingend zu achten. 


Zudem stellen wir die Basis der Berechnung des "Swissness-Selbstversorgungsgrads" 
(SSVG) in Frage: Warum wird die Inlandproduktion, nicht aber der Inlandverbrauch, inklusive 
Konsum als Berechnungsbasis verwendet? Zudem wird der Import von Fertigprodukten nicht 


 







  


 
 


  


7/7 


 
 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


berücksichtigt und Halbfabrikate über technische Faktoren wieder in Mengen der zu Grunde 
liegenden Naturprodukte umgerechnet. Dieses Berechnungs-Verfahren für den "Swissness-
Selbstversorgungsgrad" (SSVG) ist sehr komplex, ungenau und sehr aufwändig. Aus der 
Sicht von Denner wird hier zusätzlicher bürokratischer Aufwand geschaffen. 


Art. 12  


Die Inkraftsetzung per 1.1.2017, wie sie gemäss den Erläuterungen vorgesehen ist, lehnen 
wir ab. Wir fordern und beantragen, dass die Verordnungen zeitgleich mit der Revision Le-
bensmittelrechts und insbesondere der Bestimmungen zur Herkunftsdeklaration der Rohstoffe  
erfolgt. Eine Harmonisierung der Vorschriften (SWISSNESS und LMG) ist sowohl aus Sicht 
der Konsumenten, als auch der Wirtschaft unverzichtbar. Wir gehen davon aus, dass nur ein 
abgestimmtes Vorgehen einen verlässlichen Vollzug erlaubt.   


 


 


 





		SSVernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness Consultation relative au droit d’exécution Swissness Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness






 


 


 


 
 
 


Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness 
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 
Formulaire pour la saisie de la prise de position 
Formulario per il parere 
 


Organisation / Organisation / Organizzazione Interessengemeinschaft IG Swiss Made  


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Dr. Sigmund Pugatsch  


044 286 50 10 


spugatsch@rp-law.ch 


Adresse / Indirizzo 


 


Beethovenstrasse 11 
Postfach 
8027 Zürich 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 



mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali: 


Mit Schreiben vom 26. Juni 2014 wurde die Interessengemeinschaft „IG Swiss Made“ eingeladen, zur Revision der Ausführungsverordnungen „Swissness“ 
eine Vernehmlassungsantwort einzureichen. Wir haben Ihre Bereitschaft der Anhörung unserer Anliegen bereits im Vorfeld der Vernehmlassung geschätzt 
und möchten uns für die Möglichkeit zur Stellungnahme bei Ihnen bedanken. Wir äussern uns dazu wie folgt:  


Wie Ihnen bekannt ist, hat es sich die „IG Swiss Made“ stets zur Aufgabe gemacht, im Hinblick auf die Revision der Swiss-Made-Bestimmungen Lösungen 
anzustreben, welche für alle Unternehmen, insbesondere auch für die im unteren und mittleren Preissegment tätigen KMU tragbar sind und nicht partikuläre 
Interessen unterstützen. In diesem Zusammenhang sei darauf hingewiesen, dass KMU für die Schweizer Wirtschaft eine entscheidende Rolle spielen. Laut 
Angaben des Bundesamtes für Statistik (BFS) bilden sie mehr als 99% der Unternehmen und stellen zwei Drittel der Arbeitsplätze im Land 
(http://www.kmu.admin.ch/politik/02961/02987/index.html?lang=de).  


Die „IG Swiss Made“ hatte sich im Interesse der KMU für eine 50%-Regelung stark gemacht. Das Gesetz wurde in der Schlussabstimmung allerdings mit 
der Hürde von 60% der Herstellungskosten der kompletten Uhr verabschiedet, was bereits eine massive Verschärfung zur heutigen Praxis darstellt, welche 
sich nur auf das Uhrwerk bezieht. Die Herausforderung dieser neuen Gesetzgebung liegt für KMUs darin, Uhrenkomponenten (insbesondere Gehäuse und 
Zifferblätter) von unabhängigen Lieferanten in der Schweiz zu konkurrenzfähigen Konditionen (Qualität, Preise, Lieferfristen) zu erhalten. Diese Industrie 
existiert in der Schweiz schon lange nicht mehr, da sich praktisch die gesamte Zulieferindustrie auf die Grosskonzerne und die Luxusindustrie ausgerichtet 
hat. Dazu kommt die Tatsache, dass im Laufe der letzten Jahre viele unabhängige Hersteller von den Grosskonzernen aufgekauft worden sind. Im Gegen-
satz zu den Grosskonzernen können KMUs keine firmeninterne Lösung erarbeiten. Der Aufbau einer unabhängigen Industrie für KMUs braucht zum einen 
eine klare Rechtslage, zum anderen einige Jahre für den Aufbau dieser Firmen. Die Rechtslage wird aber erst dann wirklich klar sein, wenn sowohl die all-
gemeine Verordnung, als auch Branchenverordnung definitiv verabschiedet worden sind. Danach braucht es mehrere Jahre, um diese unabhängige Indust-
rie aufzubauen. Aus diesem Grunde sind lange Übergangsfristen von existenzieller Bedeutung. 


Um die Marktchancen namentlich der hiesigen KMUs nicht noch stärker zu beeinträchtigen, sollte es das Hauptanliegen im Rahmen der Verordnung sein, 
dass die präzisierenden Bestimmungen nicht ohne Not die Hürden noch verschärfen. Vielmehr ist darauf zu achten, dass wirtschaftlich bedingte Unwägbar-
keiten ausreichend berücksichtigt werden und der administrative Aufwand für die Unternehmen gering bleiben muss. Mithin ist ein gewisser Handlungsspiel-
raum unerlässlich. Demgemäss begrüsst die IG Swiss Made, dass die „Swissness“-Regeln pragmatisch und genügend flexibel gehandhabt werden sollen, 
(vgl. EJPD/IGE, Erläuternder Bericht – Revision Markenschutzverordnung, S. 11) und ein Verzicht statuiert wird, wonach den Unternehmern kein Rech-
nungslegungsstandard vorgeschrieben wird (vgl. etwa Art. 52g E-MSchV).  


Einigen Bedürfnissen der KMU wurde demgemäss bereits Rechnung getragen, allerdings gilt es weitere, unerlässliche Voraussetzungen für eine ausgewo-
gene Swissness-Gesetzgebung zu verankern:  


1. Im revidierten Marken- und Wappenschutzgesetz sind keine Übergangsbestimmungen vorgesehen, mithin erschöpft sich diese in der Inkraftsetzung. 
Die neue „Swissness“-Gesetzgebung soll am 1. Januar 2017 in Kraft treten. Lediglich in Art. 60a E-MSchV wird den Unternehmen eine Lagerauf-
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brauchsfrist von zwei Jahren bis zum 31. Dezember 2018 eingeräumt. In den einführenden Erläuterungen wird daher richtig erkannt, dass den Un-
ternehmen bei diesem Szenarium gerade einmal ein Jahr bliebe, um sich an die neuen Regelungen anzupassen (EJPD/IGE/WBF/BLW, Erläutern-
der Bericht zum „Swissness“-Ausführungsrecht „Chapeau“ S.5).  


Eine Übergangsfrist ist für die gesamte Wirtschaft, insbesondere aber auch die Uhrenindustrie von zentraler Bedeutung, da die Unternehmen ihre 
Produktionszyklen den neuen Vorgaben entsprechend umstellen müssen. Für viele Komponenten existiert gar keine funktionierende Zulieferindust-
rie mehr in der Schweiz und muss daher neu aufgebaut werden. Unabhängige Zulieferanten wollen zuerst die definitiv gültige Markenschutz- und 
Branchenverordnung abwarten, bevor sie auf sicherer Rechtsgrundlage investieren. Hier geht es um weitreichende Änderungen durch das Gesetz, 
eine erhebliche Erhöhung des minimalen Inlanderfordernisses gegenüber der heute gut eingespielten Praxis von 50 Prozent und die damit im Zu-
sammenhang stehende Verunsicherung vieler Unternehmen gerade auch im Hinblick auf die Berechnung der Swissness. Dieser kann nur mit einer 
genügend langen Frist begegnet werden, um den Unternehmen, inklusive den bestehenden und neuen Zulieferanten überhaupt die Möglichkeit zu 
geben, sich auf die neue Situation einstellen zu können und die notwendigen Kapazitäten aufzubauen. KMU mit grossen Lagerbeständen an Be-
standteilen, die teilweise multifunktional eingesetzt werden können, müssen diese noch angemessen aufbrauchen können. Ansonsten würde deren 
Existenz aufgrund von immensen Abschreibungen gefährdet. Es kann ja nicht angehen, dass Unternehmen ihren Betrieb einstellen müssen, nur 
weil ihnen nicht ausreichend Zeit gewährt wird. Fünf Jahre sind aus Sicht der IG Swiss Made mithin ein absolutes Minimum. Dies kann durch ein 
spätes Inkrafttreten erzielt werden, worüber der Bundesrat zu befinden hat.  


Da die Beschaffung und Produktion umgestellt werden müssen, ist eine Lageraufbrauchsfrist, wie sie im Entwurf vorgesehen ist, unentbehrlich. Aus 
den genannten Gründen müsste diese allerdings länger als 2 Jahre dauern und müsste nicht nur für Produkte, sondern auch für Bestandteile gelten, 
um die im Lager befindlichen Komponenten angemessen aufbrauchen zu können und die Belieferung mit Teilen nach den neuen Bestimmungen si-
cher zu stellen. 


Bestrebungen anderer Kreise, namentlich der Landwirtschaft, die Swissness-Vorlage früher in Kraft setzen zu wollen, sind strikt abzulehnen. Natur-
produkte bilden nicht umsonst eine eigenständige Kategorie und sind mit den industriellen Produkten nicht vergleichbar. Die Produktionszyklen sind 
aus der Natur der Sache heraus wesentlich kürzer als bei den industriellen Produkten. Hier besteht gleichsam ein gravierender Unterschied der sich 
aber nicht zu Lasten der Industrie in einer viel zu kurzen Aufbrauchsfrist auswirken darf. Es kann nicht angehen, dass ein Wirtschaftszweig über die 
Belange aller anderen, noch nicht einmal gleichgelagerten Branchen entscheiden darf.  


Ziel des Gesetzes ist die nachhaltige Sicherung des Mehrwertes des Labels „Schweiz“ und damit die Stärkung der hier produzierenden Firmen, so 
dass dieses wirtschaftsfreundlich umgesetzt werden muss, ohne die Unternehmen unnötig zu belasten. Unternehmen, die gewillt sind, diese Ver-
schärfung auf sich zu nehmen, darf dies nicht von vornherein verwehrt werden. Eine für die Anpassung ausreichende Übergangsfrist birgt mithin 
mehr Nutzen als Schaden und würde den benannten Bestrebungen des Gesetzgebers viel eher gerecht.   


2. Anlässlich der Sitzung vom 29. Oktober 2013 bestand Konsens darüber, dass die deklarierte Swissness nur im Rahmen eines konkreten Prozesses, 
d.h. im Klagefall, überprüft werden soll (vgl. Artikel 51a MSchG) und die Swissness-Bestimmungen nicht zu einem Ausforschungsbeweis miss-
braucht werden dürfen. Dies ist für die Wirtschaft von ganz entscheidender Bedeutung; es kann also keinesfalls darum gehen, wie im Vorfeld der 
ganzen Swissness-Debatte immer wieder befürchtet wurde, dass alle Unternehmen ihre Swissness ohne Not mit komplizierten Berechnungen vor-
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prozessual belegen müssen. Dies wäre mit immensen Kosten und grossem Aufwand verbunden. Die Unternehmer, insbesondere die KMU, müssen 
vor einer derart missbräuchlichen Anwendung des Gesetzes geschützt werden. Zur Verdeutlichung und im Interesse der Rechtssicherheit sollte der 
Verordnungstext um einen entsprechenden klarstellenden Art. 52o E-MSchV ergänzt werden.  


3. Die Abwälzung des Nachweis der ungenügenden Verfügbarkeit von Materialien auf die Branche i.S.d. Art. 52i E-MSchV ist unhaltbar. Eine derartige 
Datensammlung ist mit einem immensen Aufwand und grossen Kosten verbunden; hierfür fehlen die internen Strukturen und Finanzen. Zudem 
muss es Unternehmen gleichsam möglich sein, (Roh-) Materialien auszunehmen, deren Bezug in der Schweiz zwar möglich, aber wirtschaftlich ge-
sehen untragbar ist, deren Kaufpreis mithin unverhältnismässig hoch ist im Vergleich zum gesamten Produkt. So kann es etwa nicht angehen, wenn 
es keine unabhängigen Drittanbieter in bestimmten Bereichen gibt, das Material als verfügbar einzustufen, da dies faktisch unzutreffend wäre.  


4. Wie bereits erwähnt, stellt die gesetzliche Anforderung, dass mindestens 60% Herstellungskosten in der Schweiz anfallen müssen, bereits eine Ver-
schärfung und mithin eine Erschwerung zur Erlangung der Swissness-Qualifikation dar. Die IG Swiss Made beantragt daher, dass in der Verordnung 
festgehalten wird, dass Branchenverordnungen nicht über die gesetzlichen Mindestanforderungen hinausgehen dürfen. Zusatzbedingungen, wie sie 
in der bisherigen Branchenverordnung noch sinnvoll waren, dürfen nun im Zusammenhang mit dem mindestens 60% Schweizer Anteil die Hürde, 
gerade auch für Kleinbetriebe, nicht noch zusätzlich erhöhen.  


Die IG Swiss Made hofft, dass bei der Verordnung den Bedenken der KMUs gebührend Rechnung getragen wird und die entsprechenden Anpassungen 
wohlwollend aufgenommen werden. 
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par rapport aux différents articles / Osservazioni sui singoli articoli 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


MSchV / OPM / OPM 


MSchV, Art. 52i 


Formulierung ändern: 
„…Material gemäss Angaben 
eines Herstellers in der 
Schweiz ungenügend verfüg-
bar…“ 
„Als ungenügend verfügbare 
Materialien gelten auch sol-
che, für die keine ausreichen-
den Konkurrenzangebote be-
stehen.“ 


Diese Anpassung rechtfertigt sich, weil die vorgesehene Branchenlösung nicht durchführbar 
ist. Vielmehr muss es dem Unternehmer möglich sein, die nicht genügende Verfügbarkeit 
belegen zu dürfen (vgl. Ziff. 3).  


 


MSchV, Art. 52j, Bst. a Formulierung ändern: „die Löh-
ne und ihre Nebenkosten;“ 


Diese Anpassung rechtfertigt sich, da zu den Löhnen auch die Arbeitgeberbeiträge etc. zäh-
len und demgemäss einzurechnen sind. 


 


MSchV, Art. 52n Abs.4 


Formulierung neu: „Branchen-
verordnungen dürfen keine 
Bestimmungen enthalten, 
welche über die gesetzlich 
verankerten Anforderungen 
hinausgehen, insbesondere 
sind keine weitergehenden 
Anforderungen an Materialien 
und Prozesse zu stellen.“ 


Diese Anpassung rechtfertigt sich, um zu verhindern, dass zu Lasten von KMU via Branchen-
verband strengere Vorgaben verankert werden können und durch die Hintertür eine weitere 
Verschärfung erzielt wird (vgl. Ziff.4).  


 


MSchV,  
5. Abschnitt: Beweis-
lastumkehr 
Art. 52o 


Formulierung neu: „Die Beweis-
last gemäss Art. 51a MSchG 
gilt nur im Klagefall. Das Be-
weisverfahren richtet sich 
nach den Bestimmungen von 
Art. 150 ff ZPO resp. Art. 139 ff 
StPO. Es können Akten aus 
anderen Verfahren beigezo-
gen werden (vgl. Art. 194 
StPO).“ 


Diese Anpassung rechtfertigt sich, weil der beweispflichtige Unternehmer vor einer miss-
bräuchlichen Anwendung des Gesetzes geschützt werden muss. Der Nutzer einer Herkunfts-
angabe steht in der Beweispflicht, soll aber dadurch nicht administrativ oder finanziell unge-
bührlichen Belastungen ausgesetzt werden (vgl. Ziff.2). 


 


Muster 







 
 


  


6/9 


 
 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


MSchV, Art. 60a 


Formulierung ändern: 
„…hergestellt wurden sowie 
Bestandteile dürfen noch bis 
zum... [5 Jahre ab Inkrafttreten]“   


Diese Anpassung rechtfertigt sich, da die meisten industriell fertigenden Unternehmen grosse 
Lagerbestände an Bestandteilen haben, die teilweise multifunktional eingesetzt werden kön-
nen (vgl. Ziff.1).  


 


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


HASLV / OIPSD / IPSDA 
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Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


GUB-GGA-Verordnung für nicht landwirtschaftliche Erzeugnisse / Ord. sur les AOP et IGP des produits non agricoles / ord. 
sul registro delle DOP e delle IGP per prodotti non agricoli 
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Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


WSchV / OPAP / OPSP 
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Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 
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Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness       


 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme – 15. Oktober 2014 
 
Organisation  Prof. Dr. Jürg Simon 


 


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
 


058 450 8000 


Juerg.simon@lenzstaehelin.com 


Adresse  


 


Bleicherweg 58 


8027 Zürich 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnahme elektronisch 
als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  
 


Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali: 


----- 
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par rapport aux différents articles / Osservazioni sui singoli articoli 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


MSchV / OPM / OPM 


Art. 24a lit.e Beweismittel (statt Beweisurkunden) 


Der Kreis möglicher Beweismittel für die Glaubhaftmachung des 
Nichtgebrauchs sollte nicht ohne Not auf „Urkunden“ eingeschränkt 
werden. 
 


 


Art. 52a Abs. 2  
 
 
 
 
 
 
 
 


 
Der Verweis müsste sich nicht auf Art. 
52j sondern Art. 52n beziehen.             
 
 
 


Die im Entwurf gewählte Unterteilung ergibt sich zwar aus dem 
neuen Gesetzeswortlaut. Unklar bleibt offenbar aber, wie mit Le-
bensmitteln umzugehen ist, bei denen nicht auf das Rohstoffgewicht, 
sondern auf die Herstellungskosten abzustellen wäre. Ein Fallenlas-
sen dieser Kategorie entspräche nicht dem Sinn der ursprünglichen 
Botschaft und könnte schwerlich aus der parlamentarischen Beratung 
„gelesen“ werden.  


 


Art. 52j Abs. 2 lit. a  


 


a. die Löhne und die Lohnnebenkos-
ten. 
 


Die Lohnnebenkosten fallen in der Schweiz an; es ist deshalb konse-
quent, auch die schweizerischen Lohnnebenkosten einzubeziehen.  


 


HASLV / OIPSD / IPSDA 
Art. 1 und 2 
 


  
Klärung der Frage, ob die HASLV auch 
auf regionale und lokale schweizerische 
Herkunftsangaben anwendbar ist (was 
nach dem Gesetzestext an sich der Fall 
ist). 
 
 
 
 
 
 


Der Entwurf scheint nur die Herkunftsangabe Schweiz zu erfassen. 
Das Gesetz betrifft indes auch regionale und lokale schweizerische 
Herkunftsangaben (s. S. 9 des erläuternden Berichts zur MSchV-
Vorlage). Es ist unbedingt zu klären (klarzustellen), ob die HASLV 
für diese auch gelten soll oder nicht. Diese Frage kann nicht offenge-
lassen werden. Ansonsten stellen sich in der Praxis sofort schwer-
wiegende Auslegungs- und Abgrenzungsfragen. Die offensichtlichen 
Praktikabilitätsprobleme bei lokalen und regionalen Herkunftsanga-
ben können nicht einfach umadressiert bleiben. 
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Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


 Klärung. 
 
 


Es fehlt zudem eine Regel, wie mit Lebensmitteln umzugehen ist, bei 
denen nicht auf das Rohstoffgewicht, sondern auf die Herstellungs-
kosten abzustellen wäre.   
 


Art. 2 lit. c.  Streichen. 
 


Art. 47 Abs. 3 Bst. c und 3bis genügen. Das vermeidet auch Unklar-
heiten, weil auf einen weiteren auslegungsbedürftigen Begriff (indi-
rekter Hinweis) verzichtet werden kann.  
 


 


Art. 3 lit. b.  Ev. streichen. Diese Ausnahme widerspricht dem in dieser Frage restriktiven An-
satz des Parlaments. Ob sie völkerrechtlich zwingend ist, erscheint 
nicht völlig klar.  
 


 


Art. 4 Abs. 1  
 


Beibehalten. 
 
 
 
 


Dieser sog. Rezepturansatz entspricht ohne weiteres dem gesetzgebe-
rischen Willen und sollte zu recht nicht nicht auf eine „Einzelpro-
duktbetrachtungsweise“ heruntergebrochen werden.  


 


 


Art. 4 Abs. 2 lit. a. und b. Zusammenlegung von Anhang 1 und 2. 
 
 
 
 
 
Streichen von „können“. 
  


Anhang 1 und 2 könnten zusammengelegt werden , so dass nur jene 
Naturprodukte und Rohstoffe mit einem Selbstversorgungsgrad von 
über 20% aufzuführen wären. Dies würde zu einer merklichen Ver-
einfachung führen, da lediglich auf die Positivliste abzustellen wäre.  
 
 
Es sollte hier nicht auf die theoretische Möglichkeit einer Produktion 
abgestellt werden. Das ist zu spekulativ und führt zu Rechtsunsi-
cherheiten. Bei realistischer Betrachtung wird aus folgenden Grün-
den nicht in der Schweiz produziert: 


• fehlende „natürlichen Gegebenheiten“  
• Unverhältnismässigkeit der Kosten 


 


 


Art. 4 Abs. 2 lit. b.  Erweiterung/Klarstellung  auf „Rohstoffe 
und Zutaten“. 
 


Eine temporäre Mangellage kann auch bei an sich in genügender 
Menge vorhandenen Rohstoffen und Zutaten auftreten.  
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Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


Anhang 1 Teil B darf nicht, was befürchtet werden könnte, zu einem 
Genehmigungsverfahren führen. Dies wäre gesetzlich nicht abge-
stützt. Der gesetzliche Mechanismus (Selbstdeklaration mit Beweis-
lastumkehr) genügt. 
 


Art. 4 Abs. 2 lit. c.  Erweiterung/Klarstellung  auf „Rohstoffe 
und Zutaten“. 
 


s. Bemerkung zu Art. 4 Abs. 2 lit. b (bezüglich Anhang 1 Teil C). 
 


 


Art. 4 Abs. 3  Prüfen. Es ist zu bezweifeln, dass Anhang 2 vollständig ist. Die Frage müss-
te aber wohl von der Lebensmittelindustrie beantwortet werden. 
 


 


Art. 4 Abs. 4 Prüfen. 
 


Warum sollte nur Quell- und natürlicher Mineralwasser  in die Be-
rechnung einbezogen werden? Diese Abgrenzung  ist jedenfalls ent-
gegen dem erläuternden Bericht nicht einem klaren, einheitlichen 
„gesetzgeberischen Willen“ zu entnehmen. Solange sog. „Prozess-
wasser“ schweizerischer Herkunft ist, dürften die allgemeinen Miss-
brauchsbestimmungen genügen, um Missbrauch zu vermeiden.  
 
 


 


Art. 4 Abs. 5  
 


Schwellwert einführen. 
 
 
 
 


Die Einführung von Schwellwerten wäre der Rechtssicherheit dien-
lich. Die vorgeschlagenen Begriffe „relevant“ und „vernachlässig-
bar“ sind zu ungenau. Die Schwellwerte müssten mit der Lebensmit-
telindustrie geprüft werden.   
 


 


Art. 5 Abs. 2  
 


Die Berechnung darf aufgrund der durch-
schnittlichen Warenflüsse eines 
Jahres in einem Produkt, in einer Pro-
duktgruppe oder in einem Verarbeitungs-
betrieb erfolgen. 
 
 


Die vorgeschlagene Berechnung auf der Grundlage einer sog. Mas-
senbilanz (Warenfluss/Jahr) wirkt zwar pragmatisch. Nicht ganz 
ersichtlich ist aus dem erläuternden Bericht allerdings, weshalb die-
ser Warenfluss nicht Produktegruppen oder Verarbeitungsbetriebe 
soll erfassen können. Der Einbezug dieser Produktegrup-
pen/Verarbeitungsbetriebe würde jedenfalls zu einer massgeblichen 
Vereinfachung führen. Es könnte beispielsweise alternativ auf Pro-
dukt, Produktgruppe oder Verarbeitungsbetrieb abgestellt werden. 
Das Gesetz stünde einer solchen noch pragmatischeren Lösung kaum 
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Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


entgegen. Missbräuche wären vom gesetzlichen Grundprinzip der 
Selbstdeklaration mit Beweislastumkehr gedeckt. 
 


Art. 6 Abs. 1  
 


Klarstellung, dass dies auch für Zutaten 
gilt.  
 


Dies ist ein Erfordernis der Praktikabilität.   


Art. 6 Abs. 3  Streichen. Zum einen unnötig, weil über das Missbrauchsverbot gedeckt.  
 
Zum anderen ist nicht recht ersichtlich, dass z.B. „Crème caramel 
mit Schweizer Milch“ nicht so sollte gekennzeichnet werden dürfen. 
Das erscheint durch das Gesetz nicht gedeckt.  


 


Art. 7  
 


Prüfen.  Bei Zusammenlegung von Anhang 1 und 2 nicht mehr nötig.  
 
 


 


Art. 8 Prüfen. 
 


s. Bemerkung zu Art. 4 Abs. 2 lit. b  


Art. 10  
 


…so darf dieses noch bis zu zwei Jahre 
nach ….nach bisherigem Recht produ-
ziert, verpackt und etikettiert werden. Es 
kann noch bis zu drei Jahre nach ….in 
Verkehr gebracht werden. 
 


Aus dem Recht der landwirtschaftlichen GUB/GGA ist eine Über-
gangsfrist von 2/3 Jahren (Herstellung, Vertrieb) bekannt. Diese 
sollte, schon nur aus Konvergenzgründen, auch hier gelten.  
 


 


Art. 11  
 


Lebensmittel dürfen noch bis zum 31. 
Dezember 2018 [2 Jahre ab Inkrafttreten] 
mit einer Herkunftsangabe, die dem bishe-
rigen Recht entspricht, produziert, ver-
packt und etikettiert werden. Sie können 
noch bis zu drei Jahre nach Inkrafttreten 
in Verkehr gebracht werden.  
 
 
 
 


Aus dem Recht der landwirtschaftlichen GUB/GGA ist eine Über-
gangsfrist von 2/3 Jahren (Herstellung, Vertrieb) bekannt. Diese 
sollte, schon nur aus Konvergenzgründen, auch hier gelten. 
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GUB-GGA-Verordnung für nicht landwirtschaftliche Erzeugnisse / Ord. sur les AOP et IGP des produits non agricoles / ord. sul registro delle DOP e 


delle IGP per prodotti non agricoli 


Art. 5 Abs. 1 ..von Art. 50a MSchG sowie dieser Ver-
ordnung für die Eintragung.. 


Nach Art. 50a Abs. 4 nMSchG können Gattungsbezeichnungen nicht 
eingetragen werden. In Analogie zur entsprechenden Regelung in der 
GUB-GGA-Verordnung für landwirtschaftliche Erzeugnisse ist des-
halb im Rahmen des Eintragungsgesuchs von der gesuchstellenden 
Gruppierung der Nachweis zu erbringen, dass es sich bei der be-
troffenen GUB/GGA nicht um eine Gattungsbezeichnung handelt. 
Die im erläuternden Bericht erwähnte vermeintliche „Vereinfa-
chung“ führt in der vorliegenden Form zu Missverständnissen und 
Unklarheiten.  


 


Art. 5 Abs. 1 lit. e (neu) 
e. den Nachweis, dass es sich nicht um 
eine Gattungsbezeichnung handelt. 
 


dito 
 


    


 


*   *   * 
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Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness 
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 
Formulaire pour la saisie de la prise de position 
Formulario per il parere 
 


Organisation / Organisation / Organizzazione 


Dr. Magda Streuli-Youssef 


 


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 
Dr. Magda Streuli-Youssef /058 658 58 58 
/magda.streuli@walderwyss.com 


 


Adresse / Indirizzo 


Walder Wyss AG Rechtsanwälte  
Seefeldstrasse 123, Postfach 1236 
8034 Zürich 
 


 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  



mailto:swissness@ipi.ch
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Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 
 



mailto:swissness@ipi.ch
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali: 


• In systematischer bzw. gesetzgeberischer Hinsicht wäre es wünschenswert, die neuen Legaldefinitionen einheitlich entweder auf Gesetzes- oder auf 
Verordnungsstufe anzubringen. Stattdessen werden nun “Naturprodukte”, “Produkte nach Artikel 48c MSchG” sowie “Materialien” in Art. 52a MSchV 
(“Allgemeines”), “Lebensmittel” aber wiederum in Art. 48a revMSchG konkretisiert. Eine solche Aufspaltung sollte, wo immer möglich, vermieden 
werden. Am sinnvollsten ist es, und das scheint auch der bisherigen überwiegenden Gesetzgebungspraxis zu entsprechen, Begriffe auf derjenigen 
Erlassstufe zu präzisieren, auf der sie eingeführt und hauptsächlich verwendet werden. Diesem Prinzip folgend, wäre eine Legaldefinition der ge-
nannten Ausdrücke direkt im revMSchG vorzuziehen. Falls diese Gesetzeskorrektur im Rahmen von Art. 6 der Verordnung der Bundesversammlung 
über die Redaktionskommission (Berichtigungen nach der Schlussabstimmung und vor der Veröffentlichung in der Amtlichen Sammlung des Bun-
desrechts) noch möglich ist, wäre dies wünschenswert. 
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par rapport aux différents articles / Osservazioni sui singoli articoli 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


MSchV / OPM / OPM 


MSchV, Art. 52b 


Hauptantrag: Der ganze Artikel 
ist ersatzlos zu streichen. 
 
Eventualantrag: Der Artikel ist 
an den Anfang der Verordnung 
zu stellen und weiter zu fassen. 
Absatz 2 ist zu streichen. 
 


Zum Hauptantrag: Die ausdrückliche Formulierung eines Missbrauchsverbots in Gesetzestex-
ten erscheint generell überflüssig. Das Rechtsmissbrauchsverbot ist ein in Art. 2 ZGB veran-
kerter, zentraler Grundsatz des schweizerischen Rechts. Als solcher gilt er für die gesamte 
Rechtsordnung. Entsprechend ist es nicht erforderlich, diesen Grundsatz in einzelnen Erlas-
sen separat aufzuführen, auch nicht in denjenigen, die mehr Missbrauchspotential beinhalten 
als andere. Ganz im Gegenteil: Je häufiger das Rechtsmissbrauchsverbot wiederholt wird, 
umso weniger selbstverständlich wirkt es. Auch wird so der Eindruck vermittelt, dass das Ver-
bot nur für jene Erlasse gilt, die sich explizit darauf beziehen, für alle anderen hingegen nicht. 
Die Bestimmung ist auch deshalb unnötig, weil sie sich, wie im Erläuternden Bericht ausge-
führt wird, primär an Gerichte und Unternehmen richtet, die mit der Allgemeingültigkeit des 
Missbrauchsverbots durchaus vertraut sind. 
 
Zum Eventualantrag: Sollte man an der Bestimmung dennoch festhalten, ist ihre konkrete 
Formulierung problematisch: Das Missbrauchsverbot ist zu stark auf die Bestimmung des 
Herkunftsorts ausgerichtet. Die Bestimmung gilt (selbstverständlich) für den gesamten Erlass, 
etwa für Täuschungen im Zusammenhang mit Firmennamen. Daher ist es nicht einsichtig, 
warum die Bestimmung derart eng gefasst ist. Ebenfalls kann der bloss beispielhaft auf unter-
schiedliche Berechnungsmethoden hinweisende Absatz 2 ersatzlos gestrichen werden. 


 


MSchV, Art. 52c 


Redaktionelle Anpassung von 
Art. 48c Abs. 2 MSchG im Sinne 
der nebenstehenden Begrün-
dung. 


Es ist bedauernswert und für den Gesetzesanwender verwirrend, dass die Terminologie und 
Kategorisierung der massgeblichen Herstellungskosten in Art. 52c MSchV nicht mit denjeni-
gen von Art. 48c revMSchG kongruent ist. So ist im Gesetz von „Fabrikation und Zusammen-
setzung“ die Rede, während die Verordnung von „Materialkosten“ und von „Fertigungskosten“ 
spricht. Unter letzteren werden dann wiederum die im Gesetz noch unter Art. 48 Abs. 2 lit. c 
separat genannten Qualitätssicherung und Zertifizierung aufgeführt. Die in der Verordnung 
gestützt auf das Gutachten von Thomas Rautenstrauch verwendete Terminologie und Kate-
gorisierung erscheint überzeugender und praxisnaher als Art. 48c Abs. 2 revMSchG, insbe-
sondere da sie sich stärker an gängige Begriffe des Rechnungswesens orientiert. 
Falls im Rahmen von Art. 6 der Verordnung der Bundesversammlung über die Redaktion-
skommission (Berichtigungen nach der Schlussabstimmung und vor der Veröffentlichung in 
der Amtlichen Sammlung des Bundesrechts) noch möglich, wäre eine entsprechende Anpas-
sung von Art. 48c Abs. 2 revMSchG an die Terminologie und Kategorisierung der Verordnung 
wünschenswert. 
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Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


MSchV, Art. 52d  


Abs. 2 ist wie folgt zu ergänzen: 
„Als Entwicklungskosten gelten 
die Kosten, die von der Produk-
tidee bis zur Marktreife des Pro-
duktes anfallen, insbesondere 
auch die Designkosten.“ 


Schweizerische Unternehmen haben sich eine starke Marktposition im Bereich Produktede-
sign erarbeitet. Den Stellenwert von schweizerischem Design erkennend, regelt denn auch 
Art. 47 Abs. 3ter revMSchG spezifisch die zulässigen Angaben zum Design und die Botschaft 
zur „Swissness“-Vorlage nimmt an mehreren Stellen auf den Gebrauch von Angaben wie 
„Swiss Design“ Bezug (vgl. z.B. Seite 8585).  
Die im Zusammenhang mit der Entwicklung des Designs anfallenden Kosten können bekannt-
lich sehr hoch ausfallen. Zwar werden diese Kosten in der Rechnungslegungspraxis soweit 
ersichtlich regelmässig zu den Forschungs- und Entwicklungskosten gerechnet. Das für die 
Auslegung der US GAAPs zuständige Financial Accounting Standards Board umschreibt dies 
wie folgt: “Development is the translation of research findings or other knowledge into a plan 
or design for a new product or process or for a significant improvement to an existing product 
or process whether intended for sale or use. It includes the conceptual formulation, design, 
and testing of product alternatives, construction of prototypes, and operation of pilot plants.” 
(abrufbar unter http://www.fasb.org/cs/BlobServer?blobcol=urldata&blobtable=MungoBlobs 
&blobkey=id&blobwhere=1175820911202&blobheader=application%2Fpdf). 
Designkosten fallen in zahlreichen Industriezweigen an und sind von erheblicher Bedeutung. 
Im Interesse einer klaren und verständlichen gesetzlichen Grundlage wird angeregt, explizit 
zu erwähnen, dass auch die in der Schweiz anfallenden Designkosten zu berücksichtigen 
sind (siehe neben stehenden Antrag). 


 


MSchV, Art. 52e  


Abs. 3 ist wie folgt zu korrigie-
ren: „Die Forschungs- und Ent-
wicklungskosten können auch 
nach Ende des Zeitraums des 
branchenüblichen Abschrei-
bungszeitraums…“ 


Redaktionelles Versehen; keine Begründung notwendig. 


 


MSchV, Art. 52i 


1. Antrag: Der Titel der Bestim-
mung ist wie folgt zu ergänzen: 
„Gesetzliche Vermutung bei in 
der Schweiz ungenügend ver-
fügbaren Materialien“ 
 
2. Antrag: Die Bestimmung ist 
wie folgt abzuändern: „Ist ein 
Material in der Schweiz ungenü-
gend verfügbar und schliesst der 
Hersteller dessen Kosten im 
Ausmass der ungenügenden 


Zum 1. Antrag: Für den Gesetzesanwender ist es verständlicher, wenn auf den ersten Blick 
klar wird, dass es sich beim fraglichen Artikel um eine gesetzliche Vermutung handelt. Die an 
sich wenig schöne Verlängerung des Titels muss hier in Kauf genommen werden. 
Zum 2. Antrag: Die Bestimmung ist schwer verständlich formuliert. Eine Aufgliederung in zwei 
Sätze (wie zum Beispiel im nebenstehenden Antrag formuliert) vergrössert die Leserfreund-
lichkeit. Ausserdem erscheint die Wendung „wird vermutet“ gebräuchlicher und verständlicher 
als „darf er vermuten“. 


 



http://www.fasb.org/cs/BlobServer?blobcol=urldata&blobtable=MungoBlobs%0b&blobkey=id&blobwhere=1175820911202&blobheader=application%2Fpdf

http://www.fasb.org/cs/BlobServer?blobcol=urldata&blobtable=MungoBlobs%0b&blobkey=id&blobwhere=1175820911202&blobheader=application%2Fpdf
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Verfügbarkeit von der Berech-
nung der Herstellungskosten 
eines Produkts aus, so wird 
vermutet, dass die Verringerung 
der Herstellungskosten in die-
sem Ausmass mit den gesetzli-
chen Anforderungen an die her-
kunftsbestimmenden Kosten 
übereinstimmt. Die ungenügen-
de Verfügbarkeit eines Materials 
muss sich aus öffentlich zugäng-
lichen Angaben der entspre-
chenden Branchen ergeben. 


MSchV, Art. 52k 


Die Bestimmung ist um einen 
Absatz 3 zu ergänzen: Die An-
schaffungskosten für Maschinen 
und Werkzeuge können auch 
nach Ende des branchenübli-
chen Abschreibungszeitraums 
den Herstellungskosten zuge-
rechnet werden. Sie werden in 
der Höhe der durchschnittlichen 
jährlichen Abschreibung dieser 
Kosten während des branchen-
üblichen Abschreibungszeit-
raums berücksichtigt.  


Die Anschaffung von hochspezialisierten Maschinen und Werkzeugen ist regelmässig mit 
hohen Kosten verbunden. Analog zur Regelung betreffend die Forschungs- und Entwick-
lungskosten in Art. 52e Abs. 2 MSchV rechtfertigt es sich, die Maschinen- und Werkzeugkos-
ten gleich zu behandeln und vorzusehen, dass solche Kosten auch noch nach Ende des 
branchenüblichen Abschreibungszeitraums als Herstellungskosten berücksichtigt werden 
dürfen. Zur weiteren Begründung kann auf die Ausführungen im Erläuternden Bericht zu Art. 
52e Abs. 3 MSchV verwiesen werden (S. 15). 
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HASLV / OIPSD / IPSDA 
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GUB-GGA-Verordnung für nicht landwirtschaftliche Erzeugnisse / Ord. sur les AOP et IGP des produits non agricoles / ord. 
sul registro delle DOP e delle IGP per prodotti non agricoli 
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WSchV / OPAP / OPSP 
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		Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness Consultation relative au droit d’exécution Swissness Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness






 


 


 


 
 
 


Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness 
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 
Formulaire pour la saisie de la prise de position 
Formulario per il parere 
 


Organisation / Organisation / Organizzazione Victorinox AG 


 


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Carl Elsener / Carl.Elsener@victorinox.ch 


Adresse / Indirizzo 


 


Schmiedgasse 57 


6438 Ibach-Schwyz 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 



mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali: 


Grundsätzlich sind wir mit dem Inhalt und der Ausarbeitung der Verordnungen einverstanden. Allerdings möchten wir im Zusammenhang mit 
dem in Art. 35 des Wappenschutzgesetzes eingeräumten Weiterbenützungsrecht einige klarstellende Erläuterungen vorbringen. Bekanntlich 
handelt es sich bei der Victorinox AG um ein Unternehmen, für welches die Möglichkeit der Weiterbenützung des Schweizerwappens 
vorgesehen ist. In der Botschaft zum Wappenschutzgesetz wird ausgeführt, dass die zur Weiterbenützung Berechtigten, unter namentlicher 
Nennung der Victorinox AG, „ihr wappenartiges Zeichen weiterhin für bestimmte Waren schweizerischer Herkunft gebrauchen und für 
dieselben in der Schweiz auch als Marke eintragen lassen“ können, wodurch „insbesondere auch der Schutz und die Verteidigung der 
entsprechenden Zeichen im Ausland massgeblich verbessert“ würde (Botschaft zur Swissness-Vorlage, in BBl 2009, S. 8637; die 
Hervorhebung wurde durch uns vorgenommen).  
 
Tatsächlich versteht es sich, dass eine Weiterbenützung nur dann Sinn macht, wenn die sich über viele Jahrzehnte als Marke durchgesetzten 
Kennzeichen auch in verschiedenen Warenklassen registriert und dadurch sowohl in der Schweiz als auch im Ausland verteidigt werden 
können. Voraussetzung hierfür ist, dass der Antrag auf Weiterbenützung gemäss Art. 35 Abs. 2 des Wappenschutzgesetzes innerhalb von 2 
Jahren nach dem Inkrafttreten des Gesetzes gestellt wird, wobei das Recht zur Hinterlegung der Marken nach unserer Auffassung und wohl 
auch nach dem Rechtsverständnis des IGE nicht nur während dieser Zweijahresfrist besteht, sondern danach auch jederzeit auf neue 
Warenkategorien ausgedehnt werden kann. In der Botschaft wird deshalb auch davon gesprochen, „dass ein Unternehmen wie Victorinox sein 
wappenähnliches Zeichen weiterhin auf seiner gegenwärtigen und zukünftigen Warenkollektion“ anbringen darf, sofern es sich um Schweizer 
Waren handelt (Botschaft, in BBl 2009, S. 8652; die kursive Darstellung ist wiederum von uns vorgenommen worden). 
 
Die Möglichkeit, solche Zeichen eintragen lassen zu können, wird zwar explizit in der Botschaft, nicht aber in der Markenschutzverordnung 
und im erläuternden Bericht angesprochen. In der festen Annahme, dass dieses Registrierungsrecht für verschiedene Warenkategorien 
unbestritten ist, sehen wir keinen Anlass, eine Verordnungsbestimmung zu verlangen, welche dieses nur für wenige Unternehmen vorgesehene 
Recht regelt. Nur für den Fall, dass unsere Auffassung wider Erwarten nicht zutreffen sollte, fordern wir eine entsprechende Norm auf 
Verordnungsstufe, welche den an der Weiterbenützung Berechtigten das Recht zur Registrierung einräumt. 
•  
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par rapport aux différents articles / Osservazioni sui singoli articoli 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


MSchV / OPM / OPM 


MSchV, Art. 52f, Abs. 1 Formulierung ändern: „…“ Diese Anpassung rechtfertigt sich, weil… .   


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


Muster 







 
 


  


4/6 


 
 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


HASLV / OIPSD / IPSDA 
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GUB-GGA-Verordnung für nicht landwirtschaftliche Erzeugnisse / Ord. sur les AOP et IGP des produits non agricoles / ord. 
sul registro delle DOP e delle IGP per prodotti non agricoli 


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    







 
 


  


6/6 


 
 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


    


WSchV / OPAP / OPSP 


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


 





		Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness Consultation relative au droit d’exécution Swissness Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness






 


 


 


 
 
 


Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness 


Consultation relative au droit d’exécution Swissnes s 


Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swi ssness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 


Formulaire pour la saisie de la prise de position 


Formulario per il parere 


 


Organisation / Organisation / Organizzazione HACO AG 


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Kristine Hotz / Qualitätsmanagement 
031 950 14 37 
kristine.hotz@haco.ch 


Adresse / Indirizzo 


 


Worbstrasse 232 
CH-3073 Gümligen 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument  zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position  en format Word 
par courrier électronique  facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di d ocumento Word . Grazie. 
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osse rvazioni generali:    
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par r apport aux différents articles / Osservazioni sui s ingoli articoli 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


HASLV / OIPSD / IPSDA 
HASLV, Art. 2 lit c 
c. weitere direkte oder indirekte Hinweise 
auf die schweizerische Herkunft. 


„indirekte Hinweise" streichen Dies führt unnötiger zu Rechtsunsicherheit. Keine Definition, was unter einem indirekten Hinweis auf die Marke 
Schweiz alles zu verstehen ist. 


 


HASLV, Art. 5 Abs. 1 
1 Soweit Naturprodukte nach Anhang 1 
oder Rohstoffe nach Anhang 2 aus der 
Schweiz stammen, können sie bei der 
Erfüllung des erforderlichen Rohstoffanteils 
auch dann berücksichtigt werden, wenn sie 
nach Artikel 5 Absätze 2 und 3 von der 
Berechnung ausgeschlossen sind. 


Gesetzesbezug „Artikel 5 
Absätze 2 und 3„ scheint 
fehlerhaft 


Es scheint damit der Art. 4  Abs. 2 und 3 gemeint zu sein.  


 


HASLV, Art. 4 Abs. 2 lit c 
c. in der Schweiz gemäss den erforderlichen 
technischen Anforderungen für 
einen bestimmten Verwendungszweck nicht 
produziert werden können (Anhang 1 Teil 
C). 
 
HASLV, Art. 8 Abs. 1 
1 Das WBF kann Naturprodukte, die in der 
Schweiz gemäss den erforderlichen techni-
schen Anforderungen für einen bestimmten 
Verwendungszweck nicht produziert 
werden können, auf Begehren hin in An-
hang 1 Teil C aufnehmen. 
2 Begehren können von Organisationen der 
Land- und Ernährungswirtschaft, die für das 
Naturprodukt repräsentativ sind, eingereicht 
werden. Die Organisationen müssen zuvor 
weitere vom Begehren betroffene Organisa-
tionen konsultieren. 
3 Das Begehren muss Folgendes enthalten: 
a. den Nachweis, dass sich die in der 
Schweiz produzierten Naturprodukte 
nicht für die Herstellung des Lebensmittels 
eignen; 
b. die spezifischen technischen Anforderun-
gen an das Naturprodukt; 
c. den Nachweis, dass das Lebensmittel 
nicht anders hergestellt werden kann. 


Handhabung von Naturpro-
dukten mit bestimmten Ver-
wendungszweck vereinfachen, 
so dass es in der Praxis für die 
Lebensmittelhersteller um-
setzbar ist.  


Je nach industriell hergestellten Lebensmittel hat dieser Gesetzesartikel sehr aufwendige Auswirkung. Werden 
Lebensmittel mit einem hohen Verarbeitungsgrad hergestellt (z.B. diverse Instantprodukte), wird die Aufnahme-
pflicht von sehr vielen Naturprodukten mit bestimmten Verwendungszweck erforderlich. Dazu gehören Rohstoffe 
wie Lactose (Molke), Maltodextrin (Weizen), Glucosesirup (Weizen), getrocknete Gemüse (z.B. gefriergetrockne-
tes Selleriepulver, getrocknete Tomatenflocken, Fruchtsaftkonzentrat usw.). 
 
Müssen solche Rohstoffe mittels aufwendigem Bewilligungsverfahren, zudem über den Weg von Organisationen 
der Land- und Ernährungswirtschaft, beantragt werden, ist dies eine unüberwindbare Bürokratiegrenze.  
 
Da die Beispiele in der HASLV sehr knapp und eher einseitig sind, scheinen solche praktischen Auswirkungen der 
Ausführungsverordnung unerkannt. Hilfreich wären dazu weitere Praxisbeispiele z.B. mit Instantprodukten oder 
Fertiggerichten. 
 
Hier wäre definitiv ein vereinfachtes Verfahren erwünscht und bereits vorab definierte Ausnahmen für den Anhang 
1 Teil C (z.B. getrocknete Gemüse). 
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HASLV, Art. 6 Abs. 2 
2 Für Lebensmittel, die ausschliesslich aus 
importierten Naturprodukten und daraus 
hergestellten Rohstoffen bestehen, darf die 
Herkunftsangabe «Schweiz» nicht ver-
wendet werden. 


Gemäss Antrag der fial  
(Föderation der Schweizeri-
schen Nahrungsmittel-
Industrien) 
 


Da die Herstellung von Instantkaffee bei uns eine über 60 jährige Tradition in der Schweiz hat und ein grosses 
Knowhow sowie aufwendige Prozessschritte erforderlich sind (wesentliche Fabrikationsschritte finden in der 
Schweiz statt: rösten, extrahieren, trocknen), ist aus Herstellersicht die Auslobung von Instantkaffee mit Schweizer 
Qualität als Ausnahme zu erlauben. Dazu kommt, dass in diesem Fall die Schweizer Landwirtschaft in keiner 
Weise betroffen ist.  


 


HASLV, Anhang 1 Teil A 
Stimulantien 
Kaffee 
Kakao 
Mate 
Schwarztee 


Stimulantien ersetzen durch 
Genussmittel 


Damit die Gesetzgebung mit der Lebensmittelrechtssprechung konsistent ist. 


 


 








 


 


 


 
 
 


Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness 
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 
Formulaire pour la saisie de la prise de position 
Formulario per il parere 
 


Organisation / Organisation / Organizzazione Organisme Intercantonal de Certification Sàrl 


 


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Roman Tscherrig, 079 217 42 26 / 021 601 53 75, r.tscherrig@oic-izs.ch 


Adresse / Indirizzo 


 


Av. d’Ouchy 66, CP 1080, 1001 Lausanne 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 



mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali: 


Dans le projet de nouvelle ordonnance sur l’utilisation de l’indication de provenance « Suisse » pour les denrées alimentaires, il n’est fait mention d’aucun 
contrôle lié au respect des nouvelles exigences.  
Or, seul un contrôle indépendant et neutre permettrait de vérifier que les exigences nouvellement définies soient respectées. En effet, les exemples de cal-
cul cités dans l’Annexe II au rapport explicatif relatif au droit d’exécution « Swissness » démontrent une complexité certaine dans la mise en application du 
projet législatif « Swissness ». 
Ainsi, sans contrôles indépendants et neutres, il est fort probable que les nouvelles exigences fixées dans le projet législatif « Swissness » ne soient pas 
systématiquement mis en œuvre avec toute l’attention nécessaire. 
 


Pour cette raison, nous invitons les autorités fédérales à ajouter un article similaire à l’article 18 de l’Ordonnance sur les AOP et les IGP, tel que « Celui qui 
utilise l’indication de provenance Suisse doit confier à un organisme de certification le contrôle de la production, de la transformation ou de l'élaboration du 
produit. » 
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par rapport aux différents articles / Osservazioni sui singoli articoli 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


MSchV / OPM / OPM 


MSchV, Art. 52f, Abs. 1 Formulierung ändern: „…“ Diese Anpassung rechtfertigt sich, weil… .   


    


HASLV / OIPSD / IPSDA 


 
Ajout de contrôles par des orga-
nismes de contrôle et/ou de 
certification indépendants 


Dans le projet de nouvelle ordonnance sur l’utilisation de l’indication de provenance 
« Suisse » pour les denrées alimentaires, il n’est fait mention d’aucun contrôle lié au respect 
des nouvelles exigences.  
Or, seul un contrôle indépendant et neutre permettrait de vérifier que les exigences nouvelle-
ment définies soient respectées. En effet, les exemples de calcul cités dans l’Annexe II au 
rapport explicatif relatif au droit d’exécution « Swissness » démontrent une complexité cer-
taine dans la mise en application du projet législatif « Swissness ». 
Ainsi, sans contrôles indépendants et neutres, il est fort probable que les nouvelles exigences 
fixées dans le projet législatif « Swissness » ne soient pas systématiquement mis en œuvre 
avec toute l’attention nécessaire. 
Pour cette raison, nous invitons les autorités fédérales à ajouter un article similaire à l’article 
18 de l’Ordonnance sur les AOP et les IGP, tel que « Celui qui utilise l’indication de prove-
nance Suisse doit confier à un organisme de certification le contrôle de la production, de la 
transformation ou de l'élaboration du produit. » 


 


    


GUB-GGA-Verordnung für nicht landwirtschaftliche Erzeugnisse / Ord. sur les AOP et IGP des produits non agricoles / ord. 
sul registro delle DOP e delle IGP per prodotti non agricoli 


    


WSchV / OPAP / OPSP 
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Von: Reschek, Andreas <Andreas.Reschek@unilever.com>
Gesendet: Freitag, 10. Oktober 2014 10:19
An: swissness
Betreff: Vernehmlassung von Unilever (KNORR Thayngen) zum E-HASLV
Anlagen: 141008 E-HASLV Vernehmlassung UL-CH.pdf; 141008 E-HASLV 


Vernehmlassung UL-CH.doc


Kennzeichnung: Zur Nachverfolgung
Kennzeichnungsstatus: Gekennzeichnet


Kategorien: Swissness


Sehr geehrte Damen und Herren 


In der Beilage senden wir Ihnen fristgerecht unsere Vernehmlassungs‐Stellungnahme zum E‐HASLV. Wir bitten Sie 
höflich um Bestätigung des Empfangs dieser E‐Mail. 


Wir begrüssen klare Vollzugsregelungen im Zusammenhang mit Swissness‐Auslobungen für Lebensmittel. Der 
Entwurf enthält unserer Einschätzung nach viele gute Vorschläge (z.B. Berechnung auf Rezeptbasis, Grundsatz der 
Massenbilanz, Grundsatz der Ausklammerung von Kleinmengen etc.). Die Regelungsvorschläge im Entwurf 
beinhalten aber auch gewisse begriffliche Unklarheiten (Rohstoffe, Zutaten, Naturprodukte etc.) und führen aus 
Sicht eines Nahrungsmittelherstellers mit einer grossen Vielzahl verschiedener in der Schweiz hergestellter (KNORR‐
)Lebensmittel zu einem administrativ aufwändig zu führenden Nachweis der Einhaltung des Gewichtskriteriums. 


Unsere Hauptanliegen lassen sich deshalb wie folgt zusammenfassen: 


Die Swissness‐Umsetzungsverordnung für Lebensmittel sollte: 
(A) zu einem administrativ einfachen Nachweis der Einhaltung des 80%‐Gewichtskriteriums (siehe 1‐4 


nachstehend); und 
(B) zu praxisgemässen Übergangsfristen führen (siehe 5 nachstehend). 


Schwerpunktmässige Änderungsanliegen: 
1. Von der Berechnung ausgenommen werden sollten nicht nur Naturprodukte, sondern generell Rohstoffe


und Zutaten, die in der Schweiz für die konkrete Verarbeitung nicht spezifikationsgemäss erhältlich sind (Art. 
4 Abs. 2 lit.c E‐HASLV). 


2. Die Berechnung sollte zwecks administrativer Vereinfachung auf einer Massenbilanz nicht lediglich für das
Einzelprodukt, sondern unbedingt auch für den ganzen Produktionsbetrieb und/oder von übergreifenden 
Produktkategorien möglich sein (Art. 5 Abs. 2 E‐HASLV). 


3. Von einer Aufgliederung zusammengesetzte Zutaten muss aus Praktikabilitätsgründen abgesehen werden.
Wenn der Lieferant einer solchen Zutat die Erfüllung des 80% Kriterium bestätigt, muss sie als vollständig 
schweizerischer Herkunft gelten (Art. 6 Abs. 1 HASLV). 


4. Von Listen/Anhängen, die die temporär oder spezifikationsgemäss nicht erhältlichen Rohstoffe bzw. solche
mit einem Selbstversorgungsgrad unter 20% aufführen, sollte mit dem Ziel administrativer Vereinfachung 
abgesehen werden. Art. 7 und Art. 8 E‐HASLV können gestrichen werden. Der Nachweis obliegt dem 
Produktanbieter. Evtl. ist ein einfaches Meldeverfahren einzuführen. 


5. Es ist eine echte Übergangsfrist anzuwenden, die die Herstellung und den Verkauf nach altem Recht
hergestellter Lebensmittel mindestens noch 3 Jahre über das Inkrafttreten hinaus zulässt. 


Wir hoffen gerne, dass unsere der täglichen Betriebs‐Praxis entspringenden Änderungsvorschläge Ihre 
Aufmerksamkeit und möglichst Ihre Zustimmung finden. Für eine allfällige Besprechung von Einzelfragen stehen wir 
Ihnen gerne zur Verfügung. 







[Seite]


Freundliche Grüsse 
 
Andreas Reschek 


 
 


 
Andreas Reschek Legal Counsel Switzerland 
T: +41 52 645 61 47 F: +41 52 645 61 35 
Unilever Schweiz GmbH, Bahnhofstrasse 19, CH-8240 Thayngen 
www.unilever.ch  
 


 
 








 


 


 


 
 
 


Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness        
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 
Formulaire pour la saisie de la prise de position 
Formulario per il parere 
 


Organisation / Organisation / Organizzazione Unilever Schweiz GmbH (insbesondere Marke „KNORR“)  


 


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Andreas Reschek, Legal Counsel Switzerland 
052 645 66 66 
andreas.reschek@unilever.com 


Adresse / Indirizzo 


 


Bahnhofstrasse 19  
8240 Thayngen 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 



mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch
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Unilever Schweiz, insbesondere die als typisch schweizerisch verstandene Marke „KNORR“, ist von der neuen, verschärften SWISSNESS-
Regelung im Markenschutzgesetz sowie durch den E-HASLV besonders betroffen.  


In der Schweiz wichtigste Unilever-Marke ist „KNORR“. Die „KNORR“-Produkte sind Bouillons, Trockensuppen, Saucen, Gewürze (z.B. „ARO-
MAT“), Fertigmahlzeiten und weitere Nahrungsmittel. Die „KNORR“-Produkte für den Schweizer Markt werden fast vollständig im Schweizer 
Werk Thayngen hergestellt. Die verglichen mit ausländischen Werken kostenintensiv arbeitende  „KNORR“-Fabrik in Thayngen leitet ihre Exis-
tenzberechtigung daraus ab, dass ihre Produkte nebst dem Schweizer Geschmack auch dem für die Konsumenten wichtigen Erfordernis der 
Herstellung in der Schweiz entsprechen. Aufgrund der geltenden lauterkeits- und lebensmittelrechtlichen Herkunfts-Vorschriften war es für 
die Schweizer „KNORR“-Produkte bisher problemlos möglich, SWISSNESS auszuloben. Mit den verschärften Vorschriften des neuen Marken-
schutzgesetzes, insbesondere dem 80%-Gewichtskriterium, hat sich das Anforderungsprofil für SWISSNESS-Auslobungen deutlich verschärft. 
Kann „KNORR“ für die in der Schweiz hergestellten „KNORR“-Produkte SWISSNESS nicht mehr weiterhin ausloben, ist die Produktion in 
Thayngen und damit verbunden eine Anzahl von 200 bis evtl. sogar 400 Arbeitsplätzen eindeutig bedroht. 


Die neue Regelung gemäss E-HASLV betrifft konkret rund 580 „KNORR“-Produkte (Retail & Foodsolutions);  diese setzen sich aus 970 ver-
schiedenen Rohstoffen zusammen. Schon nur die Überprüfung der Einhaltung des neuen 80%-Gewichtskriteriums auf Einzelproduktebene ist 
angesichts dieser Vielzahl an Produkten und v.a. Rohstoffen fast ein Ding der Unmöglichkeit. Wir sind daher unbedingt an einer Lösung inte-
ressiert, die unbürokratisch und mit einfachem Aufwand die Feststellung der Zielerreichung ermöglicht. Die anrechenbaren Rohstoffe müssen 
einfach feststellbar sein und die Berechnung/Einhaltung alternativ auf Ebene Einzelprodukt oder Produktkategorie oder Produktionsbetrieb 
möglich sein.  


Unsere Hauptanliegen betreffen ausschliesslich den E-HASLV und lassen sich wie folgt vorab kurz zusammenfassen. 
 
Die Swissness-Umsetzungsverordnung HASLV für Lebensmittel sollte unbedingt: 


(A) zu einem administrativ einfachen Nachweis der Einhaltung des 80%-Gewichtskriteriums (siehe 1-5 nachstehend) 
(B) und zu praxisgemässen Übergangsfristen führen (siehe 6 nachstehend). 


 
Schwerpunktmässig hoffen wir, Sie von folgenden notwendigen Änderungen bei der HASLV überzeugen zu können: 
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1. Von der Berechnung auszunehmen sind nicht nur Naturprodukte, sondern generell Rohstoffe und Zutaten, die in der Schweiz für die 
konkrete Verarbeitung nicht spezifikationsgemäss erhältlich sind (Art. 4 Abs. 2 lit. c E-HASLV). 


2. Die Berechnung muss auf einer Massenbilanz nicht lediglich für ein Einzelprodukt, sondern zur administrativen Bewältigbarkeit alter-
nativ entweder für den ganzen Produktionsbetrieb oder von übergreifenden Produktkategorien möglich sein (Art. 5 Abs. 2 E-HASLV). 


3. Von einer Aufgliederung zusammengesetzter Zutaten ist abzusehen. Wenn die Zutat das 80% Kriterium erfüllt, muss sie als vollständig 
schweizerischer Herkunft gelten (Art. 6 Abs. 1 HASLV). 


4. Von Listen/Anhängen, die die temporär oder spezifikationsgemäss nicht erhältlichen Rohstoffe bzw. solche mit einem Selbstversor-
gungsgrad unter 20% aufführen, ist abzusehen. Art. 7 und Art. 8 E-HASLV sind zu streichen. Der Nachweis obliegt dem Produktanbie-
ter. Evtl. ist ein einfaches Meldeverfahren einzuführen. 


5. Milchprodukte müssen nicht zu 100% aus der Schweiz stammen, nur die dazu erforderliche Milch, wie Art. 48b Abs. 2 nMSchG bereits 
ausreichend festhält (Art. 4 Abs. 6 E-HASLV streichen). 


6. Es ist eine echte Übergangsfrist anzuwenden, die die Herstellung und den Verkauf nach altem Recht hergestellter Lebensmittel min-
destens noch 2 Jahre über das Inkrafttreten hinaus zulässt. 


 


Im Einzelnen nehmen wir nachfolgend detailliert Stellung zum E-HASLV, mit entsprechenden Formulierungsvorschlägen. 
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 - 
 -  


 - -  


 
- - 


 
 


 - -  
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 - -  


 - -  


 - -  


 - -  


 - -  


 - -  
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HASLV / OIPSD / IPSDA 
Art. 1 Gegenstand 
Diese Verordnung regelt die näheren Vo-
raussetzungen, unter denen die Herkunfts-
angabe «Schweiz» für Lebensmittel ver-
wendet werden darf. 


  
- 
 


- 
 
 
 
 
 
 


 


Art. 2 Herkunftsangabe «Schweiz» 
Als Herkunftsangabe «Schweiz» gelten: 
 


- -  


a. Herkunftsangaben wie «Schweiz», 
«schweizerisch» und «aus der Schweiz»; 


- -  


b. das Schweizerkreuz; - -  


c. weitere direkte oder indirekte Hinweise 
auf die schweizerische Herkunft. 


c. weitere direkte Hinweise auf die schweizeri-
sche Herkunft. 
 
Eventuell: lit. c ersatzlos streichen. 
 


Der Begriff „indirekte Hinweise“ ist unklar und schafft neue Rechts-
unsicherheit. Zum Beispiel die Weiterverwendung einer Dach- oder 
Herstellermarke mit einem Schweizer Element (z.B. Schweizer Fah-
ne, Abbildung des Rheinfalls etc.) sollte weiterhin möglich sein, 
selbst wenn nicht sämtliche Lebensmittel, die vom Inhaber der ent-
sprechenden Marke erzeugt oder vertrieben werden, den Anforde-
rungen von Art. 48 nMSchG entsprechen. 
 
Eventuell wäre es zweckmässig, lit. c ganz zu streichen, genügt an 
sich Art. 47 Abs. 3bis nMSchG und eine eventuell darauf aufbauen-
de Rechtssprechung, die dem Einzelfall, v.a. unter dem Aspekt des 
Täuschungsverbots wohl gerechter werden kann als eine unklare 
generell abstrakte Norm. 


 


Art. 3 Zollanschlussgebiete und Grenz-
gebiete 
Die folgenden Flächen im Ausland gelten als 
Ort der Herkunft nach Artikel 


- -  
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48 Absatz 4 MSchG: 
a. die Zollanschlussgebiete Liechtenstein, 
Büsingen und Campione d’Italia; 


- -  


b. die angestammten Flächen schweizeri-
scher Landwirtschaftsbetriebe in der auslän-
dischen Grenzzone nach Artikel 17 Absatz 2 
der Landwirtschaftlichen Begriffsverordnung 
vom 7. Dezember 1998. 


- -  


Art. 4 Berechnung des erforderlichen 
Mindestanteils schweizerischer 
Rohstoffe 
1 Die Berechnung des erforderlichen Min-
destanteils schweizerischer Rohstoffe nach 
Artikel 48b Absatz 2 MSchG erfolgt auf der 
Grundlage der Rezeptur. 


 
- 


 
Die Berechnung auf Basis der Rezeptur wird begrüsst und voll un-
terstützt. Dies hilft der administrativen Vereinfachung. 


 


 


2 Von der Berechnung ausgeschlossen 
werden Naturprodukte, die: 


2 Von der Berechnung ausgeschlossen wer-
den: 


  


a. aufgrund natürlicher Gegebenheiten nicht 
in der Schweiz produziert werden können 
(Anhang 1 Teil A); 


a. Naturprodukte und daraus hergestellte Roh-
stoffe, die aufgrund natürlicher Gegebenheiten 
nicht in der Schweiz produziert werden; 
 
 
 
 
 
 
 
  


Anhang 1 und Anhang 2 sollten unserer Meinung nach zusammen-
gelegt werden. Es müssen nur diejenigen Naturprodukte und Roh-
stoffe aufgeführt werden, die einen Selbstversorgungsgrad von über 
20% haben. Alles andere resp. was nicht im einheitlichen Anhang 
aufgeführt ist, fällt dann ausser Berechnung. Nicht anbaubare Pro-
dukte haben ja auch einen Selbstversorgungsgrad von weniger als 
20%, nämlich „Null“. Mit einer solchen Zusammenlegung und Ver-
einfachung der Anhänge und den zu lit. b und lit. c nachfolgend 
vorgeschlagenen Änderung erübrigt sich auch die im E-HASLV feh-
lende Umschreibung der Begriffe wie  „Naturprodukte“, „Rohstoffe“ 
etc. nachzuholen. 
Für den Vollzug der Verordnung ist einzig die Positivliste mit Angabe 
des Selbstversorgungsgrads in Anhang 2 relevant, die damit genügt.  


 


b. temporär aufgrund unerwarteter oder 
unregelmässig auftretender Gegebenheiten 
wie Ernteausfall nicht oder nicht in genü-
gender Menge in der Schweiz produziert 


b. Rohstoffe und Zutaten, die temporär auf-
grund… 
                                  …produziert werden. 


Auch bei Zutaten, die aus in der Schweiz genügend vorhandenen 
Naturprodukten bestehen, kann eine temporäre Mangellage auftre-
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werden können (Anhang 1 Teil B); ten; wenn z.B. ein Hersteller einer bestimmten Zutat vorüberge-
hend ausfällt. Entsprechen beantragen wir eine Änderung des Ver-
ordnungstextes, welcher nebst den Rohstoffen auch die Zutaten 
ausdrücklich erwähnt. 
Der Mechanismus, auf welchem Anhang 1 Teil B beruht, betrachten 
wir als zu bürokratisch. Eigentlich beinhaltet er ein Genehmigungs-
verfahren, das nicht dem deklarierten Ziel der Selbstkontrolle mit 
Beweislastumkehr im Klagefall entspricht. Teil B und der Verweis 
darauf in Art. 4 II b können darum gestrichen werden. 
Im Weiteren sehen Sie bitte unten zu Art. 7 


c. in der Schweiz gemäss den erforderlichen 
technischen Anforderungen für einen be-
stimmten Verwendungszweck nicht produ-
ziert werden können (Anhang 1 Teil C). 


b. Rohstoffe und Zutaten, die in der Schweiz 
gemäss den erforderlichen technischen Anfor-
derungen für einen bestimmten Verwendungs-
zweck nicht in der erforderlichen Menge erhält-
lich sind. 


Die Ausnahme soll – nicht zuletzt auch der begrifflichen Klarheit 
zuliebe - auch sämtliche Zutaten erfassen, die in der Schweiz in der 
nötigen Qualität und in der erforderlichen Menge nicht erhältlich 
sind; unabhängig davon, ob die ursprünglichen Naturprodukte in 
der Schweiz produziert werden können oder nicht.  
Der Mechanismus, auf welchem Anhang 1 Teil C beruht, betrachten 
wir als zu aufwändig und zu bürokratisch, vgl. auch vorstehend zu 
lit. b. Anhang 1 Teil C und der entsprechende Verweis in Art. 4 II c 
können deshalb gestrichen werden. 
Im Weiteren verweisen wir auf unsere Bemerkungen und Anträge 
unten zu Art. 8 


 


3 Rohstoffe nach Anhang 2 werden nach 
Massgabe von Artikel 48b Absatz 4 MSchG 
in die Berechnung einbezogen. 


 Die Liste in Anhang 2 ist zu wenig detailliert, unvollständig und führt 
zu Rechtsunsicherheit  bitte vergleichen Sie die Ausführungen 
unten zu Anhang 2. 


 


4 Wasser wird von der Berechnung ausge-
schlossen, soweit es nicht natürliches Mine-
ralwasser oder Quellwasser ist. 


4 Wasser kann in der Berechnung berücksich-
tigt werden, soweit es sich um natürliches 
Mineralwasser oder Quellwasser handelt oder 
soweit es zur Herstellung benötigt und im 
Produkt enthalten bleibt.  


Wir fragen uns, ob der Vorschlag in der E-HASLV nicht zu eng ist, 
zumal ja Wasser gerade ein ausgezeichneter und in der Schweiz 
genügend vorhandener Rohstoff ist. Oftmals wird er zur Herstellung 
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 zwingend benötigt. Soweit er im Produkt enthalten bleibt, sollte er 
angerechnet werden können, auch wenn es weder Mineral- oder 
Quellwasser ist.  


5 Einzelne Naturprodukte und daraus her-
gestellte Rohstoffe sowie Mikroorganismen, 
Zusatzstoffe und Verarbeitungshilfsstoffe 
gemäss Artikel 2 Absatz 1 Buchstaben k, l 
und n der Lebensmittel- und Gebrauchsge-
gegenständeverordnung vom 23. November 
2005 (LGV) können bei der Berechnung 
vernachlässigt werden, wenn sie: 
 


 
 
 
 
 
 
                     (…) können bei der Berechnung 
in jedem Fall vernachlässigt werden, wenn sie 
je Zutat weniger als 3 Prozent und zusammen 
weniger als 10 Prozent des gesamten Roh-
stoffgewichts ausmachen. 
 
 


Im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens war die Rede von einer 
10%-Schwelle. Diese würde Klarheit schaffen. Zur Verhinderung von 
Missbräuchen erscheint eine zusätzliche Schwelle von 3% pro Roh-
stoff/Zutat sinnvoll. Auf jeden Fall erscheint uns  eine Konkretisie-
rung der Bagatellgrenzen als für die Praxis sehr hilfreich. 
Mit dem Zusatz „in jedem Fall“ soll auch zugleich klar gestellt wer-
den, dass die Bagatellklausel Vorrang hat vor allen anderen Best-
immungen (insbesondere auch gegenüber dem 100%-Kriterium bei 
der Milch). 


 


a. weder namensgebend noch relevant für 
die wesentlichen Produkteigenschaften des 
Lebensmittels sind;  
 


streichen 
 


Bitte sehen Sie vorstehend. 
 


 


b. gewichtsmässig vernachlässigbar sind. 
 
 


 streichen 
 
 


Bitte sehen Sie vorstehend.  


6 Werden Milch und Milchprodukte als Roh-
stoffe verwendet, so müssen 
diese vollständig aus der Schweiz stammen. 


Streichen 
 


Dieser Absatz 6 geht über die gesetzliche Grundlage hinaus.  Art. 
48b Abs. 2 nMschG ist genügend klar, weshalb Art. 4 Abs. 6 E-HASLV 
ersatzlos gestrichen werden kann. 


 


Art. 5 Erfüllung des erforderlichen Min-
destanteils schweizerischer 
Rohstoffe 
1 Soweit Naturprodukte nach Anhang 1 oder 
Rohstoffe nach Anhang 2 aus 
der Schweiz stammen, können sie bei der 
Erfüllung des erforderlichen 
Rohstoffanteils auch dann berücksichtigt 
werden, wenn sie nach Artikel 5 
Absätze 2 und 3 von der Berechnung aus-


 
 
 
 
 
 
 
 
           …., wenn sie nach Artikel 4 
Absätze 1 und 2 von der Berechnung… 


 
 
 
 
 
 
 
 
Wohl ein redaktionelles Versehen im E-HASLV 
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geschlossen sind. 
2 Die Berechnung darf aufgrund der durch-
schnittlichen Warenflüsse eines 
Jahres erfolgen. 


2 Die Berechnung darf aufgrund der durch-
schnittlichen Warenflüsse eines 
Jahres in einem Produkt, in einer Produkt-
gruppe oder in einem Verarbeitungsbetrieb 
erfolgen. 
 
 


Die Berechnung via Massenbilanz trägt einem wichtigen Anliegen 
der verarbeitenden Nahrungsmittelindustrie Rechnung und wird 
vom Grundsatz ausdrücklich begrüsst.  
Der erläuternde Bericht beschränkt die Massenbilanz leider nicht 
ganz praxisgemäss auf jedes einzelne Lebensmittel und verneint die 
Zulässigkeit des Zugrundelegens des Warenflusses pro Produkt-
gruppe oder eines Betriebs. Letzteres würde die praktische Umsetz-
barkeit der Swissness-Vorgaben für Betriebe mit einer hohen Anzahl 
an Produkten erleichtern, Anreize zum Verzicht auf die Swissness 
aus Gründen der mangelnden Umsetzbarkeit verkleinern und damit 
gleichzeitig dem Absatzförderinteresse der heimischen Landwirt-
schaft Rechnung tragen. Die Wahlfreiheit der Berechnung aufgrund 
eines Produkts, einer Produktgruppe oder eines Betriebs trägt zu-
dem dem Umstand der Selbstkontrolle und der Beweislastumkehr 
Rechnung. 
Bei 580 „KNORR“-Produkten und 970 verschiedenen Rohstoffen ist 
die Einzelberechnung für jedes „KNORR“-Produkt – selbst auf Jah-
resmassenbilanz – extremer administrativer Mehraufwand und 
unverhältnismässig. Rund ¼ der für alle im KNORR Werk in Thayn-
gen eingesetzten Rohstoffe machen mehr als 80% der Gesamtroh-
stoffmenge aus. Wenn deren Herkunft Schweiz geprüft ist, ist damit 
für die im Werk hergestellten Produktkategorien Bouillons, Suppen, 
Saucen etc. gesamthaft oder kategorienweise der 80%-Nachweis 
mit angemessenem Aufwand erbringbar. Es ist kaum zu bewerkstel-
ligen, mit den vielen Lieferanten von 970 Rohstoffen die Herkunft 
der (zum Teil zusammengesetzten und vorgemischten) Rohstoffe im 
Detail zu ermitteln. Schweizer Lieferant heisst noch nicht Schweizer 
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Produkt. Zudem gibt nicht jeder Lieferant über seine Rezepturen 
Aufschluss, da diese an und für sich Geschäftsgeheimnis bildet. 


Art. 6 Besondere Bestimmungen 
1 Setzt sich ein Lebensmittel aus mehreren 
Naturprodukten zusammen, so gelten die 
Prozentsätze nach Artikel 48b Absatz 2 
MSchG. 


Art. 6 Besondere Bestimmungen 
1 Setzt sich ein Lebensmittel aus mehreren 
Zutaten zusammen, so gilt eine Zutat als voll-
ständig schweizerischer Herkunft und kann bei 
der Weiterverarbeitung vollständig angerech-
net werden, wenn die Anforderungen  nach 
Art. 48b Abs. 2 MSchG erfüllt sind. 
 
 


Gemäss Erläuterndem Bericht zum Swissness Ausführungsrecht 
müssten bei zusammengesetzten Rohstoffen die Rohstoffe einzeln 
berücksichtigt werden.  
Zusammengesetzte Rohstoffe, welche aus stark verarbeiteten Na-
turprodukten bestehen, durchlaufen jedoch oft mehrere Herstell-
schritte und Firmen. Aus Gründen der Geheimhaltung liegt die ge-
naue (quantitative) Zusammensetzung dem Lebensmittelhersteller 
nicht immer vor.  
Daher ist es entscheidend, dass wenn der Zulieferer Swissness be-
stätigt, dass weiterverarbeitende Betriebe diese  Rohstoffe zu 100% 
in ihre Berechnung als schweizerischer Herkunft einbeziehen  kön-
nen.   
Art. 6 Abs. 1 wäre in der Praxis nicht umsetzbar, weil ein Lebensmit-
telhersteller dafür die Rezepte seiner Lieferanten, die Rezepte von 
dessen Unterlieferanten, die Rezepte von dessen Unterunterliefe-
ranten etc. (d.h. die Rezepte der ganzen Kaskade an Lieferanten) 
kennen müsste. Dem stehen nebst Praktikabilitätsaspekten die legi-
timen Geheimhaltungsinteressen der Lieferanten entgegen. 
Mit dem Formulierungsvorschlag wird klargestellt, dass der Liefe-
rant die Berechnung gemäss den allgemeinen 80%-Kriterien anstel-
len und dem Abnehmer mitteilen kann, ob eine gelieferte Zutat 
oder ein gelieferter Rohstoff die Kriterien schweizerischer Herkunft 
gemäss nMSchG und HASLV erfüllt. 


 


2 Für Lebensmittel, die ausschliesslich aus 
importierten Naturprodukten und daraus 
hergestellten Rohstoffen bestehen, darf die 
Herkunftsangabe «Schweiz» nicht ver-


Evtl. ergänzende Formulierung (vgl. evtl. Vor-
schlag der FIAL) 
 


Art. 6 Abs. 2 E-HASLV hätte zur Folge, dass zum Beispiel Kräutermi-
schungen, die in der Schweiz rezeptiert, bearbeitet und abgefüllt 
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wendet werden. werden, nicht mehr mit einem Hinweis auf die schweizerische Her-
kunft versehen werden dürfte. Zulässig wäre nur noch der Vermerk 
„Gemischt in der Schweiz“, aber ohne Schweizerkreuz.  


3 Darf für ein Lebensmittel die Herkunftsan-
gabe «Schweiz» nicht verwendet werden, so 
dürfen für einzelne Rohstoffe, aus denen 
das Lebensmittel hergestellt wurde, nur die 
nach der Lebensmittelgesetzgebung vorge-
schriebenen Angaben der Herkunft gemacht 
werden. Die Angaben müssen in derselben 
Farbe und Grösse und im selben Schrifttyp 
wie die übrigen Angaben im Verzeichnis der 
Zutaten nach Artikel 26 LGV erscheinen. 


Streichen Art. 6 Abs. 3 E-HASLV würde z.B. eine Anpreisung „Fleischkügeli-
Suppe mit Schweizer Rindfleisch“ künftig verbieten. Dies würde 
dem Konsumenteninteresse nach einer klaren und leicht erkennba-
ren Information zuwiderlaufen. 
Es gibt zahlreiche weitere Beispiele, bei denen gemäss dem Vor-
schlag des E-HASLV wertbestimmende Inhaltsstoffe aus Schweizer 
Herkunft nicht mehr ausgelobt werden könnten. Dies wäre aus Sicht 
des „Swissness“-Gedankens kontraproduktiv. 


 


4 Die Pflicht, nach der Lebensmittelgesetz-
gebung das Produktionsland 
anzugeben, bleibt bestehen. 


- - 
 


 


Art. 7 Festlegung nicht verfügbarer 
schweizerischer Naturprodukte  
1 Das Departement für Wirtschaft, Bildung 
und Forschung (WBF) kann in Anhang 1 Teil 
A die Liste der Naturprodukte, die aufgrund 
der natürlichen Gegebenheiten nicht in der 
Schweiz produziert werden können, ändern. 


Streichen Anhang 1 und Anhang 2 sollten unserer Meinung nach zusammen-
gelegt werden. Es müssen nur diejenigen Naturprodukte und Roh-
stoffe im einheitlichen Anhang aufgeführt werden, die einen Selbst-
versorgungsgrad von über 20% haben. Nicht anbaubare Naturpro-
dukte haben faktisch ja einen Selbstversorgungsgrad „Null“. Alles 
andere resp. was nicht im einheitlichen Anhang aufgeführt ist, fällt 
ausser Berechnung. 
Art. 7 kann deshalb ersatzlos gestrichen werden, weil dann Anhang 
1 wegfällt  und ausschliesslich mit der Positivliste nach Anhang 2 
gearbeitet werden kann. 
Bliebe Anhang 1 Teil A bestehen, so müsste geklärt werden, wie der 
Mechanismus zur Ergänzung der Listeneinträge funktionierte (z.B. 
wenn in Zukunft eine neue Pflanze entdeckt oder erstmals in die 
Schweiz eingeführt würde.) 
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2 Das WBF kann in Anhang 1 Teil B Natur-
produkte befristet aufnehmen, die temporär 
aufgrund von unerwarteten oder unregel-
mässig auftretenden Gegebenheiten wie 
Ernteausfall nicht oder nicht in genügender 
Menge in der Schweiz produziert werden 
können. 


Streichen 
 


Art. 8 führt zu einem unnötigen bürokratischen Aufwand und wi-
derspricht dem Grundsatz der eigentlich angestrebten Selbstkon-
trolle. 
Als Alternative könnte allenfalls ein Meldeverfahren in Anlehnung 
an das System der Einfuhrbewilligungen für landwirtschaftliche Pro-
dukte nach Kontingentszollansatz (KZA) geprüft werden.  
 


 


Art. 8 Festlegung der Naturprodukte für 
bestimmte Verwendungszwecke 
1 Das WBF kann Naturprodukte, die in der 
Schweiz gemäss den erforderlichen techni-
schen Anforderungen für einen bestimmten 
Verwendungszweck nicht produziert werden 
können, auf Begehren hin in Anhang 1 Teil 
C aufnehmen. 


Ganzer Art. 8 streichen 
 


Art. 8 definiert ein bürokratisches Bewilligungssystem, was dem 
angestrebten System der Selbstkontrolle widerspricht. Es ist an den 
Unternehmen, zu entscheiden, welche Rohstoffe und Zutaten sie 
zur Erzielung einer bestimmten Qualität und für einen bestimmten 
Verwendungszweck benötigen.  
Als Alternative könnte auch hier das bei Art. 7 oben skizzierte Mel-
deverfahren geprüft werden. 


 


2 Begehren können von Organisationen der 
Land- und Ernährungswirtschaft, die für das 
Naturprodukt repräsentativ sind, eingereicht 
werden. Die Organisationen müssen zuvor 
weitere vom Begehren betroffene Organisa-
tionen konsultieren. 


Streichen 
 
 


Das Verfahren ist zu bürokratisch und könnte mit Blick auf die nöti-
gen Konsultationen von anderen Organisationen auch zu schwieri-
gen Pattsituationen führen. 


 


3 Das Begehren muss Folgendes enthalten: Streichen   


a. den Nachweis, dass sich die in der 
Schweiz produzierten Naturprodukte nicht 
für die Herstellung des Lebensmittels eig-
nen; 


Streichen   


b. die spezifischen technischen Anforderun-
gen an das Naturprodukt; 


Streichen   


c. den Nachweis, dass das Lebensmittel 
nicht anders hergestellt 
werden kann. 


Streichen   


Art. 9 Festlegung des Selbstversor-
gungsgrades 
1 Als Selbstversorgungsgrad gilt der Anteil 


 Wir stellen uns die Frage, ob eine Gesamtbetrachtung aller Rohstof-
fe, unabhängig davon ob sie für die verarbeitende Lebensmittelin-
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der Inlandproduktion am gesamten Inland-
verbrauch. Zum Inlandverbrauch zählt auch 
der Verbrauch für die Herstellung von Ex-
portprodukten. Der gesamte Inlandver-
brauch entspricht der Summe der Inlandpro-
duktion und der Importe von Rohstoffen. 


dustrie oder für den Privatkonsum gedacht sind, sachgerecht ist 
(Seite 12 des erläuternden Berichts).  
 
 


2 Das WBF legt den Selbstversorgungsgrad 
von Rohstoffen jährlich in Anhang 2 fest. Der 
Selbstversorgungsgrad berechnet sich aus 
dem Durchschnitt der Selbstversorgungs-
grade der drei vorangehenden Kalenderjah-
re. 


 Einige Werte im Entwurf von Anhang 2 können wohl kaum stimmen 
(Selbstversorgungsgrad Bier = 0?) – Die Selbstversorgungsgrade und 
zu berücksichtigenden Rohstoffe sollten vor Inkrafttreten der HASLV 
noch gründlich überprüft, ergänzt und aktualisiert werden, damit 
nach dem Inkrafttreten auf rechtssicherer Basis gerechnet werden 
kann. 


 


Art. 10 Verwendung der Herkunftsangabe 
«Schweiz» nach einer 
Änderung der Anhänge 
Werden mit einer Änderung eines Anhangs 
die Anforderungen an die Verwendung der 
Herkunftsangabe «Schweiz» für ein Le-
bensmittel erhöht, so darf dieses noch 12 
Monate nach Inkrafttreten der Änderung 
hergestellt und mit der Herkunftsangabe 
«Schweiz» in den Verkehr gebracht werden 


 
 
 
Werden mit der Änderung des Anhangs die 
Anforderungen… 
 
                            …so darf dieses noch 24 
Monate nach… 


Wenn es nur noch einen Anhang gibt (siehe dazu oben), ist die For-
mulierung in Art. 10 entsprechend anzupassen. 
Die Anpassungsfrist von 12 Monaten ist zu kurz. Oft liegen Verpa-
ckungsvorräte (bedruckte Verpackungen) über weit mehr als 12 
Monate vor, v.a. bei langsam rotierenden Produkten in Verpackun-
gen mit einer hohen Mindestauflage (z.B. im Tiefdruckverfahren). 
Eine Frist von 24 Monate wäre angemessen, damit ein Grossteil der 
Verpackung aufgebraucht werden kann.  
Eine Übergangsfrist von 24 Monaten macht auch in Fällen Sinn, in 
denen der Swissness-Selbstversorgungsgrad (SSVG) die Hürde von 
z.B. 50 % nur während eines Jahres überschreitet, z. B. ∅ SSVG 48 % 
im Jahr 1, ∅ SVG 52 % im Jahr 2 und ∅ SSVG 49 % im Jahr 3. Hier 
könnte auf eine Änderung verzichtet werden. 


 


Art. 11 Übergangsbestimmung 
Lebensmittel, die vor dem Inkrafttreten die-
ser Verordnung hergestellt 
wurden, dürfen noch bis zum 31. Dezember 
2018 [2 Jahre ab Inkrafttreten] 
mit einer Herkunftsangabe, die dem bisheri-
gen Recht entspricht, in 


 
Lebensmittel dürfen noch bis zum 31. Dezem-
ber 2019 [3 Jahre ab Inkrafttreten] mit einer 
Herkunftsangabe, die dem bisherigen Recht 
entspricht, hergestellt werden. Die bis dahin 
produzierten Lebensmittel dürfen danach noch 
bis zum Aufbrauchen der Lagerbestände in 


Der anwendbare Selbstversorgungsgrad liegt ist erst mit Inkrafttre-
ten der Verordnung in einer rechtsverbindlichen Form vor. Ab dann 
wird – gerade bei einer so grossen Vielzahl wie bei den „KNORR“-
Produkten und –Rohstoffen - eine angemessene Zeitspanne für die 
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den Verkehr gebracht werden. den Verkehr gebracht werden. 
 


Feststellung der Prozentanteile schweizerischer Herkunft und für 
die eventuelle Einführung nötiger Anpassungen in der Rohstoffbe-
schaffung und Produktion. Die bis drei Jahre nach Inkrafttreten pro-
duzierten, dem bisherigen Recht entsprechenden Lebensmittel sol-
len sodann ohne bestimmte Fristvorgabe in Verkehr gebracht wer-
den können, um ökologisch und wirtschaftlich unsinnige Vernich-
tungsaktionen zu vermeiden. 


Art. 12 Inkrafttreten 
Diese Verordnung tritt am ….. in Kraft. 


   


Anhang 1 Teil A 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anhang 1 Teil B 
 
Anhang 1 Teil C 
 


Streichen 
 
- Generell: Detailliertere Auflistung nötig! 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Streichen 
 
Streichen 
 


Die Vollständigkeit der Liste ist letztlich nicht überprüfbar. Somit 
schafft sie nur Unsicherheit. Weil sie auch nicht nötig ist (relevant 
sind nur die Rohstoffe mit SSVG >20%), ist sie zu streichen (vgl. dazu 
weiter oben). 
Die Liste im Anhang 1 Teil A wäre auch zu wenig detailliert und un-
vollständig. So werden z.B. „Früchte und Beeren, tropische und 
subtropische“ aufgeführt. Im Einzelfall wäre unklar, was konkret 
damit gemeint ist. 
 
Siehe oben zu Art. 4 Abs. 2 lit. b 
 
Siehe oben zu Art. 2 Abs. 2 lit. c 


 


Anhang 2 Generell: Detailliertere Auflistung nötig 
 
 
 
 
 


Die Liste in Anhang 2 ist noch zu wenig detailliert und unvollständig 
(vgl. auch Kommentar zu Art. 4 Abs. 2 lit. a).  
Die in der Liste enthaltenen Einträge unterscheiden in der Regel 
verschiedene Pflanzenarten (Äpfel, Birnen, Kirschen, etc.), jedoch 
keine Sorten (Boskop, Golden, Gravensteiner Äpfel).  
Die Verbände der Nahrungsmittelindustrie sollten bei der finalen 
Erarbeitung des SSVG-Anhanges eng einbezogen werden. 
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In der HASLV soll sodann eine offizielle Stelle benannt werden, wel-
che binnen Wochenfrist eine verbindliche Auskunft zur Einstufung 
des SSVG geben kann. Ansonsten soll ein Hersteller einen SSVG von 
0 annehmen können, wenn kein SSVG definiert ist. 


 


 


Thayngen, den 08. Oktober 2014 


 


Unilever Schweiz GmbH 


 


Alexander Kühnen   Andreas Reschek 


Country Managing Director   Legal Counsel Switzerland 
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Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness 
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 
Formulaire pour la saisie de la prise de position 
Formulario per il parere 
 


Organisation / Organisation / Organizzazione Gensetter Topfpflanzen AG 


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Heinz Gensetter 081 307 21 30 h.gensetter@gensetter.ch 


Adresse / Indirizzo 


 


Obermühleweg 1  7302 Landquart 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 



mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali: 


• Wir produzieren Topfpflanzen in Landquart Graubünden 4 ha und in Rankweil Vorarlberg 6 ha. Seit 1994 hat die Gensetter Topfpflanzen AG einen 
Zweigbetrieb in Österreich. Unsere Produkte werden in der Grenzzone zur Schweiz produziert. Die Organisation läuft über den Stammbetrieb in der Sch-
weiz. Wir werden jährlich durch die Firma Procert nach den Richtlinien “Swissgap” Suissegarantie geprüft und können unsere Pflanzen als Schweizerpflan-
zen in der Schweiz verkaufen. Unser Markt ist zu 95 % auf die Schweiz ausgerichtet. Wir sind Mitglied des Verbandes Jardinsuisse und daraus folgt auch 
die Mitgliedschaft beim CH Bauerverband. Da wir ein Betrieb mit Ausnahmestellung sind, der stark von einer Regelung betroffen wäre, nehme ich persönlich 
Stellung zu der “Vernehmlassung des Ausführungsrechtes Swissness”. 


Verordnung über die Verwendung der Herkunftsangabe „Schweiz“ für unsere Produkte 


Die Gebietseinschränkung der Grenzgebiete auf die seit 1984 bewirtschafteten angestammten Flächen im Ausland ist nicht realistisch. So gehören zum 
Beispiel all unsere Flächen im Grenzgebiet NICHT zu den angestammten Flächen. Für die Swissness sind die im Grenzgebiet bewirtschafteten Flächen zu 
berücksichtigen, die vor dem 1.1.2014 von Schweizer Betrieben bewirtschaftet werden. Damit würden Befürchtungen entkräftet, dass sich diese Flächen in 
Zukunft „unkontrollierbar“ ausdehne; zulasten der Betriebe, welche davon nicht profitieren. Das erwähnte Stichdatum kann auch damit begründet werden, 
dass alle betroffenen Landwirte spätestens seit 2014 wissen, dass Land in Grenzzonen bei Swissness umstritten ist. Wir können aber auch damit leben, 
dass bei Landantritt in Grenzzonen überhaupt kein Stichdatum gilt bzw. all jene Flächen zur Schweizer Produktion gehören. Wenn die Produkte von unseren 
Flächen in der Grenzzone nicht mehr als Schweizer Produkte ausgezeichnet werden könnten, hätten wir vermutlich KEINE Vermarktungsmöglichkeit mehr 
dafür auf dem Schweizer Markt. Zudem würde es einen „empfindlichen“ Flächenanteil unseres Betriebes betreffen. 


• Bei der vorgeschlagenen Lösung muss gewährleistet werden, dass auch auf diesen Flächen nach Schweizer Vorschriften produziert wird. Gemäss unse-
ren Erfahrungen (Suissegarantie Swissgap) ist eine Kontrolle von Flächen in der Grenzzone problemlos möglich.  
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par rapport aux différents articles / Osservazioni sui singoli articoli 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


MSchV / OPM / OPM 


MSchV, Art. 52f, Abs. 1 Formulierung ändern: „…“ Diese Anpassung rechtfertigt sich, weil… .   


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


Muster 
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HASLV / OIPSD / IPSDA 


 


b. die angestammten Flächen schweizerischer Landwirt-
schaftsbetriebe in der ausländischen Grenzzone, die vor 
dem 1.1.2014 bewirtschaftet werden. nach Artikel 17 
Absatz 2 der Landwirtschaftlichen Begriffsverordnung 
vom 7. Dezember 1998. 


Der Rückgriff auf die angestammten Flächen schweizerischer Landwirtschaftsbetriebe ist nich    
weile werden auch viele nicht-angestammte Flächen von Schweizer Landwirtschaftsbetrieben   
auf diesen Flächen Nahrungsmittel für den Schweizer Markt herstellen. Eine Unterscheidung    
stammten und nicht-angestammten Flächen wäre logistisch nicht zu bewältigen und würde fü    
landwirte zu hohen Einbussen führen. Wenn ein Stichdatum für die Begrenzung der Zupacht     
Grenzzone eingeführt werden soll, könnte der 1.1.2014 in Betracht gezogen werden. Die Einh    
len der schweizerischen Vorgaben muss auf diesen Flächen sichergestellt werden.  
 
Aus unserer Sicht ist zudem wichtig, dass die Bestimmungen im Lebensmittelrecht für die De    
von Produkten aus den Grenzzonen auf die vorliegende Verordnung abgestimmt werden. 


 


Der Rückgriff auf die angestammten Flächen schweizerischer Landwirtschaftsbe-
triebe ist nicht mehr aktuell. Mittlerweile werden auch viele nicht-angestammte 
Flächen von Schweizer Landwirtschaftsbetrieben bewirtschaftet, welche auf diesen 
Flächen Nahrungsmittel für den Schweizer Markt herstellen. Eine Unterscheidung 
in Produkte von angestammten und nicht-angestammten Flächen wäre logistisch 
nicht zu bewältigen und würde für die Schweizer Grenzlandwirte zu hohen Einbus-
sen führen. Wenn ein Stichdatum für die Begrenzung der Zupacht von Flächen in 
der Grenzzone eingeführt werden soll, könnte der 1.1.2014 in Betracht gezogen 
werden. Die Einhaltung und die Kontrollen der schweizerischen Vorgaben muss 
auf diesen Flächen sichergestellt werden.  
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GUB-GGA-Verordnung für nicht landwirtschaftliche Erzeugnisse / Ord. sur les AOP et IGP des produits non agricoles / ord. 
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Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness 


Consultation relative au droit d’exécution Swissnes s 


Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swi ssness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 


Formulaire pour la saisie de la prise de position 


Formulario per il parere 


 


Organisation / Organisation / Organizzazione swisspor AG  


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Herr Patrick Capeder 
 
Tel. +41 56 678 98 98  
E-Mail: patrick.capeder@swisspor.com 


Adresse / Indirizzo 


 


swisspor AG  
Bahnhofstrasse 50  
CH-6312 Steinhausen  


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument  zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position  en format Word 
par courrier électronique  facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di d ocumento Word . Grazie. 
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osse rvazioni generali:  


• Die swisspor-Gruppe produziert in der Schweiz ein breites Sortiment an Dämmstoffen und Abdichtungen und ist das führende Unternehmen im Be-
reich Dämmen und Dichten.  


• Im Dämmbereich produzieren wir unter anderem Hochleistungsdämmstoffe wie Expandiertes Polystyrol (EPS), Extrudiertes Polystyrol (XPS) sowie 
Polyurethan Hartschaum (PUR). 


• Hinsichtlich der Herstellung und Vermarktung von EPS existiert mit dem Verband EPS Schweiz ein schweizweit tätiger Verband. Hinsichtlich der 
anderen unserer Dämmstoffe ist dies nicht der Fall.  


• Wie bereits aus der Firmenbezeichnung „swisspor“ hervorgeht, ist die Swissness-Thematik für unsere Unternehmensgruppe von zentraler Bedeu-
tung.  
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par r apport aux différents articles / Osservazioni sui s ingoli articoli 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


MSchV / OPM / OPM 


MSchV, Art. 52i 


Formulierung ändern: 
 
Statt bisher: 
 
„Art. 52i In der Schweiz ungenügend 
verfügbare Materialien 
 
Ist ein Material gemäss öffentlich zu-
gänglichen Angaben einer Branche in 
der Schweiz ungenügend verfügbar 
und schliesst der Hersteller dessen 
Kosten im Ausmass dieser ungenü-
genden Verfügbarkeit von der Berech-
nung der Herstellungskosten eines 
Produkts aus, so darf er vermuten, 
dass die Verringerung der Herstel-
lungskosten in diesem Ausmass mit 
den gesetzlichen Anforderungen an die 
herkunftsbestimmenden Kosten über-
einstimmt.“ 
 
Neu (anlehnend an Art. 48c Abs. 3 rev. 
MSchG):: 
 
„Kosten für Naturprodukte, die wegen 
natürlichen Gegebenheiten in der 
Schweiz nicht produziert werden kön-
nen sowie Kosten für Rohstoffe, die 
aus objektiven Gründen in der Schweiz 
nicht in genügender Menge verfügbar 
sind, sind von der Berechnung der 
Herstellungskosten nach Art. 48c Abs. 
1 MSchG auszuschliessen.“  


Der geplante Art. 52i MSchV verweist für den Nachweis, dass bestimmte Materialien in der 
Schweiz ungenügend verfügbar sind und deshalb für die Berechnung der Herstellungskosten 
von industriellen bzw. gewerblichen Produkten im Zusammenhang mit der Swissness-Vorlage 
nicht zu berücksichtigen sind, auf die „öffentlich zugänglichen Angaben einer Branche“.  
 
Dies scheint uns aus den folgenden Gründen nicht sachgerecht. 
 
Mit Ausnahme von EPS existiert für die anderen von uns hergestellten Dämmstoffe kein Ver-
band, der Angaben zur Verfügbarkeit der Rohstoffe für die ganze Branche publizieren könnte. 
 
Die Gründung eines neuen Branchenverbands allein für diesen Zweck scheint uns unverhält-
nismässig.  
 
Sodann ist nicht einzusehen, weshalb gerade für den Nachweis der Nicht-Verfügbarkeit von 
Materialien gemäss Art. 52i E-MSchV eine öffentlich zugängliche Branchenlösung erforderlich 
sein soll, während dies z.B. für Naturerzeugnisse, die wegen natürlichen Gegebenheiten nicht 
am Herkunftsort produziert werden können, gemäss Art. 48c Abs. 3 rev. MSchG nicht erfor-
derlich ist.  
 
Wir sind der Auffassung, dass es in der Verantwortung jedes einzelnen Unternehmens liegen 
sollte zu beurteilen, ob die von ihm für die Herstellung eines Industrieprodukts verwendeten 
Rohstoffe in der Schweiz verfügbar sind oder nicht, auch wenn diese Information nicht von 
einem Verband öffentlich zugänglich publiziert wurde.  
 
In der Regel können die Herstellerunternehmen die Verfügbarkeit von Ausgangsmaterialien 
ohnehin besser beurteilen als die Branchenverbände. Wenn ein Branchenverband vorhanden 
ist, der die Publikation der im Verordnungsentwurf geforderten Angaben koordiniert und über-
nimmt, dann ist dagegen nichts einzuwenden. Es sollte aber nicht sein, dass unter der Swiss-
ness-Gesetzgebung Unternehmen, die in einer nicht organisierten Branche tätig sind, benach-
teiligt werden gegenüber Unternehmen, die (in der Regel zufällig und wohl fast immer aus 
Gründen, die nichts mit der Swissness-Vorlage zu tun haben) von einem Branchenverband 
profitieren können. 
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Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness 
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 
Formulaire pour la saisie de la prise de position 
Formulario per il parere 
 


Organisation / Organisation / Organizzazione RONDA AG, Lausen  


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Erich Mosset, CEO 


061 926 5000 


emosset@ronda.ch 


Adresse / Indirizzo 


 


Hauptstrasse 10 
4415 Lausen 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 



mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch





 


  


2/9 


 
 


 


Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali: 


Als unabhängiger Uhrwerkhersteller und Mitglied der „IG Swiss Made“ sind wir im Prozess der „Swissness“ stark involviert und möchten wir hier unsere Po-
sition erklären.  


In der Schweiz ist RONDA einer der letzten drei elektronischen Uhrwerkproduzenten im Volumensegment. Diese Uhrwerke werden vor allem im unteren und 
mittleren Preissegment eingesetzt, wo der Preisdruck massiv ist. Diese Kunden sind auf unabhängige Drittfirmen angewiesen, bei welchen sie Komponen-
ten einkaufen können, da sie selbst das Volumen für eine eigene Produktion bei weitem nicht erreichen. Eine Aufgliederung der Produktionsprozesse ist in 
diesem Preissegment unumgänglich. In Bezug auf elektronische Uhrwerke kann RONDA die zukünftigen Swissness-Bedingungen erfüllen. Doch dies ge-
nügt in der neuen Gesetzgebung nicht, da sie sich nicht mehr nur auf Uhrwerke bezieht. Das komplexe und umstrittene Thema „mechanische Uhrwerke“ 
zeigt immer wieder deutlich, welche starke Monopolproblematik in der Schweizer Uhrenindustrie innerhalb der Uhrenindustrie existiert. 


RONDA AG hat sich im Interesse der KMU stets für eine 50% Swissness-Regelung stark gemacht. Das Gesetz wurde in der Schlussabstimmung allerdings 
mit der Hürde von 60% der Herstellungskosten der kompletten Uhr verabschiedet, was bereits eine massive Verschärfung zur heutigen Praxis darstellt, wel-
che sich nur auf das Uhrwerk bezieht. Die Herausforderung dieser neuen Gesetzgebung liegt für KMU’s darin, Uhrenkomponenten (insbesondere 
Gehäuse und Zifferblätter) von unabhängigen Firmen in der Schweiz zu konkurrenzfähigen Konditionen (Qualität, Preise, Lieferfristen) zu erhal-
ten. Diese Industrie existiert in der Schweiz schon lange nicht mehr, da sich praktisch die gesamte Zulieferindustrie auf die Grosskonzerne und die Luxusin-
dustrie ausgerichtet hat. Diese Problematik betrifft einen sehr grossen Anteil der kleineren und mittleren Unternehmen in der Uhrenindustrie. Hinzu kommt 
die Tatsache, dass im Laufe der letzten Jahre viele unabhängige Hersteller von den Grosskonzernen aufgekauft worden sind. Der Aufbau einer unabhän-
gigen Industrie für KMU’s braucht zum einen eine klare Rechtslage, zum anderen einige Jahre für den Aufbau dieser Firmen. Die Rechtslage wird 
aber erst dann wirklich klar sein, wenn sowohl die allgemeine Verordnung, als auch Branchenverordnung definitiv verabschiedet worden sind. 
Danach braucht es mehrere Jahre, um diese unabhängige Industrie aufzubauen. Aus diesem Grunde sind lange Übergangsfristen von existenzi-
eller Bedeutung. 


Um die Marktchancen namentlich der hiesigen KMUs daher nicht noch stärker zu beeinträchtigen, sollte es das Hauptanliegen im Rahmen der Verordnung 
sein, dass die präzisierenden Bestimmungen diese Hürde nicht noch erhöhen. Vielmehr ist darauf zu achten, dass wirtschaftlich bedingte Unwägbarkeiten 
ausreichend berücksichtigt werden und der administrative Aufwand für die Unternehmen gering bleibt. Deshalb ist ein gewisser Handlungsspielraum uner-
lässlich. Demgemäss hofft RONDA auf Umsetzungen, die  pragmatisch und genügend flexibel gehandhabt werden sollen (vgl. Erläuternder Bericht S. 11) 
und ein Verzicht statuiert wird, wonach den Unternehmern kein Rechnungslegungsstandard vorgeschrieben wird (vgl. etwa Art. 52 g E-MSchV).  


Einigen Bedürfnissen der KMU wurde demgemäss bereits Rechnung getragen, allerdings gilt es weitere, unerlässliche Voraussetzungen für eine ausgewo-
gene Swissness-Gesetzgebung zu verankern:  


1. Im revidierten Marken- und Wappenschutzgesetz sind keine Übergangsbestimmungen vorgesehen, mithin erschöpft sich diese in der Inkraftsetzung. 
Die neue „Swissness“-Gesetzgebung soll am 1. Januar 2017 in Kraft treten. Lediglich in Art. 60a E-MSchV wird den Unternehmen eine Lagerauf-
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brauchsfrist von zwei Jahren bis zum 31. Dezember 2018 eingeräumt. Diese Frist ist viel zu kurz, da potenziell neue Hersteller von Komponenten in 
der Schweiz noch keine Klarheit bzgl. der detaillierten Umsetzung haben und danach Zeit benötigen, neue Fabriken in der Schweiz zu erstellen. Die 
Masseneinwanderungsinitiative steht diesem Interesse auch diametral entgegen. 


Eine Übergangsfrist ist für die gesamte Wirtschaft insbesondere aber auch die Uhrenindustrie von zentraler Bedeutung, da die Unternehmen ihre 
Produktionszyklen den neuen Vorgaben entsprechend umstellen müssen. Hier geht es um weitreichende Änderungen durch das Gesetz, eine er-
hebliche Erhöhung des minimalen Inlanderfordernisses gegenüber der heute gut eingespielten Praxis von 50 Prozent und die damit im Zusammen-
hang stehende Verunsicherung vieler Unternehmen gerade auch im Hinblick auf die Berechnung der Swissness. Dieser kann nur mit einer genü-
gend langen Frist begegnet werden, um den Unternehmen überhaupt die Möglichkeit zu geben, sich auf die neue Situation einstellen zu können.. 
Fünf Jahre sind aus Sicht von RONDA ein absolutes Minimum. Dies kann durch ein spätes Inkrafttreten erzielt werden, worüber der Bundesrat zu 
befinden hat.  


Da die Beschaffung und Produktion umgestellt werden müssen, ist eine Lageraufbrauchsfrist, wie sie im Entwurf vorgesehen ist, unentbehrlich. Aus 
den benannten Gründen müsste diese allerdings länger als 2 Jahre dauern und müsste nicht nur für Produkte, sondern auch für Bestandteile gelten, 
um die im Lager befindlichen Komponenten angemessen aufbrauchen zu können.    


Ziel des Gesetzes ist die nachhaltige Sicherung des Mehrwertes des Labels „Schweiz“ und damit die Stärkung der hier produzierenden Firmen, so 
dass dieses wirtschaftsfreundlich umgesetzt werden muss, ohne die Unternehmen unnötig zu belasten. Unternehmen, die gewillt sind, diese Ver-
schärfung auf sich zu nehmen, darf dies nicht von vornherein verwehrt werden. Eine Übergangsfrist birgt mithin mehr Nutzen als Schaden und wür-
de den benannten Bestrebungen des Gesetzgebers viel eher gerecht.   


2. Anlässlich der Sitzung vom 29. Oktober 2013 bestand Konsens darüber, dass die deklarierte Swissness nur im Rahmen eines konkreten Prozesses, 
d.h. im Klagefall, überprüft werden soll (vgl. Artikel 51a Markenschutzgesetz) und die Swissness-Bestimmungen nicht zu einem Ausforschungsbe-
weis missbraucht werden dürfen. Dies ist für die Wirtschaft von ganz entscheidender Bedeutung; es kann also keinesfalls darum gehen, wie im Vor-
feld der ganzen Swissness-Debatte immer wieder befürchtet wurde, dass alle Unternehmen ihre Swissness ohne Not mit komplizierten Berechnun-
gen vorprozessual belegen müssen. Dies wäre mit immensen Kosten und grossem Aufwand verbunden. Der Unternehmer muss vor einer derart 
missbräuchlichen Anwendung des Gesetzes geschützt werden. Zur Verdeutlichung und im Interesse der Rechtssicherheit sollte der Verordnungs-
text um einen entsprechenden klarstellenden Art. 52o E-MSchV ergänzt werden.  


3. Die Abwälzung des Nachweis der ungenügenden Verfügbarkeit von Materialien auf die Branche i.S.d. Art. 52i MSchV ist unhaltbar. Eine derartige 
Datensammlung ist mit einem immensen Aufwand und grossen Kosten verbunden; hierfür fehlen die internen Strukturen und Finanzen. Zudem 
muss es Unternehmen gleichsam möglich sein, (Roh-) Materialien auszunehmen, deren Bezug in der Schweiz zwar möglich, aber wirtschaftlich ge-
sehen untragbar ist, deren Kaufpreis mithin unverhältnismässig hoch ist im Vergleich zum gesamten Produkt. So kann es etwa nicht angehen, wenn 
es keine unabhängigen Drittanbieter in bestimmten Bereichen gibt, das Material als verfügbar einzustufen, da dies faktisch unzutreffend wäre.  


4. Wie bereits erwähnt, stellt die gesetzliche Anforderung, dass mindestens 60% Herstellungskosten in der Schweiz anfallen müssen, bereits eine Ver-
schärfung und mithin eine Erschwerung zur Erlangung der Swissness-Qualifikation dar. Die IG Swiss Made beantragt daher, dass in der Verordnung 
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festgehalten wird, dass Branchenverordnungen nicht über die gesetzlichen Mindestanforderungen hinausgehen dürfen, um zusätzliche Hürden ge-
rade auch für Kleinbetriebe zu schaffen.  


RONDA dankt Ihnen für die wohlwollende Prüfung dieser Argumente und ist gerne bereit, dazu weitere mündliche Erklärungen abzugeben. 
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par rapport aux différents articles / Osservazioni sui singoli articoli 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


MSchV / OPM / OPM 


MSchV, Art. 52 i 


Formulierung ändern: 
„…Material gemäss Angaben 
eines Herstellers in der 
Schweiz ungenügend verfüg-
bar…“ 
„Als ungenügend verfügbare 
Materialien gelten auch sol-
che, für die keine ausreichen-
den Konkurrenzangebote be-
stehen.“ 


Diese Anpassung rechtfertigt sich, weil die vorgesehene Branchenlösung nicht möglich ist. 
Vielmehr muss es dem Unternehmer möglich sein, die nicht genügende Verfügbarkeit bele-
gen zu dürfen (vgl. Ziff. 3).  


 


MSchV, Art. 52 j, Bst. a Formulierung ändern: „die Löh-
ne und ihre Nebenkosten;“ 


Diese Anpassung rechtfertigt sich, da zu den Löhnen auch die Arbeitgeberbeiträge etc. zäh-
len und demgemäss einzurechnen sind. 


 


MSchV, Art. 52 n Abs.4 


Formulierung neu: „Branchen-
verordnungen dürfen keine 
Bestimmungen enthalten, 
welche über die gesetzlich 
verankerten Anforderungen 
hinausgehen.“ 


Diese Anpassung rechtfertigt sich, um zu verhindern, dass zu Lasten von KMU strengere 
Vorgaben verankert werden können und durch die Hintertür eine weitere Verschärfung erzielt 
wird (vgl. Ziff.4).   


 


MSchV,  
5. Abschnitt: Beweis-
lastumkehr 
Art. 52 o 


Formulierung neu: „Die Beweis-
last gemäss Art. 51a MSchG 
gilt nur im Klagefall. Das Be-
weisverfahren richtet sich 
nach den Bestimmungen von 
Art. 150 ff ZPO resp. Art. 139 ff 
StPO. Es können Akten aus 
anderen Verfahren beigezo-
gen werden (vgl. Art. 194 
StPO).“ 


Diese Anpassung rechtfertigt sich, weil der beweispflichtige Unternehmer vor einer miss-
bräuchlichen Anwendung des Gesetzes geschützt werden muss. Der Nutzer einer Herkunfts-
angabe steht in der Beweispflicht, soll aber dadurch nicht administrativ oder finanziell unge-
bührlichen Belastungen ausgesetzt werden (vgl. Ziff.2). 


 


MSchV, Art. 60a 


Formulierung ändern: 
„…hergestellt wurden sowie 
Bestandteile dürfen noch bis 
zum... [5 Jahre ab Inkrafttreten]“   


Diese Anpassung rechtfertigt sich, da die meisten industriell fertigenden Unternehmen grosse 
Lagerbestände an Bestandteilen haben, die multifunktional eingesetzt werden können (vgl. 
Ziff.1).  
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		Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness Consultation relative au droit d’exécution Swissness Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness






[Seite]


Von:
Gesendet:
An:
Cc:
Betreff:


Anlagen:


Andreas Steffes <asteffes@handel-schweiz.com>
Dienstag, 14. Oktober 2014 17:26
swissness


Stellungnahme von Handel Schweiz zu den vorgeschlagenen 
Ausführungsverordnungen der neuen Swissness-Gesetzgebung
14-Vernehmlassung Swissness.docx; 14-Vernehmlassung Swissness.pdf


Kennzeichnung: Zur Nachverfolgung
Kennzeichnungsstatus: Gekennzeichnet


Kategorien: Swissness


Sehr geehrte Damen und Herren 


Als Dachverband des Schweizer Handels und damit als Vertreter von rund 3‘700 Handelsunternehmen vertritt 
Handel Schweiz eine liberale Ordnungspolitik ohne helvetische Sonderzüge. Für die Aussenwirt‐schaftspolitik 
bedeutet dies die Integration der schweizerischen Wirtschaft in Europa und in der Welt. Wir stehen ein für die 
Öffnung der Schweizer Grenzen für Güter, Dienstleistungen, Personen und Kapital mit gleichwertigem Zugang zu 
den Auslandsmärkten sowie für die Beseitigung der nichttarifären Handelshemmnisse. Handel Schweiz setzt sich 
vehement für den freien Handel und Wettbewerb ein und bekämpft die Einführung und Aufrechterhaltung von 
technischen Handelshemmnissen.  


Handel Schweiz kritisiert die neuen Swissnessregeln, da sie unnötige Handelsschranken aufbauen und zu einer 
Zementierung der Hochpreisinsel sorgen. Ir akzeptieren jedoch, dass diese Vorlage von zentraler Bedeutung für die 
Schweizer Land‐ und Ernährungswirtschaft ist und unterstützen sie mit Einschränkungen. 


Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. Für die Möglichkeit zur Stellungnahme danken wir Ihnen. 


Mit freundlichen Grüssen 
Andreas Steffes 


Handel Schweiz  |  Commerce Suisse  |  Commercio Svizzera  |  Swiss Trade  
Güterstrasse 78  |  Postfach 656  |  CH‐4010 Basel 
Tel. 061 228 90 30  |  Fax 061 228 90 39 
www.handel‐schweiz.com  |  info@handel‐schweiz.com  
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Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness      
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 
Formulaire pour la saisie de la prise de position 
Formulario per il parere 
 


Organisation / Organisation / Organizzazione Handel Schweiz 


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Andreas Steffes 


+41 61 228 90 30 


asteffes@handel-schweiz.com 


Adresse / Indirizzo 


 


Handel Schweiz  


Postfach 656 , Güterstrasse 78 


CH - 4010 Basel  


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  
Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 
Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 



mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali: 


 
Sehr geehrte Frau Bundesrätin Sommaruga 
Sehr geehrter Herr Bundesrat Schneider-Ammann 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Mit Schreiben vom 26. Juni 2014 haben Sie uns zur Stellungnahme zu den vorgeschlagenen Ausführungsverordnungen der neuen Swissness-
Gesetzgebung eingeladen. Für die Möglichkeit zur Stellungnahme danken wir Ihnen..  


Als Dachverband des Schweizer Handels und damit als Vertreter von rund 3‘700 Handelsunternehmen vertritt Handel Schweiz eine liberale Ordnungspolitik 
ohne helvetische Sonderzüge. Für die Aussenwirtschaftspolitik bedeutet dies die Integration der schweizerischen Wirtschaft in Europa und in der Welt. Wir 
stehen ein für die Öffnung der Schweizer Grenzen für Güter, Dienstleistungen, Personen und Kapital mit gleichwertigem Zugang zu den Auslandsmärkten 
sowie für die Beseitigung der nichttarifären Handelshemmnisse. Handel Schweiz setzt sich vehement für den freien Handel und Wettbewerb ein und be-
kämpft die Einführung und Aufrechterhaltung von technischen Handelshemmnissen. 


Zunächst weisen wir darauf hin, dass die Vorlage Schweizer Produkte quasi dem internationalen Wettbewerb entzieht. Die Erfahrungen (z.B. bei 
der Öffnung des Schweizer Käsemarktes) haben aber gezeigt, dass dieser Wettbewerb erhebliche Auswirkungen auf die Produktionsqualität und 
Produktivität der Branche hat. Dies gilt es bei der indirekten Bevorzugung von Schweizer Rohstoffen und Zutaten gegenüber denen aus dem 
Ausland zu berücksichtigen. Vor diesem Hintergrund sehen wir die Swissnessvorlage als generell kritisch an.  


Wir akzeptieren aber, dass die neue Verordnung über die Verwendung der Herkunftsangabe «Schweiz» für Lebensmittel (HASLV) zentrale Bedeutung für 
die Schweizer Land- und Ernährungswirtschaft hat und unterstützen im Grundsatz die Vorlage.  


Verschiedene Anliegen der Nahrungsmittelindustrie wurden in die neue Verordnung aufgenommen. Insgesamt ist der unterbreitete Vorschlag jedoch 
nicht praxistauglich.  


Unsere Ansicht begründen wir wie folgt:  


1) Marktfremd, investitions- und innovationshemmend: Die Vorschläge zur konkreten Umsetzung sind marktfremd, investitions- und innovationshem-
mend. So werden die Nahrungsmittelhersteller nicht bereit sein, Details seiner Rezepturen seinen Kunden zu vorzulegen oder seine Rezeptur bzw. seine 
spezifischen Rohstoffspezifikationen im Anhang einer Bundesverordnung offen zu legen (Art 4 Abs. 2 Bst. c und Art. 8).  


2) Kontraproduktiv für Schweizer Landwirtschaft: Kann die Schweizer Nahrungsmittelindustrie aufgrund zu hoch angesetzter Anforderungen die Swiss-
ness nicht erfüllen, ist damit zu rechnen, dass sie auch auf die übrigen Rohstoffe aus dem Inland verzichtet wird. Verliererin wird die Schweizer Landwirt-
schaft sein, da die Nachfrage nach einheimischen Agrarprodukten sinkt. 


3) Konsumenteninteressen müssen hinten anstehen: Es kann nicht sein, dass Branchenverbände und Bundesämter darüber entscheiden, ob ein in der 
Schweiz vorliegender Rohstoff oder eine Zutat den Qualitätsanforderungen der Nahrungsmittelhersteller genügt oder nicht. Dies wäre der Tod der 
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Swissness, da nicht mehr die Rohstoff- und Produktqualität oberste Priorität geniesst, sondern rein die Schweizer Herkunft, auch im Falle einer minder-
wertigen Qualität. 


4) Doppelspurigkeiten: Die vorgeschlagenen Verfahren zur Festlegung von ausnahmeberechtigten Rohstoffen und Zutaten sind unnötig und stehen kont-
rär zur Selbstkontrolle und zur im neuen MSchG eingeführten Beweislastumkehr (Art. 51 nMSchG). Der Benutzer einer Herkunftsangabe muss im Klage-
fall beweisen, dass diese zutreffend ist. Der Täuschungsschutz wird zudem über die Schweizerische Lebensmittelgesetzgebung sichergestellt. 


Dringendsten Handlungsbedarf sehen wir bei folgenden Punkten: 


• Differenzierung zwischen Naturprodukten und Rohstoffen und Zutaten: Die Nahrungsmittelindustrie verwendet i.d.R. Rohstoffe und Zutaten und 
nicht Naturprodukte. Diverse Artikel der Verordnung sind dementsprechend anzupassen.  


• Listen in den Verordnungsanhängen überarbeiten: Liste A im Anhang 1 und die Liste im Anhang 2 können in einer einzigen Positivliste über Rohstof-
fe ab einem Selbstversorgungsgrad von mehr als 20% zusammengefasst werden. Nicht auf der Liste enthaltene Rohstoffe fliessen nicht in die Berech-
nungen. Liste B und C im Anhang 1 müssen gestrichen werden.  


• Streichung von Art. 8: Es kann nicht sein, dass Aussenstehende (Branchenverbände, Bundesamt) über die „richtige“ Rohstoffqualität für ein spezifi-
sches Produkt der Nahrungsmittelindustrie entscheiden. Die vorgesehene Offenlegung von spezifischen Rohstoffspezifikationen in einer öffentlichen 
Bundesverordnung ist praxisfremd und eine Utopie. 


 


Zu den drei weiteren Verordnungen haben wir keine Bemerkungen. Unsere detaillierten Anpassungsvorschläge zu den einzelnen Artikeln finden Sie auf den 
folgenden Seiten. 


Für die Möglichkeit zur Stellungnahme und die Berücksichtigung unserer Anliegen danken wir Ihnen 


 


Freundliche Grüsse 
Handel Schweiz 
 
         
 
Kaspar Engeli       Andreas Steffes  
Direktor       Sekretär 
 


Basel, 14. Oktober 2014 
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par rapport aux différents articles / Osservazioni sui singoli articoli 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


MSchV / OPM / OPM 


    


HASLV / OIPSD / IPSDA 


Art. 2 Bst. c 
weitere direkte und indirekte 
Hinweise auf die Schweizeri-
sche Herkunft. 


Der Begriff „indirekte Hinweise“ ist zu breit, unklar und schafft neue Rechtsunsicherheit. So 
würde es beispielsweise über das Ziel der Swissness-Regulierung hinausschiessen, wenn die 
Bewerbung einer Dachmarke oder Herstellermarke mit der Herkunftsangabe „Schweiz“ (z.B. 
Schweizer Fahne oder Matterhorn in einem Werbefilm zur Marke) dazu führen würde, dass 
sämtliche Lebensmittel, die vom Inhaber der entsprechenden Marke vertrieben werden, den 
Anforderungen von Art. 48 nMSchG entsprechen müssten  


 


zusätzlicher neuer Art. 
4 Abs. 2 


Erfüllt eine zusammengesetz-
te Zutat die Voraussetzungen 
der Herkunftsangabe 
„Schweiz“, so gilt sie für die 
Berechnung des Mindestan-
teils schweizerischer Rohstof-
fe nach Art. 48b Absatz 2 
MSchG als schweizerischer 
Rohstoff.   


Der Artikel in der vorgeschlagenen Form ist in der Praxis nicht umsetzbar. Zusammengesetz-
te Zutaten aus stark verarbeiteten Naturprodukten durchlaufen häufig mehrere Herstellschritte 
in verschiedenen Verarbeitungsunternehmen. Eine Berechnung aufgrund der einzelnen Roh-
stoffbestandteile dürfte deshalb bereits am Geheimhaltungsinteresse der Lieferanten und 
Unterlieferanten und an deren entsprechend mangelnden Bereitschaft zur Offenlegung aller 
Rezeptdetails inklusive genauer Mengenangaben scheitern. 


 


Art. 4 Abs. 2 
Von der Berechnung ausge-
schlossen werden Naturproduk-
te, die: 


Es muss eine Differenzierung zwischen Naturprodukte einerseits, und Rohstoffen und Zutaten 
andererseits vorgenommen werden. Die Nahrungsmittelindustrie verwendet in der Regel nicht 
Naturprodukte in ihren Rezepturen, sondern Rohstoffe und Zutaten. Im revidierten Marken-
schutzgesetz ist richtigerweise durchgehend von Rohstoffen in Zusammenhang mit Lebens-
mitteln die Rede. 


 


Art. 4 Abs. 2 Bst. a 


Naturprodukte und daraus 
hergestellte Rohstoffe, die 
aufgrund natürlicher Gegeben-
heiten nicht in der Schweiz pro-
duziert werden können (Anhang 
1 Teil A);. 


Hier macht die Bezeichnung  „Naturprodukte“ Sinn. Es braucht jedoch die Ergänzung „… und 
daraus hergestellte Rohstoffe, …“. Den Verweis auf Anhang 1 Teil A braucht es nicht. Die 
entsprechende Liste ist zu streichen und mit Anhang B in eine Positivliste zusammenzufüh-
ren. Zu nennen sind nur noch Naturprodukte, bei denen ein Selbstversorgungsgrad von mehr 
als 20% vorliegt. Die Vollständigkeit einer umfassenden Aufzählung aller potentiellen Natur-
produkte ist nicht überprüfbar. 


 


Art. 4 Abs. 2 Bst. b Naturprodukte, Rohstoffe und 
Zutaten, die temporär aufgrund 


Nicht nur bei Naturprodukten, sondern auch bei Rohstoffen und Zutaten, kann eine temporäre 
Mangellage auftreten, so zum Beispiel bei einem unerwarteten Ausfall einer Verarbeitungsan-
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Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


unerwarteter oder unregelmäs-
sig auftretender Gegebenheiten 
wie Ernteausfall nicht oder nicht 
in genügender Menge in der 
Schweiz produziert werden kön-
nen (Anhang 1 Teil B);. 


lage. 
 
 
 
Anhang 1 Teil B ist zu streichen. Siehe dazu unter Art. 7. 


Art. 4 Abs. 2 Bst. c 


Naturprodukten, Rohstoffe 
und Zutaten, die in der Schweiz 
gemäss den erforderlichen Spe-
zifikationen technischen Anfor-
derungen für einen bestimmten 
Verwendungszweck nicht in den 
erforderlichen Mengen erhält-
lich sind produziert werden 
können (Anhang 1 Teil C). 


Die Ausnahme muss für alle Naturprodukte, Rohstoffe und Zutaten gelten, die in der notwen-
digen Qualität und Menge (einheitliche Qualität über die gesamte Losgrösse) nicht in der 
Schweiz für die Nahrungsmittelhersteller erhältlich sind. Ob bei Rohstoffen bzw. Zutaten das 
ursprüngliche Naturprodukte in der Schweiz durch die Landwirtschaft produziert werden kann 
oder nicht, ist nicht entscheidend. Wenn aber die für das Endprodukte benötigte Qualität des 
Halbfabrikates (Sorte, Verarbeitungstechnik, ...) in der benötigten Menge in der Schweiz nicht 
erhältlich ist, braucht es eine Ausnahme.  
 
Anhang 1 Teil C ist zu streichen. Siehe dazu unter Art. 8. 


 


Art. 4 Abs. 4  


Festlegung bestimmter Pro-
duktkategorien, für die der 
Ausschluss von Wasser gilt. 
Für die übrigen Produktekate-
gorien soll Wasser in die Be-
rechnungen miteinbezogen 
werden, insbesondere bei 
Nassprodukten, bei denen der 
Rohstoff „Wasser“ im End-
produkt enthalten bleibt. 


Es braucht hier eine Differenzierung. Wasser, das in der Rezeptur zwingend benötigt wird und 
im Produkt enthalten bleibt (ist bei Nassprodukten wie den Milchprodukten der Fall), muss 
eingerechnet werden können, unabhängig davon, ob es sich um Mineral- oder Quellwasser 
handelt. Es kann aber nachvollzogen werden, dass dies nicht generell für alle Lebensmittel 
gelten kann, insbesondre dann, wenn zugegebenes Wasser im Produktionsprozess aus dem 
Endprodukt entschwindet (siehe Brotbeispiel des BLW) oder importierte Konzentrate mit der 
Zugabe von Wasser „eingebürgert“ werden (z.B. Fruchtsäfte).  


 


Art. 4 Abs. 5 


Einzelne Naturprodukte und 
daraus hergestellte Rohstoffe 
sowie Mikroorganismen, Zu-
satzstoffe und Verarbeitungs-
hilfsstoffe gemäss Artikel 2 Ab-
satz 1 Buchstaben k, l und n der 
Lebensmittel- und Gebrauchs-
gegenständeverordnung vom 
23. November 2005 (LGV) kön-
nen bei der Berechnung in je-
dem Fall vernachlässigt wer-
den, wenn sie:  


Mit dem Zusatz „in jedem Fall“ ist klarzustellen, dass die Bagatellklausel Vorrang hat vor allen 
anderen Bestimmungen (insbesondere auch gegenüber dem 100%-Kriterium bei der Milch). 
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Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


Art. 4 Abs. 5 Bst. b 


gewichtsmässig vernachlässig-
bar sind, das heisst pro Zutat 
weniger als 3 Prozent und 
zusammen weniger als 10 
Prozent des gesamten Roh-
stoffgewichts ausmachen. 


In der Beratung des nMSchG wurde den Mitgliedern der beiden Rechtskommissionen gemäss 
unseren Kenntnissen eine sog. Bagatellklausel von 10% angekündigt, d.h. die letzten 10% 
der Rohstoffe wären nicht in die Berechnungen geflossen. Nun findet man dazu jedoch nichts 
im Verordnungsentwurf. Zudem braucht es aus unserer Sicht eine klare und verlässliche De-
finition von Bagatellzutaten. 
 


 


Art. 4 Abs. 6 streichen Der Grund Sonderbehandlung von Milch ist nicht einleuchtend. Dieser Artikel ist ersatzlos zu 
streichen.  


 


Art. 5 Abs. 1 
…, wenn sie nach Artikel 4 5 
Absätze 2 und 3 von der Be-
rechnung ausgeschlossen sind. 


Hier handelt es sich wahrscheinlich um einen falschen Verweis. 
 


Art. 5 Abs. 2 


Die Berechnung darf aufgrund 
der durchschnittlichen Waren-
flüsse eines Jahres pro Pro-
duktgruppe oder pro Produkt 
erfolgen. 


Die Abstellung der Berechnung auf den durchschnittlichen Warenflüssen wird sehr begrüsst. 
Es soll den Unternehmen überlassen werden, ob sie das pro Produktgruppe oder pro Produkt 
umsetzen. 


 


Art. 6 Abs. 1 


Setzt sich ein Lebensmittel aus 
mehreren Naturprodukten Zuta-
ten zusammen, so gelten gilt 
eine Zutat als vollständig 
schweizerischer Herkunft und 
kann bei der Weiterverarbei-
tung vollständig angerechnet 
werden, wenn die Anforde-
rungen  die Prozentsätze nach 
Art. 48b Abs. 2 MSchG erfüllt 
sind. 


Dieser Artikel ist in der Praxis so nicht umsetzbar und muss angepasst werden. Kein Lieferant 
wird bereits sein, seinen Kunden seine detaillierten Rezepturen vorzulegen. Siehe auch Be-
merkungen zu neuem Art. 4 Abs. 2. 


 


Art. 6 Abs. 3 streichen 


Es gibt zahlreiche weitere Beispiele, bei denen gemäss dem Vorschlag des HASLV wertbe-
stimmende Inhaltsstoffe aus Schweizer Herkunft nicht mehr ausgelobt werden könnten. Ge-
rade im Milchbereich gibt es verschiedene Lebensmittel, die Käse oder Milchprodukte aus der 
Schweiz enthalten, auch wenn das für das Lebensmittel insgesamt die Schweizer Herkunft 
nicht ausgelobt werden kann (z.B. Sandwich mit Schweizer Käse). Dies wäre aus Sicht des 
„Swissness“-Gedankens kontraproduktiv. 


 


Art. 7 Abs. 1 ersatzlos streichen Die Liste A im Anhang 1 soll mit Anhang 2 zu einer Positivliste zusammengeführt werden.  
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Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


Art. 7 Abs. 2 
streichen und durch noch zu 
definierendes Meldeverfahren 
ersetzen 


Das vorgeschlagene System nicht praxistauglich und marktfremd. Im Bedarfsfall müssen 
Ausnahmen rasch und unbürokratisch möglich sein. Wir schlagen vor, dass zusammen mit 
dem Bauernverband und der Fial ein unkompliziertes Meldeverfahren ausgearbeitet wird. 


 


Art. 8  ersatzlos streichen 


Das vorgeschlagene System ist nicht praxistauglich, unternehmensfeindlich und läuft der 
Schweizerischen Qualitätsstrategie entgegen. Es kann nicht sein, dass letztlichen Branchen-
verbände und Bundesämter darüber entscheiden, ob ein in der Schweiz vorliegender Rohstoff 
oder eine Zutat den Qualitätsanforderungen der Nahrungsmittelhersteller genügt oder nicht. 
Dies wäre der Tod der Swissness, da nicht mehr die Rohstoff- und Produktqualität oberste 
Priorität geniesst, sondern rein die Schweizer Herkunft, auch im Falle einer minderwertigen 
Qualität. Die vorgesehene Offenlegung von spezifischen Rohstoffspezifikationen in einer 
Bundesverordnung ist eine Utopie. 


 


Art. 9  


Die im erläuternden Bericht vorgeschlagene Berechnungsmethode des massgebenden 
Selbstversorgungsgrades („Inlandproduktion/Inlandverbrauch inkl. Exportbedarf“) begrüssen 
wir. Mengen, die über den aktiven Veredelungsverkehr in die Schweiz gelangen, müssen 
zwingend miteingerechnet werden, da sie eine erhebliche Teilgrösse des inländischen Ge-
samtbedarfes von Detailhandle und Industrie darstellen. 


 


Art. 10  


Wir möchten darauf hinweisen, dass die vorgeschlagene Anpassungsfrist von 12 Monaten bei 
Verordnungsanpassungen teilweise sehr knapp sein kann, so z.B. für das Aufbrauchen vor-
gedruckter Verpackungen. Bei Naturprodukten, die aufgrund natürlicher grosser Ernte-
schwankungen immer wieder die Selbstversorgungsgradstufe wechseln, würde ein längere 
Anpassungsfrist ebenfalls Sinn machen.  


 


Art. 11 


Lebensmittel, die vor dem In-
krafttreten dieser Verordnung 
vermarktet hergestellt wurden, 
dürfen noch bis zum 31. De-
zember 2018 [2 Jahre ab Inkraft-
treten] mit einer Herkunftsanga-
be, die dem bisherigen Recht 
entspricht, hergestellt und in 
den Verkehr gebracht werden.  


Es braucht eine echte Übergangsfrist, nicht nur eine Abverkaufsfrist. Einerseits benötigt die 
allenfalls notwendige Umstellung auf inländische Rohstoffe – wenn sie dann verfügbar sind -  
mehr als 1 Jahr (Lieferantensuche, Testproduktionen, Technologieanpassungen, Kontrakt-
verhandlungen), anderseits sollen auch vorhandene Lagerbestände an vorgedruckten Verpa-
ckungen noch aufgebraucht werden können. 


 


Art. 12 Diese Verordnung tritt am 1. 
Januar 2017  in Kraft.  Das geplante Inkrafttreten auf den 1. Januar 2017 wird von uns unterstützt.  


Anhang 1 


Liste Teil A mit Liste aus An-
hang 2 zu einer einzigen Posi-
tivliste verschmelzen 
 
 


Begründungen siehe oben 
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Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


Liste Teil B streichen und 
durch noch zu definierendes 
Meldeverfahren ablösen 
 
Liste Teil C streichen 


Anhang 2 


Liste Anhang 2 mit Liste Teil 
A Anhang 1 zu einer einzigen 
Positivliste verschmelzen 
 
Liste überarbeiten und detail-
lierte ausgestalten 


 
 
 
 
Die Liste in Anhang 2 ist zu wenig detailliert und unvollständig. Die in der Liste enthaltenen 
Einträge unterscheiden in der Regel nur zwischen verschiedenen Pflanzenarten (Äpfel, Bir-
nen, Kirschen, etc.), jedoch nicht zwischen verschiedenen Sorten (Boskop, Golden, Gra-
vensteiner Äpfel). 
 


 


GUB-GGA-Verordnung für nicht landwirtschaftliche Erzeugnisse / Ord. sur les AOP et IGP des produits non agricoles / ord. 
sul registro delle DOP e delle IGP per prodotti non agricoli 


  keine Bemerkungen  


WSchV / OPAP / OPSP 


  keine Bemerkungen  


 





		Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness      Consultation relative au droit d’exécution Swissness Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness






 


 


 


 
 
 


Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness       
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 
Formulaire pour la saisie de la prise de position 
Formulario per il parere 
 


Organisation / Organisation / Organizzazione Vereinigung Diät  
Vereinigung Schweizerischer Hersteller von Diät- und Spezialnahrungen 


 


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Dr. Karola Krell Zbinden, Geschäftsführerin 
031 380 85 85 
karola.krell@mepartners.ch  


Adresse / Indirizzo 


 


Worbstrasse 52, Postfach 160 
CH – 3074 Muri bei Bern 
 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 



mailto:karola.krell@mepartners.ch

mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali: 


Der Entwurf für die Verordnung über die Herkunftsangabe Schweiz bei Lebensmitteln (E-HASLV) ist für die schweizerischen Hersteller von Diät- und 
Spezialnahrungen in vielen Punkten nicht praxistauglich und beachtet die Besonderheiten der Lebensmittelproduktion in dieser Branche nur unzu-
reichend. Zur Vermeidung einer markanten Verschlechterung der Rahmenbedingungen des Standorts Schweiz für Unternehmen dieser Lebensmittelindust-
rie ist der Verordnungsentwurf mit dem Ziel einer einfachen, pragmatischen und flexiblen Umsetzbarkeit der Swissness-Vorgaben vollständig zu überarbei-
ten. Dies gilt auch für den erläuternden Bericht, zumal dieser nach dem Plan des Bundesrats als „Leitfaden“ für die Praxis gelten soll (vgl. Erläuternder Be-
richt zum „Swissness“-Ausführungsrecht, Seite 4). 


Hiess es in der Botschaft des Bundesrates in der Swissness-Vorlage: „Die neuen Kriterien (…) dienen als ökonomischer Anreiz für einen starken und inno-
vativen Wirtschaftsstandort Schweiz.“,  muss auch die Gefahr von negativen Rückwirkungen von zu restriktiven Vorgaben auf die schweizerische Lebens-
mittelindustrie beachtet werden. Denn je aufwändiger und komplizierter die Anforderungen an die Swissness ausgestaltet werden, desto stärker dürfte der 
Anreiz für die Nahrungsmittelindustrie werden, auf die freiwillige Auslobung der Swissness zu verzichten. Dies würde sich letztlich auch negativ auf das Ab-
satzvolumen der einheimischen Landwirtschaft auswirken. Die von den schweizerischen Herstellern von Diät- und Spezialnahrungen hergestellten Spezial-
lebensmittel sind Lebensmittel, die unter den Anwendungsbereich von Art. 48b nMSchG (neues Markenschutzgesetz) und damit auch unter die E-
HASLV fallen. Um den Wirtschaftsstandort Schweiz für diese Unternehmen attraktiv zu halten und um dies auch mit einer möglichen „Swissness“-
Auslobung zu valorisieren, sind die Besonderheiten dieser Lebensmittelindustrie in die Vorgaben der Verordnung einzubeziehen. 


Besondere Anmerkung zu Speziallebensmitteln  


Bei Säuglingsanfangs- und Folgenahrung sowie weiteren Babyfood-Produkten sind die Anforderungen gemäss der Verordnung über Speziallebensmittel 
(SR 817.022.104) zu beachten. Diese unterscheiden sich signifikant von den Anforderungen für Lebensmittel des allgemeinen Verzehrs. Neben den gesetz-
lichen Anforderungen sind bei Säuglingsnahrungen die Entwicklung der Produkte, die Einhaltung der qualitativen Anforderungen sowie der Produktionspro-
zess geregelt. Der Produktionsprozess ist so zu gestalten, dass die qualitativen Anforderungen (vor allem die mikrobiologischen) des Endproduktes gewähr-
leistet werden können. Die Auswahl der Rohstoffe für diese Produkte basiert vor allem auf den qualitativen Anforderungen aufgrund der gesetzlichen Vorga-
ben. Diese Rohstoffe sind, bis auf ganz wenige Ausnahmen, nicht in der erforderlichen Qualität in der Schweiz verfügbar.  


Das Merkmal Schweiz schafft in vielen Ländern zusätzliches Vertrauen an die Qualität der Produkte. Ist eine Auslobung der Schweizer Herkunft aufgrund 
der zusätzlichen rechtlichen Anforderungen durch die E-HASLV und das nMSchG nicht mehr möglich, ist es möglich, dass der Produktionsstandort Schweiz 
dadurch geschwächt wird und die Produktion dieser Produkte in die EU verlagert wird.  


Das gleiche gilt für weitere Produkte, wie Nahrungsergänzungsmittel, Sportlernahrungen, Tafelsüssen und Müslimischungen.  


Der E-HASLV ist in mehreren Punkten in der Praxis der schweizerischen Hersteller von Diät- und Spezialnahrungen nicht umsetzbar: 


• Die nach Art. 48b nMSchG eingeführte Begriffsverwirrung zwischen Lebensmitteln aus Rohstoffen und Naturprodukten, spiegelt sich in der Ver-
ordnung wieder. Lebensmittel bestehen nach Lebensmittelrecht aus Zutaten. Zutaten sind auch hoch verarbeitete Produkte, wie z.B. auch Zu-
satzstoffe. Diese müssen genauso in die Berechnung des erforderlichen Mindestanteils der Rohstoffe einfliessen wie Naturprodukte.  
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• Im Bereich der Diät- und Spezialnahrungen werden „Spezial-Zutaten“ eingesetzt, dies geschieht hier in den meisten Fällen, um die lebensmittel-
rechtlichen Anforderungen zu erfüllen. Häufig sind solche Zutaten in der Schweiz nicht verfügbar. Aus diesen Zutaten werden aber Lebensmittel 
in der Schweiz mit schweizerischen „Know-How“ für die Herstellung und Zusammensetzung produziert, Art. 48b Abs. 5 MSchG.  


• Auch Lebensmittel, die nur aus importierten, in der Schweiz nicht verfügbaren Rohstoffen hergestellt werden (z.B. Tafelsüsse aus Süssstoffen, Vi-
tamintabletten, Spezial-Säuglingsmilchen), dürfen nach Art. 48b nMSchG mit der Herkunftsangabe „Schweiz“ versehen werden können, wenn die 
Herstellung in der Schweiz erfolgt. Dieser Herstellungsschritt rechtfertigt die Schweizer Herkunft. Schweizerischer können solche Lebens-
mittel dann nämlich nicht sein. 


• In der Speziallebensmittelindustrie beruhen einige Zutaten auf viel Wissenschaft. Um die Geheimhaltungsinteressen der verschiedenen Unter-
nehmer zu bewahren, muss bei stark verarbeiteten Lebensmitteln muss die Berechnung vereinfacht werden, indem auf die zusammengesetzten 
Zutaten im lebensmittelrechtlichen Sinne abgestellt wird und diese nach den Kriterien nach Art. 48b Abs. 2 nMSchG als Ganze in die Berechnung 
einfliessen. Eine weitergehende Aufschlüsselung dieser Zutaten als Beleg für die „Swissness“ erscheint vor dem Hintergrund der damit oftmals ver-
bundenen Rechte des geistigen Eigentums mehr als unverhältnismässig.   


• Nicht praxisgerecht geregelt sind auch die Modalitäten zur Anwendung der Ausnahmen für Naturprodukte und Rohstoffe, die in der Schweiz nicht 
produziert werden, temporär nicht produziert werden und zwar produziert werden, aber aufgrund der objektiven Produktspezifizierung nicht für die 
Herstellung eines bestimmten Produkts geeignet sind. Dazu sieht der Verordnungsentwurf Listen in den Anhängen vor. Angesichts der Vielfalt der 
Lebensmittel ist eine solche „Listung“ völlig verfehlt.  


• Die vorgesehene Ergänzung dieser Anhänge 1 mittels Begehren führt zu einem aufwändigen, zeitraubenden und damit teure Prozedere, das 
in diesem Fall weder sachgerecht noch nötig ist. Mit dem System der Selbstkontrolle und Beweislastumkehr obliegt es den Unternehmen, die Recht-
fertigungsgründe für eine Ausnahme im Klagefall nachzuweisen. Die im Verordnungsentwurf vorgesehenen Anhänge 1 Teil A-Teil C und das Ge-
nehmigungsprozedere sind deshalb überflüssig und zu streichen.  


• Ähnlich untauglich ist die vorgeschlagene Liste des Selbstversorgungsgrades (Anhang 2 E-HASLV). Diese müsste einen grösseren Detaillie-
rungsgrad aufweisen, um sämtliche möglichen Lebensmittel und die jeweils erforderlichen Qualitätsanforderungen zu erfassen.  
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par rapport aux différents articles / Osservazioni sui singoli articoli 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


MSchV / OPM / OPM 
 1. Missbrauchsverbot 


Art. 52a Missbrauchsverbot  
(wie in Art. 52b Entwurf) 
 
2. Abschnitt: Herkunftsangaben für Produk-
te nach Artikel 48a und 48b MSchG, Natur-
produkte und Lebensmittel 
 
Art. 52b Allgemeines 
(wie in Art. 52a Entwurf) 
 
Art. 52d – 52m 
(wie in Art. 52c – 52l Entwurf) 
 
Art. 52n (neu) 
Der Nachweis gemäss Artikel 48d Buchstabe b 
MSchG, dass die verwendete Herkunftsanga-
be dem Verständnis der massgebenden Ver-
kehrskreise entspricht, kann mittels aussage-
kräftiger Dokumente sowie, wenn für den 
Nachweis des Verständnisses der Konsumen-
tinnen und Konsumenten aussagekräftige 
Dokumente fehlen, mit Hilfe einer Meinungs-
umfrage bei einer repräsentativen Anzahl von 
Konsumentinnen und Konsumenten erbracht 
werden.  
 
3. Abschnitt: Herkunftsangaben für Dienst-
leistungen 
 
Art. 52 m… 


Hier sollte der Struktur des MSchG gefolgt werden, insbesondere ist eine 
ausführende Regelung zu Art. 48d MSchG erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es ist ein wichtiges Anliegen der Lebensmittelindustrie, dass bei der Umset-
zung der Swissness-Regulierung unnötiger administrativer Aufwand vermie-
den werden kann. In diesem Zusammenhang ist in Erinnerung zu rufen, 
dass der Bundesrat im erläuternden Bericht zur Vernehmlassungsvorlage 
festhielt, dass der entsprechende Beweis für die Schweizer Schokolade, und 
damit für das international wohl am häufigsten mit der „Swissness“ in Ver-
bindung gebrachte stark verarbeitete Lebensmittel, nicht erbracht werden 
müsse. Dazu schrieb der Bundesrat auf Seite 50 des erläuternden Berichts 
des Bundesrats vom 28. November 2007: "Dies bedeutet, dass der Produ-
zent (…) nicht mit Hilfe verschiedener Dokumente oder einer Befragung 
beweisen muss, dass die massgebenden Verkehrskreise die Herkunftsan-
gabe als richtig erachten.“ 
 


 


HASLV / OIPSD / IPSDA 
Art. 1 Gegenstand  
Diese Verordnung regelt die näheren Vo-
raussetzungen, unter denen die Herkunfts-


Art. 1 Gegenstand und Definitionen 
1 Diese Verordnung regelt die näheren Vo-
raussetzungen, unter denen die Herkunftsan-


Art. 48b nMSchG und damit die hier ausführende nHASLV ist anwendbar 
auf Lebensmittel im Sinne des LMG (Art. 48b Abs. 1 nMSchG). Nicht defi-
niert sind die Begriffe „Naturprodukte“ und „Rohstoffe“. Nach unserem Ver-
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Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


angabe «Schweiz» für Lebensmittel ver-
wendet werden darf. 


gabe «Schweiz» für Lebensmittel, die nicht 
ausschliesslich Naturprodukte sind, verwendet 
werden darf. 
 
 zusätzlicher zweiter Absatz:                
 
2 Als „Rohstoffe“ im Sinne dieser Verordnung 
gelten „Zutaten“ gemäss Art. 3 Abs. 4 des 
Lebensmittelgesetzes vom 9. Oktober 1992 
(LMG). 
 
 


ständnis enthalten die hier geregelten „Lebensmittel“ auch „Naturprodukte“ 
und/oder „Rohstoffe“. Sowohl nach MSchG als auch nach MSchV kommt es 
auf die Rohstoffe an, der lebensmittelrechtliche Begriff Zutat wird nicht ge-
braucht. Für ein besseres Verständnis sollten die Begrifflichkeiten hier klar-
gestellt werden. 


Art. 2 Herkunftsangabe «Schweiz» 
Als Herkunftsangabe «Schweiz» gelten: 
 


   


a. Herkunftsangaben wie «Schweiz», 
«schweizerisch» und «aus der Schweiz»; 


   


b. das Schweizerkreuz;    


c. weitere direkte oder indirekte Hinweise 
auf die schweizerische Herkunft. 


lit. c ersatzlos streichen. 
 


lit. c ist eine unnötige Wiederholung des Gesetzestextes aus Art. 47 Abs. 1 
und 2 MSchG und daher ersatzlos zu streichen. 
 


 


Art. 3 Zollanschlussgebiete und Grenz-
gebiete 
Die folgenden Flächen im Ausland gelten als 
Ort der Herkunft nach Artikel 
48 Absatz 4 MSchG: 


   


a. die Zollanschlussgebiete Liechtenstein, 
Büsingen und Campione d’Italia; 


   


b. die angestammten Flächen schweizeri-
scher Landwirtschaftsbetriebe in der auslän-
dischen Grenzzone nach Artikel 17 Absatz 2 
der Landwirtschaftlichen Begriffsverordnung 
vom 7. Dezember 1998. 


   


Art. 4 Berechnung des erforderlichen 
Mindestanteils schweizerischer 
Rohstoffe 
1 Die Berechnung des erforderlichen Min-
destanteils schweizerischer Rohstoffe nach 
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Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


Artikel 48b Absatz 2 MSchG erfolgt auf der 
Grundlage der Rezeptur. 


 
 
Zusätzlicher zweiter Absatz: 
2 Erfüllt eine aus mehreren Rohstoffen zu-
sammengesetzte Zutat die Voraussetzungen 
der Herkunftsangabe „Schweiz“, so gilt sie für 
die Berechnung des Mindestanteils schweize-
rischer Rohstoffe nach Art. 48b Absatz 2 
MSchG als schweizerischer Rohstoff.   
 


 
 
Auch Lebensmittel, die sich aus mehreren Naturprodukten und Rohstoffen 
zusammensetzen, sollen die Anforderungen nach Art. 48b Abs. 2 erfüllen. 
Die Berechnung des erforderlichen Mindestanteils bei diesen Lebensmitteln, 
wäre in der Praxis nicht umsetzbar, weil ein Lebensmittelhersteller dafür die 
Rezepte seiner Lieferanten, die Rezepte von dessen Unterlieferanten, die 
Rezepte von dessen Unterunterlieferanten etc. (d.h. die Rezepte der ganzen 
Kaskade an Lieferanten) kennen müsste. Solche Rohstoffe durchlaufen oft 
mehrere Herstellungsschritte und verschiedene Lebensmittelunternehmen. 
Aus Gründen der Geheimhaltung liegt die genaue (quantitative) Zusammen-
setzung dem den zusammengesetzten Rohstoff verarbeitenden Lebensmit-
telhersteller nicht immer vor. 
 
Weiter setzen sich Zutaten ihrerseits teilweise aus Rohstoffen verschiedener 
Herkunft zusammen. So z.B. ein Weizenmehl, dem aus Qualitätsaspekten 
(Proteingehalt, Klebergehalt etc.) noch ein kleiner Anteil ausländischen 
Weizens beigemischt wurde. Auch hier ist auf das Mehl als Zutat abzustel-
len, und nicht auf die jährlich (je nach Qualität des Schweizer Weizens) 
ändernden Anteile ausländischen Weizens. 
 
Zur Wahrung der legitimen Geheimhaltungsinteresse der einzelnen Unter-
nehmer in der Lebensmittelkette und Bestimmung der Herkunft muss im 
Sinne von Art. 7 Abs. 1 Verordnung über die Kennzeichnung und Anprei-
sung von Lebensmitteln (LKV, SR 817.022.21) auf die Herkunft der enthal-
tenen zusammengesetzten Zutaten abgestellt werden können. Solche zu-
sammengesetzten Zutaten müssen als ein Rohstoff in die Berechnung ein-
fliessen. 
 


 
2 Von der Berechnung ausgeschlossen 
werden Naturprodukte, die: 


3 Von der Berechnung ausgeschlossen wer-
den: 


  


a. aufgrund natürlicher Gegebenheiten nicht 
in der Schweiz produziert werden können 
(Anhang 1 Teil A); 


a. Naturprodukte, die wegen natürlicher Gege-
benheiten nicht in der Schweiz produziert 
werden; 
 
 
 
 
 
 


Unter die Ausnahme von Art. 4 Abs. 2 lit. a fallen nach unserem Verständnis 
alle Naturprodukte, die aufgrund der „natürlichen Gegebenheiten“ (z.B. kli-
matische, geografische sowie auf die Bodenbeschaffenheit gerichtete Ge-
gebenheiten) nicht produziert werden. Nicht relevant darf die Möglichkeit 
sein, dass trotzdem eine solche Produktion stattfinden könnte, wenn dies als 
Folge der natürlichen Gegebenheiten wirtschaftlich und agrarpolitisch sinn-
los (geringe Ernteerträgen, natürliche Anfälligkeiten) oder unverhältnismäs-
sig (z.B. Kakao in Tropenhalle) und damit insgesamt in der Schweiz „künst-
lich“ wäre. Vor diesem Hintergrund ist das Wort „können“ zu streichen. 
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Article 
Articolo 


Antrag 
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Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


 
  


 
Die Vollständigkeit von Anhang 1 Teil A ist nicht zu gewährleisten und unter-
liegt ständigen Änderungen. U.a. müsste jedes neu entdeckte Naturprodukt, 
das auch als Lebensmittel eingestuft wird, in die Liste aufgenommen wer-
den. Die Verordnung sieht weder in Anhang 1 Teil A noch in Art. 7 einen 
Prozess zur Aufnahme von neuen Naturprodukten in die Liste vor.  
Es ist Aufgabe und Pflicht des Lebensmittelunternehmers nachzuweisen 
(Ziel der Selbstkontrolle mit Beweislastumkehr im Klagefall), dass ein Natur-
produkt aufgrund der natürlichen Gegebenheiten nicht in der Schweiz pro-
duziert wird.  
 
Insofern sind der vorgesehene Anhang 1 Teil A sowie der Verweis darauf in 
Art. 4 Abs. 2 lit. a überflüssig.  
Siehe auch Kommentar zu Art. 7 Abs. 1 und Anhang 1. 
 
 
 


b. temporär aufgrund unerwarteter oder 
unregelmässig auftretender Gegebenheiten 
wie Ernteausfall nicht oder nicht in genü-
gender Menge in der Schweiz produziert 
werden können (Anhang 1 Teil B); 


b. Naturprodukte und Rohstoffe, die temporär 
aufgrund… 
                                  …produziert werden. 
. 


Auch bei Rohstoffen, die aus in der Schweiz genügend vorhandenen Natur-
produkten bestehen, kann eine temporäre Mangellage auftreten; so z.B. bei 
einem Ausfall einer Verarbeitungsanlage, die einen bestimmten Rohstoff 
(Zutat) herstellt. 
Es ist Aufgabe und Pflicht des Lebensmittelunternehmers nachzuweisen, 
dass ein Naturprodukt oder Rohstoff temporär nicht in der Schweiz produ-
ziert wird.  
 
Der Mechanismus, auf welchem Anhang 1 Teil B beruht, ist zu bürokratisch 
und stellt ein Genehmigungsverfahren dar, das im Widerspruch zum dekla-
rierten Ziel der Selbstkontrolle mit Beweislastumkehr im Klagefall steht. Teil 
B und der Verweis darauf in Art. 4 II b sind deshalb zu streichen. 
 
Sollte die Abgrenzung dieser Fälle hier nicht ausreichend klar sein, könnte 
eventualiter die Möglichkeit einer Ausnahmebewilligung für die temporäre 
Beschaffung von Ersatz vorgesehen werden. 
 
Im Weiteren siehe unten zu Art. 7 
 


 


c. in der Schweiz gemäss den erforderlichen 
technischen Anforderungen für einen be-
stimmten Verwendungszweck nicht produ-
ziert werden können (Anhang 1 Teil C). 


c. Rohstoffe, die in der Schweiz 
gemäss den erforderlichen technischen Anfor-
derungen für einen bestimmten Verwendungs-
zweck in der erforderlichen Menge nicht erhält-
lich sind. 


Die Ausnahme muss auch sämtliche Rohstoffe erfassen, die in der Schweiz 
in der nötigen Qualität und in der erforderlichen Menge nicht erhältlich sind; 
dies gilt unabhängig davon, ob die ursprünglichen Naturprodukte in der 
Schweiz produziert werden können oder nicht. Nicht erhältlich sind auch 
Mengen, die nur in einer Mindestabnahmemenge in der Schweiz produziert 
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werden könnten, z.B. eine kundenspezifisch gemischte (glutenfreie) Getrei-
demischung mit einer nicht absetzbaren Mindestabnahmemenge von 1t, 
währen im Ausland eine Standardmischung in der benötigten Menge von 
450kg gekauft werden kann 
 
Der Mechanismus, auf welchem Anhang 1 Teil C beruht, ist zu aufwändig 
und bürokratisch und stellt ein Genehmigungsverfahren dar. Dies steht im 
Widerspruch zum Ziel der Selbstkontrolle mit Beweislastumkehr im Klagefall. 
Anhang 1 Teil C und der entsprechende Verweis in Art. 4 II c sind deshalb 
zu streichen. 
 
Im Weiteren siehe unten zu Art. 8 
 
 


3 Rohstoffe nach Anhang 2 werden nach 
Massgabe von Artikel 48b Absatz 4 MSchG 
in die Berechnung einbezogen. 


4 Die Liste in Anhang 2 ist zu wenig detailliert, unvollständig und führt zu 
Rechtsunsicherheit  beachte „Begründung / Bemerkung“ zu Anhang 2. 


 


4 Wasser wird von der Berechnung ausge-
schlossen, soweit es nicht natürliches Mine-
ralwasser oder Quellwasser ist. 


5 Wasser kann nur insoweit eingerechnet 
werden, als es natürliches Mineralwasser oder 
Quellwasser ist oder soweit es zur Herstellung 
zwingend benötigt wird und im Produkt enthal-
ten bleibt. Vorbehalten bleiben das Miss-
brauchsverbot gemäss Art. 52b der Marken-
schutzverordnung vom […] (MSchV) und die 
sinngemäss anwendbaren Vorschriften des 
Lebensmittelrechts zum Schutz vor Täuschung 
mit Bezug auf Herkunftsangaben. 
 


Wasser, das zur Herstellung zwingend benötigt wird und im Produkt enthal-
ten bleibt, muss eingerechnet werden können, unabhängig davon, ob es 
sich um Mineral- oder Quellwasser handelt. 
 
Zum Schutz vor Missbräuchen wird ein ausdrücklicher Verweis auf das 
Missbrauchsverbot gemäss Art. 52b E-MSchV sowie die Statuierung der 
sinngemässen Anwendbarkeit der (gegebenenfalls einzeln aufzuführenden) 
lebensmittelrechtlichen Vorschriften zum Schutz vor Täuschung über Her-
kunftsangaben befürwortet. 
 
 


 


5 Einzelne Naturprodukte und daraus her-
gestellte Rohstoffe sowie Mikroorganismen, 
Zusatzstoffe und Verarbeitungshilfsstoffe 
gemäss Artikel 2 Absatz 1 Buchstaben k, l 
und n der Lebensmittel- und Gebrauchsge-
gegenständeverordnung vom 23. November 
2005 (LGV) können bei der Berechnung 
vernachlässigt werden, wenn sie: 
 


6 
 
 
 
 
 
                     (…) können bei der Berechnung 
in jedem Fall vernachlässigt werden, wenn sie 
pro Naturprodukt, Rohstoff, Mikroorganismus, 
Zusatzstoff oder Verarbeitungshilfsstoff weni-
ger als 3 Prozent und zusammen weniger als 
10 Prozent des gesamten Rohstoffgewichts 
ausmachen. 


 
 
 
 
Im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens war die Rede von einer 10%-
Schwelle. Diese würde Klarheit schaffen. Zur Verhinderung von Missbräu-
chen erscheint eine zusätzliche Schwelle von 3% pro Rohstoff angezeigt.  
In jedem Fall müsste hier der Schwellenwert von 2% gemäss Art. 5 Abs. 2 
lit. g LKV anwendbar sein. Hiernach können Zutaten, die weniger als 2 Mas-
senprozent des Endproduktes ausmachen, anschliessend an die übrigen 
Zutaten in beliebiger Reihenfolge im Zutatenverzeichnis aufgezählt werden. 
Aus diesem Grund und aus Gründen der Geheimhaltung ist den verarbei-
tenden Lebensmittelunternehmern solcher Minimal-Zutaten die genaue 
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Menge nicht bekannt. Es wäre daher nicht mit der Praxis vereinbar, wenn 
hier zur Bestimmung der Herkunft auf die einzelne Menge abgestellt werden 
würde.  
 
Mit dem Zusatz „in jedem Fall“ ist klarzustellen, dass die Bagatellklausel 
Vorrang hat vor allen anderen Bestimmungen (insbesondere auch gegen-
über dem 100%-Kriterium bei Milch und Milchprodukten). 
 
 


a. weder namensgebend noch relevant für 
die wesentlichen Produkteigenschaften des 
Lebensmittels sind;  
 


streichen 
 


Siehe oben. Es ist zudem möglich, dass auch eine gewichtsmässige Baga-
tellzutat eine Relevanz haben kann für spezifische Produkteigenschaft eines 
Lebensmittels (z.B. mit Blick auf die Konsistenz, Flüssigkeit etc.). 
 


 


b. gewichtsmässig vernachlässigbar sind. 
 
 


 streichen 
 
 


Siehe oben  


6 Werden Milch und Milchprodukte als Roh-
stoffe verwendet, so müssen 
diese vollständig aus der Schweiz stammen. 


Streichen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Eventualiter 
…Abs. 2, 3, 4 und 5 finden entsprechend An-


Dieser Absatz geht eindeutig über die gesetzliche Grundlage in Art. 48b 
Abs. 2 nMSchG hinaus. Das 100% Kriterium gilt nicht für Milch und Milch-
produkte als Rohstoffe in Lebensmittel, sondern für Milch und Milchprodukte 
als Lebensmittel an sich. Abs. 6 ist insofern hier unter dem Artikel 4 betref-
fend „Berechnung des erforderlichen Mindestanteils schweizerischer Roh-
stoffe“ systematisch falsch und zu streichen. 
Art. 48b Abs. 2 nMschG ist sodann genügend klar. 
 
Bliebe der Absatz so bestehen, würden für Milch und Milchprodukte die 
Ausnahmen für die Berechnung des Mindestanteils nach Art. 4 Abs. 2-5 
keine Anwendung finden. Insbesondere für Milchprodukte gibt es zahlreiche 
Beispiele von „Spezialprodukten“, insbesondere Proteinprodukte und Kin-
dernährmittel aus Milchbestandteilen (Molke, Milch, Casein), die nicht in der 
Schweiz erhältlich sind:  


- Colostrumpulver (nicht Bio) 
- Molke-, Milch- und Caseinproteinhydrolisate 
- Milch- und Molkeprotein-Isolate (Protein in Trockenmasse grös-


ser/gleich 90%), spezifisch angereicherte Molkeproteinkonzentrate 
(z.B. high-Trypthophan) 


- Molkenproteinkonzentrate, Molkenproteinhydrolysate, Caseine, Ca-
seinhydrolysate, Lactose, Galacto-Oligosaccharide, entmineralisier-
te Molkenpulver. 


Eventualiter müsste dieser Absatz daher zumindest ergänzt werden mit 
einem Satz, wie „Abs. 2, 3, 4 und 5 finden entsprechend Anwendung“. 
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wendung. 
 


 
 


Art. 5 Erfüllung des erforderlichen Min-
destanteils schweizerischer 
Rohstoffe 
1 Soweit Naturprodukte nach Anhang 1 oder 
Rohstoffe nach Anhang 2 aus 
der Schweiz stammen, können sie bei der 
Erfüllung des erforderlichen 
Rohstoffanteils auch dann berücksichtigt 
werden, wenn sie nach Artikel 5 
Absätze 2 und 3 von der Berechnung aus-
geschlossen sind. 


 
 
 
 
 
 
 
 
           …., wenn sie nach Artikel 4 
Absätze 3-6 von der Berechnung… 


 
 
 
 
 
 
 
 
Verweisfehler. 


 


2 Die Berechnung darf aufgrund der durch-
schnittlichen Warenflüsse eines 
Jahres erfolgen. 


2 Die Berechnung darf aufgrund der durch-
schnittlichen Warenflüsse eines 
Jahres in einem Produkt, in einer Produkt-
gruppe oder in einem Verarbeitungsbetrieb 
erfolgen. 
 
 


Die Berechnung via Massenbilanz trägt einem wichtigen Anliegen der verar-
beitenden Nahrungsmittelindustrie Rechnung. Der erläuternde Bericht be-
schränkt die Massenbilanz aber ausdrücklich auf ein ganz bestimmtes Le-
bensmittel und verneint die Zulässigkeit des Zugrundelegens des Waren-
flusses pro Produktgruppe oder eines Betriebs. Letzteres würde die prakti-
sche Umsetzbarkeit der Swissness-Vorgaben für Betriebe mit einer hohen 
Anzahl an Produkten erleichtern, Anreize zum Verzicht auf die Swissness 
aus Gründen der mangelnden Umsetzbarkeit verkleinern und damit gleich-
zeitig dem Absatzförderinteresse der heimischen Landwirtschaft Rechnung 
tragen. Die Wahlfreiheit der Berechnung aufgrund eines Produkts, einer 
Produktgruppe oder eines Betriebs trägt zudem dem Umstand der Selbst-
kontrolle und der Beweislastumkehr Rechnung. 
 
 


 


Art. 6 Besondere Bestimmungen 
1 Setzt sich ein Lebensmittel aus mehreren 
Naturprodukten zusammen, so gelten die 
Prozentsätze nach Artikel 48b Absatz 2 
MSchG. 


 
Streichen  
 


 
Zweck und Sinn dieser Vorschrift sind nicht klar. Lebensmittel, die Naturpro-
dukte sind, fallen nicht unter die HASLV, Art. 48b Abs. 1 MSchG. Diese 
Vorschrift ist damit eine Wiederholung von Art. 48b Abs. 2 MSchG. Die Re-
gelung wird mit Art. 1 Abs. 1 und 2 und Art. 4 Abs. 1 und Abs. 2 (wie hier 
oben vorgeschlagen) bereits abgedeckt.  
 


 


2 Für Lebensmittel, die ausschliesslich aus 
importierten Naturprodukten und daraus 
hergestellten Rohstoffen bestehen, darf die 
Herkunftsangabe «Schweiz» nicht ver-
wendet werden. 


 
 
 
1(2) 
                       …nicht verwendet werden. 
Weisen die importierten Rohstoffe einen 
Selbstversorgungsgrad von unter 20 Prozent 


Art. 6 Abs. 2 E-HASLV hätte zur Folge, dass zum Beispiel  hypoallergene 
Säuglingsnahrung ausschliesslich aus Rohstoffen, die in der Schweiz nicht 
verfügbar sind, die aber in der Schweiz entwickelt und produziert werden, 
nämlich in Unternehmen in der Schweiz die Qualitätsanforderungen errei-
chen und die produktspezifischen Eigenschaften erhalten, nicht mehr mit 
einem Schweizer Kreuz versehen werden dürfte. 
Der beantragte Zusatz stellt klar, dass es sich hier um Rohstoffe handelt, die 
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auf oder liegt ein Ausnahmefall gemäss Art. 4 
Abs. 2 dieser Verordnung vor, darf die Her-
kunftsangabe «Schweiz» verwendet werden. 
 
 
 
 


von der Berechnung ausgenommen sind, also in der Schweiz nicht verfüg-
bar sind..  
Solche Lebensmittel aus Rohstoffen, die in der Schweiz nicht verfügbar 
sind, müssen für eine Herkunftsangabe „Schweiz“ die Anforderungen nach 
Art. 48b Abs. 5 MSchG erfüllen, nämlich in der Schweiz muss die Verarbei-
tung stattgefunden haben, die dem Lebensmittel seine wesentlichen Eigen-
schaften verliehen hat. Nur wenn dieser wesentliche Verarbeitungsschritt in 
der Schweiz statt, aber eben genau dann, rechtfertigt sich bei solchen Pro-
dukte die Herkunftsangabe Schweiz. 
 
Bliebe die Vorschrift so bestehen, ist ein Konflikt mit der lebensmittelrechtli-
chen Produktionslandsangabe (Art. 15 LKV) “vorprogrammiert“. Eine solche 
Babymilch müsste nämlich nach Lebensmittelrecht als „Hergestellt in der 
Schweiz“ gekennzeichnet werden. Um hier weitere Irreführungen zu vermei-
den, muss es bei diesen Produkten auf den wesentlichen Herstellungsschritt 
ankommen. Dementsprechend äusserte sich auch die Vorsteherin des 
EJPD am 15. März 2012 in der Beratung der Swissness-Vorlage im Natio-
nalrat (vgl. Amtliches Bulletin 2012 N 486 f.).    
 
Der beantragte Zusatz tangiert das Absatz- und Qualitätsförderinteresse der 
heimischen Landwirtschaft nicht, da er nur Rohstoffe mit einem Selbstver-
sorgungsgrad von unter 20% oder Ausnahmefälle von Art. 4 Abs. 2 erfasst. 
 


3 Darf für ein Lebensmittel die Herkunftsan-
gabe «Schweiz» nicht verwendet werden, so 
dürfen für einzelne Rohstoffe, aus denen 
das Lebensmittel hergestellt wurde, nur die 
nach der Lebensmittelgesetzgebung vorge-
schriebenen Angaben der Herkunft gemacht 
werden. Die Angaben müssen in derselben 
Farbe und Grösse und im selben Schrifttyp 
wie die übrigen Angaben im Verzeichnis der 
Zutaten nach Artikel 26 LGV erscheinen. 


Streichen Art. 6 Abs. 3 E-HASLV würde z.B. eine werbemässige Anpreisung „Lasagne 
mit Schweizer Rindfleisch“ künftig verbieten. Dies würde dem Konsumenten-
interesse nach einer klaren und leicht erkennbaren Information zuwiderlau-
fen.  
 
Es gibt zahlreiche weitere Beispiele, bei denen gemäss dem Vorschlag des 
E-HASLV wertbestimmende Inhaltsstoffe aus Schweizer Herkunft nicht mehr 
ausgelobt werden könnten. Dies wäre aus Sicht des „Swissness“-
Gedankens kontraproduktiv. Wenn eine Schweizer Herkunft auf Stufe Roh-
stoff nicht mehr ausgelobt werden kann, warum soll dann noch ein Rohstoff 
aus Schweizer Herkunft eingesetzt werden. Importware ist dann meist güns-
tiger und der Konsument sieht den Hinweis bezüglich Herkunft in der Zuta-
tenliste kaum. Zudem kann dies einen Einfluss auf die Produktequalität 
allgemein haben (z.B. Haltungsform bei den Tieren). 
 
Diese Vorschrift greift direkt in die lebensmittelrechtlichen Kennzeichnungs-
vorschriften ein. Was im Zutatenverzeichnis stehen kann und in welcher 
Grösse, ergibt sich aus der LKV. Es ist systematisch verfehlt, mit einer  
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Vorschrift aus der HASLV das öffentlich-rechtliche Kennzeichnungsrecht zu 
spezifizieren. 
 


4 Die Pflicht, nach der Lebensmittelgesetz-
gebung das Produktionsland 
anzugeben, bleibt bestehen. 


  
 


 


Art. 7 Festlegung nicht verfügbarer 
schweizerischer Naturprodukte  
1 Das Departement für Wirtschaft, Bildung 
und Forschung (WBF) kann in Anhang 1 Teil 
A die Liste der Naturprodukte, die aufgrund 
der natürlichen Gegebenheiten nicht in der 
Schweiz produziert werden können, ändern. 


 
 
Streichen 
  


Siehe bereits oben zu Art. 4 Abs. 2 lit. a 
Die Vollständigkeit von Anhang 1 Teil A ist nicht zu gewährleisten und unter-
liegt ständigen Änderungen. Es ist Aufgabe und Pflicht des Lebensmittelun-
ternehmers nachzuweisen (Ziel der Selbstkontrolle mit Beweislastumkehr im 
Klagefall), dass ein Naturprodukt aufgrund der natürlichen Gegebenheiten 
nicht in der Schweiz produziert wird. Art. 7 ist ersatzlos zu streichen, wenn 
Anhang 1 gestrichen und ausschliesslich mit der Positivliste nach Anhang 2 
gearbeitet wird.  
 
Bliebe Anhang 1 Teil A bestehen, so müsste geklärt werden, wie der Me-
chanismus zur Ergänzung der Listeneinträge funktionierte, u.a. müsste je-
des neu entdeckte Naturprodukt, das auch als Lebensmittel eingestuft wird, 
in die Liste aufgenommen werden. Eine solche Ergänzung muss zeitnah 
auch auf Antrag der Lebensmittelunternehmer möglich sein, um die innova-
tive Verwendung von neuen Lebensmitteln nicht zu behindern.  
 
 


 


2 Das WBF kann in Anhang 1 Teil B Natur-
produkte befristet aufnehmen, die temporär 
aufgrund von unerwarteten oder unregel-
mässig auftretenden Gegebenheiten wie 
Ernteausfall nicht oder nicht in genügender 
Menge in der Schweiz produziert werden 
können. 


Streichen 
 
 


Siehe bereits oben Art. 4 Abs. 2 lit. b. 
Art. 7 definiert ein bürokratisches Bewilligungssystem, was dem angestreb-
ten System der Selbstkontrolle zuwiderläuft. 
 
 
Als Alternative könnte allenfalls ein Meldeverfahren in Anlehnung an das 
System der Einfuhrbewilligungen für landwirtschaftliche Produkte nach Kon-
tingentszollansatz (KZA) oder ein Bewilligungsverfahren für eine temporäre 
Ausfallbeschaffung (Ausnahmegenehmigung) geprüft werden. 
 
 
 
 
 
 


 


Art. 8 Festlegung der Naturprodukte für 
bestimmte Verwendungszwecke 
1 Das WBF kann Naturprodukte, die in der 


 
Streichen 
 


Siehe bereits oben zu Art. 4 Abs. 2 lit. c 
Art. 8 definiert ein bürokratisches Bewilligungssystem, was dem angestreb-
ten System der Selbstkontrolle widerspricht.  
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Schweiz gemäss den erforderlichen techni-
schen Anforderungen für einen bestimmten 
Verwendungszweck nicht produziert werden 
können, auf Begehren hin in Anhang 1 Teil 
C aufnehmen. 


 
 
 
 
 


Dies hätte die folgenden Konsequenzen: 
Das WBF müsste auch über die Einstufung von Produktinnovationen und 
Produktdifferenzierungen entscheiden, wie im Bereich der Ergänzungsnah-
rungen z.B. über die Frage ob ein 30% hydrolisiertes Molkeprotein identisch 
mit einem nicht hydrolisierten Molkeprotein oder einem von 15% ist und ob 
dies überhaupt für einen bestimmten Zweck notwendig ist oder die Frage 
beantworten, ob  eine leichtere Verdaulichkeit  von hydrolisierten Proteinen 
eine technische Anforderung ist? 
In den Fällen, in denen es nicht in den lebensmittelrechtlichen Verordnun-
gen vorgegeben ist,  müssen die Unternehmen entscheiden, welche Roh-
stoffe und Zutaten sie zur Erzielung einer bestimmten Qualität und für einen 
bestimmten Verwendungszweck benötigen.  
 
Als Alternative könnte auch hier das bei Art. 7 oben skizzierte Melde- oder 
Bewilligungsverfahren geprüft werden. 
 


2 Begehren können von Organisationen der 
Land- und Ernährungswirtschaft, die für das 
Naturprodukt repräsentativ sind, eingereicht 
werden. Die Organisationen müssen zuvor 
weitere vom Begehren betroffene Organisa-
tionen konsultieren. 


Streichen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Eventualiter 
2 Begehren können von Organisationen der 
Land- und Ernährungswirtschaft, die für das 
Naturprodukt und die Rohstoffe repräsentativ 
sind, eingereicht werden. Die Organisationen 
müssen zuvor weitere vom Begehren betroffe-
ne Organisationen konsultieren. 
 


Das Verfahren ist zu bürokratisch und könnte mit Blick auf die nötigen Kon-
sultationen von anderen Organisationen auch zu schwierigen Pattsituatio-
nen führen. 
 
Die Konsultation von Branchenorganisation oder das „Betroffensein“ von 
mehreren Unternehmen/Betrieben ist in der Lebensmittelindustrie unrealis-
tisch. Ein solcher Fall wird auch nur einen einzelnen Lebensmittelunterneh-
mer betreffen können. Zudem ist unter den Konkurrenzunternehmen nicht 
immer klar oder bekannt, welche weitere Organisation/Unternehmen von 
einer solchen Mangellage betroffen sein könnte. 
 
 
 


 


3 Das Begehren muss Folgendes enthalten: Streichen   


a. den Nachweis, dass sich die in der 
Schweiz produzierten Naturprodukte nicht 
für die Herstellung des Lebensmittels eig-
nen; 


Streichen   
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b. die spezifischen technischen Anforderun-
gen an das Naturprodukt; 


Streichen   


c. den Nachweis, dass das Lebensmittel 
nicht anders hergestellt 
werden kann. 


Streichen   


Art. 9 Festlegung des Selbstversor-
gungsgrades 
1 Als Selbstversorgungsgrad gilt der Anteil 
der Inlandproduktion am gesamten Inland-
verbrauch. Zum Inlandverbrauch zählt auch 
der Verbrauch für die Herstellung von Ex-
portprodukten. Der gesamte Inlandver-
brauch entspricht der Summe der Inlandpro-
duktion und der Importe von Rohstoffen. 


  
 


 


2 Das WBF legt den Selbstversorgungsgrad 
von Rohstoffen jährlich in Anhang 2 fest. Der 
Selbstversorgungsgrad berechnet sich aus 
dem Durchschnitt der Selbstversorgungs-
grade der drei vorangehenden Kalenderjah-
re 


 
 
 
 
 
…. Die Berechnung wird im Amtsblatt veröf-
fentlicht. 


Die Berechnung der Selbstversorgungsgrade muss transparent sein, da die 
Lebensmittelunternehmer die Beweispflicht hat. Hier ist die Einsicht in die 
genaue Ermittlung des Selbstversorgungsgrades relevant und beim Import 
auf Grund der Zolltarifnummern dann sehr relevant.  
 


 


Art. 10 Verwendung der Herkunftsangabe 
«Schweiz» nach einer 
Änderung der Anhänge 
Werden mit einer Änderung eines Anhangs 
die Anforderungen an die Verwendung der 
Herkunftsangabe «Schweiz» für ein Le-
bensmittel erhöht, so darf dieses noch 12 
Monate nach Inkrafttreten der Änderung 
hergestellt und mit der Herkunftsangabe 
«Schweiz» in den Verkehr gebracht werden 


 
 
 
Werden mit der Änderung des Anhangs die 
Anforderungen… 
 
                            …so darf dieses noch 24 
Monate nach… 


Wenn es nur noch einen Anhang gibt (siehe dazu oben), ist die Formulie-
rung in Art. 10 entsprechend anzupassen. 
 
Die Anpassungsfrist von 12 Monaten ist zu kurz. Oft liegen Verpackungsvor-
räte (bedruckte Verpackungen) über weit mehr als 12 Monate vor, v.a. bei 
langsam rotierenden Produkten in Verpackungen mit einer hohen Mindest-
auflage (z.B. im Tiefdruckverfahren). Eine Frist von 24 Monate wäre ange-
messen, damit ein Grossteil der Verpackung aufgebraucht werden kann und 
auch das Marketingkonzept neu ausgerichtet werden kann.  
 
Eine Übergangsfrist von 24 Monaten macht auch in Fällen Sinn, in denen 
der Swissness-Selbstversorgungsgrad (SSVG) die Hürde von z.B. 50 % nur 
während eines Jahres überschreitet, z. B. ∅ SSVG 48 % im Jahr 1, ∅ SVG 
52 % im Jahr 2 und ∅ SSVG 49 % im Jahr 3. Hier könnte auf eine Änderung 
verzichtet werden. 
 


 


Art. 11 Übergangsbestimmung 
Lebensmittel, die vor dem Inkrafttreten die-
ser Verordnung hergestellt 


 
Lebensmittel dürfen noch bis zum 31. Dezem-
ber 2018 [2 Jahre ab Inkrafttreten] mit einer 


 
Der anwendbare Selbstversorgungsgrad liegt ist erst mit Inkrafttreten der 
Verordnung in einer rechtsverbindlichen Form vor. Ab dann benötigen die 
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wurden, dürfen noch bis zum 31. Dezember 
2018 [2 Jahre ab Inkrafttreten] 
mit einer Herkunftsangabe, die dem bisheri-
gen Recht entspricht, in 
den Verkehr gebracht werden. 


Herkunftsangabe, die dem bisherigen Recht 
entspricht, hergestellt werden. Die bis dahin 
produzierten Lebensmittel dürfen danach noch 
bis zum Aufbrauchen der Lagerbestände in 
den Verkehr gebracht werden. 
 


Unternehmen eine angemessene Zeitspanne für die Vornahme der nötigen 
Anpassungen in der Produktion. Die bis zwei Jahre nach Inkrafttreten pro-
duzierten, dem bisherigen Recht entsprechenden Lebensmittel sollen so-
dann ohne bestimmte Fristvorgabe in Verkehr gebracht werden können, um 
ökologisch und wirtschaftlich unsinnige Vernichtungsaktionen zu vermeiden. 


Art. 12 Inkrafttreten 
Diese Verordnung tritt am ….. in Kraft. 


   


Anhang 1 Teil A 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anhang 1 Teil B 
 
Anhang 1 Teil C 
 


Streichen 
 
 
 
Streichen 
 
Streichen 
 


Die Vollständigkeit der Liste ist letztlich nicht überprüfbar. Somit schafft sie 
nur Unsicherheit. Weil sie auch nicht nötig ist (relevant sind nur die Rohstof-
fe mit SSVG >20%), ist sie zu streichen (vgl. dazu weiter oben). 
 
 
 
Eventualiter, sofern Anhang 1 Teil A nicht gestrichen wird, müssten die 
Angaben in Form einer detaillierteren Auflistung ergänzt werden. So werden 
z.B. „Früchte und Beeren, tropische und subtropische“ aufgeführt. Im Einzel-
fall wäre unklar, was konkret damit gemeint ist. 
 
Siehe oben zu Art. 4 Abs. 2 lit. b 
 
Siehe oben zu Art. 4 Abs. 2 lit. c 
 
Illustrativ seien hier einige Beispiele von Rohstoffen, die in der Schweiz 
gemäss den erforderlichen technischen Anforderungen für einen bestimm-
ten Verwendungszweck nicht verfügbar sind, aufgelistet: 
 
Rohstoffbeispiele mit relevanten Kriterien für deren Auswahl in Ergänzungs-
nahrungen (Art. 20 Verordnung über Speziallebensmittel), welche explizit 
aufgrund ihrer Eigenschaften eingesetzt werden, und so in der CH nicht 
erhältlich sind.: 
- Molkeproteinhydrolisat: z.B. Hydrolysegrad, durchschittliche Molekülgrös-
se, Lactosefreiheit 
- Caseinhydrolisat: nicht erhältlich 
- Casein micellär, ultrafiltriert 
- teilhydrolyisiertes Molkeproteinisolat: >90% Protein, lactosefrei, Hydrolyse-
grad 
- Molkeproteinisolat: >90% Protein, lactosefrei, <0.3% Fett 
- Pflanzenproteine: Reis, Weizen, Erbsen, Kartoffel-Ei-Hydrolisat, >80% 
Proteingehalt 
- Haferkleie: >18% Betaglukangehalt 
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- weitere Dutzende bis Hunderte Beispiele möglich von Pflanzenextrakten, 
welche auf bestimmte Stoffe standardisiert werden und als Pflanze in der 
Schweiz zwar vorkommen, jedoch nicht standardisiert, oder eben nur auf 
Anfrage so hergestellt werden könnten (Problem Mindestabnahmemenge!). 
- Nahrungsfasern (zB. Inulin/FOS aus Zuckerrüben) 
 
Rohstoffe, die zur Herstellung von Säuglingsmilchnahrungen (Anfangsnah-
rungen, Folgenahrungen, Juniormilchen) aufgrund der gesetzlichen Anforde-
rungen an diese Produkte verwendet werden müssen und die nicht in der 
Schweiz verfügbar sind: 
• Molkenproteinkonzentrat 45% 
• Molkenproteinkonzentrat MFGM-10 
• Molkenproteinkonzentrat alpha-Lactalbumin 
• 60% entmineralisiertes Molkenpulver Bio 
• 90% entmineralisiertes Molkenpulver Bio 
• Bio Molkenproteinkonzentrat 50% 
• Molkenproteinisolate 
• Molkenproteinhydrolysate 
• Caseinhydrolysat 
• Sojaproteinisolat 
• Lactoferrin 
• Arachidonsäureöl 
• Fischöl 
• Palmöl 
• Palmkernöl 
• Kokosnussöl 
• Leinöl 
• Sonnenblumenöl 
• Sonnenblumenöl high oleic acid 
• Sojaöl 
• Sonnenblumenlecithin 
• Tocopherol 
• Ascorbylpalmitat 
• Mono- und Diglyceride von Speisefettsäuren 
• Zitronensäureester von Mono- und Diglyceriden von Speisefettsäu-
ren 
• Bio-Fettmix 
• Galactooligosaccharide 
• Lactose (Bio und konventionell) 
• Maltodextrin (Bio und konventionell) 
• Inulin 
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• Oligofructose 
• Fructooligosaccharide 
• Johannisbrotkernmehl 
• Glucosesirup 
• Fruktose 
• Vitamine 
• Mineralstoffe und Spurenelemente 
• Probiotische Keime 
• Inositol 
• L-Carnithin 
• Cholinbitartrat 
• Taurin 
• Aminosäuren 
• Nucleotide 
 
Nicht in der erforderlichen Qualität verfügbar 
 
• Caseinat 
• Honig (flüssig und Pulver) 
• Molkenproteinkonzentrat 80% 
 
 


Anhang 2 I Anmerkungen: 
- Für aus Rohstoffen mit einem Selbst-


versorgungsgrad von 0 hergestellte 
Folgeprodukte (z.B. Gerstenmalzex-
trakt aus Gerste, Maltodextrin aus 
Stärke) gilt Selbstversorgungsgrad 0 


- Der Selbstversorgungsgrad von Fol-
geprodukten aus Rohstoffen ent-
spricht dem der Rohstoffe, es sei 
denn in der Liste ist ein Selbstversor-
gungsgrad für das Folgeprodukt an-
gegeben.  


- Für Rohstoffe, die in Anhang 2 nicht 
aufgeführt sind, gilt ein Selbstversor-
gungsgrad von 0. 


- (Eventualiter: Im WBF wird eine Aus-
kunftsstelle eingerichtet, die binnen 
Wochenfrist eine verbindliche Aus-
kunft zur Einstufung des Selbstver-


Es muss grundsätzlich festgelegt werden, wie vorzugehen ist, wenn: 
• Ein Rohstoff in Anhang 2 nicht aufgelistet ist. 
• wenn eine Einstufung unklar ist, z.B. Fall Kräuter 
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sorgungsgrades eines nicht aufge-
führten Lebensmittels gibt.) 


 
II Selbstversorgungsgrad von Rohstoffen 


- Zucker a.n.g – im Sinne von Anhang 
1 Verordnung über Zuckerarten (SR 
817.022.101) 


- Stärke 
- Erdbeeren, getrocknet 
- Johannisbeeren, getrocknet 
- Johannisbeersaftkonzentrat (Indust-


rieware) 
- Rosinen 
- Sultaninen 
- Äpfel (Bsokop) 
- Apfel (Golden) 
- Apfel (Gravensteiner) 
- Erdbeeren-Fruchtpulpe (Industrie-


ware) 
- Erdbeeren-Fruchtmark (Industrie-


ware) 
- Erdbeeren-Fruchtkonzentrat (Indust-


rieware) 
- Kräuter (für Tee) 
- Kräuter (für Gewürze) 
- Kräuter (für Aromatisierung) 


 
 


 
 
 
Die Liste in Anhang 2 ist zu wenig detailliert und unvollständig.  
 
Die in der Liste enthaltenen Einträge unterscheiden in der Regel verschie-
dene Pflanzenarten (Äpfel, Birnen, Kirschen, etc.), jedoch keine Sorten 
(Boskop, Golden, Gravensteiner Äpfel). 
Die Lebensmittelindustrie muss aus technologischen oder sensorischen 
Gründen bewusst verarbeitete Naturprodukte einer bestimmten Sorte (z.B. 
Boskop) einsetzen. Die „pauschalen“ Eigenversorgungsgrade (z.B. für Äpfel) 
können wesentlich vom Eigenversorgungsgrad gewisser Apfelsorten abwei-
chen. Folglich können die Anforderungen gemäss Art. 48b Abs. 4 nMSchG 
zu streng oder zu locker ausfallen. Die Folge wäre eine Wettbewerbsverzer-
rung, v.a. wenn das Verfahren gemäss Art. 4 Abs. 2 lit. c sehr bürokratisch 
ausfallen sollte. 
 
Es muss unterschieden werden zwischen Frischware und Industrieware. Der 
Selbstversorgungsgrad einer Frischware entspricht nicht unbedingt dem 
einer Industrieware. Es kann nicht sein, dass aufgrund des verfügbaren 
hohen Selbstversorgungsgrades teure Frischware in der Industrie eingesetzt 
werden müsste.  
 
In der Liste von Anhang 2 gibt es zudem auch Einträge, die nicht auf Ebene 
der Pflanzenart unterscheiden (z.B. Kräutertee, Gewürze, Küchenkräuter). 
In gewissen Fragestellungen ist eine eindeutige Zuordnung nicht möglich, 
z.B. bei Extrakten oder ätherischen Ölen aus Kräutern wie Thymian oder 
Salbei, die in der Herstellung von Süsswaren eingesetzt werden. Da sich die 
Selbstversorgungsgrade dieser Kategorien stark unterscheiden (Gewürze 0, 
Küchenkräuter, Kräutertee je 100 %), ist dieser Aspekt massgebend. 
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       Genève, le 15 octobre 2014 


 


Ordonnances d’exécution relatives à la nouvelle législation « Swissness » 


Madame, Monsieur, 


En juin dernier, les Départements fédéraux de justice et police (DFJP) et de l’économie, de la formation et 
de la recherche (DEFR) ont mis en consultation une série de projets d’ordonnances d’exécution relatives à 
la nouvelle législation Swissness. La Chambre de commerce, d’industrie et des services de Genève (CCIG) 
tient à faire part de sa position sur ces projets compte tenu de l’importance pour ses membres, et pour 
l’économie genevoise dans son ensemble, que revêtent la marque « Suisse » et sa protection efficace.  


La CCIG a pour objectif d’assurer une économie forte, permettant aux acteurs qui constituent le tissu 
économique local d’exercer leur activité de manière pérenne. Association de droit privé, indépendante des 
autorités politiques, la CCIG fait entendre la voix des entreprises, par exemple lors de consultations 
législatives cantonales et fédérales, et en formulant des propositions ayant trait aux conditions cadre. Avec 
plus de 2’200 entreprises membres, de toutes tailles et tous secteurs, la CCIG rassemble plus de 80% des 
emplois privés du canton de Genève. 


 


Synthèse 


 La CCIG approuve le principe de codification claire de la marque « Suisse ». Une telle codification 
permettra de lutter contre les abus dans le domaine. 


 Pour Genève, dont de nombreux pans de l’économie contribuent, de par l’excellence de leur 
production, à la bonne réputation de la marque « Suisse », la reconnaissance de cette marque comme 
synonyme de haute qualité revêt une grande importance. 


 La CCIG demande expressément que les zones franches de Genève et de Saint-Gingolph soient 
incluses dans le périmètre des surfaces exploitées à l’étranger comptées comme lieu de provenance au 
sens de l’art. 48, al. 4, LPM. La prise en compte des zones franches revêt une importance cardinale pour 
l’économie genevoise et leur non-inclusion dans le périmètre concerné aurait un impact dévastateur pour 
de nombreuses entreprises et en termes d’emplois.  


 Pour le surplus, les projets d’ordonnances mis en consultation étant appelés à avoir un impact 
différencié suivant les secteurs économiques, la CCIG encourage le Conseil fédéral à tenir compte des 
observations techniques émises par les associations faitières de branche.   


 


*** *** *** 


 


 







Les observations de la CCIG se concentreront sur le projet d’ordonnance sur l’utilisation de l’indication de 
provenance « Suisse » pour les denrées alimentaires (OIPSD). 


1.1 Non-inclusion des zones franches 


La CCIG s’inquiète du fait que le périmètre des zones frontalières proposé exclue les zones franches de 
Genève et de Saint-Gingolph, ceci nonobstant le fait que suivant le rapport explicatif, « les dispositions de 
la présente ordonnance sont réservées par rapport aux traités internationaux. Ainsi, par ex., l’accord 
agricole entre la Suisse et l’UE autorise les viticulteurs genevois à transformer en vin « AOC Genève » du 
raisin provenant de territoires clairement délimités de la zone frontalière française ». 


L’article 3 du projet stipule que : 


Art. 3 Enclaves douanières étrangères et zones frontalières  


Les surfaces suivantes exploitées à l’étranger sont également comptées comme lieu de provenance 
au sens de l’art. 48, al. 4, LPM:  


a. les enclaves douanières étrangères Liechtenstein, Büsingen et Campione d’Italia;  


b. les surfaces cultivées par tradition par des exploitations agricoles suisses dans la zone frontière 
étrangère définie à l’art. 17, al. 2, de l’ordonnance du 7 décembre 1998 sur la terminologie agricole 
et la reconnaissance des formes d’exploitation. 


Il convient cependant de relever que l’art. 48, al. 4 de la loi sur la protection des marques, (LPM) prévoir 
clairement que : 


« En ce qui concerne les produits naturels et les denrées alimentaires, sont considérés comme lieu de 
provenance ou de transformation pour les indications de provenance suisses le territoire suisse et les 
enclaves douanières étrangères. Le Conseil fédéral peut définir les zones frontalières qui sont, 
à titre exceptionnel, aussi considérées comme lieu de provenance ou de transformation 
pour les indications de provenance suisses ». 


Il est à relever que le message du Conseil fédéral du 18 novembre 2009 relatif à cette loi indique 
clairement qu’en vertu de cet alinéa, le Conseil fédéral « reçoit la compétence de prévoir dans une 
ordonnance quelles portions du territoire étranger faisant partie de la zone frontière […] peuvent être 
prises en considération pour que les conditions de l’indication de provenance « Suisse » pour les produits 
naturels et naturels transformés soient respectées. Il devra définir les conditions, en tenant compte des 
caractéristiques particulières du territoire concerné. Une telle ordonnance pourrait par exemple 
concerner la totalité ou une partie des zones franches de Genève ».  


En fonction des lois et ordonnances citées, il apparaît que le Conseil fédéral a toute latitude pour étendre 
le périmètre de la zone frontière afin d’y inclure celui des zones franches de Genève et de Saint-Gingolph.  


 La CCIG recommande donc que les zones franches soient expressément mentionnées dans le 
texte de l’ordonnance.  


1.2 Prise en compte actuelle des zones franches  


Les zones franches sont aujourd’hui incluses dans le périmètre de nombreuses certifications analogues 
(labels « Suisse Garantie » et « Genève Région Terre Avenir » (GRTA), etc.). Les produits se prévalant de 
ces labels respectent les normes suisses et les cahiers des charges correspondants.  


S’agissant du lait et des produits laitiers par exemple, la directive GRTA correspondante stipule1 :  


« Les exploitations respectent et appliquent les méthodes de production intégrée (PI) ou biologique 
(PER, BIO, Suisse Garantie). Les produits laitiers doivent en outre être fabriqués et conditionnés à 
Genève. Les exigences légales spécifiques à la production laitière telles que l’ordonnance du 23 
novembre 2005 sur la production primaire (OPP ; RS 916.020), l’ordonnance du DFI du 23 novembre 
2005 réglant l’hygiène dans la production laitière (OHyPL ; RS 916.351.021.1) ainsi que l’ordonnance 
du DFI du 11 mai 2009 sur la transformation hygiénique du lait dans les exploitations d’estivage (RS 
817.024.2) sont respectées. ».  


 


 


                                                 
1 Directive lait et produits laitiers - Version du 1er janvier 2014 







De même, s’agissant des cultures maraîchères, la directive GRTA correspondante stipule2 :  


« Les légumes doivent répondre aux normes, prescriptions de qualité, de commerce et de contrôle 
pour les légumes de la catégorie I, actuellement appliquées au sein de la branche suisse du légume ». 


S’agissant du label « Suisse garantie », les principales exigences normatives sont les suivantes3 : 


- Les produits portant la marque de garantie doivent provenir de Suisse et avoir été transformés en 
Suisse (y compris la Principauté du Liechtenstein, la zone franche de Genève et les zones 
frontalières assujetties à la législation suisse, dont le statut est réglé par traité) ; 


- Les exploitations agricoles doivent fournir les prestations écologiques requises (PER) au sens de 
l'art. 3 de l'ordonnance sur les paiements directs ;  


- Le recours à des plantes, à des fourrages et à des animaux génétiquement modifiées est interdit ; 


 Au vu du fait que les denrées issues de ces zones franches peuvent actuellement se prévaloir, 
moyennant équivalence de normes, des diverses certifications suisses, notamment « Suisse 
garantie », celles-ci doivent pouvoir également entrer dans le périmètre des produits suisses en 
vertu des nouvelles règles « Swissness », moyennant toujours l’équivalence des normes.  


1.3 Un enjeu capital pour Genève 


Loin d’être anecdotique, l’inclusion des zones franches dans le périmètre « Swissness » revêt une 
importance capitale pour l’économie genevoise et ses entreprises. L’existence des zones franches depuis 
200 ans a en effet favorisé l’émergence d’un tissu économique agricole solide. 


Les statistiques du commerce extérieur suisse sont éloquentes à ce sujet. Depuis 2000, la Suisse importe 
ainsi des marchandises issues de la zone franche de Genève pour un montant avoisinant annuellement 40 
millions de francs suisses4. La grande majorité de ces produits sont d’origine agricole.  


Tant des entreprises de production agricole que de transformation de produits agricoles actives à Genève 
seraient ainsi très négativement impactées par la non inclusion des zones franches dans le périmètre 
« Swissness ». Ces entreprises fournissent par exemple actuellement de nombreux clients et distributeurs 
en Suisse qui exigent des produits certifiés d’origine suisse. La disparition de la possibilité de se fournir 
auprès de producteurs de la zone franche impliquerait la disparition pure et simple des entreprises 
concernées et de centaines d’emplois.  


 Le projet d’ordonnance sous sa forme actuelle, fait courir un risque économique inacceptable 
au canton de Genève et à ses entreprises. 


 Ce risque est d’autant plus inacceptable que les produits concernés sont déjà à ce jour 
considérés comme « suisses ». Un changement de pratique en la matière ne se justifie 
aucunement.    


En vous remerciant de l’attention que vous voudrez bien porter à ces observations, nous vous prions 
d’agréer, Madame, Monsieur, l’expression de nos salutations distinguées. 


 


Chambre de commerce, d’industrie et des services de Genève 


 


 


 


 


Jacques Jeannerat Philippe Meyer 
Directeur Membre de la Direction 


 
 


 


                                                 
2 Directive cultures maraîchères et produits issus de cultures maraîchères - Version du 1er janvier 2014 
3 Règlement général Suisse Garantie 
4 Genève, Office cantonal de la statistique - OCSTAT : Commerce extérieur de la Suisse avec les zones franches de la Haute-Savoie et 
de l'Ain. 








 


 


 


 
 
 


Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness 
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 
Formulaire pour la saisie de la prise de position 
Formulario per il parere 
 


Organisation / Organisation / Organizzazione Oris SA 


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Ulrich W. Herzog 


061 956 11 20 


ulrich.herzog@oris.ch 


Adresse / Indirizzo 


 


Ribigasse 1 


4434 Hölstein 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  
 



mailto:swissness@ipi.ch
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali: 


Alle Interessensgruppen wurden eingeladen, zur Revision der Ausführungsverordnungen „Swissness“ eine Vernehmlassungsantwort einzureichen. Wir 
möchten uns für die Möglichkeit zur Stellungnahme bei Ihnen bedanken. Wir äussern uns dazu wie folgt:  


Die Oris SA als traditionsreiches KMU-Unternehmen mit 110 jähriger Geschichte hat sich stets zur Aufgabe gemacht, im Hinblick auf die Revision der Swiss-
Made-Bestimmungen Lösungen anzustreben, welche für alle Unternehmen, insbesondere auch die im unteren und mittleren Preissegment tätigen KMU 
tragbar sind und nicht partikuläre Interessen unterstützen. In diesem Zusammenhang sei darauf hingewiesen, dass KMU für die Schweizer Wirtschaft eine 
entscheidende Rolle spielen. Laut Angaben des Bundesamtes für Statistik (BFS) bilden sie mehr als 99% der Unternehmen und stellen zwei Drittel der Ar-
beitsplätze im Land (http://www.kmu.admin.ch/politik/02961/02987/index.html?lang=de).  


Die Oris SA hatte sich im Interesse der KMU für eine 50%-Regelung stark gemacht. Das Gesetz wurde in der Schlussabstimmung allerdings mit der Hürde 
von 60% der Herstellungskosten der kompletten Uhr verabschiedet, was bereits eine massive Verschärfung zur heutigen Praxis darstellt, welche sich nur 
auf das Uhrwerk bezieht. Die Herausforderung dieser neuen Gesetzgebung liegt für KMU’s darin, Uhrenkomponenten (insbesondere Gehäuse, Zifferblätter 
und Armbänder) von Lieferanten in der Schweiz zu konkurrenzfähigen Konditionen (Qualität, Preise, Lieferfristen) zu erhalten. Dazu kommt die erschweren-
de Tatsache, dass im Laufe der letzten Jahre viele unabhängige Hersteller von den Grosskonzernen aufgekauft worden sind. Was für die Firma Oris SA als 
unabhängiges Unternehmen zu neuen Abhängigkeiten führen kann, bzw. den Kreis der möglichen Zulieferpartner stark einschränkt. Im Gegensatz zu den 
Grosskonzernen können KMU’s keine firmeninterne Lösung erarbeiten. Der Aufbau einer unabhängigen Industrie für KMU’s braucht zum einen eine klare 
Rechtslage, zum anderen einige Jahre für den Aufbau dieser Firmen. Die Rechtslage wird aber erst dann wirklich klar sein, wenn sowohl die allgemeine 
Verordnung, als auch die Branchenverordnung definitiv verabschiedet worden sind. Danach braucht es mehrere Jahre, um diese unabhängige Industrie 
aufzubauen. Aus diesem Grunde sind lange Übergangsfristen von existenzieller Bedeutung. 


Um die Marktchancen namentlich der hiesigen KMUs daher nicht noch stärker zu beeinträchtigen, sollte es das Hauptanliegen im Rahmen der Verordnung 
sein, dass die präzisierenden Bestimmungen nicht ohne Not diese Hürde noch verschärfen. Vielmehr ist darauf zu achten, dass wirtschaftlich bedingte Un-
wägbarkeiten ausreichend berücksichtigt werden und der administrative Aufwand für die Unternehmen gering bleiben muss. Mithin ist ein gewisser Hand-
lungsspielraum unerlässlich. Demgemäss begrüsst die Oris SA, dass die „Swissness“-Regeln pragmatisch und genügend flexibel gehandhabt werden sollen 
(vgl. Erläuternder Bericht S. 11) und ein Verzicht statuiert wird, wonach den Unternehmern kein Rechnungslegungsstandard vorgeschrieben wird (vgl. etwa 
Art. 52 g E-MSchV).  


Einigen Bedürfnissen der KMU wurde demgemäss bereits Rechnung getragen, allerdings gilt es weitere, unerlässliche Voraussetzungen für eine ausgewo-
gene Swissness-Gesetzgebung zu verankern:  


1. Im revidierten Marken- und Wappenschutzgesetz sind keine Übergangsbestimmungen vorgesehen, mithin erschöpft sich diese in der Inkraftsetzung. 
Die neue „Swissness“-Gesetzgebung soll am 1. Januar 2017 in Kraft treten. Lediglich in Art. 60a E-MSchV wird den Unternehmen eine Lagerauf-
brauchsfrist von zwei Jahren bis zum 31. Dezember 2018 eingeräumt. In den einführenden Erläuterungen wird daher richtig erkannt, dass den Un-
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ternehmen bei diesem Szenarium gerade einmal ein Jahr bliebe, um sich an die neuen Regelungen anzupassen (Chapeau S.5).   


Eine Übergangsfrist ist für die gesamte Wirtschaft, insbesondere aber auch die Uhrenindustrie von zentraler Bedeutung, da die Unternehmen ihre 
Produktionszyklen den neuen Vorgaben entsprechend umstellen müssen. Für viele Komponenten existiert gar keine funktionierende Zulieferindust-
rie mehr in der Schweiz und muss daher neu aufgebaut werden. Unabhängige Zulieferanten wollen zuerst die definitiv gültige Markenschutz- und 
Branchenverordnung abwarten, bevor sie auf sicherer Rechtsgrundlage investieren Hier geht es um weitreichende Änderungen durch das Gesetz, 
eine erhebliche Erhöhung des minimalen Inlanderfordernisses gegenüber der heute gut eingespielten Praxis von 50 Prozent und die damit im Zu-
sammenhang stehende Verunsicherung vieler Unternehmen gerade auch im Hinblick auf die Berechnung der Swissness. Dieser kann nur mit einer 
genügend langen Frist begegnet werden, um den Unternehmen, inklusive den bestehenden und neuen Zulieferanten überhaupt die Möglichkeit zu 
geben, sich auf die neue Situation einstellen zu können und die notwendigen Kapazitäten aufzubauen. KMU mit grossen Lagerbeständen an Be-
standteilen, die teilweise multifunktional eingesetzt werden können, müssen diese noch angemessen aufbrauchen können. Ansonsten würde deren 
Existenz aufgrund von immensen Abschreibungen gefährdet. Es kann ja nicht angehen, dass Unternehmen ihren Betrieb einstellen müssen, nur 
weil ihnen nicht ausreichend Zeit gewährt wird. Fünf Jahre sind aus Sicht der Oris SA mithin ein absolutes Minimum. Dies kann durch ein spätes In-
krafttreten erzielt werden, worüber der Bundesrat zu befinden hat.  


Da die Beschaffung und Produktion umgestellt werden müssen, ist eine Lageraufbrauchsfrist, wie sie im Entwurf vorgesehen ist, unentbehrlich. Aus 
den genannten Gründen müsste diese allerdings länger als 2 Jahre dauern und müsste nicht nur für Produkte, sondern auch für Bestandteile gelten, 
um die im Lager befindlichen Komponenten angemessen aufbrauchen zu können und die Belieferung mit Teilen nach den neuen Bestimmungen si-
cher zu stellen. 


Bestrebungen anderer Kreise, namentlich der Landwirtschaft, die Swissness-Vorlage früher in Kraft setzen zu wollen, sind strikt abzulehnen. Natur-
produkte bilden nicht umsonst eine eigenständige Kategorie und sind mit den industriellen Produkten nicht vergleichbar. Die Produktionszyklen sind 
aus der Natur der Sache heraus wesentlich kürzer als bei den industriellen Produkten. Hier besteht gleichsam ein gravierender Unterschied der sich 
aber nicht zu Lasten der Industrie in einer viel zu kurzen Aufbrauchsfrist auswirken darf. Es kann nicht angehen, dass ein Wirtschaftszweig über die 
Belange aller anderen, noch nicht einmal gleichgelagerten Branchen entscheiden darf.  


Ziel des Gesetzes ist die nachhaltige Sicherung des Mehrwertes des Labels „Schweiz“ und damit die Stärkung der hier produzierenden Firmen, so 
dass dieses wirtschaftsfreundlich umgesetzt werden muss, ohne die Unternehmen unnötig zu belasten. Unternehmen, die gewillt sind, diese Ver-
schärfung auf sich zu nehmen, darf dies nicht von vornherein verwehrt werden. Eine für die Anpassung ausreichende Übergangsfrist birgt mithin 
mehr Nutzen als Schaden und würde den benannten Bestrebungen des Gesetzgebers viel eher gerecht.   


2. Anlässlich der Sitzung vom 29. Oktober 2013 bestand Konsens darüber, dass die deklarierte Swissness nur im Rahmen eines konkreten Prozesses, 
d.h. im Klagefall, überprüft werden soll (vgl. Artikel 51a Markenschutzgesetz) und die Swissness-Bestimmungen nicht zu einem Ausforschungsbe-
weis missbraucht werden dürfen. Dies ist für die Wirtschaft von ganz entscheidender Bedeutung; es kann also keinesfalls darum gehen, wie im Vor-
feld der ganzen Swissness-Debatte immer wieder befürchtet wurde, dass alle Unternehmen ihre Swissness ohne Not mit komplizierten Berechnun-
gen vorprozessual belegen müssen. Dies wäre mit immensen Kosten und grossem Aufwand verbunden. Die Unternehmer, insbesondere die KMU, 
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müssen vor einer derart missbräuchlichen Anwendung des Gesetzes geschützt werden. Zur Verdeutlichung und im Interesse der Rechtssicherheit 
sollte der Verordnungstext um einen entsprechenden klarstellenden Art. 52o E-MSchV ergänzt werden.  


3. Die Abwälzung des Nachweis der ungenügenden Verfügbarkeit von Materialien auf die Branche i.S.d. Art. 52i MSchV ist unhaltbar. Eine derartige 
Datensammlung ist mit einem immensen Aufwand und grossen Kosten verbunden; hierfür fehlen die internen Strukturen und Finanzen. Zudem 
muss es Unternehmen gleichsam möglich sein, (Roh-) Materialien auszunehmen, deren Bezug in der Schweiz zwar möglich, aber wirtschaftlich ge-
sehen untragbar ist, deren Kaufpreis mithin unverhältnismässig hoch ist im Vergleich zum gesamten Produkt. So kann es etwa nicht angehen, wenn 
es keine unabhängigen Drittanbieter in bestimmten Bereichen gibt, das Material als verfügbar einzustufen, da dies faktisch unzutreffend wäre.  


4. Wie bereits erwähnt, stellt die gesetzliche Anforderung, dass mindestens 60% Herstellungskosten in der Schweiz anfallen müssen, bereits eine Ver-
schärfung und mithin eine Erschwerung zur Erlangung der Swissness-Qualifikation dar. Die Oris SA beantragt daher, dass in der Verordnung fest-
gehalten wird, dass Branchenverordnungen nicht über die gesetzlichen Mindestanforderungen hinausgehen dürfen, um zusätzliche Hürden gerade 
auch für Kleinbetriebe zu schaffen.  
Als Beispiel sei erwähnt, dass Zusatzbedingungen, wie sie in der bisherigen Branchenverordnung noch sinnvoll waren, nun im Zusammenhang mit 
dem mindestens 60% Schweizer Anteil die Hürde nicht noch zusätzlich erhöhen dürfen.  


Die Oris SA hofft, dass bei der Verordnung den Bedenken der KMUs gebührend Rechnung getragen wird und die entsprechenden Anpassungen wohlwol-
lend aufgenommen werden. 
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par rapport aux différents articles / Osservazioni sui singoli articoli 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


MSchV / OPM / OPM 


MSchV, Art. 52 i 


Formulierung ändern: 
„…Material gemäss Angaben 
eines Herstellers in der 
Schweiz ungenügend verfüg-
bar…“ 
„Als ungenügend verfügbare 
Materialien gelten auch sol-
che, für die keine ausreichen-
den Konkurrenzangebote be-
stehen.“ 


Diese Anpassung rechtfertigt sich, weil die vorgesehene Branchenlösung nicht möglich ist. 
Vielmehr muss es dem Unternehmer möglich sein, die nicht genügende Verfügbarkeit bele-
gen zu dürfen (vgl. Ziff. 3).  


 


MSchV, Art. 52 j, Bst. a Formulierung ändern: „die Löh-
ne und ihre Nebenkosten;“ 


Diese Anpassung rechtfertigt sich, da zu den Löhnen auch die Arbeitgeberbeiträge etc. zäh-
len und demgemäss einzurechnen sind. 


 


MSchV, Art. 52 n Abs.4 


Formulierung neu: „Branchen-
verordnungen dürfen keine 
Bestimmungen enthalten, 
welche über die gesetzlich 
verankerten Anforderungen 
hinausgehen, insbesondere 
sind keine weitergehenden 
Anforderungen an Materialien 
und Prozesse zu stellen.“ 


Diese Anpassung rechtfertigt sich, um zu verhindern, dass zu Lasten von KMU via Branchen-
verband strengere Vorgaben verankert werden können und durch die Hintertür eine weitere 
Verschärfung erzielt wird (vgl. Ziff.4).  


 


MSchV,  
5. Abschnitt: Beweis-
lastumkehr 
Art. 52 o 


Formulierung neu: „Die Beweis-
last gemäss Art. 51a MSchG 
gilt nur im Klagefall. Das Be-
weisverfahren richtet sich 
nach den Bestimmungen von 
Art. 150 ff ZPO resp. Art. 139 ff 
StPO. Es können Akten aus 
anderen Verfahren beigezo-
gen werden (vgl. Art. 194 
StPO).“ 


Diese Anpassung rechtfertigt sich, weil der beweispflichtige Unternehmer vor einer miss-
bräuchlichen Anwendung des Gesetzes geschützt werden muss. Der Nutzer einer Herkunfts-
angabe steht in der Beweispflicht, soll aber dadurch nicht administrativ oder finanziell unge-
bührlichen Belastungen ausgesetzt werden (vgl. Ziff.2). 


 


Muster 
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Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


MSchV, Art. 60a 


Formulierung ändern: 
„…hergestellt wurden sowie 
Bestandteile dürfen noch bis 
zum... [5 Jahre ab Inkrafttreten]“   


Diese Anpassung rechtfertigt sich, da die meisten industriell fertigenden Unternehmen grosse 
Lagerbestände an Bestandteilen haben, die teilweise multifunktional eingesetzt werden kön-
nen (vgl. Ziff.1).  
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Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness 
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 
Formulaire pour la saisie de la prise de position 
Formulario per il parere 
 


Organisation / Organisation / Organizzazione Tick Tack AG  


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Franco Lillo 


061 561 42 07 


franco.lillo@ticktack.ch 


Adresse / Indirizzo 


 


Industriestrasse 5 
4313 Möhlin 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 



mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali: 


Mit Schreiben vom 26. Juni 2014 wurde die Interessengemeinschaft „IG Swiss Made“ eingeladen, zur Revision der Ausführungsverordnungen „Swissness“ 
eine Vernehmlassungsantwort einzureichen. Wir haben Ihre Bereitschaft der Anhörung unserer Anliegen bereits im Vorfeld der Vernehmlassung geschätzt 
und möchten uns für die Möglichkeit zur Stellungnahme bei Ihnen bedanken. Wir äussern uns dazu wie folgt:  


Wie Ihnen bekannt ist, hat es sich die „IG Swiss Made“ stets zur Aufgabe gemacht, im Hinblick auf die Revision der Swiss-Made-Bestimmungen Lösungen 
anzustreben, welche für alle Unternehmen, insbesondere auch die im unteren und mittleren Preissegment tätigen KMU tragbar sind und nicht partikuläre 
Interessen unterstützen. In diesem Zusammenhang sei darauf hingewiesen, dass KMU für die Schweizer Wirtschaft eine entscheidende Rolle spielen. Laut 
Angaben des Bundesamtes für Statistik (BFS) bilden sie mehr als 99% der Unternehmen und stellen zwei Drittel der Arbeitsplätze im Land 
(http://www.kmu.admin.ch/politik/02961/02987/index.html?lang=de).  


Die „IG Swiss Made“ hatte sich im Interesse der KMU für eine 50%-Regelung stark gemacht. Das Gesetz wurde in der Schlussabstimmung allerdings mit 
der Hürde von 60% der Herstellungskosten der kompletten Uhr verabschiedet, was bereits eine massive Verschärfung zur heutigen Praxis darstellt, welche 
sich nur auf das Uhrwerk bezieht. Die Herausforderung dieser neuen Gesetzgebung liegt für KMU’s darin, Uhrenkomponenten (insbesondere Gehäuse und 
Zifferblätter) von unabhängigen Lieferanten in der Schweiz zu konkurrenzfähigen Konditionen (Qualität, Preise, Lieferfristen) zu erhalten. Diese Industrie 
existiert in der Schweiz schon lange nicht mehr, da sich praktisch die gesamte Zulieferindustrie auf die Grosskonzerne und die Luxusindustrie ausgerichtet 
hat. Dazu kommt die Tatsache, dass im Laufe der letzten Jahre viele unabhängige Hersteller von den Grosskonzernen aufgekauft worden sind. Im Gegen-
satz zu den Grosskonzernen können KMU’s keine firmeninterne Lösung erarbeiten. Der Aufbau einer unabhängigen Industrie für KMU’s braucht zum einen 
eine klare Rechtslage, zum anderen einige Jahre für den Aufbau dieser Firmen. Die Rechtslage wird aber erst dann wirklich klar sein, wenn sowohl die all-
gemeine Verordnung, als auch Branchenverordnung definitiv verabschiedet worden sind. Danach braucht es mehrere Jahre, um diese unabhängige Indust-
rie aufzubauen. Aus diesem Grunde sind lange Übergangsfristen von existenzieller Bedeutung. 


Um die Marktchancen namentlich der hiesigen KMUs daher nicht noch stärker zu beeinträchtigen, sollte es das Hauptanliegen im Rahmen der Verordnung 
sein, dass die präzisierenden Bestimmungen nicht ohne Not diese Hürde noch verschärfen. Vielmehr ist darauf zu achten, dass wirtschaftlich bedingte Un-
wägbarkeiten ausreichend berücksichtigt werden und der administrative Aufwand für die Unternehmen gering bleiben muss. Mithin ist ein gewisser Hand-
lungsspielraum unerlässlich. Demgemäss begrüsst die IG Swiss Made, dass die „Swissness“-Regeln pragmatisch und genügend flexibel gehandhabt wer-
den sollen (vgl. Erläuternder Bericht S. 11) und ein Verzicht statuiert wird, wonach den Unternehmern kein Rechnungslegungsstandard vorgeschrieben wird 
(vgl. etwa Art. 52 g E-MSchV).  


Einigen Bedürfnissen der KMU wurde demgemäss bereits Rechnung getragen, allerdings gilt es weitere, unerlässliche Voraussetzungen für eine ausgewo-
gene Swissness-Gesetzgebung zu verankern:  


1. Im revidierten Marken- und Wappenschutzgesetz sind keine Übergangsbestimmungen vorgesehen, mithin erschöpft sich diese in der Inkraftsetzung. 
Die neue „Swissness“-Gesetzgebung soll am 1. Januar 2017 in Kraft treten. Lediglich in Art. 60a E-MSchV wird den Unternehmen eine Lagerauf-
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brauchsfrist von zwei Jahren bis zum 31. Dezember 2018 eingeräumt. In den einführenden Erläuterungen wird daher richtig erkannt, dass den Un-
ternehmen bei diesem Szenarium gerade einmal ein Jahr bliebe, um sich an die neuen Regelungen anzupassen (Chapeau S.5).   


Eine Übergangsfrist ist für die gesamte Wirtschaft, insbesondere aber auch die Uhrenindustrie von zentraler Bedeutung, da die Unternehmen ihre 
Produktionszyklen den neuen Vorgaben entsprechend umstellen müssen. Für viele Komponenten existiert gar keine funktionierende Zulieferindust-
rie mehr in der Schweiz und muss daher neu aufgebaut werden. Unabhängige Zulieferanten wollen zuerst die definitiv gültige Markenschutz- und 
Branchenverordnung abwarten, bevor sie auf sicherer Rechtsgrundlage investieren Hier geht es um weitreichende Änderungen durch das Gesetz, 
eine erhebliche Erhöhung des minimalen Inlanderfordernisses gegenüber der heute gut eingespielten Praxis von 50 Prozent und die damit im Zu-
sammenhang stehende Verunsicherung vieler Unternehmen gerade auch im Hinblick auf die Berechnung der Swissness. Dieser kann nur mit einer 
genügend langen Frist begegnet werden, um den Unternehmen, inklusive den bestehenden und neuen Zulieferanten überhaupt die Möglichkeit zu 
geben, sich auf die neue Situation einstellen zu können und die notwendigen Kapazitäten aufzubauen. KMU mit grossen Lagerbeständen an Be-
standteilen, die teilweise multifunktional eingesetzt werden können, müssen diese noch angemessen aufbrauchen können. Ansonsten würde deren 
Existenz aufgrund von immensen Abschreibungen gefährdet. Es kann ja nicht angehen, dass Unternehmen ihren Betrieb einstellen müssen, nur 
weil ihnen nicht ausreichend Zeit gewährt wird. Fünf Jahre sind aus Sicht der IG Swiss Made mithin ein absolutes Minimum. Dies kann durch ein 
spätes Inkrafttreten erzielt werden, worüber der Bundesrat zu befinden hat.  


Da die Beschaffung und Produktion umgestellt werden müssen, ist eine Lageraufbrauchsfrist, wie sie im Entwurf vorgesehen ist, unentbehrlich. Aus 
den genannten Gründen müsste diese allerdings länger als 2 Jahre dauern und müsste nicht nur für Produkte, sondern auch für Bestandteile gelten, 
um die im Lager befindlichen Komponenten angemessen aufbrauchen zu können und die Belieferung mit Teilen nach den neuen Bestimmungen si-
cher zu stellen. 


Bestrebungen anderer Kreise, namentlich der Landwirtschaft, die Swissness-Vorlage früher in Kraft setzen zu wollen, sind strikt abzulehnen. Natur-
produkte bilden nicht umsonst eine eigenständige Kategorie und sind mit den industriellen Produkten nicht vergleichbar. Die Produktionszyklen sind 
aus der Natur der Sache heraus wesentlich kürzer als bei den industriellen Produkten. Hier besteht gleichsam ein gravierender Unterschied der sich 
aber nicht zu Lasten der Industrie in einer viel zu kurzen Aufbrauchsfrist auswirken darf. Es kann nicht angehen, dass ein Wirtschaftszweig über die 
Belange aller anderen, noch nicht einmal gleichgelagerten Branchen entscheiden darf.  


Ziel des Gesetzes ist die nachhaltige Sicherung des Mehrwertes des Labels „Schweiz“ und damit die Stärkung der hier produzierenden Firmen, so 
dass dieses wirtschaftsfreundlich umgesetzt werden muss, ohne die Unternehmen unnötig zu belasten. Unternehmen, die gewillt sind, diese Ver-
schärfung auf sich zu nehmen, darf dies nicht von vornherein verwehrt werden. Eine für die Anpassung ausreichende Übergangsfrist birgt mithin 
mehr Nutzen als Schaden und würde den benannten Bestrebungen des Gesetzgebers viel eher gerecht.   


2. Anlässlich der Sitzung vom 29. Oktober 2013 bestand Konsens darüber, dass die deklarierte Swissness nur im Rahmen eines konkreten Prozesses, 
d.h. im Klagefall, überprüft werden soll (vgl. Artikel 51a Markenschutzgesetz) und die Swissness-Bestimmungen nicht zu einem Ausforschungsbe-
weis missbraucht werden dürfen. Dies ist für die Wirtschaft von ganz entscheidender Bedeutung; es kann also keinesfalls darum gehen, wie im Vor-
feld der ganzen Swissness-Debatte immer wieder befürchtet wurde, dass alle Unternehmen ihre Swissness ohne Not mit komplizierten Berechnun-
gen vorprozessual belegen müssen. Dies wäre mit immensen Kosten und grossem Aufwand verbunden. Die Unternehmer, insbesondere die KMU, 
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müssen vor einer derart missbräuchlichen Anwendung des Gesetzes geschützt werden. Zur Verdeutlichung und im Interesse der Rechtssicherheit 
sollte der Verordnungstext um einen entsprechenden klarstellenden Art. 52o E-MSchV ergänzt werden.  


3. Die Abwälzung des Nachweis der ungenügenden Verfügbarkeit von Materialien auf die Branche i.S.d. Art. 52i MSchV ist unhaltbar. Eine derartige 
Datensammlung ist mit einem immensen Aufwand und grossen Kosten verbunden; hierfür fehlen die internen Strukturen und Finanzen. Zudem 
muss es Unternehmen gleichsam möglich sein, (Roh-) Materialien auszunehmen, deren Bezug in der Schweiz zwar möglich, aber wirtschaftlich ge-
sehen untragbar ist, deren Kaufpreis mithin unverhältnismässig hoch ist im Vergleich zum gesamten Produkt. So kann es etwa nicht angehen, wenn 
es keine unabhängigen Drittanbieter in bestimmten Bereichen gibt, das Material als verfügbar einzustufen, da dies faktisch unzutreffend wäre.  


4. Wie bereits erwähnt, stellt die gesetzliche Anforderung, dass mindestens 60% Herstellungskosten in der Schweiz anfallen müssen, bereits eine Ver-
schärfung und mithin eine Erschwerung zur Erlangung der Swissness-Qualifikation dar. Die IG Swiss Made beantragt daher, dass in der Verordnung 
festgehalten wird, dass Branchenverordnungen nicht über die gesetzlichen Mindestanforderungen hinausgehen dürfen, um zusätzliche Hürden ge-
rade auch für Kleinbetriebe zu schaffen.  
Als Beispiel sei erwähnt, dass Zusatzbedingungen, wie sie in der bisherigen Branchenverordnung noch sinnvoll waren, nun im Zusammenhang mit 
dem mindestens 60% Schweizer Anteil die Hürde nicht noch zusätzlich erhöhen dürfen.  


Die IG Swiss Made hofft, dass bei der Verordnung den Bedenken der KMUs gebührend Rechnung getragen wird und die entsprechenden Anpassungen 
wohlwollend aufgenommen werden. 
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par rapport aux différents articles / Osservazioni sui singoli articoli 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


MSchV / OPM / OPM 


MSchV, Art. 52 i 


Formulierung ändern: 
„…Material gemäss Angaben 
eines Herstellers in der 
Schweiz ungenügend verfüg-
bar…“ 
„Als ungenügend verfügbare 
Materialien gelten auch sol-
che, für die keine ausreichen-
den Konkurrenzangebote be-
stehen.“ 


Diese Anpassung rechtfertigt sich, weil die vorgesehene Branchenlösung nicht möglich ist. 
Vielmehr muss es dem Unternehmer möglich sein, die nicht genügende Verfügbarkeit bele-
gen zu dürfen (vgl. Ziff. 3).  


 


MSchV, Art. 52 j, Bst. a Formulierung ändern: „die Löh-
ne und ihre Nebenkosten;“ 


Diese Anpassung rechtfertigt sich, da zu den Löhnen auch die Arbeitgeberbeiträge etc. zäh-
len und demgemäss einzurechnen sind. 


 


MSchV, Art. 52 n Abs.4 


Formulierung neu: „Branchen-
verordnungen dürfen keine 
Bestimmungen enthalten, 
welche über die gesetzlich 
verankerten Anforderungen 
hinausgehen, insbesondere 
sind keine weitergehenden 
Anforderungen an Materialien 
und Prozesse zu stellen.“ 


Diese Anpassung rechtfertigt sich, um zu verhindern, dass zu Lasten von KMU via Branchen-
verband strengere Vorgaben verankert werden können und durch die Hintertür eine weitere 
Verschärfung erzielt wird (vgl. Ziff.4).  


 


MSchV,  
5. Abschnitt: Beweis-
lastumkehr 
Art. 52 o 


Formulierung neu: „Die Beweis-
last gemäss Art. 51a MSchG 
gilt nur im Klagefall. Das Be-
weisverfahren richtet sich 
nach den Bestimmungen von 
Art. 150 ff ZPO resp. Art. 139 ff 
StPO. Es können Akten aus 
anderen Verfahren beigezo-
gen werden (vgl. Art. 194 
StPO).“ 


Diese Anpassung rechtfertigt sich, weil der beweispflichtige Unternehmer vor einer miss-
bräuchlichen Anwendung des Gesetzes geschützt werden muss. Der Nutzer einer Herkunfts-
angabe steht in der Beweispflicht, soll aber dadurch nicht administrativ oder finanziell unge-
bührlichen Belastungen ausgesetzt werden (vgl. Ziff.2). 
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Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


MSchV, Art. 60a 


Formulierung ändern: 
„…hergestellt wurden sowie 
Bestandteile dürfen noch bis 
zum... [5 Jahre ab Inkrafttreten]“   


Diese Anpassung rechtfertigt sich, da die meisten industriell fertigenden Unternehmen grosse 
Lagerbestände an Bestandteilen haben, die teilweise multifunktional eingesetzt werden kön-
nen (vgl. Ziff.1).  


 


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


HASLV / OIPSD / IPSDA 
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Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


GUB-GGA-Verordnung für nicht landwirtschaftliche Erzeugnisse / Ord. sur les AOP et IGP des produits non agricoles / ord. 
sul registro delle DOP e delle IGP per prodotti non agricoli 
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Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


WSchV / OPAP / OPSP 
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Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 
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Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness 
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 
Formulaire pour la saisie de la prise de position 
Formulario per il parere 
 


Organisation / Organisation / Organizzazione MONTRES ONSA AG  


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Domenico Granito 


032 625 51 42 (Natel: 079 408 45 05) 


domenico.granito@ticktack.ch 


Adresse / Indirizzo 


 
Industriestrasse 5, 4313 Möhlin 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 



mailto:swissness@ipi.ch
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali: 


Als typisches KMU Unternehmen haben wir, zusammen mit vielen anderen KMUs, in den letzten fast 100 Jahre am Image des „Swiss Made“ mitgearbeitet. 
Wir unterstützen eine klare und unmissverständliche Botschaft, welche vom Label „Swiss Made“ ausgehen soll. Dies kann nur erzielt werden, wenn diese 
Vorlage auf die heute aktuellen Marktgegebenheiten eingeht und nicht einem „Diktat“ der Grossen unterliegt. Für die Meisten KMUs unserer Grösse sind 
etliche Kriterien nicht realistisch und würden zu einem Sterben vieler KMUs führen, gerade jene, welche zum Aufbau mit grossem Mut, unternehmerischem 
Risiko und Visionen beigetragen haben. 


Im Hinblick auf die Revision der Swiss-Made-Bestimmungen sind Lösungen anzustreben, welche für alle Unternehmen, insbesondere auch für die im unte-
ren und mittleren Preissegment tätigen KMU tragbar sind und nicht partikuläre Interessen unterstützen. In diesem Zusammenhang sei darauf hingewiesen, 
dass KMU für die Schweizer Wirtschaft eine entscheidende Rolle spielen. Laut Angaben des Bundesamtes für Statistik (BFS) bilden sie mehr als 99% der 
Unternehmen und stellen zwei Drittel der Arbeitsplätze im Land (http://www.kmu.admin.ch/politik/02961/02987/index.html?lang=de).  


im Interesse der KMU hat sich MONTRES ONSA AG für eine 50%-Regelung stark gemacht. Das Gesetz wurde in der Schlussabstimmung allerdings mit der 
Hürde von 60% der Herstellungskosten der kompletten Uhr verabschiedet, was bereits eine massive Verschärfung zur heutigen Praxis darstellt, welche sich 
nur auf das Uhrwerk bezieht. Die Herausforderung dieser neuen Gesetzgebung liegt für KMU’s darin, Uhrenkomponenten (insbesondere Gehäuse und Zif-
ferblätter) von unabhängigen Lieferanten in der Schweiz zu konkurrenzfähigen Konditionen (Qualität, Preise, Lieferfristen) zu erhalten. Diese Industrie exis-
tiert in der Schweiz schon lange nicht mehr, da sich praktisch die gesamte Zulieferindustrie auf die Grosskonzerne und die Luxusindustrie ausgerichtet hat. 
Dazu kommt die Tatsache, dass im Laufe der letzten Jahre viele unabhängige Hersteller von den Grosskonzernen aufgekauft worden sind. Im Gegensatz zu 
den Grosskonzernen können KMU’s keine firmeninterne Lösung erarbeiten. Der Aufbau einer unabhängigen Industrie für KMU’s braucht zum einen eine 
klare Rechtslage, zum anderen einige Jahre für den Aufbau dieser Firmen. Die Rechtslage wird aber erst dann wirklich klar sein, wenn sowohl die allgemei-
ne Verordnung, als auch Branchenverordnung definitiv verabschiedet worden sind. Danach braucht es mehrere Jahre, um diese unabhängige Industrie auf-
zubauen. Aus diesem Grunde sind lange Übergangsfristen von existenzieller Bedeutung. 


Um die Marktchancen namentlich der hiesigen KMUs daher nicht noch stärker zu beeinträchtigen, sollte es das Hauptanliegen im Rahmen der Verordnung 
sein, dass die präzisierenden Bestimmungen nicht ohne Not diese Hürde noch verschärfen. Vielmehr ist darauf zu achten, dass wirtschaftlich bedingte Un-
wägbarkeiten ausreichend berücksichtigt werden und der administrative Aufwand für die Unternehmen gering bleiben muss. Mithin ist ein gewisser Hand-
lungsspielraum unerlässlich. Demgemäss begrüsst die MONTRES ONSA AG, dass die „Swissness“-Regeln pragmatisch und genügend flexibel gehandhabt 
werden sollen (vgl. Erläuternder Bericht S. 11) und ein Verzicht statuiert wird, wonach den Unternehmern kein Rechnungslegungsstandard vorgeschrieben 
wird (vgl. etwa Art. 52 g E-MSchV).  


Einigen Bedürfnissen der KMU wurde demgemäss bereits Rechnung getragen, allerdings gilt es weitere, unerlässliche Voraussetzungen für eine ausgewo-
gene Swissness-Gesetzgebung zu verankern:  


1. Im revidierten Marken- und Wappenschutzgesetz sind keine Übergangsbestimmungen vorgesehen, mithin erschöpft sich diese in der Inkraftsetzung. 
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Die neue „Swissness“-Gesetzgebung soll am 1. Januar 2017 in Kraft treten. Lediglich in Art. 60a E-MSchV wird den Unternehmen eine Lagerauf-
brauchsfrist von zwei Jahren bis zum 31. Dezember 2018 eingeräumt. In den einführenden Erläuterungen wird daher richtig erkannt, dass den Un-
ternehmen bei diesem Szenarium gerade einmal ein Jahr bliebe, um sich an die neuen Regelungen anzupassen (Chapeau S.5).   


Eine Übergangsfrist ist für die gesamte Wirtschaft, insbesondere aber auch die Uhrenindustrie von zentraler Bedeutung, da die Unternehmen ihre 
Produktionszyklen den neuen Vorgaben entsprechend umstellen müssen. Für viele Komponenten existiert gar keine funktionierende Zulieferindust-
rie mehr in der Schweiz und muss daher neu aufgebaut werden. Unabhängige Zulieferanten wollen zuerst die definitiv gültige Markenschutz- und 
Branchenverordnung abwarten, bevor sie auf sicherer Rechtsgrundlage investieren Hier geht es um weitreichende Änderungen durch das Gesetz, 
eine erhebliche Erhöhung des minimalen Inlanderfordernisses gegenüber der heute gut eingespielten Praxis von 50 Prozent und die damit im Zu-
sammenhang stehende Verunsicherung vieler Unternehmen gerade auch im Hinblick auf die Berechnung der Swissness. Dieser kann nur mit einer 
genügend langen Frist begegnet werden, um den Unternehmen, inklusive den bestehenden und neuen Zulieferanten überhaupt die Möglichkeit zu 
geben, sich auf die neue Situation einstellen zu können und die notwendigen Kapazitäten aufzubauen. KMU mit grossen Lagerbeständen an Be-
standteilen, die teilweise multifunktional eingesetzt werden können, müssen diese noch angemessen aufbrauchen können. Ansonsten würde deren 
Existenz aufgrund von immensen Abschreibungen gefährdet. Es kann ja nicht angehen, dass Unternehmen ihren Betrieb einstellen müssen, nur 
weil ihnen nicht ausreichend Zeit gewährt wird. Fünf Jahre sind aus Sicht der MONTRES ONSA AG mithin ein absolutes Minimum. Dies kann durch 
ein spätes Inkrafttreten erzielt werden, worüber der Bundesrat zu befinden hat.  


Da die Beschaffung und Produktion umgestellt werden müssen, ist eine Lageraufbrauchsfrist, wie sie im Entwurf vorgesehen ist, unentbehrlich. Aus 
den genannten Gründen müsste diese allerdings länger als 2 Jahre dauern und müsste nicht nur für Produkte, sondern auch für Bestandteile gelten, 
um die im Lager befindlichen Komponenten angemessen aufbrauchen zu können und die Belieferung mit Teilen nach den neuen Bestimmungen si-
cher zu stellen. 


Bestrebungen anderer Kreise, namentlich der Landwirtschaft, die Swissness-Vorlage früher in Kraft setzen zu wollen, sind strikt abzulehnen. Natur-
produkte bilden nicht umsonst eine eigenständige Kategorie und sind mit den industriellen Produkten nicht vergleichbar. Die Produktionszyklen sind 
aus der Natur der Sache heraus wesentlich kürzer als bei den industriellen Produkten. Hier besteht gleichsam ein gravierender Unterschied der sich 
aber nicht zu Lasten der Industrie in einer viel zu kurzen Aufbrauchsfrist auswirken darf. Es kann nicht angehen, dass ein Wirtschaftszweig über die 
Belange aller anderen, noch nicht einmal gleichgelagerten Branchen entscheiden darf.  


Ziel des Gesetzes ist die nachhaltige Sicherung des Mehrwertes des Labels „Schweiz“ und damit die Stärkung der hier produzierenden Firmen, so 
dass dieses wirtschaftsfreundlich umgesetzt werden muss, ohne die Unternehmen unnötig zu belasten. Unternehmen, die gewillt sind, diese Ver-
schärfung auf sich zu nehmen, darf dies nicht von vornherein verwehrt werden. Eine für die Anpassung ausreichende Übergangsfrist birgt mithin 
mehr Nutzen als Schaden und würde den benannten Bestrebungen des Gesetzgebers viel eher gerecht.   


2. Anlässlich der Sitzung vom 29. Oktober 2013 bestand Konsens darüber, dass die deklarierte Swissness nur im Rahmen eines konkreten Prozesses, 
d.h. im Klagefall, überprüft werden soll (vgl. Artikel 51a Markenschutzgesetz) und die Swissness-Bestimmungen nicht zu einem Ausforschungsbe-
weis missbraucht werden dürfen. Dies ist für die Wirtschaft von ganz entscheidender Bedeutung; es kann also keinesfalls darum gehen, wie im Vor-
feld der ganzen Swissness-Debatte immer wieder befürchtet wurde, dass alle Unternehmen ihre Swissness ohne Not mit komplizierten Berechnun-
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gen vorprozessual belegen müssen. Dies wäre mit immensen Kosten und grossem Aufwand verbunden. Die Unternehmer, insbesondere die KMU, 
müssen vor einer derart missbräuchlichen Anwendung des Gesetzes geschützt werden. Zur Verdeutlichung und im Interesse der Rechtssicherheit 
sollte der Verordnungstext um einen entsprechenden klarstellenden Art. 52o E-MSchV ergänzt werden.  


3. Die Abwälzung des Nachweis der ungenügenden Verfügbarkeit von Materialien auf die Branche i.S.d. Art. 52i MSchV ist unhaltbar. Eine derartige 
Datensammlung ist mit einem immensen Aufwand und grossen Kosten verbunden; hierfür fehlen die internen Strukturen und Finanzen. Zudem 
muss es Unternehmen gleichsam möglich sein, (Roh-) Materialien auszunehmen, deren Bezug in der Schweiz zwar möglich, aber wirtschaftlich ge-
sehen untragbar ist, deren Kaufpreis mithin unverhältnismässig hoch ist im Vergleich zum gesamten Produkt. So kann es etwa nicht angehen, wenn 
es keine unabhängigen Drittanbieter in bestimmten Bereichen gibt, das Material als verfügbar einzustufen, da dies faktisch unzutreffend wäre.  


4. Wie bereits erwähnt, stellt die gesetzliche Anforderung, dass mindestens 60% Herstellungskosten in der Schweiz anfallen müssen, bereits eine Ver-
schärfung und mithin eine Erschwerung zur Erlangung der Swissness-Qualifikation dar. Die MONTRES ONSA AG beantragt daher, dass in der Ver-
ordnung festgehalten wird, dass Branchenverordnungen nicht über die gesetzlichen Mindestanforderungen hinausgehen dürfen, um zusätzliche 
Hürden gerade auch für Kleinbetriebe zu schaffen.  
Als Beispiel sei erwähnt, dass Zusatzbedingungen, wie sie in der bisherigen Branchenverordnung noch sinnvoll waren, nun im Zusammenhang mit 
dem mindestens 60% Schweizer Anteil die Hürde nicht noch zusätzlich erhöhen dürfen.  


Die MONTRES ONSA AG hofft, dass bei der Verordnung den Bedenken der KMUs gebührend Rechnung getragen wird und die entsprechenden Anpas-
sungen wohlwollend aufgenommen werden. 
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par rapport aux différents articles / Osservazioni sui singoli articoli 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


MSchV / OPM / OPM 


MSchV, Art. 52 i 


Formulierung ändern: 
„…Material gemäss Angaben 
eines Herstellers in der 
Schweiz ungenügend verfüg-
bar…“ 
„Als ungenügend verfügbare 
Materialien gelten auch sol-
che, für die keine ausreichen-
den Konkurrenzangebote be-
stehen.“ 


Diese Anpassung rechtfertigt sich, weil die vorgesehene Branchenlösung nicht möglich ist. 
Vielmehr muss es dem Unternehmer möglich sein, die nicht genügende Verfügbarkeit bele-
gen zu dürfen (vgl. Ziff. 3).  


 


MSchV, Art. 52 j, Bst. a Formulierung ändern: „die Löh-
ne und ihre Nebenkosten;“ 


Diese Anpassung rechtfertigt sich, da zu den Löhnen auch die Arbeitgeberbeiträge etc. zäh-
len und demgemäss einzurechnen sind. 


 


MSchV, Art. 52 n Abs.4 


Formulierung neu: „Branchen-
verordnungen dürfen keine 
Bestimmungen enthalten, 
welche über die gesetzlich 
verankerten Anforderungen 
hinausgehen, insbesondere 
sind keine weitergehenden 
Anforderungen an Materialien 
und Prozesse zu stellen.“ 


Diese Anpassung rechtfertigt sich, um zu verhindern, dass zu Lasten von KMU via Branchen-
verband strengere Vorgaben verankert werden können und durch die Hintertür eine weitere 
Verschärfung erzielt wird (vgl. Ziff.4).  


 


MSchV,  
5. Abschnitt: Beweis-
lastumkehr 
Art. 52 o 


Formulierung neu: „Die Beweis-
last gemäss Art. 51a MSchG 
gilt nur im Klagefall. Das Be-
weisverfahren richtet sich 
nach den Bestimmungen von 
Art. 150 ff ZPO resp. Art. 139 ff 
StPO. Es können Akten aus 
anderen Verfahren beigezo-
gen werden (vgl. Art. 194 
StPO).“ 


Diese Anpassung rechtfertigt sich, weil der beweispflichtige Unternehmer vor einer miss-
bräuchlichen Anwendung des Gesetzes geschützt werden muss. Der Nutzer einer Herkunfts-
angabe steht in der Beweispflicht, soll aber dadurch nicht administrativ oder finanziell unge-
bührlichen Belastungen ausgesetzt werden (vgl. Ziff.2). 
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Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


MSchV, Art. 60a 


Formulierung ändern: 
„…hergestellt wurden sowie 
Bestandteile dürfen noch bis 
zum... [5 Jahre ab Inkrafttreten]“   


Diese Anpassung rechtfertigt sich, da die meisten industriell fertigenden Unternehmen grosse 
Lagerbestände an Bestandteilen haben, die teilweise multifunktional eingesetzt werden kön-
nen (vgl. Ziff.1).  
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Z u c k e r 
S u c r e 
Z u c c h e r o 


DOK 000 005 431 


Direktion 
Dr. Guido Stäger 
CEO 
g.staeger@zucker.ch 


Eidgenössisches Institut für Geistiges Eigentum IGE 
Abteilung Recht & Internationales 
Stauffacherstrasse 65/59g 
3003 Bern 


Aarberg, 15. Oktober 2014 


Stellungnahme Swissness 


Sehr geehrte Frau Bundesrätin Sommaruga 


Sehr geehrter Herr Bundesrat Schneider-Amman 


Sehr geehrte Damen und Herren 


Wir danken Ihnen für die Gelegenheit, zur oben erwähnten Vorlage Stellung nehmen zu können. Die 
Swissness-Vorlage ist von zentraler Bedeutung für die Schweizer Zuckerbranche. Die Branche ist durch die 
Bilateralen Verträge II und die Doppelnulllösung direkt an den europäischen Markt gekoppelt; für 
verarbeiteten Zucker herrscht Freihandel. Dies hat für die Schweizer Produzenten entsprechend tiefe Preise 
für ihre Zuckerrüben zur Folge. Durch den Einzelkulturbeitrag, mit dem die Zuckerrübenproduktion gestützt 
wird, werden die durch die Zuckermarktordnung von 2006 entstandenen Verluste (Preisabfall aufgrund des 
WTO-Panels) nur teilweise kompensiert. Mit der AP 14-17 wurden die Beiträge zudem zu unserem 
Unverständnis massiv gekürzt. 


Als wenn diese Ausgangslage nicht schwierig genug wäre, schafft die EU per 2017 die Produktionsquoten 
für Zucker ab. Experten sind sich einig, dass eine Folge davon eine steigende Produktion und, als 
Konsequenz, sinkende Zuckerpreise sind. Die Preise sind im EU-Binnenmarkt seit anfangs Jahr bereits um 
ca. 40 % eingebrochen, mit unabsehbaren Auswirkungen auf die Schweizer Zuckerindustrie. Die Swissness-
Vorlage bietet hier mindestens eine etwas zuversichtlich stimmende Perspektive. Dass Schweizer Produkte 
auch Schweizer Rohstoffe enthalten sollen, ist eigentlich nur logisch. Gerade für den Zucker, der in 
verarbeiteten Produkten wie z.B. Schokolade exportiert wird und Teil des Erfolgs der Schweizer 
Lebensmittelindustrie ist, ist eine vollständige Berücksichtigung des inländischen Rohstoffs zwingend und 
lebensnotwendig. 


Unsere Bemerkungen zu den Verordnungen entnehmen Sie bitte der beiliegenden Stellungnahme. 


Wir danken Ihnen für eine kohärente, dem Willen des Parlaments entsprechenden Umsetzung der Vorlage. 


Freundliche Grüsse 
Schwej^r Zucker AG 


Leiter Verkauf & Marketing 


Beilagen 


Schweizer Zucker AG 
Sucre Suisse SA 


Radelfingenstrasse 30 
Postfach 
CH-3270 Aarberg 
T +41 (0)32 391 62 00 
F +41 (0)32 391 62 40 


Oberwiesenstrasse 101 
Postfach 
CH-8502 Frauenfeld 
T +41 (0)52 724 74 00 
F +41 (0)52 724 74 90 


ìnfo@zucker.ch 
www.zucker.ch 
www.sucre.ch 








 


 


 


 
 
 


Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness 
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 
Formulaire pour la saisie de la prise de position 
Formulario per il parere 
 


Organisation / Organisation / Organizzazione Schweizer Zucker AG (SZU) 


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Beat Gerber 
b.gerber@zucker.ch 


032 391 62 00 


Adresse / Indirizzo 


 


3270 Aarberg 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 



mailto:b.gerber@zucker.ch

mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali: 


• Für die SZU ist die Swissness-Vorlage von äusserst grosser Bedeutung. “Wo Schweiz drauf steht, soll auch Schweiz drin sein.” Wir sind daher äusserst 
erleichtert, dass das Parlament eine strenge Auslegung der Swissness verabschiedet hat. Diese soll nun rasch umgesetzt werden. 


• Deshalb ist es unverständlich und unnötig, dass Sie für die Umsetzung der Gesetzgebung eine so lange Übergangszeit vorschlagen. Während des gan-
zen politischen Prozesses wurde immer wieder unmissverständlich dargelegt, dass heute keine gesetzliche Basis zur Auslobung von “Schweiz” auf Pro-
dukten existiert. Die zahlreichen Produkte haben also wider das Gesetz mit ihrer Schweizer Herkunft geworben. Es ist nun Zeit, dieser Konsumenten-
täuschung Einhalt zu gebieten. Der SZU verlangt eine Umsetzung per 1.1.2016 sowie den vollständigen Verzicht auf Übergangsfristen. 


• Selbstversorgungsgrad (SVG): Im Verordnungsentwurf ist eine Definition des Selbstversorgungsgrades mit Inlandverbrauch (Inlandproduktion + Import 
von Rohstoffen) vorgenommen worden. Einerseits wird damit der Tatsache Rechnung getragen, dass auch für die exportierten Produkte genügend Rohstof-
fe vorhanden sein müssen. Andererseits kann dadurch der SVG unter eine gesetzliche Schwelle (50 oder 20%) fallen. Das hat zur Konsequenz, dass weni-
ger Rohstoffe inländischer Herkunft verwendet werden müssten. Die Inlandproduktion könnte so ein „Opfer“ des Exporterfolges der Lebensmittelindustrie 
werden. Für die Berechnung des Selbstversorgungsgrades muss die SVG-Formel Inlandproduktion / Inlandverbrauch verwendet werden. Aus Sicht der SZU 
ist es zudem falsch, dass bei der Berechnung des SVG auch der aktive Veredelungsverkehr berücksichtigt wird.  


• Einige Detailanträge und Kommentare finden Sie unten. In den übrigen Punkten sind wir mit Ihrem Vorschlag einverstanden. 


 


 


Schweizer Zucker AG 
 


Dr. G. Stäger                    B. Gerber 
CEO                                 Leiter Verkauf & Marketing 


 


15.10.2014 
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par rapport aux différents articles / Osservazioni sui singoli articoli 
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Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


MSchV / OPM / OPM 


HASLV / OIPSD / IPSDA 


Art. 3, Bst. b  


Zollanschluss und Grenzgebiete 
a. die Zollanschlussgebiete Lich-
tenstein, Büsingen und Campio-
ne d’Italia. 
b. die angestammten Flächen 
schweizerischer Landwirt-
schaftsbetriebe in der ausländi-
schen Grenzzone, nach Artikel 
17 Absatz 2 der Landwirtschaft-
lichen Begriffsverordnung vom 
7. Dezember 1998. 


Der SVZ unterstützt den Vorschlag des Bundes.  
 


 


 


 


 


Art. 4, Abs. 4  


4 Wasser wird von der Berech-
nung ausgeschlossen, soweit es 
nicht natürliches Mineralwasser 
oder Quellwasser betrifft. 


Wasser, auch Quell- und Mineralwasser, darf nicht dazu verwendet werden, aus ausländi-
schen Rohstoffen durch Zugabe von Schweizer Wasser  Schweizer Lebensmittel herzustel-
len. Es darf z.B. nicht sein, dass aus importiertem Apfelsaftkonzentrat durch die Zugabe von 
Schweizer Mineralwasser ein Schweizer Apfelsaft entsteht. Zudem weisen wir darauf hin, 
dass ca. 40% des in der Schweiz verwendeten Trinkwassers Quellwasser ist (weitere 40% 
stammen aus Grundwasser und die restlichen 20% sind aufbereitetes Oberflächenwasser).  
Unbestritten ist, dass ein Mineral- oder Quellwasser, das abgefüllt in seiner reinen Form an 
Konsumenten abgegeben wird mit Swissness ausgezeichnet werden kann, wenn die Quelle 
in der Schweiz liegt. 


 


 


Art. 9 
 


1 Als Selbstversorgungsgrad gilt 
der Anteil der Inlandproduktion 
am gesamten Inlandverbrauch. 
Zum Inlandverbrauch zählt auch 
der Verbrauch für die Herstel-
lung von Exportprodukten. Der 
gesamte Inlandverbrauch ent-
spricht der Summe der Inland-
produktion und der Importe von 
Rohstoffen. 


Im Verordnungsentwurf ist eine Definition des Selbstversorgungsgrades mit Inlandverbrauch 
(Inlandproduktion + Import von Rohstoffen) vorgenommen worden. Einerseits soll damit der 
Tatsache Rechnung getragen, dass auch für die exportierten Produkte genügend Rohstoffe 
vorhanden sein müssen. Andererseits kann dadurch der SVG unter eine gesetzliche Schwelle 
(50 oder 20%) fallen. Das hat zur Konsequenz, dass weniger Rohstoffe inländischer Herkunft 
verwendet werden müssten. Die Inlandproduktion kann so ein „Opfer“ des Exporterfolges der 
Lebensmittelindustrie werden. Daher muss die einfache SVG-Formel Inlandproduktion / In-
landverbrauch verwendet werden. Aus Sicht der SZU ist es zudem falsch, dass bei der Be-
rechnung des SVG auch der aktive Veredelungsverkehr berücksichtigt wird. Dadurch sinkt der 
SVG. Der aktive Veredelungsverkehr wird i.d.R. aus preislichen Gründen gemacht, d.h. weil 
die Exporteure die höheren Schweizer Preise nicht bezahlen wollen. Der Veredelungsverkehr 
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ist daher nicht eine Folge der mangelnden Verfügbarkeit der Rohstoffe, sondern eine Frage 
des Preises. Daher ist der Veredelungsverkehr bei der Berechnung des SVG auszuklammern. 


Art. 11  


Lebensmittel, die vor dem In-
krafttreten dieser Verordnung 
hergestellt wurden, dürfen noch 
bis zum 31. Dezember 2018 
2017 [2 Jahre ab Inkrafttreten 
Entscheid des Bundesrates] mit 
einer Herkunftsangabe, die dem 
bisherigen Recht entspricht, in 
den Verkehr gebracht werden. 
 


Diese Übergangsbestimmung ist nicht nötig. Mit einer Inkraftsetzung der Verordnung per 
1.1.2016 bleibt den Herstellern genügend Zeit. Zudem ist nach bisherigem Recht die Verwen-
dung des Schweizerkreuzes auf Lebensmitteln gar nicht erlaubt. Daher gibt es keine Le-
bensmittel, die von dieser Übergangsbestimmung profitieren können.  
 


 


GUB-GGA-Verordnung für nicht landwirtschaftliche Erzeugnisse / Ord. sur les AOP et IGP des produits non agricoles / ord. 
sul registro delle DOP e delle IGP per prodotti non agricoli 


Keine Stellungnahme    


WSchV / OPAP / OPSP 


Einverstanden    
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Vernehmlassungsantwort zum Ausführungsrecht Swissness 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Die Chrono AG als KMU produziert in Solothurn seit fast 35 Jahren Uhren mit der Auszeichnung „Swiss-
Made“. Alleine im Jahr 2013 fertigten unsere Uhrmacher hier im Hause und der näheren Umgebung 
mehr als 220‘000 Uhren nach den heute geltenden Swiss-Made-Kriterien her. Diese wurden in über 50 
Länder weltweit exportiert. Die gesamte Wirtschaftsleistung der Chrono AG wird von 45 eigenen 
Angestellten und gut 20 Personen aus Zulieferer-Betrieben der näheren Umgebung (Terminagesatelier, 
Gravuratelier, Zifferblatt- und Zeigerproduzenten, etc.) erbracht. Da wir von der Swissness-
Gesetzgebung direkt betroffen sind erlauben wir uns, Ihnen die nachstehende Antwort zum 
Ausführungsrecht zukommen zu lassen. 
 
1. 
Unsere Firma hat sich im Vorfeld zur Abstimmung im Rahmen der IG-Swiss-Made und durch 
Kontaktnahme zu Mitgliedern des Parlaments für die 50 % Regelung eingesetzt. Diese Lösung hätte es 
uns ermöglicht, unsere Uhrenprodukte auch bei Inkrafttreten des Gesetzes  mit der für unsere Firma 
überlebenswichtigen Bezeichnung „Swiss-Made“ zu versehen. In der Schlussabstimmung wurde jedoch 
der Anteil von 60 % verabschiedet. Unsere Firma steht nun in den kommenden Jahren vor der grossen 
Herausforderung, Uhrenkomponenten von unabhängigen Lieferanten in der Schweiz zu Preisen zu 
beschaffen, welche die Konkurrenzfähigkeit unserer Uhrenprodukte gegenüber denjenigen der 
Grosskonzerne und der ausländischen Konkurrenz einigermassen erhält. Da heute schlichtweg nicht 
mehr vorhanden, wird der Aufbau einer unabhängigen Zuliefererindustrie unseres Erachtens einige 
Jahre in Anspruch nehmen. Daher sind wir auf ein spätes Inkrafttreten des Gesetzes existentiell 
angewiesen. 
 
Im Weiteren verfügt unsere Firma über ein sehr hohes Lager an Uhrenkomponenten (Gehäuse, 
Zifferblätter, Zeiger, Uhrwerke, etc.), welche multifunktional über mehrere Jahre hinweg eingesetzt 
werden. Für diese Komponenten muss uns nach Inkrafttreten des Gesetzes eine genügend lange 
Übergangsfrist zur Verfügung stehen, in welcher diese  weiter in unsere Uhrenprodukte eingebaut 
werden können. Die vorgesehene Frist von 2 Jahren (E-MSchV 60a) ist absolut ungenügend. Wir stellen 
den Antrag, diese sei auf 5 Jahre zu verlängern und auf die Komponenten auszuweiten. 
 


Per Email 
swissness@ipi.ch   


 
    


CHRONO AG 
Weissensteinstrasse 49 
P.O. Box 355 
CH-4502 Solothurn 
Switzerland 


Tel +41 (0) 32 624 14 14 
Fax    +41 (0) 32 624 14 15 
Mail info@chrono-ag.ch 
www  chronowatch.ch 
www coverwatches.ch 
www    swissmilitarytime.ch 


 


Markus Ingold 
0041 (0) 32 624 14 30 
m.ingold@chrono-ag.ch 
Solothurn, 28.09.2015 
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2. 
Art. 52.i der vorgesehenen Verordnung („In der Schweiz ungenügend verfügbare Materialien“) ist für uns 
in der ausgearbeiteten Form nicht akzeptabel. Eine Abwälzung des Nachweises auf die Branche bedeutet 
für diese einen grossen administrativen und finanziellen Aufwand. Weiter ist für uns nicht klar, was 
unter „Angaben einer Branche“ zu verstehen ist, beziehungsweise welche Branchenvertreter ermächtigt 
werden, die Daten zu sammeln und die Verfügbarkeit für den Rest der Branche festzulegen und zu 
bestimmen. Unseres Erachtens sollte es dem Hersteller überlassen sein, einen einfachen Nachweis der 
ungenügenden Verfügbarkeit von Materialien im Klagefall zu erbringen. Zudem muss es möglich sein, 
Materialien auszunehmen, die zwar in der Schweiz verfügbar, aber deren Beschaffung wirtschaftlich 
gesehen untragbar ist. Insbesondere darf die Bestimmung nicht dahin führen, dass Materialien von 
Branchenvertretern als verfügbar eingestuft werden, wenn für deren Bezug kein unabhängiger 
Drittanbieter vorhanden ist.  
 
3. 
Die 60-Prozent-Regelung stellt für unsere Firma bereits ein Erschwernis zur Erlangung der Swissness-
Qualifikation dar. Es ist uns zugetragen worden, dass Bestrebungen im Gange sind, auf Stufe 
Branchenverordnung für gewisse Uhrenprodukte die gesetzliche Minimalgrenze von 60 % weiter 
anzuheben. Für unsere Firma und viele ähnliche KMU der Uhrenindustrie würde dadurch eine 
zusätzliche grosse Hürde geschaffen. Daher muss aus unserer Sicht die Verordnung festhalten, dass  
Branchenverordnungen nicht über die gesetzlichen Minimalanforderungen hinausgehen dürfen. 
 
4. 
Als KMU verfügen wir über eine äusserst schlanke Organisationsstruktur. Es ist es für uns von grosser 
Bedeutung, mit möglichst wenig Bürokratie im Geschäftsalltag belastet zu werden. Die Konzentration 
auf das Tagesgeschäft steht für uns im Vordergrund. Daher ist es für uns von grosser Bedeutung, durch 
die Swissness-Gesetzgebung nicht über Gebühr administrativ und folglich auch finanziell belastet zu 
werden. Wir beantragen daher, dass die deklarierte Swissness nicht ausser- oder vorprozessual 
bewiesen werden muss. Die Beweislast gemäss Art. 51a MSchG sollte entsprechend nur im Klagefall 
gelten.  
 
Die Swissness-Gesetzgebung stellt für uns als KMU der Uhrenbranche, welche im tiefen bis mittleren 
Preissegment tätig ist, eine nicht zu unterschätzende Herausforderung dar. Es ist für uns von grosser 
Bedeutung, dass die Ausführungsbestimmungen in einem für uns tragbaren Rahmen bleiben. Das Label  
„Swiss Made“ ist angesichts der grossen Konkurrenz aus Fernost auch in Zukunft ein für uns 
überlebenswichtiges Merkmal unserer Uhrenprodukte.  Dieses Label muss auch weiterhin einer breiten 
Uhrenindustrie zugänglich sein. In diesem Sinne danken wir Ihnen für die wohlwollende Prüfung und 
Berücksichtigung unserer Anliegen bei der Erarbeitung der Verordnung. 
 
Mit freundlichen Grüssen 
 
 
Chrono AG 
 
 
Markus Ingold    Stephan Ingold 
 
 
 
Beilage 
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par rapport aux différents articles / Osservazioni sui 
singoli articoli 
 
 
 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


MSchV / OPM / OPM 


MSchV, Art. 52i 


Formulierung ändern: 
„…Material gemäss Angaben 
eines Herstellers in der Schweiz 
ungenügend verfügbar…“ 
„Als ungenügend verfügbare 
Materialien gelten auch solche, 
für die keine ausreichenden 
Konkurrenzangebote 
bestehen.“ 


Diese Anpassung rechtfertigt sich, weil die vorge- 
sehene Branchenlösung nicht möglich ist. Vielmehr  
muss es dem Unternehmer möglich sein, die nicht  
genügende Verfügbarkeit belegen zu dürfen. (vgl. 
Ziff 2) 


 


MSchV, Art. 52j, Bst. a Formulierung ändern: „die 
Löhne und ihre Nebenkosten;“ 


Diese Anpassung rechtfertigt sich, da zu den  
Löhnen auch die Arbeitgeberbeiträge etc. zählen 
und einzurechnen sind. 


 


MSchV, Art. 52n Abs.4 


Formulierung neu: 
„Branchenverordnungen 
dürfen keine Bestimmungen 
enthalten, welche über die 
gesetzlich verankerten 
Anforderungen hinausgehen, 
insbesondere sind keine 
weitergehenden 
Anforderungen an Materialien 
und Prozesse zu stellen.“ 


Diese Anpassung rechtfertigt sich um zu verhindern, 
dass zu Lasten der KMU via Branchenverband  
strengere Vorgaben verankert werden können und 
durch die Hintertür eine weitere Verschärfung 
erzielt wird (vgl. Ziff 3). 


 


MSchV,  
5. Abschnitt: 
Beweislastumkehr 
Art. 52o 


Formulierung neu: „Die 
Beweislast gemäss Art. 51a 
MSchG gilt nur im Klagefall. 
Das Beweisverfahren richtet 
sich nach den Bestimmungen 
von Art. 150 ff ZPO resp. Art. 
139 ff StPO. Es können Akten 
aus anderen Verfahren 
beigezogen werden (vgl. Art. 
194 StPO).“ 


Diese Anpassung rechtfertigt sich, weil der beweis- 
pflichtige Unternehmer vor einer missbräuchlichen 
Anwendung des Gesetzes geschützt werden muss. 
Der Nutzer einer Herkunftsangabe steht in der 
Beweispflicht, soll aber dadurch nicht administrativ 
oder finanziell ungebührlichen Belastungen aus- 
gesetzt werden (vgl. Ziff 2). 


 


MSchV, Art. 60a 


Formulierung ändern: 
„…hergestellt wurden sowie 
Bestandteile dürfen noch bis 
zum... [5 Jahre ab 
Inkrafttreten]“   


Diese Anpassung rechtfertigt sich, da die meisten  
industriell fertigenden Unternehmen grosse 
Lagerbestände an Bestandteilen haben, die 
Teilweise multifunktional eingesetzt werden 
können (vgl. Ziff 1). 


 


 
 
 
 
 
 

















 


 


 


 
 
 


Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness 
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 
Formulaire pour la saisie de la prise de position 
Formulario per il parere 
 


Organisation / Organisation / Organizzazione IG Erhalt des Gemüse- und Beerenanbaus in der Region Basel 


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Hans Bürki, dipl. Ing.-Agr. ETH, Beeren und Gemüsebau, Riehen 
079 / 444 81 37 / buerki@buerki.biz 
Marcel Bosshard, Gemüsegärtner-Meister, Riehen 
079 / 707 00 27 


Adresse / Indirizzo 


 


Hans Bürki, dipl. Ing.-Agr. ETH   


Hohlweg 2 


4125 Riehen 


Marcel Bosshard 


Morystrasse 81 


4125 Riehen 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  
Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 
Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali: 


Sehr geehrte Damen und Herren 
Wir, die unterzeichnenden 


- Hans Bürki, dipl. Ing.-Agr. ETH, Beeren- und Gemüsebau, Hohlweg 2, 4125 Riehen, und 
-  
- Marcel Bosshard, Gemüsegärtner-Meister, Morystrasse 81, 4125 Riehen 
 
betreiben je einen grossen, historisch gewachsenen Gemüse- und Beerenanbaubetrieb in der Region Basel. Da wir 2 für die Region Basel 
bedeutende Spezialfälle sind, erlauben wir uns, eine Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness einzureichen und zwar insbeson-
dere zur geplanten Verordnung über die Verwendung der Herkunftsangabe „Schweiz“ für Lebensmittel (HASLV). Wir bitten Sie höflich, unsere 
Anliegen zu berücksichtigen, da ansonsten unsere Existenzgrundlage und die Versorgung vieler Konsumentinnen und Konsumenten in der 
Region Basel mit Frischgemüse aus der Region verloren geht. 
 
Ausgangslage: 
Wir beide haben unsere Wohnsitze, den Sitz unserer Einzelfirmen samt Verwaltung und Büros unserer Einzelfirmen in der Schweiz. Von die-
sen aus bewirtschaften wir (bzw. vor uns unsere Väter) seit Jahrzehnten unser Land, welches teils im Eigentum, teils in Pacht in in der deut-
schen 10km-Grenzzone in Grenzach bzw. in Weil am Rhein liegt. Unsere Betriebe, welche schon von unsern Vätern gegründet wurden, pro-
duzierten seit jeher 95 % unserer gesamten Beeren- und Gemüseproduktion für die Schweiz in der deutschen Grenzzone, und zwar gestützt 
auf das schweizerisch-deutsche Abkommen über den Grenz- und Durchgangsverkehr vom 05. Februar 1958 und auf Art. 43 des Zollgesetzes 
vom 18. März 2005. In der Schweiz werden unsere Produkte in unseren eigenen Verarbeitungs- und Vermarktungsfirmen, d.h. der Bürki Ge-
müse AG, Hohlweg 2, 4125 Riehen, bzw. der Bosshard Gemüse GmbH, Netzibodenstrasse 21, Pratteln, aufbereitet, verpackt und vermarktet. 
Unsere beiden Betriebe produzieren heute unter dem Label „Aus der Region - für die Region“ etwa 70 % der gesamten lokalen Beeren- und 
Frischgemüse-Produktion für die Genossenschaft Migros Basel (vgl. Beilage Nr. 1: Schreiben der Migros Genossenschaft Basel vom 11. No-
vember 2013). Zusätzlich produzieren unsere Betriebe und unter dem Label „Suisse Garantie“ einen ansehnlichen Teil des Bedarfs von Coop 
und anderen regionalen schweizerischen Händlern an Beeren und Frischgemüse für die Region Basel. 
 
Notgedrungene Entwicklung unserer Betriebe in der ausländischen Grenzzone: 
Da im Stadtkanton Basel in den letzten Jahrzehnten sukzessive praktisch das gesamte für den Beeren- und Gemüsebau geeignete landwirt-
schaftliche Kulturland überbaut wurde, haben schon unsere Väter Mitte des letzten Jahrhunderts notgedrungen begonnen, die Nahversorgung 
der Stadt mit frischen Beeren und frischem Gemüse durch Zukauf und Pacht von Land in der deutschen 10 km-Grenzzone sicher zu stellen 
und sind so zu bedeutenden Lieferanten der Grossverteiler in der Region gewachsen. Inzwischen haben sich unsere beiden Betriebe im Ver-
trauen auf den rechtskräftigen Vertrag mit Deutschland und auf die rechtsgültigen Gesetze innerhalb der 10 km-Grenzzone stark entwickelt. 
Der Betrieb Bürki weist heute 53 ha Gemüseanbauflächen auf (davon 1,2 ha Glashaus- und Folientunnelfläche), der Betrieb Bosshard weist 
gar 89 ha Gemüseanbaufläche (davon 2 ha Glashaus- und 35 a Folientunnelfläche), also zusammen 152 ha Gemüseanbaufläche. Dies zeigt 
die grosse Bedeutung unserer beiden Betriebe für die Region Basel. 
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Entzug unserer Existenzgrundlage 
Es geht unseres Erachtens nicht an, diese 30-jährige Entwicklung und vor allem die von uns getätigten Investitionen innerhalb der letzten 30 
Jahre von 1984 - 2014 in Boden, Glashäuser etc. unberücksichtigt zu lassen und in Art. 3 Abs. 1 lit b der geplanten HASLV nur auf die „ange-
stammten Flächen“ schweizerischer Landwirtschaftsbetriebe in den ausländischen Grenzzonen nach Art. 17 Abs. 2 der Landwirtschaftlichen 
Begriffsverordnung vom 07. Dezember 1998, d.h. auf die schon 1984 bewirtschafteten Flächen, abzustellen. Dies käme unseres Erachtens 
einer unzulässigen Rückwirkung gleich, die mit dieser Verordnung stipuliert würde. Unsere Produktion in der deutschen Grenzzone erfolgt 
nach schweizerischen ÖLN-Normen, da wir 95% dieser Produktion in die Schweiz bringen und somit vollständig vom Schweizer Markt abhän-
gig sind. Würde die HASLV in der von Ihnen geplanten Form in Kraft gesetzt, würden unsere Produkte nicht mehr als „schweizerische Produk-
tion“ betrachtet, d.h. unseren Betrieben wäre ab dem Tag des Inkrafttretens die Existenzgrundlage vollständig entzogen, weil unsere Haupt-
abnehmer Migros und Coop unsere Produkte nicht mehr unter dem Label „Suisse-Garantie“ oder ähnlichen verkaufen könnten. 
 
Kein Bezug von Direktzahlungen und keine Erfassung von Flächen vor 1984 als angestammte Fläche 
Dazu kommt, dass unsere beiden Betriebe wegen den bis zum 31. Dezember 2013 für den Bezug von Direktzahlungen gültigen Einkom-
mensgrenzen nie Direktzahlungen bezogen haben. Unsere Anbauflächen sind bisher nur zollrechtlich erfasst worden. Daher sind die von uns, 
bzw. unseren Vätern schon 1984 bewirtschafteten Flächen in der Schweiz gar nie als „angestammte Flächen“ nach Art. 17 Abs. 2 der Land-
wirtschaftlichen Begriffsverordnung vom 07. Dezember 1998 registriert worden, obschon auch wir in der deutschen Grenzzone Flächen be-
wirtschaften, die unsere Väter schon 1984 bewirtschaftet haben. 
 
Zukunft für frische Beeren und frisches Gemüse aus der Region und für die Region Basel 
Es geht uns nicht darum, in Zukunft Direktzahlungen zu erhalten. Es geht uns aber um unsere Existenz und um die Sicherstellung des Be-
darfs der Konsumentinnen und Konsumenten in der Region Basel mit „einheimischem Frischgemüse“. Man würde diesen Konsumentinnen 
und Konsumenten einen Bärendienst erweisen, wenn das von uns beiden Schweizern seit Jahrzehnten in der deutschen 10 km-Grenzzone 
unmittelbar vor den Toren der Stadt Basel in Weil und in Grenzach produzierte Gemüse nicht mehr als einheimisches „Schweizer Gemüse“ 
anerkannt würde und stattdessen die Grossverteiler ihr Frischgemüse aus dem Berner Seeland, dem Tessin oder dem Genfersee-Gebiet per 
Lastwagen in unsere Region importieren müssten. Diese Produkte wären wesentlich „weniger einheimisch“ und unökologischer, da sie im 
Gegensatz zu unserem Gemüse, das in der 10km-Grenzzone produziert wird, über 100 - 200 km weit hierher transportiert werden müssten. 
Daher bitten wir Sie eindringlich, den vorgeschlagenen Text der HASLV im nachstehend aufgeführten Sinne anzupassen und uns damit zu 
ermöglichen unsere Existenzen zu erhalten und die Versorgung der Region mit einheimischem Gemüse und einheimischen Beeren sicherzu-
stellen. 


sig. Hans Bürki sig. Marcel Bosshard 
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par rapport aux différents articles / Osservazioni sui singoli articoli 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


MSchV / OPM / OPM 


Keine Bemerkungen    


HASLV / OIPSD / IPSDA 


Art. 3 Abs. 1 lit b) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


Text neu: 
 
b) die Flächen, die von Schwei-


zer Landwirten vor dem 01. 
Januar 2014 in der ausländi-
schen Grenzzone bewirt-
schaftet worden sind. 


 
 
 
 
 
 
 
 
 


Diese Anpassung ist deshalb erforderlich, weil es wichtig ist, dass nicht einfach auf die soge-
nannten „angestammten Flächen“ abgestellt wird, welche schon 1984 bewirtschaftet wurden, 
sondern auf die am 1.1.2014 in der ausländischen Grenzzone bewirtschafteten Flächen. 
Sonst würden nämlich all die Investitionen in Landkäufe, Glashäuser etc., welche unsere Vä-
ter und wir in den letzten 30 Jahren im Vertrauen auf den bestehenden Vertrag zwischen 
Deutschland und der Schweiz sowie auf das Zollgesetz getätigt haben, zunichte gemacht, 
indem faktisch die Einfuhr von 95% unserer gesamten Gemüse- und Beerenproduktion, die in 
der deutschen Grenzzone erfolgt, verhindert wird, da die Schweizer Grossverteiler unsere 
Beeren und unser Gemüse nur abnehmen, wenn sie diese Ware wie bisher unter Labels wie 
„Suisse Garantie“, „aus der Region - für die Region“ etc. vermarkten können. 
Es geht uns nicht um den Bezug von Direktzahlungen, wir wollen einzig unsere Produkte wie 
bisher in der Schweiz verkaufen können. Wir bitten Sie deshalb, in der HASLV den Geltungs-
bereich gestützt auf Art. 48 Abs. 4 des neuen Markenschutzgesetzes antragsgemäss zu er-
weitern. Dies hat keinerlei Auswirkungen auf das Volumen der Direktzahlung, weil für die Aus-
richtung von Direktzahlungen nach Art. 35 Abs. 1 der Direktzahlungsverordnung nur die „an-
gestammten Flächen“ nach Art. 17 Abs. 2 der landwirtschaftlichen Begriffsverordnung zählen. 


 


    


GUB-GGA-Verordnung für nicht landwirtschaftliche Erzeugnisse / Ord. sur les AOP et IGP des produits non agricoles / ord. 
sul registro delle DOP e delle IGP per prodotti non agricoli 


Keine Bemerkungen    


WSchV / OPAP / OPSP 


Keine Bemerkungen    
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Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness 
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 
Formulaire pour la saisie de la prise de position  
Formulario per il parere 
 


Organisation / Organisation / Organizzazione Frederique Constant SA 


 


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Peter Stas CEO 


pcstas@frederique-constant.com 


079-310-2442  


Adresse / Indirizzo 


 


Chemin du Champs des Filles 32 
Plan-les-Ouates CH-1228   


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali: 


Frederique Constant SA est un manufacture des montres quartz et mécanique depuis 1988 avec nos propres ateliers, notre manufacture a 3200 mètres de 
surface a Plan-les-Ouates Genève. 


Au regard de la révision des dispositions Swiss Made des solutions doivent être trouvées qui sont viables pour toutes les entreprises, et notamment les PME 
travaillant dans le segment tarifaire bas ou moyen et ne soutiennent pas des intérêts particuliers. À cet égard, nous souhaitons rappeler que les PME jouent 
un rôle prépondérant dans le paysage économique suisse. Selon les indications de l'Office fédéral de la statistique (OFS), elles représentent en effet plus de 
99% des entreprises et deux tiers des postes de travail dans le pays (http://www.kmu.admin.ch/politik/02961/02987/index.html?lang=de).  


Frederique Constant SA avait œuvré en faveur d'une réglementation à 50% dans l'intérêt des PME. La loi a toutefois été adoptée lors du vote final avec un 
cap de 60% de coûts de fabrication de la montre complète, ce qui constitue déjà un renforcement important quant à la pratique mise en œuvre aujourd'hui et 
qui se rapporte exclusivement au mécanisme. Pour les PME, le défi de cette nouvelle législation réside dans le fait de s'approvisionner avec des compo-
sants de montres (et notamment le boîtier et le cadran) auprès de fournisseurs indépendants en Suisse à des conditions compétitives (qualité, prix, délais 
de livraison). Cette industrie n'existe plus depuis longtemps en Suisse, car presque l'ensemble de la sous-traitance est désormais composée de grands 
groupes et de l'industrie du luxe. Vient s'y ajouter le fait que de nombreux fabricants indépendants ont été rachetés par de grands groupes au cours des 
années passées. Contrairement aux grands groupes, les PME ne peuvent pas élaborer de solution interne à l'entreprise. La mise en place d'une industrie 
indépendante pour les PME nécessite un terrain juridique clair ainsi que quelques années pour permettre la création de ces entreprises. Le terrain juridique 
ne sera toutefois éclairci, que lorsque l'ordonnance générale, ainsi que l'ordonnance de branche auront été définitivement adoptées. Puis, il faudra plusieurs 
années pour la mise en place de cette industrie indépendante. Des délais transitoires longs sont donc d'une importance existentielle. 


Pour ne pas encore plus porter atteinte aux opportunités de marché de ces PME, l'une des préoccupations principales dans le cadre de l'ordonnance doit 
être que les dispositions de clarification ne renforcent pas encore plus ce cap sans raison ostensible. L'objectif doit plutôt être de tenir suffisamment compte 
des incertitudes à portée économique et de conserver les efforts administratifs pour les entreprises au plus bas. Un certain rayon d'action est indispensable 
dans ce cadre. Dans cet esprit, Frederique Constant SA apprécie que les règles «Swissness» sont manipulées de manière pragmatique et suffisamment 
flexible (cf. DFJP/IPI, rapport explicatif – Révision de l’ordonnance sur la protection des marques, p. 11) et qu'une renonciation selon laquelle aucune norme 
de facturation n'est prescrite aux entrepreneurs (cf. par ex. art. 52g P-OPM) a été statuée.  


Certains besoins des PME ont ainsi été mieux pris en compte. Il est toutefois nécessaire d'intégrer d'autres conditions préalables indispensables pour ins-
taurer une législation Swissness juste:  


1. Aucune disposition transitoire n'est définie dans la loi sur la protection des marques et des armoiries publiques, elle s'épuise donc dans son entrée 
en vigueur. La nouvelle législation «Swissness» doit entrer en vigueur le 1er janvier 2017. Dans l'art. 60a P-OPM, les entreprises se voient attribuer 
un délai d'utilisation des stocks de seulement deux ans, c'est-à-dire jusqu'au 31 décembre 2018. Dans les explications en introduction, il est ainsi 
possible de déduire que les entreprises ne disposeront que d'un an dans ce scénario pour s'adapter aux nouvelles dispositions légales 
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(DFJP/IPI/DEFR/OFA, Rapport explicatif relatif au droit d’exécution « Swissness », Chapeau p. 5).   


Un délai transitoire revêt toutefois une importance capitale pour l'ensemble de l'économie, et notamment aussi l'industrie horlogère, car les entre-
prises doivent ajuster leurs cycles de production en fonction des nouvelles prescriptions. Pour de nombreux composants, il n'existe plus de sous-
traitance en fonctionnement en Suisse. Cette dernière doit donc d'abord être construite. Les fournisseurs indépendants souhaitent attendre la pro-
clamation de l'ordonnance de protection des marques et de branche définitive avant d'investir en se basant sur un terrain juridique clairement défini. 
Il s'agit là de modifications importantes apportées par la loi, d'une augmentation considérable de l'obligation de fabrication minimale à l'échelle na-
tionale par rapport à la pratique reconnue de 50% et de l'incertitude associée de nombreuses entreprises notamment eu égard au calcul de la 
Swissness. Cette problématique ne peut être résolue que par la mise en place d'un délai suffisamment important pour donner la possibilité aux en-
treprises, y compris les fournisseurs existants et les nouveaux fournisseurs; de s'adapter à la situation modifiée et de mettre en place les capacités 
nécessaires. Les PME avec des stocks de composants importants, qui peuvent être utilisés en partie de manière multifonctionnelle, doivent pouvoir 
utiliser leurs stocks de manière adaptée. Dans le cas contraire, leur subsistance serait mise en danger en raison des énormes amortissements. Il ne 
peut pas être possible que des entreprises doivent cesser de fonctionner, uniquement parce qu'elles ne disposent pas de suffisamment de temps. 
Selon l'avis du Frederique Constant SA un délai de cinq ans est un minimum absolu à cet égard. Un tel délai peut être obtenu par une entrée en vi-
gueur à une date ultérieure, qui doit être décidée par le Conseil fédéral.  


L'approvisionnement et la production devant être modifiées, un délai d'utilisation des stocks tel que prévu dans le projet est indispensable. Pour les 
raisons susnommées, ce délai doit toutefois être supérieur à 2 ans et ne pas seulement s'appliquer aux produits, mais également aux composants 
pour permettre une utilisation appropriée des composants en stock et garantir la fourniture de pièces selon les nouvelles dispositions. 


Les demandes d'autres cercles, et notamment de l'agriculture, visant à une entrée en vigueur antérieure de la prescription Swissness doivent impé-
rativement être refusées. Les produits naturels ne représentent en effet pas une catégorie à part sans raison et ne sont pas comparables aux pro-
duits industriels. Les cycles de production sont considérablement plus courts que ceux des produits industriels en raison de la nature des objets. 
Une différence notable existe dans ce cadre, qui ne doit en aucun cas avoir des répercussions au détriment de l'industrie par un délai d'utilisation 
des stocks bien trop court. Il n'est pas possible qu'une branche économique puisse décider des préoccupations de toutes les branches, qui ne repo-
sent pas sur les mêmes fondements.  


L'objectif de la loi est la préservation durable de la valeur ajoutée du label «Suisse» et donc le renforcement des entreprises de production, de sorte 
qu'elle doit être appliquée en respectant les préoccupations de l'économie, sans représenter une charge inutile sur les entreprises. Les entreprises 
favorables à l'acceptation d'un tel renforcement ne doivent pas se voir refuser cette disposition en amont. Un délai transitoire suffisant pour l'ajuste-
ment recèle en outre plus d'avantages que d'inconvénients et répondrait bien mieux aux objectifs visés par le législateur.   


2. Lors de la réunion du 29 octobre 2013, tout le monde était d'accord sur le fait que la Swissness déclarée ne devait être contrôlée que dans le cadre 
d'un processus concret, c'est-à-dire en cas de plainte (cf. art. 51a LPM) et que les dispositions Swissness ne devaient pas être utilisées abusive-
ment aux fins de justification de recherche. Ceci revêt une importance décisive en termes économiques; il ne peut en effet aucunement s'agir, 
comme cela avait été craint en amont du débat Swissness, que toutes les entreprises doivent justifier leur Swissness sans raison avec des calculs 
complexe en amont. Une telle procédure serait en effet liée à d'énormes coûts et à des efforts injustifiés. Les entrepreneurs, et notamment les PME, 
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doivent être protégés contre ce genre d'utilisation abusive de la loi. À des fins de clarification et dans l'intérêt de la sécurité juridique, le texte de 
l'ordonnance doit être complété d'un art. 52o P-OPM de clarification correspondant.  


3. La répercussion de la justification de la disponibilité insuffisante de matériaux sur la branche au sens de l'art. 52i P-OPM n'est pas tenable. Une telle 
collecte de données est liée à énormément de temps et de coûts. Les moyens et les structures internes à cet égard sont insuffisants. En outre, il doit 
également être possible aux entreprises d'exclure les matières (premières), dont l'acquisition serait possible en Suisse, mais non raisonnable d'un 
point de vue économique, car leur prix d'achat serait bien trop élevé en comparaison avec le produit dans sa totalité. Il ne peut donc pas être pos-
sible que, lorsqu'il n'y a pas de fournisseurs tiers indépendants dans certains domaines, de classifier les matières comme disponibles, car cela ne 
serait pas pertinent dans la réalité.  


4. Comme déjà évoqué, l'exigence légale selon laquelle 60% des coûts de fabrication doivent être issus de Suisse, représente déjà un renforcement et 
donc une difficulté supplémentaire pour l'obtention de la qualification Swissness. Frederique Constant SA demande donc que l'ordonnance retienne 
que les ordonnances de branche ne doivent pas aller au-delà des exigences légales minimales. Les conditions supplémentaires qui étaient encore 
sensées dans l'ordonnance de branche actuelle ne doivent pas augmenter plus le cap en relation avec le prorata suisse de 60% minimum, notam-
ment pour les petites entreprises.  


Frederique Constant SA espère que les préoccupations des PME seront suffisamment prises en compte pour l'ordonnance et que les ajustements corres-
pondants seront adoptés en conséquence. 
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par rapport aux différents articles / Osservazioni sui singoli articoli 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


MSchV / OPM / OPM 


OPM, art. 52i 


Modifier la formulation: 
«…matière est disponible en 
quantité insuffisante en Suisse 
selon les informations d'un 
fabricant…» 
«Sont considérées comme 
matières disponibles en quan-
tité insuffisante les matières 
pour lesquelles il n'y a pas 
d'offres concurrentes en 
nombre suffisant.» 


Cet ajustement est justifié parce que la solution de branche prévue n'est pas réalisable. Il doit 
plutôt être possible à l'entrepreneur de pouvoir justifier la quantité insuffisante (cf. point 3).  


 


OPM, art. 52j, let. a 
Modifier la formulation: «les 
salaires et leurs coûts auxi-
liaires;» 


Cet ajustement est justifié parce que les cotisations de l'employeur etc. font également partie 
des salaires et doivent donc être comptabilisées. 


 


OPM, art. 52n, al. 4 


Nouvelle formulation: «Les or-
donnances de branche ne 
doivent pas contenir de dis-
positions allant au-delà des 
exigences légalement an-
crées. Aucune exigence sup-
plémentaire ne doit notam-
ment être posée aux maté-
riaux et aux processus.» 


Cet ajustement est justifié pour éviter que des prescriptions plus strictes soient imposées au 
détriment des PME par le biais de l'association de branche et que l'on obtienne ainsi un ren-
forcement par la petite porte (cf. point 4). 


 


OPM,  
section 5 réversibilité de 
la charge de la preuve 
art. 52o 


Nouvelle formulation: «La 
charge de la preuve au sens 
de l'art. 51a LPM s'applique 
uniquement en cas de plainte. 
La procédure de justification 
repose sur les dispositions de 
l'art. 150 et suivants du Code 
de procédure civile, voire sur 
l'art. 139 et suivants du Code 
de procédure pénale. Il est 


Cet ajustement est justifié car l'entrepreneur soumis à l'obligation de justification doit être 
protégé contre une application abusive de la loi. L'utilisateur d'une indication de provenance 
est soumis à l'obligation de justification, mais ne doit pas se voir attribuer des charges inap-
propriées pour des raisons administratives ou financières (cf. point 2). 
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Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


possible de s'appuyer sur des 
dossiers issus d'autres pro-
cédures (cf. art. 194 CPP)». 


OPM, art. 60a 


Modifier la formulation: «…ont 
été fabriqués ainsi que les 
composants avant l'entrée en 
vigueur de des modifications du 
Frederique Constant SA peu-
vent être mis en circulation 
jusqu’au … [5 ans à partir de la 
date d'entrée en vigueur]»   


Cet ajustement est justifié par le fait que la plupart des entreprises de production industrielle 
disposent de grands stocks de composants, qui peuvent être utilisés à plusieurs fins pour 
certains (cf. point 7).  
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Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


    


HASLV / OIPSD / IPSDA 
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Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


    


GUB-GGA-Verordnung für nicht landwirtschaftliche Erzeugnisse / Ord. sur les AOP et IGP des produits non agricoles / ord. 
sul registro delle DOP e delle IGP per prodotti non agricoli 
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Antrag 
Proposition 
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Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
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WSchV / OPAP / OPSP 
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Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
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Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness 
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 
Formulaire pour la saisie de la prise de position 
Formulario per il parere 
 


Organisation / Organisation / Organizzazione Dr. med. Aufdermaur AG, DOMACO 


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Frau Silvia Huber 
CEO, Geschäftsinhaberin 
Telefon: 056 266 55 11 
Email: silvia.huber@domaco.com 
 


Adresse / Indirizzo 


 


Weststrasse 16 
CH-5426 Lengnau 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 



mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali: 


• Die „Marke Schweiz“ darf nicht von unverhältnismässigen Forderungen aufs Spiel gesetzt werden 
Die DOMACO ist ein Familienunternehmen, welches in zweiter Generation erfolgreich geführt wird. Die gesamte Wertschöpfungskette ihrer 
Produkte - Forschung und Entwicklung, Produktion und Vertrieb - erfolgt ausschliesslich am Standort Lengnau (AG) in der Schweiz. Die 
DOMACO ist darauf angewiesen, dass keine bürokratischen und unverhältnismässigen Vorschriften gemacht werden für die Auslobung der 
„Herkunft Schweiz“. Ziel der Verordnung muss sein, dass die Schweizer Unternehmen für ihre Investitionen in den Aufbau einer positiven 
Wahrnehmung von Schweizer Produkten honoriert und nicht bestraft werden. Nur so können Familienunternehmen wie die DOMACO am 
Herstellort Schweiz festhalten. Die „Marke Schweiz“ steht weltweit für hervorragende Qualität und hochwertige Produkte. Dies ist das Re-
sultat unermüdlicher unternehmerischer Innovationskraft und nicht von staatlichen Regulierungen. So kann es beispielsweise nicht sein, 
dass wenn alle Zutaten unter die Ausnahmen fallen, die Herkunftsangabe «Schweiz» nicht mehr verwendet werden darf (vgl. Aus-
führungen unten beim Art. 6 Abs. 2). Dieser Absatz ist nicht Teil der ursprünglichen Idee und führt dazu, dass bei allen zuckerfreien 
Süsswaren, Zutaten, die in geringer Menge enthalten sind wie Kräuterextrakt, Fruchtkonzentrat usw. über die „Swissness“-Auslobung ent-
scheidet. Frau Bundesrätin Simonetta Sommaruga gab gemäss Wortprotokoll im Amtlichen Bulletin Nationalrat N 486 2012 auf die 
Frage, ob z.B. Bonbons von Ricola mit der vorgeschlagenen Vorlage weiterhin als Schweizer Produkte durchgehen, folgende Antwort (Zi-
tat): „Bei Ricola kann man immerhin sagen, dass der Trägerstoff dieses Bonbons Isomalt ist, und für Isomalt gibt es in der Schweiz einen 
Selbstversorgungsgrad null. Das ist also eben eine klassische Ausnahme. Es verbleiben dann noch die Kräuter, aber diese fallen wohl 
kaum ins Gewicht. Das Fazit ist deshalb, dass der wesentliche Fabrikationsschritt bei Ricola in der Schweiz stattfindet und Ricola mit dieser 
Vorlage deshalb keine Probleme haben sollte und die Rohstoffe auch importieren kann.“ 


• Festlegung eines Selbstversorgungsgrads für Fruchtkonzentrate/-Pulver und Kräuterextrakte für die Industrieproduktion 
Die Produktpalette der DOMACO umfasst Produkte wie Instant Kräuter-/Frucht-Getränke, Süsswaren wie Kräuter-/Fruchtbonbons, Gelati-
ne-/Gummi-/Gelee-Artikel und Traubenzuckertabletten. In diesen Produkten werden u.a. zahlreiche verschiedene Kräuterextrakte, Frucht-
konzentrate und Fruchtpulver eingesetzt, welche aus Schweizer Rohstoffen gar nicht erhältlich sind. 
 
Aus der Sicht von DOMACO wurde bei der Berechnung des Selbstversorgungsgrades von Früchten/Beeren nur der Frischhandel be-
rücksichtigt, nicht aber die in der Industrie verarbeiteten Rohstoffe wie Konzentrate und Pulver. Dieser Umstand ist zu prüfen und 
der Selbstversorgungsgrad entsprechend anzupassen oder die entsprechenden Rohstoffe sind auszunehmen. Auf Nachfrage bei Anbietern 
- es gibt nur zwei in der Schweiz für die konventionelle Produktion (Ramseier und Möhl) - sind für die Industrieproduktion lediglich Apfel- 
und Birnenkonzentrate aus Schweizer Früchten erhältlich. Für die Biokonzentrate stehen laut Verarbeiterangabe in einer guten Saison nur 
vereinzelte Produkte wie Erdbeeren oder Himbeeren in geringem Mengen zur Verfügung; in einer schlechten Saison gar keine.  


• Zudem gibt es in der Schweiz kaum Anbieter von Kräuterextrakten für die Industrieproduktion. In unseren Produkten können keine 
zerkleinerten Kräuter eingesetzt werden, sondern es sind Extrakte notwendig. Zahlreiche Kräuter können in der Schweiz theoretisch zwar 
wachsen, jedoch nicht zur Extraktproduktion angebaut werden, da die Anbauflächen viel zu klein und die Herstellkosten absolut unwirt-
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schaftlich wären. Im Anhang 2 des HASLV Entwurfs werden Kräuter lediglich als „Kräutertee“ mit SVG 100% angegeben. Dies ist absolut 
nicht ausreichend. Auch hier gehen wir davon aus, dass im SVG von 100% nur der Kräuterteehandel zum Aufgiessen berücksich-
tigt ist, nicht aber die Kräuterextrakte für die Industrieproduktion. Ausserdem beziehen wir Kräuterextrakte für Säuglings-Instantkräutertee 
aus Vertragsanbau, für welche die Standorte sorgfältig ausgesucht wurden. Diese können nicht einfach gewechselt werden, da durch die 
Böden und/oder aus der naheliegenden Umgebung, z.B. aus anderen Kulturen oder Unkräutern, keine Kontaminanten eingetragen werden 
dürfen. Für Kräuterextrakte ist ein realistischer SVG festzulegen und dies analog zu den Gemüsen für die verschiedenen Kräuterarten. 


• Praxisfremde Ausnahmeregelung für Rohstoffe mit ungenügender Qualität 
Im Verordnungsentwurf der HASLV sind die Modalitäten zur Anwendung der wichtigen Ausnahme für Rohstoffe und Zutaten, die in der 
Schweiz grundsätzlich zwar produziert werden, sich aber aufgrund der Produktspezifizierung  für die Herstellung der Produkte nicht eignen 
praxisfremd. Es wird ein bürokratisches Konsultations- und Genehmigungsprozedere vorgeschlagen, das darin enden würde, dass die 
Produkte – sofern das Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung (WBF) einem entsprechenden Antrag stattgegeben hätte – in 
einem Anhang zur Verordnung aufgeführt werden müssten. Ein solcher Mechanismus wäre extrem aufwändig und teuer, aber nicht zweck-
dienlich. Denn die produktspezifischen Eigenschaften von bestimmten Zutaten können nicht in einer Verordnung für alle Unternehmen ei-
ner Branche geregelt werden. Vielmehr sind diese eben produktspezifisch und gehören teilweise zum Betriebsgeheimnis eines Unterneh-
mens. Mit dem System der Selbstkontrolle und Beweislastumkehr ist ein Unternehmen in der Pflicht, die Rechtfertigungsgründe für eine 
Ausnahme im Klagefall nachzuweisen. Deshalb ist das vorgesehene Genehmigungsverfahren unnötig und zu streichen. 
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par rapport aux différents articles / Osservazioni sui singoli articoli 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


MSchV / OPM / OPM 
Art. 52i In der Schweiz 
ungenügend verfügba-
re Materialien  
Ist ein Material gemäss 
öffentlich zugänglichen 
Angaben einer Branche 
in der Schweiz ungenü-
gend verfügbar und 
schliesst der Hersteller 
dessen Kosten für diese 
ungenügende Verfüg-
barkeit von der Berech-
nung der Herstellungs-
kosten eines Produkts 
aus, so darf er vermu-
ten, dass die Verringe-
rung der Herstellungs-
kosten in diesem Aus-
mass mit den gesetzli-
chen Anforderungen an 
die herkunftsbestim-
menden Kosten über-
einstimmt. 
 


 
 
 
„Ist ein Material gemäss Anga-
ben eines Herstellers in der 
Schweiz ungenügend verfüg-
bar…“ 
 
 
 
 
 
 


Für die Umsetzung von Art. 52i des MSchV-Entwurfs müssten die Branchen die Daten von 
den Herstellern beziehen. Der Verordnungsartikel sollte deshalb besser als Selbstdeklaration 
der Hersteller verfasst werden. 
 
 
 
 
 
 
 


 


HASLV / OIPSD / IPSDA 
Art. 4 Berechnung des 
erforderlichen Mindes-
tanteils schweizeri-
scher Rohstoffe 
2 Von der Berechnung 
ausgeschlossen werden 
Naturprodukte, die: 


Art. 4 Berechnung des erfor-
derlichen Mindestanteils 
schweizerischer 
Rohstoffe 
2 Von der Berechnung ausge-
schlossen werden: 
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Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


a. aufgrund natürlicher 
Gegebenheiten nicht in 
der Schweiz produziert 
werden können (Anhang 
1 Teil A); 


a. Naturprodukte und daraus 
hergestellte Rohstoffe, die auf-
grund natürlicher Gegebenhei-
ten in der Schweiz nicht produ-
ziert werden; 
 


Eine abschliessende Liste in Anhang 1 Teil A ist weder erstellbar noch überprüfbar. Zumal die 
Aufnahme z.B. neuer exotischer Naturprodukte weder im Anhang 1 Teil A noch in Art. 7 defi-
niert ist. Der Anhang 1 Teil A sowie der Verweis darauf in Art. 4 Abs. 2 lit. a sind überflüssig 
und deshalb zu streichen. Die Positivliste mit Angabe des Selbstversorgungsgrads in Anhang 
2 ist ausreichend und eindeutig für den Vollzug (vgl. Kommentar zu Anhang 1 weiter unten). 


 


c. in der Schweiz ge-
mäss den erforderlichen 
technischen Anforde-
rungen für einen be-
stimmten Verwendungs-
zweck nicht produziert 
werden können (Anhang 
1 Teil C). 


b. Rohstoffe und Zutaten, die in 
der Schweiz gemäss den erfor-
derlichen technischen und quali-
tativen Anforderungen für einen 
bestimmten Verwendungszweck 
nicht in der erforderlichen Men-
ge produziert werden. 


Die Ausnahme muss auch sämtliche Zutaten erfassen, die in der Schweiz in der nötigen Qua-
lität nicht produziert werden und zwar unabhängig davon, ob das ursprüngliche Naturprodukt 
in der Schweiz theoretisch produziert werden kann oder nicht. Beispiele sind Kräuterextrakte 
sowie Frucht-/Beerenkonzentrate und -pulver, welche in der Schweiz aufgrund zu geringer 
Anbauflächen und mangelnder Wirtschaftlichkeit nicht hergestellt werden (vgl. Ausführungen 
in der Einleitung und zur Berechnung des SVG in Anhang 2). Selbst für die Bioproduktion 
werden industriell verarbeitete Kräuterextrakte und Fruchtkonzentrate nur zu einem geringen 
Anteil aus in der Schweiz wachsenden Naturprodukten hergestellt. 
 


 


Art. 6 Besondere Best-
immungen 
2 Für Lebensmittel, die 
ausschliesslich aus im-
portierten Naturproduk-
ten und daraus herge-
stellten Rohstoffen be-
stehen, darf die Her-
kunftsangabe 
«Schweiz» nicht ver-
wendet werden. 


Art. 6 Besondere Bestimmun-
gen 
2 Für Lebensmittel, die aus-
schliesslich aus importierten 
Naturprodukten und daraus 
hergestellten Rohstoffen beste-
hen, darf die Herkunftsangabe 
«Schweiz» nicht verwendet 
werden. Weisen die importierten 
Rohstoffe einen Selbstversor-
gungsgrad von durchschnittlich 
unter 20 Prozent auf oder liegt 
ein Ausnahmefall gemäss Art. 4 
Abs. 2 dieser Verordnung vor 
und sind die Voraussetzungen 
von Art. 48b MSchG erfüllt, darf 
die Herkunftsangabe «Schweiz» 
verwendet werden. 
 


Der im Entwurf formulierte Absatz 2 hätte zur Folge, dass ein zuckerfreies Kräuterbonbon 
oder eine zuckerfreie Gummi arabicum Pastille, welche grösstenteils aus Zuckerersatzstoffen 
wie Isomalt, Maltit und Sorbit mit SVG von 0 bestehen, nicht mehr mit einem Schweizer Kreuz 
versehen werden dürften. Dies obwohl die eingesetzten Kräuterextrakte und Fruchtkonzentra-
te lediglich einen geringen Anteil von durchschnittlich 1 bis 5% ausmachen und wie in der 
Einleitung bereits darauf hingewiesen in der Schweiz praktisch nicht hergestellt werden. 
 
Wenn ein Lebensmittel lediglich aus Rohstoffen besteht, die in der Schweiz nicht produziert 
werden oder in unzureichender Qualität vorliegen, darf ein in der Schweiz herstellendes Un-
ternehmen nicht bestraft werden, indem die Swissness nicht ausgelobt werden darf, wenn die 
Voraussetzungen gemäss Art. 48c nMSCHG erfüllt sind. Für die Schweizer Wirtschaft ist von 
grosser Bedeutung, dass ein Hersteller in der Schweiz verarbeitet und die Produktion nicht ins 
Ausland verlegt.  


 


Art. 7 Festlegung nicht 
verfügbarer schweize-
rischer Naturprodukte  


streichen Art. 7 ist ersatzlos zu streichen, wenn Anhang 1 gestrichen und ausschliesslich eine Positivlis-
te nach Anhang 2 besteht.  
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1 Das Departement für 
Wirtschaft, Bildung und 
Forschung (WBF) kann 
in Anhang 1 Teil A die 
Liste der Naturprodukte, 
die aufgrund der natürli-
chen Gegebenheiten 
nicht in der Schweiz 
produziert werden kön-
nen, ändern. 


 
 


2 Das WBF kann in 
Anhang 1 Teil B Natur-
produkte befristet auf-
nehmen, die temporär 
aufgrund von unerwarte-
ten oder unregelmässig 
auftretenden Gegeben-
heiten wie Ernteausfall 
nicht oder nicht in genü-
gender Menge in der 
Schweiz produziert wer-
den können. 


streichen 
 


Art. 8 definiert ein bürokratisches Bewilligungsverfahren, welches der Selbstkontrolle zuwider-
läuft. 
 
.  
 


 


Art. 8 Festlegung der 
Naturprodukte für be-
stimmte Verwen-
dungszwecke 
1 Das WBF kann Natur-
produkte, die in der 
Schweiz gemäss den 
erforderlichen techni-
schen Anforderungen für 
einen bestimmten Ver-
wendungszweck nicht 
produziert werden kön-
nen, auf Begehren hin in 
Anhang 1 Teil C auf-
nehmen. 


streichen Art. 8 stellt ein bürokratisches Bewilligungsverfahren dar, welches der Selbstkontrolle zuwi-
derläuft. Es ist an den einzelnen Unternehmen zu entscheiden, welche Rohstoffe sie zur Er-
zielung der gewünschten Qualität benötigen.  
 


 







 
 


  


7/10 


 
 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


2 Begehren können von 
Organisationen der 
Land- und Ernährungs-
wirtschaft, die für das 
Naturprodukt repräsen-
tativ sind, eingereicht 
werden. Die Organisati-
onen müssen zuvor 
weitere vom Begehren 
betroffene Organisatio-
nen konsultieren. 


streichen 
 
 
 


Das Verfahren ist zu bürokratisch und kann in Anbetracht der nötigen Konsultationen von 
anderen Organisationen auch zu schwierigen Pattsituationen führen. 


 


3 Das Begehren muss 
Folgendes enthalten: 


streichen   


a. den Nachweis, dass 
sich die in der Schweiz 
produzierten Naturpro-
dukte nicht für die Her-
stellung des Lebensmit-
tels eignen; 


streichen   


b. die spezifischen tech-
nischen Anforderungen 
an das Naturprodukt; 


streichen   


c. den Nachweis, dass 
das Lebensmittel nicht 
anders hergestellt 
werden kann. 


streichen   


Art. 9 Festlegung des 
Selbstversorgungs-
grades 
2 Das WBF legt den 
Selbstversorgungsgrad 
von Rohstoffen jährlich 
in Anhang 2 fest. Der 
Selbstversorgungsgrad 
berechnet sich aus dem 
Durchschnitt der Selbst-
versorgungsgrade der 


 Aus unserer Sicht beinhaltet der Selbstversorgungsgrad bei Rohstoffen wie Früchten und 
Beeren lediglich den Frischhandel, aber nicht den Industriebedarf wie z.B. von der Süsswa-
renindustrie, der Backwarenindustrie, der Konfitürenindustrie usw. Dies ist zu prüfen und der 
SVG entsprechend anzupassen. 
 
Die Berechnung des SVG beruht auf einer Annäherung und sollte in 5% Schritten und nicht 
auf 1% genau angegeben werden. Dies um jährliche Schwankungen und somit häufige Ver-
ordnungsanpassungen zu vermeiden. 
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drei vorangehenden 
Kalenderjahre. 
Art. 10 Verwendung 
der Herkunftsangabe 
«Schweiz» nach einer 
Änderung der Anhän-
ge 
Werden mit einer Ände-
rung eines Anhangs die 
Anforderungen an die 
Verwendung der Her-
kunftsangabe 
«Schweiz» für ein Le-
bensmittel erhöht, so 
darf dieses noch 12 
Monate nach Inkrafttre-
ten der Änderung her-
gestellt und mit der Her-
kunftsangabe 
«Schweiz» in den Ver-
kehr gebracht werden. 


 
 
 
Vorschlag 1: 
 
„Werden mit der Änderung des 
Anhangs die Anforderungen… 
 
 
 
 
…so darf dieses noch 24 Mona-
te nach Inkrafttreten…“ 
 
 
 
 
 
 
 
Alternativer Vorschlag 2: 
„Werden mit einer Änderung 
eines Anhangs die Anforderun-
gen an die Verwendung der 
Herkunftsangabe «Schweiz» für 
ein Lebensmittel erhöht, so 
muss für das Inkrafttreten der 
Änderung die Änderung im 
Folgejahr bestätigt werden. Im 
Anschluss daran, darf das Le-
bensmittel noch 12 Monate nach 
Inkrafttreten der Änderung her-
gestellt und mit der Herkunfts-
angabe «Schweiz» in den Ver-
kehr gebracht werden. 


Die Anpassungsfrist von 12 Monaten ist viel zu kurz. Es müssten alle betreffenden Rezeptu-
ren neu durchgerechnet werden, was einen hohen bürokratischen Aufwand darstellen würde. 
Oft liegen Verpackungsvorräte (bedruckte Verpackungen) weit über die Dauer von 12 Monate 
vor. Dies insbesondere bei langsam rotierenden Produkten mit einer hohen Mindestauflage  
der Verpackungen (z.B. im Tiefdruckverfahren). Eine Frist von 24 Monaten wäre angemes-
sen, damit im Falle einer notwendigen Verpackungsänderung ein Grossteil des Verpa-
ckungsmaterials aufgebraucht werden kann und einen Jojo-Effekt zu vermeiden in Fällen, in 
denen der Selbstversorgungsgrad (SVG) die Hürde von z.B. 20 % bzw. 50 % nur während 
eines Jahres überschreitet. So würden unnötige Mehrkosten verhindert, die bei v.a. bei Ex-
portprodukten nicht dem Kunden weitergegeben werden können. 
 
Beispiel: durchschnittlicher SVG von 49 % im Jahr 1, durchschnittlicher SVG von 55 % im 
Jahr 2 und durchschnittlicher SVG von 47 % im Jahr 3. Für die Unternehmen wäre nicht prak-
tikabel, wenn in allen 3 Jahren die betreffenden Rezepturen neu durchgerechnet werden 
müssten aufgrund eines Jojo-Effekts um die 50% Schwelle des SVG, um die Swissness aus-
loben zu dürfen. Nur bei einer Trendänderung des SVG sind Anpassungen sinnvoll und prak-
tikabel. 
 
 
 
 
Alternativ schlagen wir bei Schwankungen des SVG um die 20% bzw. 50% Schwelle vor, 
dass eine Änderung im Folgejahr bestätigt werden muss, bevor die Unternehmen eine Neu-
berechnung oder eine Verpackungsanpassung vornehmen müssen. Ein Schwellenüber-
sprung in zwei aufeinanderfolgenden Jahren würde auf eine Trendwende im SVG hinweisen, 
da es sich beim SVG ja um Dreijahreswerte handelt. 
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Art. 11 Übergangsbe-
stimmung 
Lebensmittel, die vor 
dem Inkrafttreten dieser 
Verordnung hergestellt 
wurden, dürfen noch bis 
zum 31. Dezember 2018 
[2 Jahre ab Inkrafttreten] 
mit einer Herkunftsan-
gabe, die dem bisheri-
gen Recht entspricht, in 
den Verkehr gebracht 
werden. 


 
 
„Lebensmittel dürfen noch bis 
zum 31. Dezember 2018 [2 Jah-
re ab Inkrafttreten] mit einer 
Herkunftsangabe, die dem bis-
herigen Recht entspricht, herge-
stellt werden. Die bis dahin pro-
duzierten Lebensmittel dürfen 
danach noch bis zum Aufbrau-
chen der Lagerbestände in den 
Verkehr gebracht werden.“ 
 


Der anwendbare Selbstversorgungsgrad liegt erst mit Inkrafttreten der Verordnung in einer 
rechtsverbindlichen Form vor. Ab dann benötigen die Unternehmen eine angemessene Zeit-
spanne für die Vornahme der nötigen Anpassungen in der Produktion. Die bis zwei Jahre 
nach Inkrafttreten produzierten, dem bisherigen Recht entsprechenden Lebensmittel sollen 
sodann ohne bestimmte Fristvorgabe in Verkehr gebracht werden können, um ökologisch und 
wirtschaftlich unsinnige Vernichtungsaktionen zu vermeiden. 


 


Anhang 1, 
Teil A 


ersatzlos streichen 
 
falls nicht gestrichen, zu ergän-
zen mit: 
- Kräuter, asiatische, nordameri-
kanische, tropische und subtro-
pische 
- nordamerikanische Früchte, 
Beeren 
- Isländisch Moos 
- Rooibos 
- Gummi arabicum Akazien  
- Zuckerrohr 
- u.v.m. 
 


Dieser Anhang ist aufgrund der Positivliste in Anhang 2 nicht nötig, da die Erstellung einen 
enormen bürokratischen Aufwand darstellen würde und eine abschliessende Liste nicht 
machbar ist. In der heutigen Zeit kommen jährlich neue exotische Rohstoffe wie z.B. asiati-
sche Beeren, tibetische Kräuter usw. auf den europäischen Markt.  
 
Sollte der Anhang widersinniger Weise dennoch beibehalten werden, ist die Liste stark zu 
erweitern. Zahlreiche exotische Kräuter z.B. zur Herstellung von Kräuterbonbons und Instant-
Kräutertee können in der Schweiz aus klimatischen Gründen nicht produziert werden und 
wären zu ergänzen.  
Akazien, welche in der Schweiz ebenfalls nicht produziert werden können und mit ca. 35% 
den Hauptbestandteil von Gummi arabicum Pastillen ausmachen, müssten ergänzt werden. 


 


Anhang 2 


Für folgende Rohstoffe ist ein 
Selbstversorgungsgrad (SVG) 
festzulegen: 
 
Bei Stimulantien: 
- Kräuter aus heimischen Kräu-
tern (Arten aufführen) 
- Kräuterextrakte aus heimi-
schen Kräutern (Arten auffüh-


Bei den Stimulantien müssten Kräuter mit der Präzision „aus heimischen Kräutern“ aufgeführt 
werden. Wir gehen davon aus, dass der Selbstversorgungsgrad von Kräutertee von 100% 
lediglich den Bedarf an getrockneten Teekräutern für den Hausgebrauch beinhaltet und die 
von der Industrie eingesetzten verarbeiteten Kräuterextrakte nicht (vgl. Einleitende Bemer-
kungen). Aus diesem Grund muss auch für industriell verarbeitete heimische Kräuterextrakte 
ein Selbstversorgungsgrad festgelegt werden. Dasselbe gilt für Beeren- und Fruchtkonzentra-
te; der SVG liegt weit unter dem des Frischhandels. In der Zuckerwarenindustrie werden aus 
technologischen Gründen grosse Mengen an Beeren- und Fruchtkonzentraten verarbeitet, 
welche nicht aus der Schweiz stammen, da die Anbauflächen zu klein und die Preise unbe-
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ren) 
 
Bei Früchten: 
- Fruchtkonzentrate 
- Fruchtpulver 
- Beerenkonzentrate 
- Beerenpulver 
 
Bei Verschiedenes: 
- Gelatine  
- Maltodextrin 
- Mineralstoffe 
- Vitamine 
- Nährstoffe andere als genannt 
 


zahlbar wären. Gummibären bestehen zu knapp 10% aus Gelatine, der SVG dafür ist in An-
hang 2 zu ergänzen. Weitere zu ergänzende Produkte in Anhang 2 sind in der Spalte „Antrag“ 
aufgeführt.  
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Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness 
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 
Formulaire pour la saisie de la prise de position 
Formulario per il parere 
 


Organisation / Organisation / Organizzazione Swiss Retail Federation SRF 


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Dr. Adrian Wyss 


031 312 40 40 


adrian.wyss@swiss-retail.ch 


Adresse / Indirizzo 


 


Bahnhofplatz 1, Postfach, 3000 Bern 7 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 
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Wir danken bestens für die Möglichkeit zur Stellungnahme. 
 
Swiss Retail Federation SRF wahrt und fördert die Interessen von Mittel- und Grossbetrieben des schweizerischen Detailhandels in wirtschaftlichen, beruflichen, 
sozialpolitischen und gesetzgeberischen Fragen. Wir vertreten den schweizerischen Detailhandel im politischen Prozess auf nationaler Ebene und setzten uns 
gegenüber Regierung und Politik in allen Bereichen der Wirtschaftspolitik für optimale Rahmenbedingungen und ein wettbewerbsorientiertes Marktumfeld ein. 
 
Der Detailhandel ist, soweit die in den Verkauf gelangenden Produkte und Waren nicht in eigenen Produktionsunternehmungen (Eigenindustrie) hergestellt wer-
den, von den Vorlagen eher nur punktuell betroffen. Zu den Vorlagen nehmen wir daher nur summarisch Stellung und verweisen im Übrigen auf die ausführliche 
Stellungnahme von Economiesuisse. SRF ist Mitglied in diesem Dachverband der Schweizer Wirtschaft. 
 


1. Die vorgesehenen Übergangsfristen genügen nicht in allen Fällen, um langhaltbare Ware (Honig, Konserven etc.) und Lagervorräte abzuverkaufen. Es 
kann nicht sein, dass der Detailhandel diese Produkte abschreiben und die Waren vernichten müsste. Dies ist umso weniger opportun, als die Debatte 
über „Food-Vernichtung“ und Ressourcenschonung heute auf allen Ebenen zu Recht geführt wird. Im Detailhandel, in der Politik, der Verwaltung und 
besonders bei den Konsumentinnen und Konsumenten hat das Thema Nachhaltigkeit eine sehr hohe Priorität erlangt. Unter „in Verkehr bringen“ sollten 
zudem explizit die Stufe Produzent – nächster Abnehmer und nicht etwa die Endverbraucher gemeint sein. 
 
Antrag: 
Wir beantragen deshalb, dass sämtliche Waren und Warenvorräte, die sich bei den Detailhändlern in der Lagerbewirtschaftung befinden, bis 
zum Vorratsende abverkauft werden können (Art. 60a MSchV). 
 


2. Wir müssen auch kritisch feststellen, dass die Vorlagen äusserst komplex sind und wir einfachere, verständlichere Regelungen bevorzugen würden. Zu 
zwei Artikeln, MSchV, Art. 60a und HASLV, Art. 11, nehmen wir wie folgt Stellung: 
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par rapport aux différents articles / Osservazioni sui singoli articoli 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


MSchV / OPM / OPM 


MSchV, Art. 60a Teilweise Zustimmung; 
Änderung 


Der vorliegenden Übergangsregelung können wir nur teilweise zustimmen: Wir begrüssen die 
mindestens einjährige Frist zwischen dem Bundesratsentscheid zur Inkraftsetzung (vorgesehen 
2015) bis zur Inkraftsetzung des Swissness-Gesamtpaketes (vorgesehen 1.1.2017). Sie erlaubt 
es den Unternehmen, sich den neuen rechtlichen Rahmenbedingungen anzupassen. 
 
Jedoch erachten wir die geplante Lageraufbrauchsfrist von zwei Jahren (gerechnet ab dem vor-
gesehenen Inkrafttreten am 1.1.2017 bis zum 31.12.2018) als unsachgemäss und übertrieben 
streng. Sie würde insbesondere Unternehmen mit grossen Lagerbeständen stark treffen. Um 
Zerstör- und Umverpackungsaktionen zu vermeiden, befürworten wir stattdessen folgende Rege-
lung: Produkte sowie Bestandteile und Ersatzteile, die vor dem Inkrafttreten der Verordnung mit 
einer dem bisherigen Recht entsprechenden Herkunftsangabe hergestellt wurden, dürfen bis zum 
Aufbrauchen der Lagerbestände in Verkehr gebracht werden. 
 
Es ist essentiell, dass die Übergangsbestimmung auch auf Bestandteile und Ersatzteile ausge-
dehnt wird. Zahlreiche Betriebe verfügen über grosse Lager an multifunktional einsetzbaren Be-
standteilen. Zudem ist in den Service- und Wartungsverträgen über qualitativ hochstehende und 
entsprechend teure Schweizer Produkte üblicherweise eine Verfügbarkeit der Ersatzteile für 10-
15 Jahren zugesichert (in Ausnahmefällen sogar für 20 Jahre). 
 
Weiter muss es im Rahmen der Branchenverordnungen möglich sein, längere Übergangsfristen 
vorzusehen. Dies ist notwendig und gerechtfertigt, weil einzelne Branchen über die gesetzlichen 
Anforderungen hinausgehen und somit besonders grosser Anpassungsbedarf besteht. 
 
Schliesslich gehen wir betreffend Übergangsregelung und Service/Reparaturen vom Prinzip aus, 
dass ein industrielles Produkt, das bei seiner (fristgerechten) Inverkehrsetzung die Swissness-
Kriterien nach bisherigem Recht erfüllte, aber nicht mehr nach einer späteren Reparatur, seine 
Herkunftsbezeichnung beibehält. Die einmal erworbene Herkunftsbezeichnung geht also nicht 
verloren. 
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HASLV, Art. 11 


Änderung: 
 
„Lebensmittel dürfen noch bis 
zum 31. Dezember 2018 [2 Jah-
re ab Inkrafttreten] mit einer 
Herkunftsangabe, die dem bis-
herigen Recht entspricht, herge-
stellt werden. Die bis dahin pro-
duzierten Lebensmittel dürfen 
danach noch bis zum Aufbrau-
chen der Lagerbestände in den 
Verkehr gebracht werden.“ 
 


Der anwendbare Selbstversorgungsgrad liegt erst mit Inkrafttreten der Verordnung in einer 
rechtsverbindlichen Form vor. Ab dann benötigen die Unternehmen eine angemessene Zeitspan-
ne für die Vornahme der nötigen Anpassungen in der Produktion. Die bis zwei Jahre nach Inkraft-
treten produzierten, dem bisherigen Recht entsprechenden Lebensmittel sollen danach ohne 
bestimmte Fristvorgabe in Verkehr gebracht werden können. Damit werden ökologisch und wirt-
schaftlich unsinnige Vernichtungsaktionen vermieden. 
 


 


 


    


    


    


    


 








 


 


 


 
 
 


Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness 
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 
Formulaire pour la saisie de la prise de position  
Formulario per il parere 
 


Organisation / Organisation / Organizzazione Groupement d’intérêts GI Swiss Made  


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Dr. Sigmund Pugatsch  


044 286 50 10 


spugatsch@rp-law.ch 


Adresse / Indirizzo 


 


Beethovenstrasse 11 
Postfach 
8027 Zürich 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 



mailto:swissness@ipi.ch
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali: 


Madame, Monsieur,  


Par courrier du 26 juin 2014, le groupement d'intérêts «GI Swiss Made» a été prié de rédiger une réponse à la consultation concernant la révision des or-
donnances d'exécution «Swissness». Nous avons su apprécier votre volonté d'écouter nos préoccupations avant même la consultation et souhaitons vous 
remercier pour la possibilité de réponse que vous nous avez donnée. Ci-après nos commentaires:  


Comme vous le savez déjà, le «GI Swiss Made» s'est toujours fixé comme objectif de trouver des solutions eu égard à la révision des dispositions Swiss 
Made qui sont viables pour toutes les entreprises, et notamment les PME travaillant dans le segment tarifaire bas ou moyen et ne soutiennent pas des inté-
rêts particuliers. À cet égard, nous souhaitons rappeler que les PME jouent un rôle prépondérant dans le paysage économique suisse. Selon les indications 
de l'Office fédéral de la statistique (OFS), elles représentent en effet plus de 99% des entreprises et deux tiers des postes de travail dans le pays 
(http://www.kmu.admin.ch/politik/02961/02987/index.html?lang=de).  


Le «GI Swiss Made» avait œuvré en faveur d'une réglementation à 50% dans l'intérêt des PME. La loi a toutefois été adoptée lors du vote final avec un cap 
de 60% de coûts de fabrication de la montre complète, ce qui constitue déjà un renforcement important quant à la pratique mise en œuvre aujourd'hui et qui 
se rapporte exclusivement au mécanisme. Pour les PME, le défi de cette nouvelle législation réside dans le fait de s'approvisionner avec des composants de 
montres (et notamment le boîtier et le cadran) auprès de fournisseurs indépendants en Suisse à des conditions compétitives (qualité, prix, délais de livrai-
son). Cette industrie n'existe plus depuis longtemps en Suisse, car presque l'ensemble de la sous-traitance est désormais composée de grands groupes et 
de l'industrie du luxe. Vient s'y ajouter le fait que de nombreux fabricants indépendants ont été rachetés par de grands groupes au cours des années pas-
sées. Contrairement aux grands groupes, les PME ne peuvent pas élaborer de solution interne à l'entreprise. La mise en place d'une industrie indépendante 
pour les PME nécessite un terrain juridique clair ainsi que quelques années pour permettre la création de ces entreprises. Le terrain juridique ne sera toute-
fois éclairci, que lorsque l'ordonnance générale, ainsi que l'ordonnance de branche auront été définitivement adoptées. Puis, il faudra plusieurs années pour 
la mise en place de cette industrie indépendante. Des délais transitoires longs sont donc d'une importance existentielle. 


Pour ne pas encore plus porter atteinte aux opportunités de marché de ces PME, l'une des préoccupations principales dans le cadre de l'ordonnance doit 
être que les dispositions de clarification ne renforcent pas encore plus ce cap sans raison ostensible. L'objectif doit plutôt être de tenir suffisamment compte 
des incertitudes à portée économique et de conserver les efforts administratifs pour les entreprises au plus bas. Un certain rayon d'action est indispensable 
dans ce cadre. Dans cet esprit, le GI Swiss Made apprécie que les règles «Swissness» sont manipulées de manière pragmatique et suffisamment flexible 
(cf. rapport explicatif p. 11) et qu'une renonciation selon laquelle aucune norme de facturation n'est prescrite aux entrepreneurs (cf. par ex. art. 52 g P-OPM) 
a été statuée.  


Certains besoins des PME ont ainsi été mieux pris en compte. Il est toutefois nécessaire d'intégrer d'autres conditions préalables indispensables pour ins-
taurer une législation Swissness juste:  
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1. Aucune disposition transitoire n'est définie dans la loi sur la protection des marques et des armoiries publiques, elle s'épuise donc dans son entrée 
en vigueur. La nouvelle législation «Swissness» doit entrer en vigueur le 1er janvier 2017. Dans l'art. 60a P-OPM, les entreprises se voient attribuer 
un délai d'utilisation des stocks de seulement deux ans, c'est-à-dire jusqu'au 31 décembre 2018. Dans les explications en introduction, il est ainsi 
possible de déduire que les entreprises ne disposeront que d'un an dans ce scénario pour s'adapter aux nouvelles dispositions légales (chapeau p. 
5).   


Un délai transitoire revêt toutefois une importance capitale pour l'ensemble de l'économie, et notamment aussi l'industrie horlogère, car les entre-
prises doivent ajuster leurs cycles de production en fonction des nouvelles prescriptions. Pour de nombreux composants, il n'existe plus de sous-
traitance en fonctionnement en Suisse. Cette dernière doit donc d'abord être construite. Les fournisseurs indépendants souhaitent attendre la pro-
clamation de l'ordonnance de protection des marques et de branche définitive avant d'investir en se basant sur un terrain juridique clairement défini. 
Il s'agit là de modifications importantes apportées par la loi, d'une augmentation considérable de l'obligation de fabrication minimale à l'échelle na-
tionale par rapport à la pratique reconnue de 50% et de l'incertitude associée de nombreuses entreprises notamment eu égard au calcul de la 
Swissness. Cette problématique ne peut être résolue que par la mise en place d'un délai suffisamment important pour donner la possibilité aux en-
treprises, y compris les fournisseurs existants et les nouveaux fournisseurs; de s'adapter à la situation modifiée et de mettre en place les capacités 
nécessaires. Les PME avec des stocks de composants importants, qui peuvent être utilisés en partie de manière multifonctionnelle, doivent pouvoir 
utiliser leurs stocks de manière adaptée. Dans le cas contraire, leur subsistance serait mise en danger en raison des énormes amortissements. Il ne 
peut pas être possible que des entreprises doivent cesser de fonctionner, uniquement parce qu'elles ne disposent pas de suffisamment de temps. 
Selon l'avis du GI Swiss Made, un délai de cinq ans est un minimum absolu à cet égard. Un tel délai peut être obtenu par une entrée en vigueur à 
une date ultérieure, qui doit être décidée par le Conseil fédéral.  


L'approvisionnement et la production devant être modifiées, un délai d'utilisation des stocks tel que prévu dans le projet est indispensable. Pour les 
raisons susnommées, ce délai doit toutefois être supérieur à 2 ans et ne pas seulement s'appliquer aux produits, mais également aux composants 
pour permettre une utilisation appropriée des composants en stock et garantir la fourniture de pièces selon les nouvelles dispositions. 


Les demandes d'autres cercles, et notamment de l'agriculture, visant à une entrée en vigueur antérieure de la prescription Swissness doivent impé-
rativement être refusées. Les produits naturels ne représentent en effet pas une catégorie à part sans raison et ne sont pas comparables aux pro-
duits industriels. Les cycles de production sont considérablement plus courts que ceux des produits industriels en raison de la nature des objets. 
Une différence notable existe dans ce cadre, qui ne doit en aucun cas avoir des répercussions au détriment de l'industrie par un délai d'utilisation 
des stocks bien trop court. Il n'est pas possible qu'une branche économique puisse décider des préoccupations de toutes les branches, qui ne repo-
sent pas sur les mêmes fondements.  


L'objectif de la loi est la préservation durable de la valeur ajoutée du label «Suisse» et donc le renforcement des entreprises de production, de sorte 
qu'elle doit être appliquée en respectant les préoccupations de l'économie, sans représenter une charge inutile sur les entreprises. Les entreprises 
favorables à l'acceptation d'un tel renforcement ne doivent pas se voir refuser cette disposition en amont. Un délai transitoire suffisant pour l'ajuste-
ment recèle en outre plus d'avantages que d'inconvénients et répondrait bien mieux aux objectifs visés par le législateur.   


2. Lors de la réunion du 29 octobre 2013, tout le monde était d'accord sur le fait que la Swissness déclarée ne devait être contrôlée que dans le cadre 







 
 


  


4/10 


 
 


d'un processus concret, c'est-à-dire en cas de plainte (cf. art. 51 de la loi sur la protection des marques) et que les dispositions Swissness ne de-
vaient pas être utilisées abusivement aux fins de justification de recherche. Ceci revêt une importance décisive en termes économiques; il ne peut 
en effet aucunement s'agir, comme cela avait été craint en amont du débat Swissness, que toutes les entreprises doivent justifier leur Swissness 
sans raison avec des calculs complexe en amont. Une telle procédure serait en effet liée à d'énormes coûts et à des efforts injustifiés. Les entrepre-
neurs, et notamment les PME, doivent être protégés contre ce genre d'utilisation abusive de la loi. À des fins de clarification et dans l'intérêt de la 
sécurité juridique, le texte de l'ordonnance doit être complété d'un art. 52 o P-OPM de clarification correspondant.  


3. La répercussion de la justification de la disponibilité insuffisante de matériaux sur la branche au sens de l'art. 52i P-OPM n'est pas tenable. Une telle 
collecte de données est liée à énormément de temps et de coûts. Les moyens et les structures internes à cet égard sont insuffisants. En outre, il doit 
également être possible aux entreprises d'exclure les matières (premières), dont l'acquisition serait possible en Suisse, mais non raisonnable d'un 
point de vue économique, car leur prix d'achat serait bien trop élevé en comparaison avec le produit dans sa totalité. Il ne peut donc pas être pos-
sible que, lorsqu'il n'y a pas de fournisseurs tiers indépendants dans certains domaines, de classifier les matières comme disponibles, car cela ne 
serait pas pertinent dans la réalité.  


4. Comme déjà évoqué, l'exigence légale selon laquelle 60% des coûts de fabrication doivent être issus de Suisse, représente déjà un renforcement et 
donc une difficulté supplémentaire pour l'obtention de la qualification Swissness. Le GI Swiss Made demande donc que l'ordonnance retienne que 
les ordonnances de branche ne doivent pas aller au-delà des exigences légales minimales et ainsi créer des obstacles supplémentaires, notamment 
pour les petites entreprises.  
Nous évoquerons par exemple le fait que les conditions supplémentaires qui étaient encore sensées dans l'ordonnance de branche actuelle ne doi-
vent pas augmenter plus le cap en relation avec le prorata suisse de 60% minimum.  


Le GI Swiss Made espère que les préoccupations des PME seront suffisamment prises en compte pour l'ordonnance et que les ajustements correspondants 
seront adoptés en conséquence. 


Nous vous prions d’agréer, Madame, Monsieur, nos salutations les meilleures.  


Montres Edox & Vista SA 


Victor Strambini 
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par rapport aux différents articles / Osservazioni sui singoli articoli 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


MSchV / OPM / OPM 


OPM, art. 52 i 


Modifier la formulation: 
«…matière est disponible en 
quantité insuffisante en Suisse 
selon les informations d'un 
fabricant…» 
«Sont considérées comme 
matières disponibles en quan-
tité insuffisante les matières 
pour lesquelles il n'y a pas 
d'offres concurrentes en 
nombre suffisant.» 


Cet ajustement est justifié parce que la solution de branche prévue n'est pas réalisable. Il doit 
plutôt être possible à l'entrepreneur de pouvoir justifier la quantité insuffisante (cf. point 3).  


 


OPM, art. 52 j, let. a 
Modifier la formulation: «les 
salaires et leurs coûts auxi-
liaires;» 


Cet ajustement est justifié parce que les cotisations de l'employeur etc. font également partie 
des salaires et doivent donc être comptabilisées. 


 


OPM, art. 52 n, al. 4 


Nouvelle formulation: «Les or-
donnances de branche ne 
doivent pas contenir de dis-
positions allant au-delà des 
exigences légalement an-
crées. Aucune exigence sup-
plémentaire ne doit notam-
ment être posée aux maté-
riaux et aux processus.» 


Cet ajustement est justifié pour éviter que des prescriptions plus strictes soient imposées au 
détriment des PME par le biais de l'association de branche et que l'on obtienne ainsi un ren-
forcement par la petite porte (cf. point 4). 


 


OPM,  
section 5 réversibilité de 
la charge de la preuve 
art. 52 o 


Nouvelle formulation: «La 
charge de la preuve au sens 
de l'art. 51a LPM s'applique 
uniquement en cas de plainte. 
La procédure de justification 
repose sur les dispositions de 
l'art. 150 et suivants du Code 
de procédure civile, voire sur 
l'art. 139 et suivants du Code 
de procédure pénale. Il est 


Cet ajustement est justifié car l'entrepreneur soumis à l'obligation de justification doit être 
protégé contre une application abusive de la loi. L'utilisateur d'une indication de provenance 
est soumis à l'obligation de justification, mais ne doit pas se voir attribuer des charges inap-
propriées pour des raisons administratives ou financières (cf. point 2). 


 


Muster 
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Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


possible de s'appuyer sur des 
dossiers issus d'autres pro-
cédures (cf. art. 194 CPP)». 


OPM, art. 60a 


Modifier la formulation: «…ont 
été fabriqués ainsi que les 
composants avant l'entrée en 
vigueur de des modifications du 
... peuvent être mis en circula-
tion jusqu’au … [5 ans à partir 
de la date d'entrée en vigueur]»   


Cet ajustement est justifié par le fait que la plupart des entreprises de production industrielle 
disposent de grands stocks de composants, qui peuvent être utilisés à plusieurs fins pour 
certains (cf. point 7).  
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Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


    


HASLV / OIPSD / IPSDA 
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Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


    


GUB-GGA-Verordnung für nicht landwirtschaftliche Erzeugnisse / Ord. sur les AOP et IGP des produits non agricoles / ord. 
sul registro delle DOP e delle IGP per prodotti non agricoli 
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Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


    


    


WSchV / OPAP / OPSP 
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Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness 
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 
Formulaire pour la saisie de la prise de position 
Formulario per il parere 
 


Organisation / Organisation / Organizzazione Schweizerischer Hefeverband SHV  


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Nicole Emmenegger, Geschäftsführerin 
031 356 21 21 
info@thunstrasse82.ch  


Adresse / Indirizzo 


 


Thunstrasse 82 
Postfach 1009 
3000 Bern 6 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 



mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch
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Allgemeine Bemerkungen: 


Der Schweizerische Hefeverband SHV besteht aus den beiden Mitgliedfirmen Hefe Schweiz AG aus Stettfurt und Klipfel Hefe AG aus Rhein-
felden. Zweck des Verbandes ist die Erhaltung und die Förderung einer leistungsfähigen Hefeindustrie in der Schweiz, die Wahrung der ge-
meinsamen wirtschaftlichen und beruflichen Interessen seiner Mitgliedfirmen sowie die Versorgung des Landes mit Backhefe zur Sicherstel-
lung der schweizerischen Brotversorgung. Kurz gesagt setzt sich der SHV ein für Schweizer Hefe in Schweizer Brot und bekämpft daher auch 
die Diskriminierung der Inlandprodukte gegenüber Importen. Der SHV ist Mitglied der Foederation der Schweizerischen Nahrungsmittel-
Industrien FIAL, welche die grundsätzlichen wirtschaftspolitischen Interessen der gesamten Nahrungsmittelbranche wahrnimmt.  


Wir danken Ihnen für die Möglichkeit, zu den Entwürfen der Swissness-Verordnungen Stellung zu nehmen und nehmen diese Gelegenheit 
hiermit gerne fristgerecht wahr. Grundsätzlich unterstützen wir das Ziel, dass der Mehrwert des „Labels“ Schweiz nachhaltig gesichert wird, 
wobei eine einfache und praxistaugliche Umsetzung den Unternehmungen am meisten dienlich ist. In jedem Fall sind vorteilhafte Rahmenbe-
dingungen für die Nahrungsmittelindustrie in der Schweiz notwendig, damit die Marke Schweiz auch künftig für qualitativ hochwertige Produk-
te steht.  


In der Schweiz wird das Naturprodukt Hefe – aus biologischer Sicht den Pilzen zughörend – einzig von den beiden Mitgliedfirmen des SHV 
hergestellt. Die Herstellung erfolgt in einem natürlichen Vermehrungsprozess, wobei die beiden Rohstoffe Rübenmelasse und Zuckerdicksaft 
verwendet werden. 


Die Hefe Schweiz AG stellt ihre Hefeprodukte aus schweizerischen Rohstoffen her; sowohl Rübenmelasse wie auch und Dicksaft stammen 
aus der Zuckerfabrik in Frauenfeld. Diese folglich aus einheimischen Rohstoffen hierzulande hergestellten Hefeprodukte werden denn auch zu 
Recht als „Schweizer Produkt“ ausgelobt. Anders sieht die Situation bei der Klipfel Hefe AG aus. Zwar werden auch deren Produkte in einer 
Schweizer Produktionsstätte – in Rheinfelden – hergestellt, aber der für die Verarbeitung benötigte Heferahm stammt aus der Hefefabrik in 
Strassburg.  


Aufgrund der erörterten Situation vertritt der SHV keine „hefespezifischen“ Anliegen. Wir unterstützen jedoch explizit die Anliegen des Nah-
rungsmitteldachverbandes FIAL und verweisen für sämtliche materiellen Punkte auf die FIAL-Eingabe. 
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Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness       
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 
Formulaire pour la saisie de la prise de position 
Formulario per il parere 
 


Organisation / Organisation / Organizzazione SESK 
Verband der Schweizerischen Schmelzkäseindustrie 


 


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Dr. Lorenz Hirt, Geschäftsführer 
031 356 21 21 
hirt@thunstrasse28.ch 


 


Adresse / Indirizzo 


 


Thunstrasse 82 
3000 Bern 6 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 



mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali: 


Der Entwurf für die Verordnung über die Herkunftsangabe Schweiz bei Lebensmitteln (E-HASLV) ist für die Unternehmen der schweizerischen 
Schmelzkäseindustrie in vielen Punkten nicht praxistauglich. Eine umfassende Überarbeitung des Entwurfs ist nötig, ansonsten drohen neue büro-
kratische Hindernisse und eine weitere Verschlechterung der Rahmenbedingungen für die Verarbeitungsbetriebe in der Schweiz.  
 
Generelle Stellungnahme 
Betreffend der generellen Stellungnahme verweisen wir auf die Vernehmlassungsantwort der Foederation der Schweizerischen Nahrungsmit-
tel-Industrien (fial), unseres Dachverbandes. Wir beschränken uns auf die für die Milchwirtschaft spezifischen Aspekte.  


Einseitige Ausrichtung auf landwirtschaftliche Produktions- und Absatzförderinteressen 
Auch wenn die neue gesetzliche Grundlage aus Sicht der verarbeitenden Lebensmittelindustrie unbefriedigend ist, gilt es, das Ergebnis des 
parlamentarischen Verfahrens zu respektieren. Für den Erlass einer überschiessenden Umsetzungsverordnung durch die Bundesverwaltung 
(wie z.B. bei der 100%-Klausel für Milch und Milchprodukte, siehe dazu weiter unten) gibt es aber keine Veranlassung.  
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par rapport aux différents articles / Osservazioni sui singoli articoli 


HASLV / OIPSD / IPSDA 
Art. 3 Zollanschlussgebiete und Grenz-
gebiete 
Die folgenden Flächen im Ausland gelten als 
Ort der Herkunft nach Artikel 
48 Absatz 4 MSchG: 


   


a. die Zollanschlussgebiete Liechtenstein, 
Büsingen und Campione d’Italia; 


   


b. die angestammten Flächen schweizeri-
scher Landwirtschaftsbetriebe in der auslän-
dischen Grenzzone nach Artikel 17 Absatz 2 
der Landwirtschaftlichen Begriffsverordnung 
vom 7. Dezember 1998. 


die als landwirtschaftliche Nutzflächen gelten-
den Flächen schweizerischer Landwirtschafts-
betriebe in der ausländischen Grenzzone nach 
Artikel 17 Absatz 1 der Landwirtschaftlichen 
Begriffsverordnung vom 7. Dezember 1998. 


Eine unterschiedliche Behandlung der angestammten und der anderen, im 
Ausland liegenden Flächen eines Betriebes mit Sitz in der Schweiz oder im 
Fürstentum Lichtenstein lehnen wir ab.  
 


 


 c.(neu) die Freizonen Genf und St. Gingolph Die Freizonen Genf und St. Gingolph sind analog dem Fürstentum Lichten-
stein ebenfalls ganz zur Swissness-Zone zu rechnen. 


 


Art. 4 Berechnung des erforderlichen 
Mindestanteils schweizerischer 
Rohstoffe 
1 Die Berechnung des erforderlichen Min-
destanteils schweizerischer Rohstoffe nach 
Artikel 48b Absatz 2 MSchG erfolgt auf der 
Grundlage der Rezeptur. 


 
 
 
 
 
 
 
Zusätzlicher zweiter Absatz: 
2 Erfüllt eine Zutat die Voraussetzungen der 
Herkunftsangabe „Schweiz“, so gilt sie für die 
Berechnung des Mindestanteils schweizeri-
scher Rohstoffe nach Art. 48b Absatz 2 
MSchG als schweizerischer Rohstoff.   
 


 
 
 
 
 
 
 
 
Gemäss Anhang II - Erläuternder Bericht zum Swissness Ausführungsrecht 
müssten bei zusammengesetzten Zutaten und Halbfabrikaten die Rohstoffe 
einzeln berücksichtigt werden, was in der Praxis nicht umsetzbar.  


 


 


2 Von der Berechnung ausgeschlossen 
werden Naturprodukte, die: 


2 Von der Berechnung ausgeschlossen wer-
den: 


  


a. aufgrund natürlicher Gegebenheiten nicht 
in der Schweiz produziert werden können 
(Anhang 1 Teil A); 


a. Naturprodukte und daraus hergestellte Roh-
stoffe, die aufgrund natürlicher Gegebenheiten 
nicht in der Schweiz produziert werden; 
 
 
 
 
 
 
 


Die Vollständigkeit von Anhang 1 Teil A wäre kaum überprüfbar. Der Me-
chanismus bei neu entdeckten exotischen Naturprodukten zur Aufnahme 
von Naturprodukten ist zudem weder im Anhang 1 Teil A noch in Art. 7 defi-
niert. Letztlich sind der Anhang 1 Teil A sowie der Verweis darauf in Art. 4 
Abs. 2 lit. a überflüssig. Für den Vollzug der Verordnung ist einzig die Posi-
tivliste mit Angabe des Selbstversorgungsgrads in Anhang 2 relevant, die 
damit genügt. Siehe auch Kommentar zu Anhang 1. 
 
Unter die Ausnahme von Art. 4 Abs. 2 lit. a fallen nach unserem Verständnis 
alle Naturprodukte, die aufgrund der „natürlichen Gegebenheiten“ (z.B. kli-
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  matische und geografische sowie auf die Bodenbeschaffenheit gerichtete 
Gegebenheiten) und deren Folgen (Sinnlosigkeit eines gewerblichen An-
baus aufgrund von Aspekten wie geringen Ernteerträgen, natürlichen Anfäl-
ligkeiten oder unverhältnismässigem Aufwand (z.B. Kakao in Tropenhalle) 
nicht in der Schweiz produziert werden. Vor diesem Hintergrund ist das Wort 
„können“ zu streichen.  
 


b. temporär aufgrund unerwarteter oder 
unregelmässig auftretender Gegebenheiten 
wie Ernteausfall nicht oder nicht in genü-
gender Menge in der Schweiz produziert 
werden können (Anhang 1 Teil B); 


b. Rohstoffe und Zutaten, die temporär auf-
grund unerwarteter oder unregelmässig auftre-
tender Gegebenheiten wie Ernteausfall nicht 
oder nicht in genügender Menge in der 
Schweiz produziert werden. 


Auch bei Zutaten, die aus in der Schweiz genügend vorhandenen Naturpro-
dukten bestehen, kann eine temporäre Mangellage auftreten; so z.B. bei 
einem Ausfall einer Verarbeitungsanlage, die eine bestimmte Zutat herstellt. 
 
Der Mechanismus, auf welchem Anhang 1 Teil B beruht, ist zu bürokratisch 
und stellt ein Genehmigungsverfahren dar, das im Widerspruch zum dekla-
rierten Ziel der Selbstkontrolle mit Beweislastumkehr im Klagefall steht. 
Anhang 1 Teil B und der Verweis darauf in Art. 4 II b sind deshalb zu strei-
chen. 
 
Im Weiteren siehe unten zu Art. 7 
 


 


c. in der Schweiz gemäss den erforderlichen 
technischen Anforderungen für einen be-
stimmten Verwendungszweck nicht produ-
ziert werden können (Anhang 1 Teil C). 


c. Rohstoffe und Zutaten, die in der Schweiz 
gemäss den erforderlichen technischen Anfor-
derungen für einen bestimmten Verwendungs-
zweck nicht in der erforderlichen Menge erhält-
lich sind. 


Die Ausnahme muss auch sämtliche Zutaten erfassen, die in der Schweiz in 
der nötigen technischen Spezifikation nicht erhältlich sind; unabhängig da-
von, ob die ursprünglichen Naturprodukte in der Schweiz produziert werden 
können oder nicht.  
 
Der Mechanismus, auf welchem Anhang 1 Teil C beruht, ist zu aufwändig 
und bürokratisch und stellt ein Genehmigungsverfahren dar. Dies steht im 
Widerspruch zum Ziel der Selbstkontrolle mit Beweislastumkehr im Klagefall. 
Anhang 1 Teil C und der entsprechende Verweis in Art. 4 II c sind deshalb 
zu streichen. 
 
Ein im Rahmen der Diskussionen zum MSchG immer wieder genanntes 
Beispiel für solche Fälle ist der sogenannte Fonduewein. Zur Herstellung 
eines Fertigfondues ist der Verarbeiter das ganze Jahr auf eine gleichblei-
bende Spezifikation des Weines angewiesen, um die Rezeptur genau ein-
stellen und ein stets gleichbleibendes Produkt gewährleisten zu können. In 
der Schweiz ist solcher Industriewein in der erforderlichen Menge und Spe-
zifikation (pH-Wert, Restsäure etc.), vor allem aber auch in immer gleich-
bleibender Qualität, nicht erhältlich. Dies haben die drei Hersteller von Fer-
tigfondue durch eine Ausschreibung bei insgesamt 12 grossen Schweizer 
Weinhändlern (ohne Preisangabe) nachgewiesen. Ein solcher Nachweis im 
Rahmen der Selbstkontrolle muss auch weiterhin ausreichen, um die Nicht-
Erhältlichkeit nachzuweisen. Aufgrund des Damoklesschwerts der Beweis-
lastumkehr wird der Verarbeiter darauf achten müssen, hier transparente 
und unangreifbare Grundlagen zu schaffen, damit ihm nicht vorgeworfen 
werden kann, er habe seinen Rohstoff aus preislichen Gründen im Ausland 
beschafft. Ein Missbrauchspotential besteht daher kaum, es ist im ureigens-
ten Interesse des Verarbeiters, hier klare Verhältnisse zu schaffen, da Un-


 







 
 


  


5/7 


 
 


klarheiten zu seinen Lasten gehen würden.  
 
Würde der Industriewein demgegenüber mit dem Tafelwein gleichgesetzt 
und voll an die 80% angerechnet, könnte ein Schweizer Fertigfondue nicht 
mehr als solches verkauft werden. Damit würde aber auch der Anreiz weg-
fallen, Schweizer Käse einzusetzen, was sich wiederum als Bumerang für 
die Schweizer Landwirtschaft erweisen würde.  
 
Im Weiteren siehe unten zu Art. 8 
 


5 Einzelne Naturprodukte und daraus her-
gestellte Rohstoffe sowie Mikroorganismen, 
Zusatzstoffe und Verarbeitungshilfsstoffe 
gemäss Artikel 2 Absatz 1 Buchstaben k, l 
und n der Lebensmittel- und Gebrauchsge-
gegenständeverordnung vom 23. November 
2005 (LGV) können bei der Berechnung 
vernachlässigt werden, wenn sie: 
 


 
 
 
 
 
 
                     (…) können bei der Berechnung 
in jedem Fall vernachlässigt werden, wenn sie: 
 


 
 
 
 
 
 
Mit dem Zusatz „in jedem Fall“ ist klarzustellen, dass die Bagatellklausel 
Vorrang hat vor allen anderen Bestimmungen (insbesondere auch gegen-
über dem 100%-Kriterium bei der Milch). 
 


 


a. weder namensgebend noch relevant für 
die wesentlichen Produkteigenschaften des 
Lebensmittels sind;  
 


   


b. gewichtsmässig vernachlässigbar sind. 
 
 


b. gewichtsmässig vernachlässigbar sind, das 
heisst pro Zutat weniger als 3 Prozent und 
zusammen weniger als 10 Prozent des gesam-
ten Rohstoffgewichts ausmachen. 
 


Im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens war die Rede von einer 10%-
Schwelle. Diese würde Klarheit schaffen. Zur Verhinderung von Missbräu-
chen erscheint eine zusätzliche Schwelle von 3% pro Zutat angezeigt. 
 


 


6 Werden Milch und Milchprodukte als Roh-
stoffe verwendet, so müssen diese vollstän-
dig aus der Schweiz stammen. Werden Milch und Milchprodukte als Rohstoffe 


verwendet, so müssen diese vollständig aus 
der Schweiz stammen, davon ausgenommen 
sind Rohstoffe und Zutaten nach Art. 4 Abs. 2 
Bst. c und Art. 4 Abs. 5. 


Rohstoffe und Zutaten, die in den erforderlichen Spezifikationen und Men-
gen (Art. 4 Abs. 2 Bst. c) in der Schweiz nicht erhältlich sind oder unter die 
Bagatellklausel (Art. 4 Abs. 5) fallen müssen von der 100%-Milchklausel 
ausgenommen werden. 
 
Zu denken ist hier z.B. an spezielle Molkenproteinpulver oder auch an Ca-
seinate, die in der Schweiz nicht erhältlich sind.  
 


 


Art. 6 Besondere Bestimmungen 
1 Setzt sich ein Lebensmittel aus mehreren 
Naturprodukten zusammen, so gelten die 
Prozentsätze nach Artikel 48b Absatz 2 
MSchG. 


Art. 6 Besondere Bestimmungen 
1 Setzt sich ein Lebensmittel aus mehreren 
Zutaten zusammen, so gilt eine Zutat als voll-
ständig schweizerischer Herkunft und kann bei 
der Weiterverarbeitung vollständig angerech-
net werden, wenn die Anforderungen nach Art. 
48b Abs. 2 MSchG erfüllt sind. 
 


Art. 6 Abs. 1 wäre in der Praxis nicht umsetzbar, weil ein Lebensmittelher-
steller dafür die Rezepte seiner Lieferanten, die Rezepte von dessen Unter-
lieferanten, die Rezepte von dessen Unterunterlieferanten etc. (d.h. die 
Rezepte der ganzen Kaskade an Lieferanten) kennen müsste bis hin zum 
Naturprodukt. Dem stehen nebst Praktikabilitätsaspekten die legitimen Ge-
heimhaltungsinteressen der Lieferanten entgegen. 
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3 Darf für ein Lebensmittel die Herkunftsan-
gabe «Schweiz» nicht verwendet werden, so 
dürfen für einzelne Rohstoffe, aus denen 
das Lebensmittel hergestellt wurde, nur die 
nach der Lebensmittelgesetzgebung vorge-
schriebenen Angaben der Herkunft gemacht 
werden. Die Angaben müssen in derselben 
Farbe und Grösse und im selben Schrifttyp 
wie die übrigen Angaben im Verzeichnis der 
Zutaten nach Artikel 26 LGV erscheinen. 


Streichen Art. 6 Abs. 3 E-HASLV würde z.B. eine Anpreisung „Lasagne mit Schweizer 
Rindfleisch“ künftig verbieten. Dies würde dem Konsumenteninteresse nach 
einer klaren und leicht erkennbaren Information zuwiderlaufen. 
 
Es gibt zahlreiche weitere Beispiele, bei denen gemäss dem Vorschlag des 
E-HASLV wertbestimmende Inhaltsstoffe aus Schweizer Herkunft nicht mehr 
ausgelobt werden könnten, zum Beispiel „Apfeljoghurt mit Schweizer Milch“. 
Dies wäre aus Sicht des „Swissness“-Gedankens kontraproduktiv. 
 


 


Art. 7 Festlegung nicht verfügbarer 
schweizerischer Naturprodukte  
1 Das Departement für Wirtschaft, Bildung 
und Forschung (WBF) kann in Anhang 1 Teil 
A die Liste der Naturprodukte, die aufgrund 
der natürlichen Gegebenheiten nicht in der 
Schweiz produziert werden können, ändern. 


 
 
Streichen 


 
 
Art. 7 Abs. 1 ist ersatzlos zu streichen, wenn Anhang 1 gestrichen und aus-
schliesslich mit der Positivliste nach Anhang 2 gearbeitet wird.  
 
Bliebe Anhang 1 Teil A bestehen, so müsste geklärt werden, wie der Me-
chanismus zur Ergänzung der Listeneinträge funktionierte (z.B. wenn in 
Zukunft eine neue Pflanze im Amazonas-Gebiet entdeckt würde.) 
 
 


 


2 Das WBF kann in Anhang 1 Teil B Natur-
produkte befristet aufnehmen, die temporär 
aufgrund von unerwarteten oder unregel-
mässig auftretenden Gegebenheiten wie 
Ernteausfall nicht oder nicht in genügender 
Menge in der Schweiz produziert werden 
können. 


Streichen 
 


Art. 7 Abs. 2 definiert ein bürokratisches Bewilligungssystem, was dem an-
gestrebten System der Selbstkontrolle zuwiderläuft. 
 
Als Alternative könnte allenfalls ein Meldeverfahren in Anlehnung an das 
System der Einfuhrbewilligungen für landwirtschaftliche Produkte nach Kon-
tingentszollansatz (KZA) geprüft werden.  
 


 


Art. 8 Festlegung der Naturprodukte für 
bestimmte Verwendungszwecke 
1 Das WBF kann Naturprodukte, die in der 
Schweiz gemäss den erforderlichen techni-
schen Anforderungen für einen bestimmten 
Verwendungszweck nicht produziert werden 
können, auf Begehren hin in Anhang 1 Teil 
C aufnehmen. 


Streichen 
 
 


Art. 8 definiert ein bürokratisches Bewilligungssystem, was dem angestreb-
ten System der Selbstkontrolle widerspricht. Es ist an den Unternehmen, zu 
entscheiden, welche Rohstoffe und Zutaten sie zur Erzielung einer bestimm-
ten Qualität und für einen bestimmten Verwendungszweck benötigen (vgl. 
oben).  
 
Als Alternative könnte auch hier das bei Art. 7 oben skizzierte Meldeverfah-
ren geprüft werden. 
 


 


2 Begehren können von Organisationen der 
Land- und Ernährungswirtschaft, die für das 
Naturprodukt repräsentativ sind, eingereicht 
werden. Die Organisationen müssen zuvor 
weitere vom Begehren betroffene Organisa-
tionen konsultieren. 


Streichen 
 
 


Das Verfahren ist zu bürokratisch und könnte mit Blick auf die nötigen Kon-
sultationen von anderen Organisationen auch zu schwierigen Pattsituatio-
nen führen. 


 


3 Das Begehren muss Folgendes enthalten: Streichen   


a. den Nachweis, dass sich die in der 
Schweiz produzierten Naturprodukte nicht 


Streichen   
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für die Herstellung des Lebensmittels eig-
nen; 
b. die spezifischen technischen Anforderun-
gen an das Naturprodukt; 


Streichen   


c. den Nachweis, dass das Lebensmittel 
nicht anders hergestellt 
werden kann. 


Streichen   


Art. 10 Verwendung der Herkunftsangabe 
«Schweiz» nach einer 
Änderung der Anhänge 
Werden mit einer Änderung eines Anhangs 
die Anforderungen an die Verwendung der 
Herkunftsangabe «Schweiz» für ein Le-
bensmittel erhöht, so darf dieses noch 12 
Monate nach Inkrafttreten der Änderung 
hergestellt und mit der Herkunftsangabe 
«Schweiz» in den Verkehr gebracht werden 


 
 
 
Werden mit der Änderung des Anhangs die 
Anforderungen… 
 
                            …so darf dieses noch 24 
Monate nach… 


Wenn es nur noch einen Anhang gibt (siehe dazu oben), ist die Formulie-
rung in Art. 10 entsprechend anzupassen. 
 
Die Anpassungsfrist von 12 Monaten ist zu kurz. Oft liegen Verpackungsvor-
räte (bedruckte Verpackungen) über weit mehr als 12 Monate vor, v.a. bei 
langsam rotierenden Produkten in Verpackungen mit einer hohen Mindest-
auflage (z.B. im Tiefdruckverfahren). Eine Frist von 24 Monate wäre ange-
messen, damit ein Grossteil der Verpackung aufgebraucht werden kann.  
 
Eine Übergangsfrist von 24 Monaten macht auch in Fällen Sinn, in denen 
der Swissness-Selbstversorgungsgrad (SSVG) die Hürde von z.B. 50 % nur 
während eines Jahres überschreitet, z. B. ∅ SSVG 48 % im Jahr 1, ∅ SVG 
52 % im Jahr 2 und ∅ SSVG 49 % im Jahr 3. Hier könnte auf eine Änderung 
verzichtet werden. 
 


 


Art. 11 Übergangsbestimmung 
Lebensmittel, die vor dem Inkrafttreten die-
ser Verordnung hergestellt 
wurden, dürfen noch bis zum 31. Dezember 
2018 [2 Jahre ab Inkrafttreten] 
mit einer Herkunftsangabe, die dem bisheri-
gen Recht entspricht, in 
den Verkehr gebracht werden. 


 
Lebensmittel dürfen noch bis zum 31. Dezem-
ber 2018 [2 Jahre ab Inkrafttreten] mit einer 
Herkunftsangabe, die dem bisherigen Recht 
entspricht, hergestellt werden. Die bis dahin 
produzierten Lebensmittel dürfen danach noch 
bis zum Aufbrauchen der Lagerbestände in 
den Verkehr gebracht werden. 
 


 
Der anwendbare Selbstversorgungsgrad liegt ist erst mit Inkrafttreten der 
Verordnung in einer rechtsverbindlichen Form vor. Ab dann benötigen die 
Unternehmen eine angemessene Zeitspanne für die Vornahme der nötigen 
Anpassungen in der Produktion. Die bis zwei Jahre nach Inkrafttreten pro-
duzierten, dem bisherigen Recht entsprechenden Lebensmittel sollen so-
dann ohne bestimmte Fristvorgabe in Verkehr gebracht werden können, um 
ökologisch und wirtschaftlich unsinnige Vernichtungsaktionen zu vermeiden. 


 


Anhang 1 Teil A 
 
 
 
Anhang 1 Teil B 
 
Anhang 1 Teil C 
 


Streichen 
 
 
 
Streichen 
 
Streichen 
 


Die Vollständigkeit der Liste ist letztlich nicht überprüfbar. Somit schafft sie 
nur Unsicherheit. Weil sie auch nicht nötig ist (relevant sind nur die Rohstof-
fe mit SSVG >20%), ist sie zu streichen (vgl. dazu weiter oben). 
 
Siehe oben zu Art. 4 Abs. 2 lit. b 
 
Siehe oben zu Art. 2 Abs. 2 lit. c 
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Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness 
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 
Formulaire pour la saisie de la prise de position 
Formulario per il riassunto della opinione 
 


Organisation / Organisation / Organizzazione Mondaine Watch Ltd. 


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Dr. Ronnie Bernheim 
079 662 66 50 
r.bernheim@mondaine.ch 


Adresse / Indirizzo 


 


Lessingstrasse 5 
8002 Zürich 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 



mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch
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Allgemeine Bemerkungen /  


Wir erlauben uns, als sehr betroffene KMU zur Revision der Ausführungsverordnungen „Swissness“ eine Vernehmlassungsantwort einzureichen.  
Die Neuerungen sind für uns von essentielle Bedeutung. Wir produzieren seit 1951 alle Uhren in der Schweiz und fördern durch Qualitaet und Marketing, 
zusammen mit unseren langjährigen Vertriebspartnern weltweit das Image der Schweizer Uhr, im Spezifischen die Schweizer Bahnhofsuhr am Handgelenk. 
Wir äussern uns wie folgt: 


Wir sind unter anderem aus den unten ausgeführten Elementen von den neuen Anforderungen getroffen, möchten konkurrenzfähig bleiben und nicht unnö-
tig die Produktion vieler unserer Produkte ins Ausland verlagern müssen. Deshalb bitten wir um Rücksichtsnahme. In diesem Zusammenhang sei darauf 
hingewiesen, dass viele KMU wie unsere Firma für die Schweizer Wirtschaft eine entscheidende Rolle spielen.  


Das Gesetz wurde bekanntlich mit einer international  unüblich hohen Hürde von 60% der Herstellungskosten, in unserem Fall der Uhr, verabschiedet, was 
bereits eine massive Verschärfung zur heutigen Praxis darstellt, welche sich ja nur auf das Uhrwerk bezieht. Die Herausforderung dieser neuen Gesetzge-
bung liegt für uns darin, Uhrenkomponenten (insbesondere Gehäuse, Zifferblätter und Zeiger) von unabhängigen Lieferanten in der Schweiz zu konkurrenz-
fähigen Konditionen (Qualität, Preise, Lieferfristen) zu erhalten. Diese Zuliefer-Industrie existiert in der Schweiz schon seit geraumer Zeit für die KMU nicht 
mehr, da sich praktisch die gesamte Zulieferindustrie auf die Grosskonzerne und die Luxusindustrie ausgerichtet oder die Produktion eingestellt hat. Dazu 
kommt die Tatsache, dass im Laufe der letzten Jahre viele unabhängige Lieferanten von den Grosskonzernen aufgekauft worden sind. Im Gegensatz zu 
den Grosskonzernen können wir als KMU keine firmeninterne Lösung erarbeiten. Der Aufbau einer unabhängigen Zulieferindustrie für KMUs braucht zum 
einen eine klare Rechtslage, zum anderen einige Jahre für den Aufbau dieser Firmen. Das Gesetz bewirkt in der Uhrenindustrie einen grundlegenden Struk-
turwandel, v.a. im Bereich KMU und Produkte im mittleren und tieferen Preisbereich. Dies braucht erhebliche Anpassungszeit. Die Rechtslage wird für In-
vestoren im Zulieferbereich erst dann wirklich klar und der Ausbau von Kapazitäten in Angriff genommen, wenn sowohl die allgemeine Verordnung, als auch 
Branchenverordnung definitiv verabschiedet worden sind. Danach braucht es mehrere Jahre, um auf gesicherter Rechtsgrundlage diese unabhängige In-
dustrie wieder aufzubauen. Aus diesem Grunde sind lange Übergangsfristen für uns von existenzieller Bedeutung. 5 Jahre ab Beschluss von Industrie- und 
Branchenverordnung sind nötig. 


Um unsere Marktchancen nicht noch stärker zu beeinträchtigen, sollte es das Hauptanliegen im Rahmen der Verordnung sein, dass die präzisierenden 
Bestimmungen nicht ohne Not diese Hürde noch verschärfen, insbesondere nicht durch Branchenverordnungen. Vielmehr bitten wir, darauf zu achten, dass 
wirtschaftlich bedingte Unwägbarkeiten ausreichend berücksichtigt werden und auch der administrative Aufwand für die Unternehmen gering bleiben muss. 
Mithin ist ein gewisser Handlungsspielraum unerlässlich. Demgemäss begrüsst die Mondaine Watch Ltd., dass die „Swissness“-Regeln pragmatisch und 
genügend flexibel gehandhabt werden sollen, (vgl. EJPD/IGE, Erläuternder Bericht – Revision Markenschutzverordnung, S. 11) und ein Verzicht statuiert 
wird, wonach den Unternehmern kein Rechnungslegungsstandard vorgeschrieben wird (vgl. etwa Art. 52g E-MSchV).  


Einigen Bedürfnissen der KMU wie der unsrigen wurde demgemäss bereits Rechnung getragen, allerdings gilt es weitere, unerlässliche Voraussetzungen 
für eine ausgewogene Swissness-Gesetzgebung zu verankern:  
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1. Im revidierten Marken- und Wappenschutzgesetz sind keine Übergangsbestimmungen vorgesehen, mithin erschöpft sich diese in der Inkraftsetzung. 
Die neue „Swissness“-Gesetzgebung soll am 1. Januar 2017 in Kraft treten. Lediglich in Art. 60a E-MSchV wird den Unternehmen eine Lagerauf-
brauchsfrist von zwei Jahren bis zum 31. Dezember 2018 eingeräumt. In den einführenden Erläuterungen wird daher richtig erkannt, dass den Un-
ternehmen bei diesem Szenarium etwa ein Jahr bliebe ab Inkraftsetzen und ungefähr 2 Jahre ab Beschlussfassung über Verordnung (Industrie- und 
Branchenverordnung), um sich an die neuen Regelungen anzupassen (EJPD/IGE/WBF/BLW, Erläuternder Bericht zum „Swissness“-
Ausführungsrecht „Chapeau“ S.5). Wie gesagt, warten die uns bekannten Investoren und aktuellen Lieferanten die definitive Fassung der Industrie-  
Verordnung und der Branchenverordnung ab.  


Eine Übergangsfrist ist für die gesamte Wirtschaft, insbesondere aber auch die Uhrenindustrie (v.a. Zulieferer) von zentraler Bedeutung, da die Un-
ternehmen ihre Produktionsstätten den neuen Vorgaben entsprechend umstellen, resp. aufbauen müssen. Für viele Komponenten existiert gar kei-
ne funktionierende Zulieferindustrie mehr in der Schweiz und muss daher neu aufgebaut werden. Unabhängige Zulieferanten wollen zuerst die defi-
nitiv gültige Markenschutz- und Branchenverordnung abwarten, bevor sie auf sicherer Rechtsgrundlage investieren. Hier geht es um weitreichende 
Änderungen durch das Gesetz, eine erhebliche Erhöhung des minimalen Inlanderfordernisses gegenüber der heute gut eingespielten Praxis von 50 
Prozent und die damit im Zusammenhang stehende Verunsicherung vieler Unternehmen gerade auch im Hinblick auf die Berechnung der Swiss-
ness. Dieser kann nur mit einer genügend langen Frist begegnet werden, um den Unternehmen, inklusive den bestehenden und neuen Zulieferan-
ten überhaupt die Möglichkeit zu geben, sich auf die neue Situation einstellen zu können und die notwendigen Kapazitäten aufzubauen. Sowohl La-
gerbeständen und laufende Bestellungen an Bestandteilen, die teilweise multifunktional eingesetzt werden können, müssen diese noch angemes-
sen aufgebraucht werden und durch in der Schweiz hergestellte Werkzeuge und Teile ersetzt werden können. Ansonsten würde die Existenz von 
KMU’s aufgrund von immensen Abschreibungen gefährdet. Auch der Werkzeugbau hat in der Schweiz keinerlei Kapazitäten frei. Produktionsma-
schinen haben Vorlaufzeiten. Wir wollen unseren Betrieb nicht einstellen müssen, nur weil der Zulieferindustrie nicht ausreichend Zeit gewährt wird. 
Fünf Jahre ab Beschluss über Industrie- und Branchenverordnung sind aus Sicht der Mondaine Watch Ltd. Mindestens nötig. Dies kann durch ein 
spätes Inkrafttreten erzielt werden, worüber der Bundesrat zu befinden hat. Nach Jahrzehnten der seriösen, aufwändigen Vermarktung von Swiss 
Made, können und wollen wir auf dieses Label bei unseren Hauptmarken nicht verzichten. 


Da die Beschaffung und Produktion umgestellt werden müssen, ist eine Lageraufbrauchsfrist, wie sie im Entwurf vorgesehen ist, unentbehrlich. Aus 
den genannten Gründen müsste diese wie erläutert allerdings länger als 2 Jahre dauern und müsste nicht nur für Fertig-Produkte, sondern auch für 
Bestandteile gelten, um die im Lager befindlichen Komponenten angemessen aufbrauchen zu können und die Belieferung mit Teilen nach den neu-
en Bestimmungen sicher zu stellen. 


Bestrebungen anderer Kreise, namentlich der Landwirtschaft, die Swissness-Vorlage früher in Kraft setzen zu wollen, sind für die Industrie abzu-
lehnen. Naturprodukte bilden nicht umsonst eine eigenständige Kategorie und sind mit den industriellen Produkten nicht vergleichbar. Die Produkti-
onszyklen sind aus der Natur der Sache heraus wesentlich kürzer als bei den industriellen Produkten. Hier besteht gleichsam ein gravierender Un-
terschied der sich aber nicht zu Lasten der Industrie in einer viel zu kurzen Aufbrauchsfrist auswirken darf. Es kann nicht angehen, dass ein Wirt-
schaftszweig über die Belange aller anderen, noch nicht einmal gleichgelagerten Branchen entscheidend sein.  


Ziel des Gesetzes ist die nachhaltige Sicherung des Mehrwertes des Labels „Schweiz“ und damit die Stärkung der hier produzierenden Firmen, so 
dass dieses wirtschaftsfreundlich umgesetzt werden muss, ohne die Unternehmen unnötig zu belasten. Unternehmen, wir sind gewillt, diese Ver-
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schärfung auf uns zu nehmen, brauchen aber Zeit, Schweizer Lieferanten und eine wirtschaftlich tragbare Regelung. Eine für die Anpassung ausrei-
chende Übergangsfrist birgt mithin mehr Nutzen als Schaden und würde den benannten Bestrebungen des Gesetzgebers viel eher gerecht.  


2. Wir wünschen aus Gründen der Geringhaltung des admininistrativen Aufwandes, dass die deklarierte Swissness nur im Klagefall, überprüft werden 
soll (vgl. Artikel 51a MSchG) und die Swissness-Bestimmungen nicht zu einem Ausforschungsbeweis missbraucht werden dürfen. Dies ist für uns 
von ganz entscheidender Bedeutung; es kann also keinesfalls darum gehen, wie im Vorfeld der ganzen Swissness-Debatte immer wieder befürchtet 
wurde, dass alle Unternehmen ihre Swissness ohne Not mit komplizierten Berechnungen vorprozessual belegen müssen. Dies wäre mit immensen 
Kosten und grossem Aufwand verbunden. Wir als Unternehmer, insbesondere als KMU, müssen vor einer derart missbräuchlichen Anwendung des 
Gesetzes geschützt werden. Zur Verdeutlichung und im Interesse der Rechtssicherheit sollte der Verordnungstext um einen entsprechenden klar-
stellenden Art. 52o E-MSchV ergänzt werden.  


3. Die Abwälzung des Nachweis der ungenügenden Verfügbarkeit von Materialien auf die Branche i.S.d. Art. 52i E-MSchV ist unhaltbar. Eine derartige 
Datensammlung ist mit einem immensen Aufwand und grossen Kosten verbunden; hierfür fehlen bei KMU die internen Strukturen und Finanzen. 
Zudem muss es uns gleichsam möglich sein, (Roh-) Materialien auszunehmen, deren Bezug in der Schweiz zwar möglich, aber wirtschaftlich gese-
hen untragbar ist, deren Kaufpreis mithin unverhältnismässig hoch ist im Vergleich zum gesamten Produkt  und sehr lange Lieferfristen verursachen. 
So kann es etwa nicht angehen, wenn es keine unabhängigen Drittanbieter in bestimmten Bereichen gibt, das Material als verfügbar einzustufen, da 
dies faktisch unzutreffend wäre.  


4. Wie bereits erwähnt, stellt die gesetzliche Anforderung, dass mindestens 60% Herstellungskosten des Fertigprodukte in der Schweiz anfallen müs-
sen, bereits eine starke Verschärfung und mithin eine Erschwerung zur Erlangung der Swissness-Qualifikation und für den Export dar. Wir beantra-
gen daher, dass in der Verordnung festgehalten wird, dass eine allfällige Branchenverordnung (Uhren) nicht über die gesetzlichen Mindestanforde-
rungen, inklusive der Industrieverordnung, hinausgehen dürfen. Zusatzbedingungen, wie sie in der bisherigen Branchenverordnung noch sinnvoll 
waren, dürfen nun im Zusammenhang mit dem mindestens 60% Schweizer Anteil die Hürde, gerade auch für Kleinbetriebe, nicht noch zusätzlich 
erhöhen. Das Verhindern, resp Streichen gewisser Zusatzanforderungen der aktuellen Branchenverordnung sollte bereits in der Industrieverordnung 
geregelt sein. 


Mondaine Watch Ltd. hofft, dass bei der Verordnung unseren Bedenken gebührend Rechnung getragen wird und die entsprechenden Anpassungen 
wohlwollend aufgenommen werden. 
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par rapport aux différents articles / Osservazioni sui singoli articoli 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


MSchV / OPM / OPM 


MSchV, Art. 52i 


Formulierung ändern: 
„…Material gemäss Angaben 
eines Herstellers in der 
Schweiz ungenügend verfüg-
bar…“ 
„Als ungenügend verfügbare 
Materialien gelten auch sol-
che, für die keine ausreichen-
den Konkurrenzangebote be-
stehen.“ 


Diese Anpassung rechtfertigt sich, weil die vorgesehene Branchenlösung nicht durchführbar 
ist. Vielmehr muss es dem Unternehmer möglich sein, die nicht genügende Verfügbarkeit 
belegen zu dürfen (vgl. Ziff. 3).  


 


MSchV, Art. 52j, Bst. a Formulierung ändern: „die Löh-
ne und ihre Nebenkosten;“ 


Diese Anpassung rechtfertigt sich, da zu den Löhnen auch die Arbeitgeberbeiträge etc. zäh-
len und demgemäss einzurechnen sind. 


 


MSchV, Art. 52n Abs.4 


Formulierung neu: „Branchen-
verordnungen dürfen keine 
Bestimmungen enthalten, 
welche über die gesetzlich 
verankerten Anforderungen 
hinausgehen, insbesondere 
sind keine weitergehenden 
Anforderungen an Materialien 
und Prozesse zu stellen.“ 


Diese Anpassung rechtfertigt sich, um zu verhindern, dass zu Lasten von KMU via Branchen-
verband strengere Vorgaben verankert werden können und durch die Hintertür eine weitere 
Verschärfung erzielt wird (vgl. Ziff.4).  
Die Erhöhung auf 60% der Herstellkosten sollte andere Anforderungen grundsätzlich erset-
zen. 


 


MSchV,  
5. Abschnitt: Beweis-
lastumkehr 
Art. 52o 


Formulierung neu: „Die Beweis-
last gemäss Art. 51a MSchG 
gilt nur im Klagefall. Das Be-
weisverfahren richtet sich 
nach den Bestimmungen von 
Art. 150 ff ZPO resp. Art. 139 ff 
StPO. Es können Akten aus 
anderen Verfahren beigezo-
gen werden (vgl. Art. 194 
StPO).“ 


Diese Anpassung rechtfertigt sich, weil der beweispflichtige Unternehmer vor einer miss-
bräuchlichen Anwendung des Gesetzes geschützt werden muss. Der Nutzer einer Herkunfts-
angabe steht in der Beweispflicht, soll aber dadurch nicht administrativ oder finanziell unge-
bührlichen Belastungen ausgesetzt werden (vgl. Ziff.2). 


 


Muster 
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Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


MSchV, Art. 60a 


Formulierung ändern: 
„…hergestellt wurden sowie 
Bestandteile dürfen noch bis 
zum... [5 Jahre ab Inkrafttreten]“   


Diese Anpassung rechtfertigt sich, da die meisten industriell fertigenden Unternehmen grosse 
Lagerbestände an Bestandteilen haben, die teilweise multifunktional eingesetzt werden kön-
nen (vgl. Ziff.1). und es Jahre braucht, dass sich eine unabhängige Zulieferindustrie in der 
Scweiz wieder niederlässt. 


 


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


    


HASLV / OIPSD / IPSDA 
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GUB-GGA-Verordnung für nicht landwirtschaftliche Erzeugnisse / Ord. sur les AOP et IGP des produits non agricoles / ord. 
sul registro delle DOP e delle IGP per prodotti non agricoli 
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Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness 
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 
Formulaire pour la saisie de la prise de position 
Formulario per il riassunto della opinione 
 


Organisation / Organisation / Organizzazione L&M Limited (Luminox Group) 


 


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Martin Grossenbacher 


m.grossenbacher@luminox.com 
079 6693505 
 


Adresse / Indirizzo 


 


Gwattstrasse 1 


CH-8808 Pfäffikon/SZ 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 



mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch
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Allgemeine Bemerkungen /  


Wir erlauben uns, als sehr betroffene KMU zur Revision der Ausführungsverordnungen „Swissness“ eine Vernehmlassungsantwort einzureichen.  
Die Neuerungen sind für uns von essentielle Bedeutung. Seit 1989 sind alle Luminox-Uhren in der Schweiz hergestellt. Die sprichwörtliche Zuverlässigkeit 
und Qualitaet hat es uns ermöglicht, auch bei Spezialeinheiten wie Rettungskräfte, Navy Seals und weiteren anspruchsvollen Eliten, die auf „Schweizer 
Qualität“ bauen, weltweit einen guten Ruf für unsere Produkte und das Swiss Made zu erzielen. 


Wir erlauben uns, eine Stellungnahme einzureichen, da wir weiterhin unsere Uhren konkurrenzfähig in der Schweiz produzieren möchten. 


Das Gesetz wurde bekanntlich mit einer international  unüblich hohen Hürde von 60% der Herstellungskosten, in unserem Fall der fertigen Uhr (bisher 50% 
des Uhrwerkes), verabschiedet, was bereits eine massive Verschärfung zur heutigen Praxis darstellt. Bemessungsgrundlage (Uhr vs Werk) und Prozentsatz 
sind enorme Veränderungen, vor allem, da es inder Schweiz praktisch keine Bestandteilzulieferer für KMU gibt. Die Herausforderung dieser neuen Gesetz-
gebung liegt für uns darin, weiterhin Uhren in der Schweiz mit Swiss Made von unabhängigen Uhrenproduzenten nach unseren Vorgaben einkaufen zu 
können. Unsere Uhrenlieferanten haben uns angezeigt, dass je nach Wortlaut der Verordnungen (Industrie, Branche) die Preise und Lieferzeiten erheblich 
ansteigen werden. Im Gegensatz zu den Grosskonzernen können KMU Uhrenproduzenten, die unsere Uhren herstellen, die Bestandteile nicht selbst her-
stellen. Die Grosskonzerne ihrerseits haben kaum Interesse, Firmen wie die unsrige mit Uhren nach unseren Vorgaben herzustellen, da wir letztendlich im 
Uhrenmarkt Konkurrenten sind. Der Aufbau einer unabhängigen Zulieferindustrie für KMUs braucht zum einen eine klare Rechtslage, zum anderen einige 
Jahre für den Aufbau dieser Firmen. Das Gesetz bewirkt in der Uhrenindustrie einen grundlegenden Strukturwandel, v.a. im Bereich KMU und bei Produkten 
im mittleren und tieferen Preisbereich. Dies braucht erhebliche Anpassungszeit. Die Rechtslage wird für Investoren im Zulieferbereich unserere Uhrenpro-
duzenten erst dann wirklich klar und der Ausbau von Kapazitäten wird erklärtermassen erst in Angriff genommen, wenn sowohl die allgemeine Verordnung, 
als auch Branchenverordnung definitiv verabschiedet worden sind. Danach braucht es mehrere Jahre, um auf gesicherter Rechtsgrundlage diese unabhän-
gige Industrie wieder aufzubauen. Aus diesem Grunde sind lange Übergangsfristen für unsere Lieferanten, und somit auch von uns,  von existenzieller Be-
deutung. 5 Jahre ab Beschluss von Industrie- und Branchenverordnung sind angemessen. 


Um unsere Marktchancen nicht noch stärker zu beeinträchtigen, sollte es das Hauptanliegen im Rahmen der Verordnung sein, dass die präzisierenden 
Bestimmungen nicht ohne Not diese Hürde noch verschärfen, insbesondere nicht durch Branchenverordnungen. Vielmehr bitten wir, darauf zu achten, dass 
wirtschaftlich bedingte Unwägbarkeiten ausreichend berücksichtigt werden und auch der administrative Aufwand für die Unternehmen gering bleiben muss. 
Mithin ist ein gewisser Handlungsspielraum unerlässlich. Demgemäss begrüssen wir, dass die „Swissness“-Regeln pragmatisch und genügend flexibel ge-
handhabt werden sollen, (vgl. EJPD/IGE, Erläuternder Bericht – Revision Markenschutzverordnung, S. 11) und ein Verzicht statuiert wird, wonach den Un-
ternehmern kein Rechnungslegungsstandard vorgeschrieben wird (vgl. etwa Art. 52g E-MSchV).  


Einigen Bedürfnissen der KMU wie der unsrigen wurde demgemäss bereits Rechnung getragen, allerdings gilt es weitere, unerlässliche Voraussetzungen 
für eine ausgewogene Swissness-Gesetzgebung zu verankern:  


1. Im revidierten Marken- und Wappenschutzgesetz sind keine Übergangsbestimmungen vorgesehen, mithin erschöpft sich diese in der Inkraftsetzung. 
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Die neue „Swissness“-Gesetzgebung soll am 1. Januar 2017 in Kraft treten. Lediglich in Art. 60a E-MSchV wird den Unternehmen eine Lagerauf-
brauchsfrist von zwei Jahren bis zum 31. Dezember 2018 eingeräumt. In den einführenden Erläuterungen wird daher richtig erkannt, dass den Un-
ternehmen bei diesem Szenarium etwa ein Jahr bliebe ab Inkraftsetzen und ungefähr 2 Jahre ab Beschlussfassung über Verordnung (Industrie- und 
Branchenverordnung), um sich an die neuen Regelungen anzupassen (EJPD/IGE/WBF/BLW, Erläuternder Bericht zum „Swissness“-
Ausführungsrecht „Chapeau“ S.5). Wie gesagt, warten die uns bekannten Investoren und aktuellen Lieferanten die definitive Fassung der Industrie-  
Verordnung und der Branchenverordnung ab.  


Eine Übergangsfrist ist für die gesamte Wirtschaft, insbesondere aber auch die Uhrenindustrie von zentraler Bedeutung, da die Unternehmen ihre 
Produktionsstätten den neuen Vorgaben entsprechend umstellen, resp. aufbauen müssen. Für viele Komponenten existiert gar keine funktionieren-
de Zulieferindustrie mehr in der Schweiz und muss daher neu aufgebaut werden. Unabhängige Zulieferanten wollen zuerst die definitiv gültige Mar-
kenschutz- und Branchenverordnung abwarten, bevor sie auf sicherer Rechtsgrundlage investieren. Hier geht es um weitreichende Änderungen 
durch das Gesetz, eine erhebliche Erhöhung des minimalen Inlanderfordernisses gegenüber der heute gut eingespielten Praxis von 50 Prozent und 
die damit im Zusammenhang stehende Verunsicherung vieler Unternehmen gerade auch im Hinblick auf die Berechnung der Swissness. Dieser 
kann nur mit einer genügend langen Frist begegnet werden, um den Unternehmen, inklusive den bestehenden und neuen Zulieferanten überhaupt 
die Möglichkeit zu geben, sich auf die neue Situation einstellen zu können und die notwendigen Kapazitäten aufzubauen. Sowohl Lagerbeständen 
und laufende Bestellungen an Bestandteilen, die teilweise multifunktional eingesetzt werden können, müssen diese noch angemessen aufgebraucht 
werden und durch in der Schweiz hergestellte Werkzeuge und Teile ersetzt werden können. Ansonsten würde die Existenz von KMU’s aufgrund von 
immensen Abschreibungen gefährdet. Auch der Werkzeugbau hat in der Schweiz keinerlei Kapazitäten frei. Produktionsmaschinen haben Vorlauf-
zeiten. Nach Jahrzehnten der seriösen, aufwändigen Vermarktung von Swiss Made, können und wollen wir auf dieses Label bei unseren Hauptmar-
ken nicht verzichten, zu lange haben wir und unsere Kunden unser Markenimage und – in aller Bescheidenheit – auch das Swiss Made gepflegt. 
Und all diese existenziellen Probleme allenfalls lediglich, weil der Uhrenindustrie nicht ausreichend Zeit gewährt wird. Fünf Jahre ab Beschluss über 
Industrie- und Branchenverordnung sind aus unserer Sicht nötig. Dies kann u.E. durch ein spätes Inkrafttreten erzielt werden, worüber der Bundes-
rat zu befinden hat. 


Da die Beschaffung und Produktion umgestellt werden müssen, ist eine Lageraufbrauchsfrist, wie sie im Entwurf vorgesehen ist, unentbehrlich. Aus 
den genannten Gründen müsste diese wie erläutert allerdings länger als 2 Jahre dauern und müsste nicht nur für Fertig-Produkte, sondern auch für 
Bestandteile gelten, um die im Lager befindlichen Komponenten angemessen aufbrauchen zu können und die Belieferung mit Teilen nach den neu-
en Bestimmungen sicher zu stellen. 


Bestrebungen anderer Kreise, namentlich der Landwirtschaft, die Swissness-Vorlage früher in Kraft setzen zu wollen, sind für die Industrie abzu-
lehnen. Naturprodukte bilden nicht umsonst eine eigenständige Kategorie und sind mit den industriellen Produkten nicht vergleichbar. Die Produkti-
onszyklen sind aus der Natur der Sache heraus wesentlich kürzer als bei den industriellen Produkten. Hier besteht gleichsam ein gravierender Un-
terschied der sich aber nicht zu Lasten der Industrie in einer viel zu kurzen Aufbrauchsfrist auswirken darf. Es kann nicht angehen, dass ein Wirt-
schaftszweig über die Belange aller anderen, noch nicht einmal gleichgelagerten Branchen entscheidend sein.  


Ziel des Gesetzes ist die nachhaltige Sicherung des Mehrwertes des Labels „Schweiz“ und damit die Stärkung der hier produzierenden Firmen, so 
dass dieses wirtschaftsfreundlich umgesetzt werden muss, ohne die Unternehmen unnötig zu belasten. Unternehmen, wir sind gewillt, diese Ver-







 
 


  


4/9 


 
 


schärfung auf uns zu nehmen. Wir und unserer Schweizer Lieferanten brauchen aber Zeit, dank eine wirtschaftlich tragbare Regelung die Struktur in 
der Industrie anzupassen. Eine für die Anpassung ausreichende Übergangsfrist birgt mithin mehr Nutzen als Schaden und würde den benannten 
Bestrebungen des Gesetzgebers viel eher gerecht.  


2. Wir wünschen aus Gründen der Geringhaltung des admininistrativen Aufwandes, dass die deklarierte Swissness nur im Klagefall, überprüft werden 
soll (vgl. Artikel 51a MSchG) und die Swissness-Bestimmungen nicht zu einem Ausforschungsbeweis missbraucht werden dürfen. Dies ist für uns 
von ganz entscheidender Bedeutung; es kann also keinesfalls darum gehen, wie im Vorfeld der ganzen Swissness-Debatte immer wieder befürchtet 
wurde, dass alle Unternehmen ihre Swissness ohne Not mit komplizierten Berechnungen vorprozessual belegen müssen. Dies wäre mit immensen 
Kosten und grossem Aufwand verbunden. Wir als Unternehmer, insbesondere als KMU, müssen vor einer derart missbräuchlichen Anwendung des 
Gesetzes geschützt werden. Zur Verdeutlichung und im Interesse der Rechtssicherheit sollte der Verordnungstext um einen entsprechenden klar-
stellenden Art. 52o E-MSchV ergänzt werden.  


3. Die Abwälzung des Nachweis der ungenügenden Verfügbarkeit von Materialien auf die Branche i.S.d. Art. 52i E-MSchV ist unhaltbar. Eine derartige 
Datensammlung ist mit einem immensen Aufwand und grossen Kosten verbunden; hierfür fehlen bei KMU die internen Strukturen und Finanzen. 
Zudem muss es uns gleichsam möglich sein, (Roh-) Materialien auszunehmen, deren Bezug in der Schweiz zwar möglich, aber wirtschaftlich gese-
hen untragbar ist, deren Kaufpreis mithin unverhältnismässig hoch ist im Vergleich zum gesamten Produkt  und sehr lange Lieferfristen verursachen. 
So kann es etwa nicht angehen, wenn es keine unabhängigen Drittanbieter in bestimmten Bereichen gibt, das Material als verfügbar einzustufen, da 
dies faktisch unzutreffend wäre.  


4. Wie bereits erwähnt, stellt die gesetzliche Anforderung, dass mindestens 60% Herstellungskosten des Fertigprodukte in der Schweiz anfallen müs-
sen, bereits eine starke Verschärfung und mithin eine Erschwerung zur Erlangung der Swissness-Qualifikation und für den Export dar. Wir beantra-
gen daher, dass in der Verordnung festgehalten wird, dass eine allfällige Branchenverordnung (Uhren) nicht über die gesetzlichen Mindestanforde-
rungen, inklusive der Industrieverordnung, hinausgehen dürfen. Zusatzbedingungen, wie sie in der bisherigen Branchenverordnung noch sinnvoll 
waren, dürfen nun im Zusammenhang mit dem mindestens 60% Schweizer Anteil die Hürde, gerade auch für Kleinbetriebe, nicht noch zusätzlich 
erhöhen. Das Verhindern, resp Streichen gewisser Zusatzanforderungen der aktuellen Branchenverordnung sollte bereits in der Industrieverordnung 
vorgespurt sein. 


Wir  hoffen, dass bei der Verordnung unseren Bedenken gebührend Rechnung getragen wird und die entsprechenden Anpassungen wohlwollend auf-
genommen werden. 
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par rapport aux différents articles / Osservazioni sui singoli articoli 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


MSchV / OPM / OPM 


MSchV, Art. 52i 


Formulierung ändern: 
„…Material gemäss Angaben 
eines Herstellers in der 
Schweiz ungenügend verfüg-
bar…“ 
„Als ungenügend verfügbare 
Materialien gelten auch sol-
che, für die keine ausreichen-
den Konkurrenzangebote be-
stehen.“ 


Diese Anpassung rechtfertigt sich, weil die vorgesehene Branchenlösung nicht durchführbar 
ist. Vielmehr muss es dem Unternehmer möglich sein, die nicht genügende Verfügbarkeit 
belegen zu dürfen (vgl. Ziff. 3).  


 


MSchV, Art. 52j, Bst. a Formulierung ändern: „die Löh-
ne und ihre Nebenkosten;“ 


Diese Anpassung rechtfertigt sich, da zu den Löhnen auch die Arbeitgeberbeiträge etc. zäh-
len und demgemäss einzurechnen sind. 


 


MSchV, Art. 52n Abs.4 


Formulierung neu: „Branchen-
verordnungen dürfen keine 
Bestimmungen enthalten, 
welche über die gesetzlich 
verankerten Anforderungen 
hinausgehen, insbesondere 
sind keine weitergehenden 
Anforderungen an Materialien 
und Prozesse zu stellen.“ 


Diese Anpassung rechtfertigt sich, um zu verhindern, dass zu Lasten von KMU via Branchen-
verband strengere Vorgaben verankert werden können und durch die Hintertür eine weitere 
Verschärfung erzielt wird (vgl. Ziff.4).  
Die Erhöhung auf 60% der Herstellkosten sollte andere Anforderungen grundsätzlich erset-
zen. 


 


MSchV,  
5. Abschnitt: Beweis-
lastumkehr 
Art. 52o 


Formulierung neu: „Die Beweis-
last gemäss Art. 51a MSchG 
gilt nur im Klagefall. Das Be-
weisverfahren richtet sich 
nach den Bestimmungen von 
Art. 150 ff ZPO resp. Art. 139 ff 
StPO. Es können Akten aus 
anderen Verfahren beigezo-
gen werden (vgl. Art. 194 
StPO).“ 


Diese Anpassung rechtfertigt sich, weil der beweispflichtige Unternehmer vor einer miss-
bräuchlichen Anwendung des Gesetzes geschützt werden muss. Der Nutzer einer Herkunfts-
angabe steht in der Beweispflicht, soll aber dadurch nicht administrativ oder finanziell unge-
bührlichen Belastungen ausgesetzt werden (vgl. Ziff.2). 


 


Muster 
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MSchV, Art. 60a 


Formulierung ändern: 
„…hergestellt wurden sowie 
Bestandteile dürfen noch bis 
zum... [5 Jahre ab Inkrafttreten]“   


Diese Anpassung rechtfertigt sich, da die meisten industriell fertigenden Unternehmen grosse 
Lagerbestände an Bestandteilen haben, die teilweise multifunktional eingesetzt werden kön-
nen (vgl. Ziff.1). und es Jahre braucht, dass sich eine unabhängige Zulieferindustrie in der 
Scweiz wieder niederlässt. 
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sul registro delle DOP e delle IGP per prodotti non agricoli 
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Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness 
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 
Formulaire pour la saisie de la prise de position 
Formulario per il parere 
 


Organisation / Organisation / Organizzazione Verband der Hersteller von Bäckerei- und Konditoreihalbfabrikaten VHK 


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Stefan Emmenegger, Geschäftsführer 
031 356 21 21 
s.emmenegger@thunstrasse82.ch 


Adresse / Indirizzo 


 


Thunstrasse 82 
3006 Bern 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 



mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch





 
 


  


2/7 


 
 


Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali: 


Der VHK vertritt den Grossteil der Hersteller von Bäckerei- und Konditoreihalbfabrikaten in der Schweiz. Unsere Mitglieder beliefern Bäckereien, Konditorei-
en und andere Weiterverarbeiter sowie Gastronomiebetriebe und Grossverteiler. Den Halbfabrikaten kommt in der Lebensmittelbranche eine bedeutende 
Funktion zu.   


Der VHK ist Mitglied des Dachverbands fial. Die vorliegende Stellungnahme bezieht sich auf spezifische Positionen unseres Verbands. Darüberhinausge-
hend verweisen wir auf die Stellungnahme der fial.  


Wir bedanken uns für die Möglichkeit der Stellungnahme und möchten folgende einleitende Bemerkungen zu der Vorlage einbringen: 


• Wir unterstützen grundsätzlich das Ziel der Vorlage, den Schutz der Herkunftsbezeichnung „Schweiz“ und des Schweizerkreuzes zu stärken bzw. 
die Kriterien für den Gebrauch festzulegen und dadurch Rechtssicherheit zu schaffen sowie gegen Missbrauch vorzugehen. 


• Die Bestimmungen sind jedoch äusserst komplex und werden in der Praxis kaum umsetzbar sein. Der damit verbundene zusätzliche administrative 
und bürokratische Aufwand verschlechtert die Rahmenbedingungen für die Nahrungsmittelindustrie. Es darf nicht sein, dass dadurch kleineren und 
mittleren Unternehmen die Swissness-Auslobung faktisch verunmöglicht wird. 


• Gemäss erläuterndem Bericht, sollen Halbfabrikate für die Berechnung in ihre einzelnen Bestandteile aufgeschlüsselt werden. Eine solche Praxis 
würde für unsere Branche einen massiven administrativen Zusatzaufwand bedeuten. Entgegen den Ausführungen auf Seite 5 des erläuternden Be-
richts handelt es sich bei Halbfabrikaten nicht bloss um die Aggregierung von Rohstoffen, sondern um eigenständige Produkte. Diese enthalten teil-
weise eine sehr grosse Anzahl von Zutaten, Aromastoffen, Konservierungsmittel und ihrerseits zusammengesetzte Zutaten. Die Halbfabrikate im 
Lebensmittelbereich unterscheiden sich hier auch stark von denjenigen im Industriebereich. Die beabsichtigte Gesetzesauslegung führt dazu, dass 
die Halbfabrikatehersteller die gesamte Rezeptur inklusive Herkunftsländer an die Lebensmittelhersteller liefern müssen. Gleichzeitig müssen sie ih-
rerseits sämtliche Angaben der Unterlieferanten kennen, usw. Es dürfte kaum in jedem Fall möglich sein, von Unterlieferanten stets mit den aktuel-
len Länderangaben bedient zu werden. Hinzukommen weitere praktische Probleme, wenn z.B. mitten in einer Charge ein neuer Zutatensack geöff-
net wird, und es dadurch zu Vermischungen kommt. Dies zeigt, dass das Vorhaben in der Praxis zu riesigen Problemen führen wird, wenn nicht ein 
pragmatischer Ansatz gesucht wird. 
Da die Halbfabrikathersteller nur Zulieferer sind, und nicht direkt an den Endverbraucher verkaufen, profitieren sie auch nur indirekt von Swissness-
Auslobung.  
 
Aus diesen Gründen muss es neben der Berücksichtigung der einzelnen Rohstoffe bei der Berechnung im Endprodukt, die Möglichkeit 
geben, dass Halbfabrikate vollständig als Schweizer Produkte angerechnet werden, wenn die Anforderungen nach Artikel 48b Abs. 2 
MSchG erfüllt sind. Andernfalls sind die Bestimmungen in der Praxis nicht umsetzbar, und die Halbfabrikatehersteller werden diskriminiert, obwohl 
sie selber von der Swissness nicht direkt profitieren. Alternativ müssten Halbfabriktate ganz aus der Bewertung ausgenommen werden.  
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par rapport aux différents articles / Osservazioni sui singoli articoli 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


HASLV / OIPSD / IPSDA 
Art. 4 Berechnung des 
erforderlichen Mindes-
tanteils schweizerischer 
Rohstoffe 
1 Die Berechnung des 
erforderlichen Mindestan-
teils schweizerischer Roh-
stoffe nach Artikel 48b 
Absatz 2 MSchG erfolgt auf 
der Grundlage der Rezep-
tur. 


 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Neu: 
2 In Lebensmitteln enthaltene Halb-
fabrikate können als schweizerische 
Rohstoffe angerechnet werden, 
wenn diese die Voraussetzungen 
der Herkunftsangabe „Schweiz“ 
nach Art. 48b Absatz 2 MSchG 
erfüllen.  
 


 
 
 
 
 
 
 
 
Vgl. die allgemeinen Bemerkungen. Halbfabrikate sind nicht bloss zusammengesetzte Roh-
stoffe. Eine Aufschlüsselung der Halbfabrikate über die gesamte Lieferantenkaskade ist in der 
Praxis nicht umsetzbar. Ausserdem muss auch den Halbfabrikateherstellern die Möglichkeit 
gegeben werden, ihre Produkte mit Swissness auszuloben. Wenn die Voraussetzungen erfüllt 
sind, muss es konsequenterweise auch im Endprodukte als vollständig Schweizerisches Pro-
dukt gelten.  


 


2 Von der Berechnung 
ausgeschlossen werden 
Naturprodukte, die: 


3 Von der Berechnung ausge-
schlossen werden:  


 


a. aufgrund natürlicher 
Gegebenheiten nicht in der 
Schweiz produziert werden 
können (Anhang 1 Teil A); 


a. ….  
(Anhang 1 Teil A); 


Die Vollständigkeit von Anhang 1 Teil A wäre kaum überprüfbar. Der Mechanismus bei neu entdeckten 
exotischen Naturprodukten zur Aufnahme von Naturprodukten ist zudem weder im Anhang 1 Teil A noch 
in Art. 7 definiert. Letztlich sind der Anhang 1 Teil A sowie der Verweis darauf in Art. 4 Abs. 2 lit. a über-
flüssig. Für den Vollzug der Verordnung ist einzig die Positivliste mit Angabe des Selbstversorgungs-
grads in Anhang 2 relevant, die damit genügt. Siehe auch Kommentar zu Anhang 1. 
 


 


b unregelmässig auftreten-
der Gegebenheiten wie 
Ernteausfall nicht oder 
nicht in genügender Menge 
in der Schweiz produziert 
werden können (Anhang 1 
Teil B);. temporär aufgrund 


b. Rohstoffe und Zutaten, die tem-
porär aufgrund unerwarteter oder 
unregelmässig auftretender Gege-
benheiten wie Ernteausfall nicht 
oder nicht in erforderlichen Menge 
oder Qualität in der Schweiz produ-
ziert werden können.. 


Auch bei Zutaten, die aus in der Schweiz genügend vorhandenen Naturprodukten bestehen, kann eine 
temporäre Mangellage auftreten; so z.B. bei einem Ausfall einer Verarbeitungsanlage, die eine bestimm-
te Zutat herstellt. 
 
Zu berücksichtigen ist neben der Menge auch die Qualität die sich gegenüber ausländischen Rohstoffen 
oft massiv unterscheidet.  
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Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


unerwarteter oder Der Mechanismus, auf welchem Anhang 1 Teil B beruht, ist zu bürokratisch und stellt ein Genehmi-
gungsverfahren dar, das im Widerspruch zum deklarierten Ziel der Selbstkontrolle mit Beweislastumkehr 
im Klagefall steht. Anhang 1 Teil B und der Verweis darauf in Art. 4 II b sind deshalb zu streichen. 
 
Im Weiteren siehe unten zu Art. 7 
 


5 Einzelne Naturprodukte 
und daraus hergestellte 
Rohstoffe sowie Mikroor-
ganismen, Zusatzstoffe 
und Verarbeitungshilfsstof-
fe gemäss Artikel 2 Absatz 
1 Buchstaben k, l und n der 
Lebensmittel- und Ge-
brauchsgegegenstände-
verordnung vom 23. No-
vember 2005 (LGV) kön-
nen bei der Berechnung 
vernachlässigt werden, 
wenn sie: 
 


  


 


a. weder namensgebend 
noch relevant für die we-
sentlichen Produkteigen-
schaften des Lebensmittels 
sind;  
 


  


 


b. gewichtsmässig ver-
nachlässigbar sind. 
 


b. gewichtsmässig vernachlässigbar 
sind, das heisst pro Zutat weniger 
als 3 Prozent und zusammen weni-
ger als 10 Prozent des gesamten 
Rohstoffgewichts ausmachen. 
 


Im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens war die Rede von einer 10%-Schwelle. Diese würde Klarheit 
schaffen. Zur Verhinderung von Missbräuchen erscheint eine zusätzliche Schwelle von 3% pro Zutat 
angezeigt. 
 


 


Art. 6 Besondere Best-
immungen 
1 Setzt sich ein Lebensmit-
tel aus mehreren Naturpro-
dukten zusammen, so 
gelten die Prozentsätze 
nach Artikel 48b Absatz 2 


Art. 6 Besondere Bestimmungen 
1 Setzt sich ein Lebensmittel aus 
mehreren Zutaten zusammen, so 
gilt eine Zutat als vollständig 
schweizerischer Herkunft und kann 
bei der Weiterverarbeitung vollstän-
dig angerechnet werden, wenn die 


Art. 6 Abs. 1 wäre in der Praxis nicht umsetzbar, weil ein Lebensmittelhersteller dafür die Rezepte seiner 
Lieferanten, die Rezepte von dessen Unterlieferanten, die Rezepte von dessen Unterunterlieferanten 
etc. (d.h. die Rezepte der ganzen Kaskade an Lieferanten) kennen müsste bis hin zum Naturprodukt. 
Dem stehen nebst Praktikabilitätsaspekten die legitimen Geheimhaltungsinteressen der Lieferanten 
entgegen. 
 
Weiter setzen sich Zutaten ihrerseits teilweise aus Rohstoffen verschiedener Herkunft zusammen. So 
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Antrag 
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Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
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MSchG. Anforderungen nach Art. 48b Abs. 2 
MSchG erfüllt sind. 
 
 


z.B. ein Weizenmehl, dem aus Qualitätsaspekten (Proteingehalt, Klebergehalt etc.) noch ein kleiner 
Anteil ausländischen Weizens beigemischt wurde. Auch hier ist auf das Mehl als Zutat abzustellen, und 
nicht auf die jährlich (je nach Qualität des Schweizer Weizens) ändernden Anteile ausländischen Wei-
zens.  
 


3 Darf für ein Lebensmittel 
die Herkunftsangabe 
«Schweiz» nicht verwendet 
werden, so dürfen für ein-
zelne Rohstoffe, aus denen 
das Lebensmittel herge-
stellt wurde, nur die nach 
der Lebensmittelgesetzge-
bung vorgeschriebenen 
Angaben der Herkunft 
gemacht werden. Die An-
gaben müssen in dersel-
ben Farbe und Grösse und 
im selben Schrifttyp wie die 
übrigen Angaben im Ver-
zeichnis der Zutaten nach 
Artikel 26 LGV erscheinen. 


Streichen Art. 6 Abs. 3 E-HASLV würde z.B. eine Anpreisung „Lasagne mit Schweizer Rindfleisch“ künftig verbie-
ten. Dies würde dem Konsumenteninteresse nach einer klaren und leicht erkennbaren Information zuwi-
derlaufen. 
 
Es gibt zahlreiche weitere Beispiele, bei denen gemäss dem Vorschlag des E-HASLV wertbestimmende 
Inhaltsstoffe aus Schweizer Herkunft nicht mehr ausgelobt werden könnten, zum Beispiel eine Backmi-
schung „mit Schweizer Mehl“. Dies wäre aus Sicht des „Swissness“-Gedankens kontraproduktiv. 
 


 


Art. 7 Festlegung nicht 
verfügbarer schweizeri-
scher Naturprodukte  
1 Das Departement für 
Wirtschaft, Bildung und 
Forschung (WBF) kann in 
Anhang 1 Teil A die Liste 
der Naturprodukte, die 
aufgrund der natürlichen 
Gegebenheiten nicht in der 
Schweiz produziert werden 
können, ändern. 


Streichen Art. 7 ist ersatzlos zu streichen, wenn Anhang 1 gestrichen und ausschliesslich mit der Positivliste nach 
Anhang 2 gearbeitet wird.  
 
Bliebe Anhang 1 Teil A bestehen, so müsste geklärt werden, wie der Mechanismus zur Ergänzung der 
Listeneinträge funktionierte (z.B. wenn in Zukunft eine neue Pflanze im Amazonas-Gebiet entdeckt wür-
de.) 
 
 


 


2 Das WBF kann in An-
hang 1 Teil B Naturproduk-
te befristet aufnehmen, die 
temporär aufgrund von 
unerwarteten oder unre-
gelmässig auftretenden 
Gegebenheiten wie Ernte-


Streichen 
 


Art. 7 Abs. 2 definiert ein bürokratisches Bewilligungssystem, was dem angestrebten System der 
Selbstkontrolle zuwiderläuft. 
 
Als Alternative könnte allenfalls ein Meldeverfahren in Anlehnung an das System der Einfuhrbewilligun-
gen für landwirtschaftliche Produkte nach Kontingentszollansatz (KZA) geprüft werden.  
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Antrag 
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Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
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ausfall nicht oder nicht in 
genügender Menge in der 
Schweiz produziert werden 
können. 
2 Begehren können von 
Organisationen der Land- 
und Ernährungswirtschaft, 
die für das Naturprodukt 
repräsentativ sind, einge-
reicht werden. Die Organi-
sationen müssen zuvor 
weitere vom Begehren 
betroffene Organisationen 
konsultieren. 


Streichen 
 
Eventualiter: Keine Konsultations-
pflicht 
 
 


Das Verfahren ist zu bürokratisch und könnte mit Blick auf die nötigen Konsultationen von anderen Or-
ganisationen auch zu schwierigen Pattsituationen führen. 


 


3 Das Begehren muss 
Folgendes enthalten: 


Streichen   


a. den Nachweis, dass sich 
die in der Schweiz produ-
zierten Naturprodukte nicht 
für die Herstellung des 
Lebensmittels eignen; 


Streichen   


b. die spezifischen techni-
schen Anforderungen an 
das Naturprodukt; 


Streichen   


c. den Nachweis, dass das 
Lebensmittel nicht anders 
hergestellt 
werden kann. 


Streichen   


Art. 10 Verwendung der 
Herkunftsangabe 
«Schweiz» nach einer 
Änderung der Anhänge 
Werden mit einer Änderung 
eines Anhangs die Anfor-
derungen an die Verwen-
dung der Herkunftsangabe 
«Schweiz» für ein Le-
bensmittel erhöht, so darf 
dieses noch 12 Monate 
nach Inkrafttreten der Än-


 
 
 
 
Werden mit der Änderung des An-
hangs die Anforderungen… 
 
                            …so darf dieses 
noch 24 Monate nach… 


Die Anpassungsfrist von 12 Monaten ist zu kurz. Oft liegen Verpackungsvorräte (bedruckte Verpackun-
gen) über weit mehr als 12 Monate vor, v.a. bei langsam rotierenden Produkten in Verpackungen mit 
einer hohen Mindestauflage (z.B. im Tiefdruckverfahren). Eine Frist von 24 Monate wäre angemessen, 
damit ein Grossteil der Verpackung aufgebraucht werden kann.  
 
Eine Übergangsfrist von 24 Monaten macht auch in Fällen Sinn, in denen der Swissness-
Selbstversorgungsgrad (SSVG) die Hürde von z.B. 50 % nur während eines Jahres überschreitet, z. B. 
∅ SSVG 48 % im Jahr 1, ∅ SVG 52 % im Jahr 2 und ∅ SSVG 49 % im Jahr 3. Hier könnte auf eine 
Änderung verzichtet werden. 
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derung hergestellt und mit 
der Herkunftsangabe 
«Schweiz» in den Verkehr 
gebracht werden 
Art. 11 Übergangsbe-
stimmung 
Lebensmittel, die vor dem 
Inkrafttreten dieser Verord-
nung hergestellt 
wurden, dürfen noch bis 
zum 31. Dezember 2018 [2 
Jahre ab Inkrafttreten] 
mit einer Herkunftsangabe, 
die dem bisherigen Recht 
entspricht, in 
den Verkehr gebracht 
werden. 


 
 
Lebensmittel dürfen noch bis zum 
31. Dezember 2018 [2 Jahre ab 
Inkrafttreten] mit einer Herkunftsan-
gabe, die dem bisherigen Recht 
entspricht, hergestellt werden. Die 
bis dahin produzierten Lebensmittel 
dürfen danach noch bis zum Auf-
brauchen der Lagerbestände in den 
Verkehr gebracht werden. 
 


 
 
Der anwendbare Selbstversorgungsgrad liegt ist erst mit Inkrafttreten der Verordnung in einer rechtsver-
bindlichen Form vor. Ab dann benötigen die Unternehmen eine angemessene Zeitspanne für die Vor-
nahme der nötigen Anpassungen in der Produktion. Die bis zwei Jahre nach Inkrafttreten produzierten, 
dem bisherigen Recht entsprechenden Lebensmittel sollen sodann ohne bestimmte Fristvorgabe in 
Verkehr gebracht werden können, um ökologisch und wirtschaftlich unsinnige Vernichtungsaktionen zu 
vermeiden. 


 


Anhang 1 Teil A 
 
 
 
Anhang 1 Teil B 
 
Anhang 1 Teil C 
 


Streichen 
 
 
 
Streichen 
 
Streichen 
 


Die Vollständigkeit der Liste ist letztlich nicht überprüfbar. Somit schafft sie nur Unsicherheit. Weil sie 
auch nicht nötig ist (relevant sind nur die Rohstoffe mit SSVG >20%), ist sie zu streichen (vgl. dazu 
weiter oben). 
 
Siehe oben zu Art. 4 Abs. 2 lit. b 
 
Siehe oben zu Art. 2 Abs. 2 lit. c 
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Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness 
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 
Formulaire pour la saisie de la prise de position 
Formulario per il parere 
 


Organisation / Organisation / Organizzazione Kambly SA Spécialités de Biscuits Suisses 


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Rudolf P. Winzenried, Generalsekretär 


+41 34 495 01 11 


Rudolf.winzenried@kambly.ch 


Adresse / Indirizzo 


 


3555 Trubschachen 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellung-
nahme elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  
Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 
Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 
 



mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali: 


Die geplante „Verordnung über die Herkunftsangabe Schweiz bei Lebensmitteln“ ist für Kambly als typischen Vertreter der mittelständischen 
Nahrungsmittelbranche nicht umsetzbar. Die Ausführungsbestimmungen stehen in krassem Widerspruch zu den ursprünglichen Zielen der 
Swissness-Vorlage. Die enormen bürokratischen Zusatzaufwendungen, die weder einen zusätzlichen Nutzen generieren, noch der Miss-
brauchsbekämpfung oder der Rechtssicherheit dienen, bedeuten eine massive Verschlechterung der Rahmenbedingungen für die schweizeri-
sche Nahrungsmittelindustrie.  
 


• Eigentlich hatte die Swissness-Vorlage ursprünglich zum Ziel, die Strahlkraft der Marke Schweiz zu stärken, indem die Marke Schweiz gegen Missbrauch 
geschützt wird. Auslöser für die Swissness-Gesetzgebung waren Produkte, die nicht in der Schweiz hergestellt wurden, aber als schweizerisch ausgelobt 
wurden (“Trittbrettfahrer”). Das Ziel der Missbrauchsbekämpfung wird bezüglich Nahrungsmittelherstellung mit der vorliegenden Ausführungsgese-
tzgebung verfehlt. Statt Schweizer Hersteller gegen Imitage ohne effektiven Schweizbezug zu schützen und so den Produktionsstandort Schweiz zu 
stärken, verschlechtern sich die Rahmenbedingungen für die Nahrungsmittelbranche in der Schweiz deutlich. 


• Unternehmen, die in der Schweiz produzieren, fördern als Treiber von Innovation das Image der Marke Schweiz im Ausland. Das Image der Schweiz 
wird massgeblich durch die in der Schweiz hergestellten Qualitätsprodukte geprägt. Deshalb muss es für in der Schweiz produzierende Unternehmen 
weiterhin möglich sein, ohne übertriebenen administrativen Aufwand den Bezug zur Schweiz herzustellen und die Herkunftsangabe Schweiz mit mögli-
chst geringem administrativem Zusatzaufwand schützen zu können.  


• Aufgrund der hohen bürokratischen Hürden müssen wir uns ernsthaft die Frage stellen, ob wir den grossen Aufwand für die Erfüllung der Swissness-
Vorgaben überhaupt betreiben wollen, oder ob wir stattdessen nicht ganz darauf verzichten und dafür die Flexibilität gewinnen, auch auf günstigere 
ausländische Rohstoffe zu wechseln. 


• Die Verordnung widerspricht in einigen Punkten dem Gesetz und ist in andern Punkten nicht oder kaum praktikabel: 
- Im Gesetz ist nicht die Rede davon, dass Milch oder Milchprodukte, die als Rohstoffe verwendet werden, zu 100% aus der Schweiz stammen müs-


sten. 
- Auch dass das Rezeptwasser nicht in die Berechnung eingeschlossen werden soll, entbehrt einer gesetzlichen Grundlage. 
- Die Auflösung von zusammengesetzten Zutaten in ihre Bestandteile ist völlig praxisfremd und steht – neben dem enormen administrativen Aufwand – 


im Widerspruch zu berechtigten Geheimhaltungsinteressen der Zulieferbetriebe. 
- Die Rohstoffe, die zwar in der Schweiz produziert werden können, sich aber aufgrund von technischen Anforderungen für einen bestimmten Verwen-


dungszweck nicht eignen, lassen sich nicht aufgrund einer generellen Negativliste umschreiben, sondern jeweils nur im konkreten Einzelfall. 
• Gerade im heutigen, sehr herausfordernden Umfeld lehnen wir die aufgeblähte bürokratische Umsetzung der Swissness-Vorlage ab. Es kann nicht sein, 


dass eine als Missbrauchsbekämpfung gedachte Gesetzesvorlage zu agrarprotektionistischen Zwecken missbraucht wird. Wir fordern vielmehr eine 
schlanke, praktikable und am ursprünglichen Ziel der Swissness-Vorlage (Missbrauchsbekämpfung) orientierte Lösung.  


• Wir bitten den Bundesrat resp. das zuständige Departement / Institut, die Vorlage im Sinne der dargestellten allgemeinen Bemerkungen und der nachfol-
genden Änderungsanträge von Grund auf zu überarbeiten. 


 







 
 


  


3/7 


 
 


Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par rapport aux différents articles / Osservazioni sui singoli articoli 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


MSchV / OPM / OPM 


 Keine Änderungsanträge   


    


HASLV / OIPSD / IPSDA 


Art. 2 lit. c Bestimmung ersatzlos streichen. 


Die Tragweite der Bestimmung ist unklar, weil sie zum Beispiel bedeuten würde, dass alle 
Produkte, die unter einer Marke mit Herkunftshinweis Schweiz verkauft werden, die Swiss-
ness-Kriterien erfüllten müssten. Es kann in niemandes Interesse sein, Schweizer Unterneh-
mungen den Hinweis auf die Schweiz zu untersagen, nur weil einzelne Produkte die Swiss-
ness-Kriterien allenfalls nicht erfüllen. 


 


Art. 4 Abs. 2 
Formulierung ändern: 
„Von der Berechnung ausge-
schlossen werden:“ 


 
 


Art. 4 Abs. 2 lit. a 


Formulierung ändern: 
a. „Naturprodukte, die auf-


grund natürlicher Gegeben-
heiten nicht in der Schweiz 
produziert werden.“ 


Der ganze Anhang 1 ist zu streichen. Für den Vollzug der Verordnung reicht die Positivliste 
mit Selbstversorgungsgrad gemäss Anhang 2. Entscheidend ist zudem nicht, ob die entspre-
chenden Naturprodukte produziert werden können, sondern ob sie tatsächlich produziert wer-
den; die Beurteilung, ob ein Naturprodukt rentabel und in ausreichender Qualität produziert 
werden kann, überlässt man am besten dem Markt. 


 


Art. 4 Abs. 2 lit. b 


Formulierung ändern: 
b. „Rohstoffe und Zutaten, die 


temporär aufgrund unerwar-
teter oder unregelmässig 
auftretender Gegebenheiten 
wie Ernteausfall nicht oder 
nicht in genügender Menge 
in der Schweiz produziert 
werden.“ 


Auch die Negativliste gemäss Anhang 1 Teil B ist unnötig. Der Beweis der Mangellage kann 
dem Hersteller im konkreten Einzelfall überlassen werden. 


 


Art. 4 Abs. 2 lit. c 


Formulierung ändern: 
c. „Rohstoffe und Zutaten, die 


in der Schweiz gemäss den 
erforderlichen technischen 


Schliesslich ist auch Teil C von Anhang 1 obsolet, zumal die technischen Anforderungen nicht 
generell umschrieben werden können, sondern sich immer auf ein konkretes Produkt resp. 
einen konkreten Herstellungsprozess beziehen. 
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Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


Anforderungen für einen be-
stimmten Verwendungs-
zweck nicht oder nicht in der 
erforderlichen Qualität oder 
Menge produziert werden.“ 


Art. 4 Abs. 6 Bestimmung ersatzlos streichen. Die Bestimmung widerspricht Art. 48b Abs. 2 nMSchG (neues Markenschutzgesetz), weil sie 
über den vom Gesetz definierten Rahmen hinausgeht. 


 


Art. 5 Abs. 1 


Es müsste wohl heissen: 
„Soweit Naturprodukte Rohstoffe 
oder Zutaten gemäss Art. 4 
Abs. 2 aus der Schweiz stam-
men, können sie bei der Erfül-
lung des erforderlichen Rohstoff-
anteils auch dann berücksichtigt 
werden, wenn sie nach Artikel 4 
Absätze 2 und 3 von der 
Berechnung des erforderlichen 
Mindestanteils gemäss Art. 4 
Abs. 1 ausgeschlossen sind.“ 


Der Verweis auf Artikel 5 Absätze 2 und 3 macht keinen Sinn. 


 


Art. 5 Abs. 2 


Formulierung ändern:  
„Die Berechnung darf aufgrund 
der durchschnittlichen Waren-
flüsse eines Jahres in einem 
Produkt, einer Produktgruppe, 
einem Verarbeitungsbetrieb  
oder einer juristischen Einheit 
erfolgen.“ 


Es muss präzisiert werden, auf was sich der durchschnittliche Warenfluss pro Jahr bezieht. 
Eine weite Umschreibung, die den Unternehmen verschiedene Möglichkeiten offenlässt (Ein-
zelprodukt, Produktlinie, Marke, Betrieb, juristische Einheit etc.), ist im Interesse einer starken 
Marke Schweiz und einer pragmatischen Umsetzung. Es ist letztlich wieder eine Frage der 
Selbstkontrolle, wie sie auch bei Label-Produkten (Fairtrade, Bio etc.) angewendet wird. Auf-
grund einer Gesamtmassenbilanz, mit welcher die Swissness-Vorgaben erfüllt werden, müs-
sen auch alle darunter fallenden Einzelprodukte als schweizerisch gelten, selbst wenn bei ein-
zelnen Produkten die Kriterien nicht ganz erfüllt werden. Es geht um die grossen Linien und 
eine schlanke unbürokratische Umsetzung. 


 


Art. 6 Abs. 1 


Formulierung ändern: 
„Setzt sich eine Zutat aus meh-
reren Zutaten zusammen, gilt 
sie als vollständig schweizeri-
scher Herkunft, wenn sie die An-
forderungen nach Art. 48b Abs. 
2 MSchG erfüllt.“ 


Es ist unpraktikabel, die Rezepturen aller Lieferanten, Unterlieferanten, Unterunterlieferanten 
etc. in ihre Bestandteile zu zerlegen. Dem enormen administrativen Aufwand steht kein ange-
messener Nutzen gegenüber. Darum muss jede zusammengesetzte Zutat, die gesamthaft für 
sich selbst betrachtet die Swissness-Kriterien erfüllt, als schweizerisch gelten.  
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Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


Art. 6 Abs. 2 


Formulierung ändern: 
„Für Lebensmittel, die aus-
schliesslich aus importierten Na-
turprodukten und daraus herge-
stellten Rohstoffen und Zutaten 
bestehen, darf die Herkunftsan-
gabe «Schweiz» nur dann ver-
wendet werden, wenn die impor-
tierten Naturprodukte, Rohstoffe 
und Zutaten unter Art. 4 Abs. 2 
fallen und die Voraussetzungen 
von Art. 48b Abs. 2 MSchG er-
füllt sind.  


Entscheidend ist doch einzig, dass das Produkt in der Schweiz hergestellt worden ist, selbst 
wenn dafür keine einheimischen Rohstoffe und Zutaten verfügbar sind. Darum muss der Hin-
weis auf die Schweiz im Rahmen von Art. 48b Abs. 2 nMSchG zulässig sein. 


 


Art. 6 Abs. 3 Bestimmung ersatzlos streichen. 


Selbst wenn ein Produkt insgesamt die Swissness-Kriterien nicht erfüllt, liegt es dennoch im 
Interesse des Konsumenten, auf einfache Weise zu erfahren, dass einzelne Rohstoffe / Zuta-
ten schweizerischer Herkunft sind – und zwar nicht nur in der kleingedruckten Zutatenliste, wo 
die Deklaration aufgrund der LMIV ohnehin vorgenommen werden muss. 


 


Art. 7 Bestimmung ersatzlos streichen. Mit der Änderung in Art. 4 Abs. 2 resp. der Streichung von Anhang 1 ist Art. 7 obsolet.  


Art. 8 Bestimmung ersatzlos streichen. Mit der Änderung in Art. 4 Abs. 2 resp. der Streichung von Anhang 1 ist auch Art. 8 obsolet.  


Art. 9 Abs. 1 


Als Selbstversorgungsgrad der 
Rohstoffe und Zutaten gilt der 
Anteil der Inlandproduktion am 
gesamten Inlandverbrauch. Zum 
Inlandverbrauch zählt auch der 
Verbrauch für die Herstellung 
von Exportprodukten. Der ge-
samte Inlandverbrauch ent-
spricht der Summe der Inland-
produktion und der Importe von 
Rohstoffen und Zutaten. 


Es geht nicht nur um Rohstoffe, sondern auch um Zutaten. 


 


Art. 9 Abs. 2 


Das WBF legt den Selbstversor-
gungsgrad von Rohstoffen und 
Zutaten jährlich in Anhang 2 
fest. Der Selbstversorgungsgrad 


Es geht nicht nur um Rohstoffe, sondern auch um Zutaten. 
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Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


berechnet sich aus dem Durch-
schnitt der Selbstversorgungs-
grade der drei vorangehenden 
Kalenderjahre. 


Art. 9 Abs. 3 


Neuen Absatz einfügen: 
„Bei Unklarheiten oder Zweifels-
fällen bezüglich Selbstversor-
gungsgrad erteilt das WBF auf 
Anfrage binnen Wochenfrist eine 
verbindliche Auskunft.* 


Im Interesse der Rechtssicherheit muss rasch Klarheit über den Selbstversorgungsgrad be-
stehen. 


 


Art. 10 


Formulierung ändern:  
„Werden mit einer Änderung ei-
nes Anhangs die Anforderungen 
an die Verwendung der Her-
kunftsangabe «Schweiz» für ein 
Lebensmittel erhöht, so darf die-
ses im Rahmen von Art. 11 nach 
bisheriger Regelung hergestellt 
und in den Verkehr gebracht 
werden.“  


Für die Verschärfung der Bestimmungen für ein einzelnes Lebensmittel ist die gleiche Über-
gangsfrist zu gewähren wie für die Einführung der Vollzugsbestimmungen insgesamt. 


 


Art. 11 


Formulierung ändern: 
„Lebensmittel dürfen noch bis 3 
Jahre ab Inkrafttreten dieser 
Verordnung mit einer Herkunfts-
angabe, die dem bisherigen 
Recht entspricht, hergestellt 
werden. Die bis dahin produzier-
ten Lebensmittel dürfen danach 
noch bis zum Aufbrauchen der 
Lagerbestände in den Verkehr 
gebracht werden.“ 


Der massgebliche Selbstversorgungsgrad basiert auf dem Durchschnitt der letzten drei Jahre, 
weshalb diese Frist auch für das Inkrafttreten der Regelung gelten muss. Vorher können die 
Hersteller ihre Beschaffungsstrategien nicht anpassen. 


 


Anhang 1 Ganzen Anhang ersatzlos strei-
chen. Siehe Art. 4 Abs. 2  


Anhang 2 
Titel neu: 
„Selbstversorgungsgrad von 
Rohstoffen und Zutaten“ 


Siehe Art. 9 Abs. 1 und 2 
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Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


    


GUB-GGA-Verordnung für nicht landwirtschaftliche Erzeugnisse / Ord. sur les AOP et IGP des produits non agricoles / ord. 
sul registro delle DOP e delle IGP per prodotti non agricoli 


 Keine Änderungsanträge   


    


WSchV / OPAP / OPSP 


 Keine Änderungsanträge   
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Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness 
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 
Formulaire pour la saisie de la prise de position 
Formulario per il parere 
 


Organisation / Organisation / Organizzazione myStromer AG 
 
 


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Herr Christian Müller 
 
Telefon G: +41 31 848 23 00 
E-Mail: Christian.Mueller@stromerbike.com 


Adresse / Indirizzo 


 


Freiburgstrasse 798 
3173 Oberwangen 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  
Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 
Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 
 



mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch





 
 


  


2/3 


 
 


Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali: 


• Die myStromer AG entwickelt und fertigt in der Schweiz die bekannten STROMER Elektrobikes. Bei unseren Elektrobikes stammen aus der 
Schweiz nicht nur das Design und die Forschung und Entwicklung, sondern hier finden auch entscheidende Manufakturschritte statt. 


• Für einige der von uns verwendeten und zugekauften Bestandteile (z.B. Fahrradsättel, Lenkstangen) gibt es allerdings keine schweizerischen Her-
steller.  


• Wir verstehen die Stossrichtung der neuen Swissness-Gesetzgebung dahingehend, dass Kosten für Materialien (wozu auch Halbfabrikate gehören), 
die in der Schweiz aus objektiven Gründen nicht verfügbar sind, bei der Berechnung der Herstellungskosten nicht zu berücksichtigen sind. 


• Nun sieht Art. 52i der vorgeschlagenen Markenschutzverordnung aber vor, dass die Kosten für ein zugekauftes Halbfabrikat bei der Berechnung der 
Herstellungskosten nur dann nicht berücksichtigt werden müssen, wenn die Nicht-Verfügbarkeit dieses Materials gemäss öffentlich zugänglichen 
Angaben einer Branche bestätigt ist. 


• Im Fahrradherstellungsbereich existiert keine Branchenvereinigung, welche öffentlich festhalten könnte, welche Materialien für die Herstellung von 
Fahrrädern in der Schweiz nicht verfügbar sind. Wir halten diese Forderung auch nicht für richtig und verlangen deshalb die Abänderung von Art. 52i 
E-MSchV (siehe unten).  
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par rapport aux différents articles / Osservazioni sui singoli articoli 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


MSchV / OPM / OPM 


Art. 52i E-MSchV 


Neuer Formulierungsvorschlag: 
 
Kosten für Naturprodukte, die wegen 
natürlichen Gegebenheiten in der 
Schweiz nicht produziert werden kön-
nen, und Kosten für Materialien, die 
aus objektiven Gründen in der Schweiz 
nicht in genügender Menge verfügbar 
sind, sind von der Berechnung der 
Herstellungskosten nach Art. 48c 
Abs. 1 MSchG auszuschliessen. 
 


Wie einleitend erwähnt, ist es in vielen Branchen, auch in unserer, nicht möglich, dass ein 
Verband öffentlich festhält, welche Materialien in der Schweiz verfügbar sind und welche 
nicht, weil ein solcher Verband schlicht fehlt. 
 
Wir halten es für unverhältnismässig, wenn bloss für den Vollzug der Swissness-
Gesetzgebung ein Branchenverband gegründet werden müsste.  
 
Dies würde auch dem Charakter einer freiwilligen Kennzeichnung widerlaufen. Die Swiss-
ness-Gesetzgebung basiert auf dem Prinzip der Selbstkontrolle. Das heisst, dass jedes Un-
ternehmen selber abklären muss, ob es die Anforderungen der Swissness-Gesetzgebung 
einhält.  
 
Damit sollte auch jedes Unternehmen entscheiden können, ob die von ihm verwendeten Ma-
terialien in der Schweiz ausreichend verfügbar sind oder nicht.  
 
Es wäre stossend, wenn ein Unternehmen Materialien, die in der Schweiz nicht verfügbar 
sind, bei der Berechnung der Herstellungskosten nur dann nicht berücksichtigen müsste, 
wenn ein Branchenverband die Nicht-Verfügbarkeit öffentlich macht. 
 
Art. 52i des Entwurfs der Markenschutzverordnung ist deshalb entsprechend anzupassen. 
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Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness  
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 
Formulaire pour la saisie de la prise de position 
Formulario per il parere 
 


Organisation / Organisation / Organizzazione Nestlé Suisse S.A. 
 


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Andreas Richner 
Head Corporate Affairs 
andreas.richner@ch.nestle.com 
Tel: +41 21 924 52 06 
Nestlé Suisse 


Adresse / Indirizzo 


 


Rue d'Entre-deux-Villes 10 
Case Postale 352 
CH - 1800 Vevey 
 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 



mailto:andreas.richner@ch.nestle.com

mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali: 


Grundsätzlich berücksichtigt der Entwurf des Bundesrates für die HASLV wichtige Anliegen zur Umsetzung der Swissness Vorgaben. Es gilt jedoch die Praktikabilität der 
Swissness in einigen wesentlichen Punkten zu erreichen, resp. zu verbessern, was letztlich auch zur höheren Glaubwürdigkeit der Swissness bei Akteuren der Wertschöp-
fungskette und bei den Konsumenten beitragen wird.  


Rezeptur und Qualitätserfordernisse Grundlage für glaubwürdige Swissness 


Zu begrüssen ist insbesondere, dass für die Erfüllung der Berechnungsvorgaben auf die Rezeptur und nicht auf die Zusammensetzung des Produktes abgestellt wird. Posi-
tiv ist auch, dass die Verordnung es vorsieht, dass die für die Produktion gewichtsmässig wenig relevanten Rohstoffe von der Berechnung ausgeschlossen werden können 
(Bagatellklausel).  


Der auch aus Konsumentensicht relevanten Berücksichtigung der Qualität der verwendeten Rohstoffe wird im jetzigen Entwurf vergleichsweise bescheiden Rechnung 
getragen. Es ist für unsere eigenen Qualitätsansprüche – neue oder innovierte Produkte werden von Nestlé nur nach Bestehen einer Prüfung, die klare Konsumentenprä-
ferenz gegenüber Konkurrenzprodukten nachweist, auf den Markt gebracht – ausgeschlossen, dass wir bei den qualitativen Eigenschaften der verwendeten Rohstoffe 
Abstriche machen werden. Wir sind sicher, dass auch die Konsumenten bei stark verarbeiteten Produkten nicht bereit sind, zu Gunsten der schweizerischer Rohstoffher-
kunft ernährungstechnische oder geschmackliche Einbussen in Kauf zu nehmen, wie das möglicherweise bei leicht verarbeiteten Produkten der Fall sein könnte. Die Ver-
ordnung bedarf in diesem Bereich (Art. 8) deshalb noch der Anpassung, um die Qualitätsansprüche zu sichern und die Umsetzung praktikabel zu machen. 


Swissness oder Non-Swissness von Vor- und Halbfabrikaten sind als Ganzes in der Rezeptur zu berücksichtigen 


In der Praxis nicht umsetzbar ist Art. 6 Abs. 1, der in seiner heutigen Form verlangt, dass verwendete Zutaten und Halbfabrikate bezüglich für die Swissnessberechnung 
aufgeschlüsselt werden müssten. Dies würde  zu einem enormen administrativen Mehraufwand im Zusammenspiel zwischen erwerbender Nahrungsmittelindustrie und 
zuliefernden (Vor-)Verarbeitern führen. Beide Systeme müssten für eine einfache Integration der wechselnden Zusammensetzungen der Vor- und Halbfabrikate EDV-
mässig abgestimmt werden. Grundvoraussetzung wäre auch die Preisgabe der Rezepturen für die Vor- und Halbfabrikate, was ein heikler und unverhältnismässiger Ein-
griff in Geschäftsgeheimnisse der Lieferanten nötig machen würde. Es ist deshalb auf die Deklaration des Lieferanten, ob sein Vor- oder Halbfabrikat die Swissness-
Bedingungen erfüllt, abzustellen und diese dann als einzelne Zutat schweizerischer oder ausländischer Provenienz im eigenen Rezept auszuweisen. Wenn die Lieferanten-
kette mehrere Verarbeiter sequentiell umfasst, würde sich diese Problematik exponentiell verstärken.  


Ein Nachteil für die Schweizer Landwirtschaft entsteht durch eine Berücksichtigung der Vor- und Halbfabrikate als Ganzes nicht, da zum einen die Swissness-Limite ja auch 
für diese Zutaten sehr hoch angesetzt bleibt und zum anderen, dass bei Vor- und Halbfabrikaten, die zwar Schweizer Rohstoffe enthalten, aber die Swissness-Limite nicht 
erreichen, diese für die Swissness-Berechnung des Endprodukts nicht mehr in Betracht kommen könnten. Damit würden Schweizer Rohstoffe sogar “ausländisch”. Erste 
entsprechende Abklärungen und Simulationen haben bei Nestlé Suisse SA ergeben, dass die Berücksichtigung der Vor- und Halbfabrikate als Ganzes bezüglich der 
Swissness-Berechnung unserer Produkte aus diesem Grund keine direkten Vorteile ergäbe, zum Teil sogar Nachteile zu erwarten sind. Dies wäre aber zu Gunsten der 
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grossen administrativen Erleichterung der Berücksichtigung von Vor- und Halbfabrikaten als Ganzes in Kauf zu nehmen.  


Fehlinterpretation bei den Milchprodukten ist anzupassen 


Die klar falsche Interpretation der Gesetzesbestimmung Art. 48 Abs. 2 MSchG „Bei Milch und Milchprodukten sind 100 Prozent des Gewichts des Rohstoffes Milch erfor-
derlich“ in Art 4 Abs. 6 HASLV, ist fallen zu lassen. Der Gesetzgeber hat beschlossen, dass nur für Milch und für Milchprodukte, die gemäss geltender Gesetzgebung mehr 
als 70% Milchanteile haben müssen, der Rohstoff Milch zu 100 % aus der Schweiz stammen muss. Der vorliegende Verordnungsentwurf dehnt jedoch unzulässigerweise 
die Wirkung von Art 48 Abs. 2 des MSchG auf sämtliche Produkte, die Milch oder Milchbestandteile enthalten, aus. Art. 4 Abs. 6 HASLV entspricht deshalb klar nicht der 
gesetzgeberischen Absicht und ist ersatzlos zu streichen.  


Positiv- statt Negativliste 


Die Nahrungsmittelindustrie hat sich bezüglich Rohstoffe eine Positiv- und nicht eine Negativliste gewünscht. Es wäre klarer und administrativ einfacher, wenn nur die 
Rohstoffe zur Berechnung berücksichtigt werden müssen, die in der Liste erscheinen (Positivliste). Der Anhang der Verordnung könnte sich daher auf diejenigen Rohstoffe 
beschränken, die für die Berechnung der Swissnessvorgaben relevant sind. Damit würde mehr Rechtssicherheit geschaffen und der Komplexitätsgrad der Vorlage ent-
scheidend gesenkt, ohne dass die Swissness-Wirkung beeinträchtigt würde. 


Unsicherheit bei der Nachverfolgbarkeit der Swissness-Rohstoffe 


Unklar bleibt für Nestlé Suisse, wie künftig eine Nachverfolgbarkeit der Rohstoffe, die für die Berechnung der Swissness in einzelnen Produkten relevant sind, zu gesche-
hen hat, um die Nahrungsmittelindustrie einfach erkennen zu lassen, welche Rohstoffe relevant sind (>20% Selbstversorgungsgrad) und welche Schweizer Lieferanten 
diese Rohstoffe, die trotz geringem Selbstversorgungsgrad knapp Swissness-Relevanz erreichen, in der nötigen Qualität anbieten. Gerade bei Rohstoffen, die sich nahe an 
der 20%-SVG-Limite bewegen, wird es für die Nahrungsmittelindustrie schwierig diese wenigen und wahrscheinlich saisonal wechselnden Lieferanten zu identifizieren und 
zu verfolgen, wenn sie auf diese Rohstoffe zur Erreichung der Swissness angewiesen ist. Entsprechende zu erwartende administrative Zusatzaufwände könnten zur unnö-
tigen Verteuerung von Schweizer Produkten führen oder umgekehrt die Nahrungsmittelindustrie dazu bewegen, auf diese Schweizer Rohstoffen ganz zu verzichten. Ein 
Lösungsansatz wäre eine zwischen Produzentenverbänden und BLW zu schaffende öffentliche Plattform (Internet), welche Verfügbarkeit und Bezugsquellen Swissness-
relevanter Rohstoffe aufzeigen würde. Fernen wünschen wir uns, im Sinne der Rechtsicherheit, eine offiziell Stelle, die binnenkürzester Frist verbindliche Auskunft gibt 
über die Anrechenbarkeit der Rohstoffe (bei Unklarheiten der Tabelle I und II). Wir bitten, diese Vorschläge zu prüfen. 
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par rapport aux différents articles / Osservazioni sui singoli articoli 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


HASLV / OIPSD / IPSDA 
Art. 2 
c. weitere direkte oder 
indirekte Hinweise auf die 
schweizerische Herkunft. 


c. weitere direkte oder indirekte 
Hinweise auf die schweizerische 
Herkunft. 


Der Begriff „indirekt“ ist im Kontext überflüssig, da die Abgrenzung zwischen „direkt“ und „indirekt“ 
unnötige Unsicherheit schafft. Es ist klar, dass Hinweise wie das Matterhorn damit gemeint sind. 


 


Art. 3  Mit dem Verordnungsentwurf einverstanden.  


Art. 4. Abs. 1  


Mit dem Verordnungsentwurf einverstanden. Die Berechnungsgrundlage muss zwingend die Rezeptur 
sein, da sonst ein enormer administrativer und betrieblicher Mehraufwand vorliegen würde und keine 
Rechtsicherheit für Produzenten und Konsumenten gegeben wäre. 
 
Halb- und Vorfabrikate: Diese sind wie eingangs festgehalten als Ganzes zu kalkulieren. Die entspre-
chende Regelung, wie wir sie für Art. 6 Abs. 1 vorschlagen, wäre auch unter Artikel 4 möglich, wie das 
bspw. die fial in ihrer Vernehmlassungsantwort vorschlägt. 


 


Art. 4 Abs. 2a  


Der Anhang 1 Teil A, sowie der Verweis darauf in Art. 4 Abs. 2a sind u.E. überflüssig. Die Positivliste 
mit Angaben des Selbstversorgungsgrads in Anhang 2 genügt. Die Vollständigkeit von Anhang 1 ist 
kaum je oder nur mit enormem Aufwand aber mit kaum erkennbarem Mehrwert gegeben. Der Me-
chanismus bei neu verwendeten oder neu entwickelten/entdeckten ausländischen Naturprodukten ist 
ebenfalls nirgends definiert. 


 


Art. 4 Abs. 2c  Art. 4 Abs. 2c ist zu begrüssen. Der Mechanismus, auf welchem Anhang 1 Teil C beruht, ist indes zu 
bürokratisch geregelt. Vgl. Antrag zu  Art. 8 


 


Art. 4 Abs. 3  Die Liste in Anhang 2 ist zu wenig detailliert, unvollständig und führt zu Rechtsunsicherheit.  Beach-
te Bemerkung zu Anhang 2 


 


Art. 4 Abs. 5b 


Art. 4 Abs. 5b ist folgendes hinzu-
zufügen… 
 
„Rohstoffe, die weniger als 3% der 
Rezeptur ausmachen, müssten 
nicht berücksichtigt werden. Ge-
samthaft darf nicht mehr als 10% 
vernachlässigt werden“ 


Die Festlegung eines Grenzwertes wäre notwendig, da nur diese Festlegung Klarheit und Sicherheit für 
die Unternehmen mit sich bringt. Angesichts der Vielzahl von SKUs bei grösseren Betrieben der Nah-
rungsmittelindustrie wird die Berechnung der Swissness der einzelnen Produkte automatisiert werden 
müssen. Bei Nestlé wird dies SAP basiert erfolgen. Die Unschärfe in diesem Bereich ist deshalb hinder-
lich.  
 
Die im Berechnungsmodell der Erläuterungen zur HASLV verwendeten Werte von 1.5% und 2.5% sind 
zu tief veranschlagt. Dies insbesondere angesichts der in den Rechtskommissionen präsentierten Ent-
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Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


 würfe der Verordnung, die dem Vernehmen nach einzelne Rohstoffe/Zutaten bis zu 10% des Gesamt-
gewichts für vernachlässigbar hielten und mit diesem signalisierten Entgegegenkommen gegenüber 
der Nahrungsmittelindustrie einen entscheidenden Einfluss auf das Zustandekommen der parlamen-
tarischen Mehrheit für die Swissnessvorlage hatten.   
 
Aus praktischen Gründen ist in den Erläuterungen festzuhalten, dass diese Bagatellklausel auch bei 
Milchprodukten (vgl. Art 48 Abs. 2 MSchG) zur Anwendung kommt, da bei industriellen Milchproduk-
ten sehr häufig spezielle Milchbestandteile im tiefen Prozentbereich verwendet werden. 


Art. 4 Abs. 6 Art. 4 Abs. 6 ersatzlos streichen 


Der Verordnungsentwurf stimmt nicht mit Vorgabe (Art. 48 Abs. 2 MSchG) und Absicht des Gesetzge-
bers überein. Der Gesetzgeber hat beschlossen, dass nur für Milch und Milchprodukte der Rohstoff 
Milch zu 100% aus der Schweiz stammen muss. Der Verordnungsentwurf, gemäss dessen die 100% 
Rohstoffvorgabe alle Fertigprodukte betreffen, dehnt die Bestimmung auf alle Lebensmittel, die (auch 
nur sehr wenig) Milch und/oder Milchprodukte enthalten, aus.  


Milchprodukte sind gemäss Art. 34 der Verordnung des EDI über Lebensmittel tierischer Herkunft (vgl. 
S. 5 Erläuternder Bericht) definiert. Darunter sind klar nicht alle Produkte, die Milch oder Milchbe-
standteile enthalten, zu verstehen. 


 


Art. 5 Abs. 2  
Die Möglichkeit der Berechnung auf Basis der Massenbilanz der einzelnen Produkte ist entscheidend 
für die industrielle Herstellung von Lebensmitteln, deren Warenflüsse von vielen qualitativen und 
saisonalen Faktoren abhängen.  


 


Art. 6 Abs. 1 


Art. 6 Abs. 1 ist wie folgt zu ändern 
mit... 
 
„Verwendet ein Lebensmittelher-
steller eine zusammengesetzte 
Zutat (Halbfabrikat), so gilt diese 
als vollständig schweizerischer 
Herkunft, wenn die Anforderungen 
nach Artikel 48b Absatz 2 MSchG 
erfüllt sind. Diese kann als solche 
bei der Weiterverarbeitung voll-
ständig angerechnet werden.“ 


Wie eingangs ausgeführt müssen gemäss erläuternderndem Bericht zum Verordnungsentwurf zu-
sammengesetzte Zutaten (Halbfabrikate) in ihre Bestandteile aufgeschlüsselt werden (vgl. S. 5); dies 
führt zu einem enormen administrativen Aufwand seitens Lieferanten und verarbeitender Nahrungs-
mittelindustrie. Lebensmittelhersteller müssten die Rezepturen ihrer Lieferanten, die Rezepte von 
deren Unterlieferanten (Rezepte der ganzen Kaskade der Lieferanten) kennen. Dem stehen nebst 
Praktikabilitätsaspekten die legitimen Geheimhaltungsinteressen der Lieferanten entgegen. 
 
Der von uns eingereichte Vorschlag könnte zur Folge haben, dass gewisse Rohstoffe aus der Schweiz 
nicht angerechnet werden dürfen, da das Halbfabrikat die Anforderungen nach Art. 48b Abs. 2 MSchG 
nicht erfüllt. Dieses Risiko wird von uns jedoch klar geringer gewichtet, als der grosse drohende admi-
nistrative Aufwand, die Halbfabrikate in ihre Rohstoffe aufzusplittern und die Ungewissheit wie mit 
Rezepturen, die dem Geschäftsgeheimnis unterliegen, umzugehen wäre.  


 


Art. 6 Abs. 2 Art. 6 Abs. 2 ist zu ändern mit… 
Die Diskriminierung von in der Schweiz hergestellten Produkten, die aus Rohstoffen bestehen,  
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Articolo 


Antrag 
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Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


„Wenn ein Rohstoff in der Schweiz 
überhaupt nicht verfügbar ist, aber 
der wesentliche Verarbeitungs-
schritt in der Schweiz erfolgt, kann 
die Herkunftsangabe Schweiz ver-
wendet werden“ 


die in der Schweiz nicht verfügbar sind, ist nicht haltbar. 


Die Verordnung sieht vor, dass für Lebensmittel, die ausschliesslich aus importierten Naturprodukten 
und daraus hergestellten Rohstoffen bestehen, die Herkunftsangabe Schweiz nicht verwendet werden 
darf. Durch diese Bestimmung, könnte bspw. in der Schweiz hergestellte Kaffee-Produkte (Nescafé aus 
Orbe, Nespresso-Kapseln aus Orbe und Avenches) nicht als schweizerisch ausgelobt werden. Dies 
hätte im harten Konkurrenzkampf mit ausländischen Produkten, die bspw. via Parallelimport in die 
Schweiz gelangen, potentiell verheerende Auswirkungen auf Schweizer Produktionsstandorte. 


Art. 6 Abs. 3 


Art. 6, Abs. 3 ist zu ändern mit… 


Darf für ein Lebensmittel die Her-
kunftsangabe «Schweiz» nicht 
verwendet werden, so dürfen für 
einzelne Rohstoffe, aus denen das 
Lebensmittel hergestellt wurde, die 
Schweizer Herkunft nur ausgelobt 
werden, wenn sie  


a. Entweder namensgebend im 
Sinne der Lebensmittelverord-
nung oder relevant für die we-
sentlichen Produkteigenschaf-
ten sind: 


oder 


b. Gewichtsmässig relevant sind  
sowie 


c. Die Verarbeitung, die dem 
Lebensmittel seine wesentli-
chen Eigenschaften verliehen 
hat, in der Schweiz stattgefun-
den hat. 


Die vorgeschlagene Regelung ist zu streng. Wenn ein Schweizer Rohstoff für das Produkt relevant ist, 
sollte er ausgelobt werden dürfen (bspw. Schweizer Rindfleisch in Lasagne) 
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Art. 7 Abs. 1 Art. 7 Abs. 1 ersatzlos streichen Wenn Anhang 1 gestrichen und ausschliesslich mit der Positivliste nach Anhang 2 gearbeitet wird, 
kann Art. 7 Abs. 1 gestrichen werden. 


 


Art. 7 Abs. 2  …zu ändern mit möglichem Mel-
deverfahren 


Alternativ könnte ein Meldeverfahren zur Anwendung kommen, bei dem die Unternehmen ihren 
Bedarf auf einer Plattform notifizieren. Die Bauern und/oder betroffenen Produzentenorganisationen 
müssten die verfügbaren Mengen melden. 


 


Art. 8 Abs. 2 


 
Art 8 ist zu streichen. 
Falls nicht, dann folgender Vor-
schlag: 
 
 
Art. 8 Abs. 2 ist zu ändern mit… 
 
„Begehren können von Unterneh-
men und/oder Organisationen der 
Land- und Ernährungswirtschaft, 
die für das Naturprodukt repräsen-
tativ sind, eingereicht werden“. 


zu streichen ist folgendes… 
 
„Die Organisationen müssen zuvor 
weitere vom Begehren betroffene 
Organisationen konsultieren.“ 


Die Verordnung sieht vor, dass Naturprodukte, die in der Schweiz gemäss den erforderlichen techni-
schen Anforderungen für einen bestimmten Verwendungszweck nicht produziert werden können, auf 
Begehren hin in Anhang 1 Teil C aufgenommen werden. Gemäss Verordnung dürfen nur Organisatio-
nen der Land- und Ernährungswirtschaft Begehren einreichen. Um einen raschen Bewilligungsprozess 
gewährleisten zu können, sollten auch Unternehmen direkt Anträge/Begehren einreichen können. 
Dieses vereinfachte Verfahren erscheint angemessen, da die mit der Entscheidung betrauten Behör-
den ein grosses Fachwissen über die Produkte der Schweizer Landwirtschaft verfügen und nur in Aus-
nahmefällen auf eine ergänzende Konsultation der Interessengruppen angewiesen wären, um adä-
quate Entscheide fällen zu können. 
 
 


 


Art. 8 Abs. 3c Art. 8 Abs. 3c ersatzlos streichen Ist in der Anwendung verwirrlich oder unmöglich.   


Art. 9 Abs. 1  Mit dem Verordnungsentwurf einverstanden. Der Verbrauch für die Herstellung von Exportprodukten 
ist für die Feststellung des massgeblichen Selbstversorgungsgrades von Rohstoffen zwingend.  


 


Art. 11 


Art. 11 ist zu ergänzen mit… 
 
„… die dem bisherigen Recht und 
der geltenden Praxis entspricht, in 
den Verkehr gebracht werden“. 
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Anhang 2 


„Saccharose“ ersetzen durch „Zu-
ckerrübe“ oder „Rübenzucker“ 
 
 
 


Es ist der Rohstoff in der Liste zu führen, nicht die aus dem Rohstoff gewonnene Zutat.  
 
Saccharose kann sowohl aus der Zuckerrübe als auch aus dem Zuckerrohr hergestellt werden. Rohro-
hrzucker ist ein Rohstoff, der spezielle Eigenschaften hat. Das Zuckerrohr wird in der Schweiz im Ge-
gensatz zur Zuckerrübe nicht angebaut.  


 


 


In der HASLV soll eine offizielle 
Stelle benannt werden, welche 
binnen wochenfrist eine verbindli-
che Auskunft zur Einstufung des 
Rohstoffes geben kann. 


Es muss grundsätzlich festgelegt werden, wie vorzugehen ist, wenn: 
ein Naturprodukt weder in Anhang 1 Teil A  noch in Anhang 2 aufgeführt ist. 


 


 
Für Rohstoffe, die in Anhang 2 
nicht aufgeführt sind, gilt ein 
Selbstversorgungsgrad von 0. 


 
 


    


    


    


    


    


    


    


    


    


WSchV / OPAP / OPSP 
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Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness 
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 
Formulaire pour la saisie de la prise de position 
Formulario per il parere 


Organisation / Organisation / Organizzazione Swiss Beef.ch 


17 Oktober 2014 


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Thomas Jäggi 


056 462 52 27 


info@swissbeef.ch 


Adresse / Indirizzo 


 


Swiss Beef.ch  


Laurstrasse 10 


5200 Brugg 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  
Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 
Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 


Feldfunktion geändert



mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali: 


Mit Schreiben vom 20. Juni 2014 laden Sie uns ein zu den Ausführungsverordnungen zur Swissness-Vorlage Stellung zu nehmen. Besten Dank.  


Swiss Beef.ch ist die Vereinigung der Schweizer Rindfleischproduzenten.  


Swiss Beef.ch erwartet eine schnellere Umsetzung der Swissness-Vorlage.  


Die Swiss Beef.ch fordert eine Umsetzung der Swissness-Vorlage, die keinen unverhältnismässigen administrativen Mehraufwand von den Betroffenen 
verlangt und den Vorgaben auf Gesetzesebene entspricht. Das Parlament hat im Markenschutzgesetz den Grundstein für glaubwürdige Swissness-
Regelungen gelegt. Diese Vorgaben dürfen nun auf Verordnungsebene nicht aufgeweicht werden. 


Die Swiss Beef.ch schliesst sich der Stellungnahme des Schweizer Bauernverbandes an und unterstützt diese vollumfänglich.   


Besten Dank für die Berücksichtigung unserer Anliegen.  


 


Mit freundlichen Grüssen  


Swiss Beef.ch  


  


Urs Meier, Präsident  Thomas Jäggi, Sekretär  
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MSchV / OPM / OPM 
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Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness 
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 
Formulaire pour la saisie de la prise de position 
Formulario per il parere 
 


Organisation / Organisation / Organizzazione Kraus.pro, legal and public affairs 


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Prof. Dr. Daniel Kraus 


031 318 72 72 


kraus@kraus.pro 


Adresse / Indirizzo 


 


Kramgasse 68 


Boîte postale 452 


3000 Berne 7 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 
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Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali: 


La mise en œuvre des droits découlant d’une usurpation de l’indication de provenance suisse est un aspect important de la protection des indications de 
provenance. Les victimes de ces abus (notamment les ayants droit à l’indication de provenance et les associations économiques légitimées à intenter une 
action au sens de l’art. 56 LPM) doivent en effet pouvoir empêcher la commercialisation, en Suisse mais également à l’étranger, de produits indiquant faus-
sement une origine suisse. 


Or les dispositions existantes à cet effet utilisent un vocabulaire divergeant. Le lecteur ne sait pas si l’étendue de la protection découlant de l’art. 47 LPM 
correspond à celle prévue par l’art. 13 LPM. Concrètement : L’art. 47 LPM couvre-t-il également l’importation et le transit ? 


Les dispositions relatives à l’étendue des droits de protection découlant de l’indication de provenance devraient à notre sens être précisées et harmonisées 
avec l’art. 13 LPM. En effet, 


- L’art. 47 LPM, interdit l’usage d’une indication de provenance trompeuse, sans préciser ce qui constitue un usage interdit. 


- L’art. 13 LPM, applicable en droit de marques, précise pour sa part que l’usage interdit couvre également l’importation, l’exportation et le transit des 
produits. 


L’art. 47 LPM inclut-il également ces activités? 


- La jurisprudence et la doctrine ne sont pas claires à ce propos. On pourrait peut-être faire un parallèle avec l’art. 13 LPM et considérer que l’art. 47 
couvre également les activités mentionnées à l’art. 13 LPM. Mais faire ce parallèle n’est pas tout à fait correct, car les buts de la marque et de 
l’indication de provenance ne se recoupent pas entièrement. 


- On pourrait également se référer aux dispositions sur l’intervention de l’administration des douanes (art. 70ss LPM) lesquelles permettent à cette 
dernière de bloquer l'importation, l'exportation ou le transit des produits arborant indûment une marque ou une indication de provenance. Cette in-
terprétation fait du sens. Car si les douanes peuvent intervenir lorsque des produits sont en transit, la police doit également pouvoir le faire lorsque 
des produits importés – qui auraient passé les mailles de la douane -, arborent indument une indication de provenance suisse, ou lorsqu’ils transi-
tent sur le sol Suisse avant d’être exportés sur d’autres marchés. Il en va de même des ayants droits, qui doivent pouvoir faire saisir, confisquer puis 
détruire ces produits. Ce cas de figure se présente régulièrement, notamment lorsque l’indication de provenance suisse est indument apposée à 
l’étranger, que le produit est importé en Suisse pour faire croire à une provenance suisse et est réexporté à l’étranger. 


Il conviendrait de confirmer cette réalité dans un texte législatif. Idéalement, cela devrait être l’article 47 LPM lui-même. Mais cette confirmation peut tout 
aussi bien être faite dans une ordonnance. Elle est importante, car elle clarifie, sans la modifier, la réalité juridique. Cela, au service de la mise en œuvre de 
la loi qui a été votée par le Parlement. 
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- Ce texte pourrait constituer un nouveau chapitre 8 de l’Ordonnance sur la protection des marques (OPM, nouvel art. 54). 


Il aurait ainsi une portée générale qui s’étendrait à tous les cas d’application de la LPM. Le texte proposé est le suivant : 


Chapitre 8 : Mise en œuvre 


   «Est interdit l’usage d’indications de provenance inexactes, y compris pour importer, exporter ou faire transiter des produits ». 


Mais il pourrait/ devrait également être incorporé aux autres ordonnances, en particulier: 


- Dans l’Ordonnance sur l’utilisation de l’indication de provenance «Suisse» pour les denrées alimentaires, nouvel art. 11 : 


  « L’usage d’une indication de provenance «Suisse» inexacte pour les denrées alimentaires est interdit, y compris pour importer, exporter ou faire 
  transiter ces produits » 


- Dans le projet d’Ordonnance sur les AOP et les IGP des produits non agricoles, à l’art. 19 al. 2 lit b. (nouveau) : 


«Est interdit tout usage d’une appellation ou d’une indication fausse ou fallacieuse, y compris pour importer, exporter ou faire transiter des produits». 


- Dans l’OPAP, nouvel art. 5: 


  «Est interdit tout usage de signes trompeurs au sens de la Loi sur la protection des armoiries de la Suisse et des autres signes publics, y compris 
  pour importer, exporter ou faire transiter des produits ». 


Enfin et de manière générale, il convient d’adopter une terminologie uniforme – ou sciemment différente – des termes « utilisation » et « usage » entre la 
LPM et les ordonnances. 


Je me tiens volontiers à disposition en cas de question. 


Avec mes meilleures salutations, 


Daniel Kraus 
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Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness 
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 
Formulaire pour la saisie de la prise de position 
Formulario per il parere 
 


Organisation / Organisation / Organizzazione Fossil Group Europe GmbH, Horburgstrasse 105, 4057 Basel 


 


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Martin Frey, Tel. 061 560 98 00, E-Mail mafrey@fossil.com  


Adresse / Indirizzo 


 


Horburgstrasse 105, 4057 Basel 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 



mailto:mafrey@fossil.com

mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali: 


Im Hinblick auf die Revision der Swiss-Made-Bestimmungen sind Lösungen anzustreben, welche für alle Unternehmen, insbesondere auch für die im unte-
ren und mittleren Preissegment tätigen KMU tragbar sind und nicht partikuläre Interessen unterstützen. In diesem Zusammenhang sei darauf hingewiesen, 
dass KMU für die Schweizer Wirtschaft eine entscheidende Rolle spielen. Laut Angaben des Bundesamtes für Statistik (BFS) bilden sie mehr als 99% der 
Unternehmen und stellen zwei Drittel der Arbeitsplätze im Land (http://www.kmu.admin.ch/politik/02961/02987/index.html?lang=de).  


Im Interesse der KMU haben sich die diversen Unternehmen der Fossil Group (Montres Antima SA  Bienne, Swiss Technology Production SA Manno, Swiss 
Technology Components SA Glovelier) für eine 50%-Regelung stark gemacht. Das Gesetz wurde in der Schlussabstimmung allerdings mit der Hürde von 
60% der Herstellungskosten der kompletten Uhr verabschiedet, was bereits eine massive Verschärfung zur heutigen Praxis darstellt, welche sich nur auf 
das Uhrwerk bezieht. Die Herausforderung dieser neuen Gesetzgebung liegt für KMUs darin, Uhrenkomponenten (insbesondere Zifferblätter) von unabhän-
gigen Lieferanten in der Schweiz zu konkurrenzfähigen Konditionen (Qualität, Preise, Lieferfristen) zu erhalten. Diese Industrie existiert in der Schweiz 
schon lange nicht mehr, da sich praktisch die gesamte Zulieferindustrie auf die Grosskonzerne und die Luxusindustrie ausgerichtet hat. Dazu kommt die 
Tatsache, dass im Laufe der letzten Jahre viele unabhängige Hersteller von den Grosskonzernen aufgekauft worden sind. Im Gegensatz zu den Grosskon-
zernen können KMUs keine firmeninterne Lösung erarbeiten. Der Aufbau einer unabhängigen Industrie für KMUs braucht zum einen eine klare Rechtslage, 
zum anderen einige Jahre für den Aufbau dieser Firmen. Die Rechtslage wird aber erst dann wirklich klar sein, wenn sowohl die allgemeine Verordnung, als 
auch Branchenverordnung definitiv verabschiedet worden sind. Danach braucht es mehrere Jahre, um diese unabhängige Industrie aufzubauen. Aus die-
sem Grunde sind lange Übergangsfristen von existenzieller Bedeutung. 


Um die Marktchancen namentlich der hiesigen KMUs nicht noch stärker zu beeinträchtigen, sollte es das Hauptanliegen im Rahmen der Verordnung sein, 
dass die präzisierenden Bestimmungen nicht ohne Not die Hürden noch verschärfen. Vielmehr ist darauf zu achten, dass wirtschaftlich bedingte Unwägbar-
keiten ausreichend berücksichtigt werden und der administrative Aufwand für die Unternehmen gering bleiben muss. Mithin ist ein gewisser Handlungsspiel-
raum unerlässlich. Demgemäss begrüsst Fossil Group, dass die „Swissness“-Regeln pragmatisch und genügend flexibel gehandhabt werden sollen, (vgl. 
EJPD/IGE, Erläuternder Bericht – Revision Markenschutzverordnung, S. 11) und ein Verzicht statuiert wird, wonach den Unternehmern kein Rechnungsle-
gungsstandard vorgeschrieben wird (vgl. etwa Art. 52g E-MSchV).  


Einigen Bedürfnissen der KMU wurde demgemäss bereits Rechnung getragen, allerdings gilt es weitere, unerlässliche Voraussetzungen für eine ausgewo-
gene Swissness-Gesetzgebung zu verankern:  


1. Im revidierten Marken- und Wappenschutzgesetz sind keine Übergangsbestimmungen vorgesehen, mithin erschöpft sich diese in der Inkraftsetzung. 
Die neue „Swissness“-Gesetzgebung soll am 1. Januar 2017 in Kraft treten. Lediglich in Art. 60a E-MSchV wird den Unternehmen eine Lagerauf-
brauchsfrist von zwei Jahren bis zum 31. Dezember 2018 eingeräumt. In den einführenden Erläuterungen wird daher richtig erkannt, dass den Un-
ternehmen bei diesem Szenarium gerade einmal ein Jahr bliebe, um sich an die neuen Regelungen anzupassen (EJPD/IGE/WBF/BLW, Erläutern-
der Bericht zum „Swissness“-Ausführungsrecht „Chapeau“ S.5).  
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Eine Übergangsfrist ist für die gesamte Wirtschaft, insbesondere aber auch die Uhrenindustrie von zentraler Bedeutung, da die Unternehmen ihre 
Produktionszyklen den neuen Vorgaben entsprechend umstellen müssen. Für viele Komponenten existiert gar keine funktionierende Zulieferindust-
rie mehr in der Schweiz und muss daher neu aufgebaut werden. Unabhängige Zulieferanten wollen zuerst die definitiv gültige Markenschutz- und 
Branchenverordnung abwarten, bevor sie auf sicherer Rechtsgrundlage investieren. Hier geht es um weitreichende Änderungen durch das Gesetz, 
eine erhebliche Erhöhung des minimalen Inlanderfordernisses gegenüber der heute gut eingespielten Praxis von 50 Prozent und die damit im Zu-
sammenhang stehende Verunsicherung vieler Unternehmen gerade auch im Hinblick auf die Berechnung der Swissness. Dieser kann nur mit einer 
genügend langen Frist begegnet werden, um den Unternehmen, inklusive den bestehenden und neuen Zulieferanten überhaupt die Möglichkeit zu 
geben, sich auf die neue Situation einstellen zu können und die notwendigen Kapazitäten aufzubauen. KMU mit grossen Lagerbeständen an Be-
standteilen, die teilweise multifunktional eingesetzt werden können, müssen diese noch angemessen aufbrauchen können. Ansonsten würde deren 
Existenz aufgrund von immensen Abschreibungen gefährdet. Es kann ja nicht angehen, dass Unternehmen ihren Betrieb einstellen müssen, nur 
weil ihnen nicht ausreichend Zeit gewährt wird. Fünf Jahre sind aus Sicht von Fossil Group ein Minimum. Dies kann durch ein spätes Inkrafttreten 
erzielt werden, worüber der Bundesrat zu befinden hat.  


Da die Beschaffung und Produktion umgestellt werden müssen, ist eine Lageraufbrauchsfrist, wie sie im Entwurf vorgesehen ist, unentbehrlich. Aus 
den genannten Gründen müsste diese allerdings länger als 2 Jahre dauern und müsste nicht nur für Produkte, sondern auch für Bestandteile gelten, 
um die im Lager befindlichen Komponenten angemessen aufbrauchen zu können und die Belieferung mit Teilen nach den neuen Bestimmungen si-
cher zu stellen. 


Bestrebungen anderer Kreise, namentlich der Landwirtschaft, die Swissness-Vorlage früher in Kraft setzen zu wollen, sind strikt abzulehnen. Natur-
produkte bilden nicht umsonst eine eigenständige Kategorie und sind mit den industriellen Produkten nicht vergleichbar. Die Produktionszyklen sind 
aus der Natur der Sache heraus wesentlich kürzer als bei den industriellen Produkten. Hier besteht gleichsam ein gravierender Unterschied der sich 
aber nicht zu Lasten der Industrie in einer viel zu kurzen Aufbrauchsfrist auswirken darf. Es kann nicht angehen, dass ein Wirtschaftszweig über die 
Belange aller anderen, noch nicht einmal gleichgelagerten Branchen entscheiden darf.  


Ziel des Gesetzes ist die nachhaltige Sicherung des Mehrwertes des Labels „Schweiz“ und damit die Stärkung der hier produzierenden Firmen, so 
dass dieses wirtschaftsfreundlich umgesetzt werden muss, ohne die Unternehmen unnötig zu belasten. Unternehmen, die gewillt sind, diese Ver-
schärfung auf sich zu nehmen, darf dies nicht von vornherein verwehrt werden. Eine für die Anpassung ausreichende Übergangsfrist birgt mithin 
mehr Nutzen als Schaden und würde den benannten Bestrebungen des Gesetzgebers viel eher gerecht.   


2. Anlässlich der Sitzung von Vertretern der KMU mit dem IGE vom 29. Oktober 2013 bestand Konsens darüber, dass die deklarierte Swissness nur im 
Rahmen eines konkreten Prozesses, d.h. im Klagefall, überprüft werden soll (vgl. Artikel 51a MSchG) und die Swissness-Bestimmungen nicht zu ei-
nem Ausforschungsbeweis missbraucht werden dürfen. Dies ist für die Wirtschaft von ganz entscheidender Bedeutung; es kann also keinesfalls da-
rum gehen, wie im Vorfeld der ganzen Swissness-Debatte immer wieder befürchtet wurde, dass alle Unternehmen ihre Swissness ohne Not mit 
komplizierten Berechnungen vorprozessual belegen müssen. Dies wäre mit immensen Kosten und grossem Aufwand verbunden. Die Unternehmer, 
insbesondere die KMU, müssen vor einer derart missbräuchlichen Anwendung des Gesetzes geschützt werden. Zur Verdeutlichung und im Interes-
se der Rechtssicherheit sollte der Verordnungstext um einen entsprechenden klarstellenden Art. 52o E-MSchV ergänzt werden.  
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3. Die Abwälzung des Nachweis der ungenügenden Verfügbarkeit von Materialien auf die Branche i.S.d. Art. 52i E-MSchV ist unhaltbar. Eine derartige 
Datensammlung ist mit einem immensen Aufwand und grossen Kosten verbunden; hierfür fehlen die internen Strukturen und Finanzen. Zudem 
muss es Unternehmen gleichsam möglich sein, (Roh-) Materialien auszunehmen, deren Bezug in der Schweiz zwar möglich, aber wirtschaftlich ge-
sehen untragbar ist, deren Kaufpreis mithin unverhältnismässig hoch ist im Vergleich zum gesamten Produkt. So kann es etwa nicht angehen, wenn 
es keine unabhängigen Drittanbieter in bestimmten Bereichen gibt, das Material als verfügbar einzustufen, da dies faktisch unzutreffend wäre.  


4. Wie bereits erwähnt, stellt die gesetzliche Anforderung, dass mindestens 60% Herstellungskosten in der Schweiz anfallen müssen, bereits eine Ver-
schärfung und mithin eine Erschwerung zur Erlangung der Swissness-Qualifikation dar. Fossil Group beantragt daher, dass in der Verordnung fest-
gehalten wird, dass Branchenverordnungen nicht über die gesetzlichen Mindestanforderungen hinausgehen dürfen. Zusatzbedingungen, wie sie in 
der bisherigen Branchenverordnung noch sinnvoll waren, dürfen nun im Zusammenhang mit dem mindestens 60% Schweizer Anteil die Hürde, ge-
rade auch für Kleinbetriebe, nicht noch zusätzlich erhöhen.  


Fossil Group hofft, dass bei der Verordnung den Bedenken der KMUs gebührend Rechnung getragen wird und die entsprechenden Anpassungen wohlwol-
lend aufgenommen werden. 
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par rapport aux différents articles / Osservazioni sui singoli articoli 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


MSchV / OPM / OPM 


MSchV, Art. 52i 


Formulierung ändern: 
„…Material gemäss Angaben 
eines Herstellers in der 
Schweiz ungenügend verfüg-
bar…“ 
„Als ungenügend verfügbare 
Materialien gelten auch sol-
che, für die keine ausreichen-
den Konkurrenzangebote be-
stehen.“ 


Diese Anpassung rechtfertigt sich, weil die vorgesehene Branchenlösung nicht durchführbar 
ist. Vielmehr muss es dem Unternehmer möglich sein, die nicht genügende Verfügbarkeit 
belegen zu dürfen (vgl. Ziff. 3).  


 


MSchV, Art. 52j, Bst. a Formulierung ändern: „die Löh-
ne und ihre Nebenkosten;“ 


Diese Anpassung rechtfertigt sich, da zu den Löhnen auch die Arbeitgeberbeiträge etc. zäh-
len und demgemäss einzurechnen sind. 


 


MSchV, Art. 52n Abs.4 


Formulierung neu: „Branchen-
verordnungen dürfen keine 
Bestimmungen enthalten, 
welche über die gesetzlich 
verankerten Anforderungen 
hinausgehen, insbesondere 
sind keine weitergehenden 
Anforderungen an Materialien 
und Prozesse zu stellen.“ 


Diese Anpassung rechtfertigt sich, um zu verhindern, dass zu Lasten von KMU via Branchen-
verband strengere Vorgaben verankert werden können und durch die Hintertür eine weitere 
Verschärfung erzielt wird (vgl. Ziff.4).  


 


MSchV,  
5. Abschnitt: Beweis-
lastumkehr 
Art. 52o 


Formulierung neu: „Die Beweis-
last gemäss Art. 51a MSchG 
gilt nur im Klagefall. Das Be-
weisverfahren richtet sich 
nach den Bestimmungen von 
Art. 150 ff ZPO resp. Art. 139 ff 
StPO. Es können Akten aus 
anderen Verfahren beigezo-
gen werden (vgl. Art. 194 
StPO).“ 


Diese Anpassung rechtfertigt sich, weil der beweispflichtige Unternehmer vor einer miss-
bräuchlichen Anwendung des Gesetzes geschützt werden muss. Der Nutzer einer Herkunfts-
angabe steht in der Beweispflicht, soll aber dadurch nicht administrativ oder finanziell unge-
bührlichen Belastungen ausgesetzt werden (vgl. Ziff.2). 


 


Muster 
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Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


MSchV, Art. 60a 


Formulierung ändern: 
„…hergestellt wurden sowie 
Bestandteile dürfen noch bis 
zum... [5 Jahre ab Inkrafttreten]“   


Diese Anpassung rechtfertigt sich, da die meisten industriell fertigenden Unternehmen grosse 
Lagerbestände an Bestandteilen haben, die teilweise multifunktional eingesetzt werden kön-
nen (vgl. Ziff.1).  
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Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness 
Consultation relative au droit d’exécution Swissness 
Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme 
Formulaire pour la saisie de la prise de position 
Formulario per il parere 
 


Organisation / Organisation / Organizzazione Verband der Schweizerischen Lack- und Farbenindustrie (VSLF) 


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 
Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 
Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-
mail) 
 


Gian Nauli / 052 202 84 71 / g.nauli@vslf.ch 


Adresse / Indirizzo 


 


Rudolfstrasse 13, 8400 Winterthur 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-
me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 
par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 



mailto:g.nauli@vslf.ch

mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali: 


Sehr geehrte Damen und Herren 


Der Verband der Schweizerischen Lack- und Farbenindustrie wurde eingeladen, eine Stellungnahme zur Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swiss-
ness zu formulieren. Gerne folgen wir diesem Aufruf mit diesem Schreiben. 


Dem Verband der Schweizerischen Lack- und Farbenindustrie (VSLF) sind über 90% der in der Beschichtungsbranche tätigen Firmen der Schweiz ange-
gliedert. Nebst multinationalen Firmen sind auch besonders viele kleinere und mittlere Produzenten und Zulieferanten im Verband vertreten. Die vom VSLF 
vertretenen rund 90 Mitglieder erzielen einen Umsatz von gegen zwei Milliarden Schweizer Franken jährlich und beschäftigen rund 3000 Mitarbeiter. 


 
Die Swissness-Vorlage sollte in Betracht auf vielen kleineren und mittleren Industrieunternehmen pragmatisch und wirtschaftsfreundlich umgesetzt werden, 
ohne die Unternehmen zusätzlich zu belasten und zu verunsichern. Ziel muss es sein, die schweizerisch mittelständische Industrie im harten internationalen 
Wettbewerb zu stärken und nicht zu schwächen. Die Ausführungsbestimmungen müssen daher für die Unternehmen einfach, verständlich und auch um-
setzbar sein.  
 
Die Swissness-Bestimmungen sollten nicht zu einem Ausforschungsbeweis missbraucht werden dürfen. Da es sich um eine sehr komplizierte Vorlage han-
delt, ist die Information der Unternehmen von grosser Bedeutung. Es muss möglich sein, den Unternehmen in kurzer Form, idealerweise in einem einfach 
verständlichen Merkblatt, zu erklären, welches die Anforderungen an die Swissness sind, was die Unternehmen vorzukehren haben und wo auch unbüro-
kratisch und unentgeltlich eine erste Rechtsauskunft eingeholt werden kann.  
 
Die Abwälzung des Nachweis der ungenügenden Verfügbarkeit von Materialien auf die Branche i.S.d. Art. 52i MSchV ist unhaltbar für die von uns vertrete-
nen Branche. Eine derartige Datensammlung ist mit einem immensen Aufwand und grossen Kosten verbunden; hierfür fehlen die internen Strukturen und 
Finanzen. Im Weiteren muss es Unternehmen gleichsam möglich sein, (Roh-) Materialien auszunehmen, deren Bezug in der Schweiz zwar möglich, aber 
wirtschaftlich gesehen untragbar ist, deren Kaufpreis mithin unverhältnismässig hoch ist im Vergleich zum gesamten Produkt  
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par rapport aux différents articles / Osservazioni sui singoli articoli 


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


MSchV / OPM / OPM 


MSchG, Art. 51a  
Neue Bestimmung  


„Die Beweislast gemäss Art. 51a 
MSchG gilt nur im Klagefall. Im 
Falle einer unberechtigten Klage 
hat der Kläger den Beklagten für 
seinen Aufwand vollumfänglich 
finanziell zu entschädigen.“  
 


Siehe Punkt 4 bei den allgemeinen Bemerkungen; auch mit der geforderten Beweislastum-
kehr gilt es in jedem Falle zu vermeiden, dass sich mit der neuen Regelung eine „Klage-
Industrie“ zwecks Entwicklung neuer Betätigungsfelder entwickeln kann, die einzelne Unter-
nehmen aber auch die Gerichte sowohl administrativ wie auch finanziell ungebührlich belas-
ten würde.  


 


MSchV, Art. 52i  
 


„…Material gemäss Angaben 
eines Herstellers in der 
Schweiz ungenügend verfüg-
bar…“  
 


Die Umsetzung dieser Formulierung ist daher praktisch nicht möglich. Die Branchen würden 
die Daten ebenfalls von den Herstellern beziehen. Der Verordnungsartikel sollte daher besser 
als Selbstdeklaration der Hersteller verfasst werden.  
 


 


MSchV, Art. 52j, Bst. a  
 


„die Löhne und ihre Nebenkos-
ten;“  
 


Bei den Löhnen beispielsweise sind auch die Arbeitgeberbeiträge etc. vollumfänglich einzu-
rechnen.  
 


 


    


    


HASLV / OIPSD / IPSDA 


    


    


GUB-GGA-Verordnung für nicht landwirtschaftliche Erzeugnisse / Ord. sur les AOP et IGP des produits non agricoles / ord. 
sul registro delle DOP e delle IGP per prodotti non agricoli 
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Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


    


WSchV / OPAP / OPSP 
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Schweizerische Eidgenossenschaft Forum PME
Conf~d~ration suisse
Confederazione Svizzera KMU-Forum
Confederaziun svizra Forum PMI


CH-3003 Berne, SECO/DSKU


Par courriel


swissness @ iji.ch


Institut F~d~raI de la Propri~tä lntellectuelle
Division Droit et affaires internationales
Stauffacherstrasse 65/59g
3003 Berne


Sp~ciaIiste: mup
Berne, 17.10.2014


Projets d‘ordonnances d‘execution relatives ä la nouvelle I6gislation «Swissness»


Madame, Monsieur,


Notre commission extraparlementaire s‘est pench~e, lors de sa s~ance du 3 juillet 2014, sur
les projets d‘ordonnances d‘ex6cution relatives ä la nouvelle l~gisIation «Swissness». Nous
remercions Mme Agn~s von Beust de votre institut d‘avoir particip~ ä cette söance et d‘y
avoir pr~sent~ trois des quatre projets d‘ordonnances mis en consultation. M. Patrik Aebi de
l‘Office fäd~ral de l‘agriculture a, pour sa part, pr~sent6 le projet d‘ordonnance sur l‘utilisation
de l‘indication de provenance «Suisse» pour les denr~es alimentaires. Conform&ent ä son
mandat, notre commission les a examin~s du point de vue des petites et moyennes
entreprises (PME).


Nous sommes favorables ä un renforcement de la protection de la d~signation “Suisse“ et de
celle de la croix suisse sur le plan national et international ; il s‘agit de lutter plus
efficacement contre les abus. L‘introduction d‘instruments suppl6mentaires visant ä renforcer
la protection en Suisse et ä l‘~tranger nous semble pour cette raison opportune. Nous
sommes cependant critiques en ce qui concerne la reformulation des crit~res permettant de
d~terminer la provenance des produits, car ils sont susceptibles de provoquer une charge
administrative suppl~mentaire et des coüts importants pour certaines cat~gories de PME.
Nous sommes nöanmoins conscients que la marge de man~uvre du Conseil f~d~ral est
limit~e, ~tant donn~ que les principaux contours de la nouvelle r6glementation sont d~finis
dans la loi r~vis~e sur la protection des marques, adopt~e par le Parlement le 21 juin 2013.


Nous estimons que certaines des dispositions de l‘ordonnance sur l‘utilisation de l‘indication
de provenance «Suisse» pour les denr~es alimentaires (OIPSD) sont trop strictes ou
susceptibles d‘~tre interpr~t~es d‘une maniöre trop extensive, allant au-delä de l‘intention
v~ritabIe du L~gislateur. L‘article 4 alin~a 4 OIPSD prescrit, p.ex., que l‘eau dolt ötre exclue
du caicul de la part minimale de mati~res premi~res suisses, sauf s‘il s‘agit d‘eau min~rale
naturelle ou d‘eau de source. Nous sommes de l‘avis que l‘eau entrant dans la composition
normale des produits alimentaires, selon la recette usuelle, devrait au contraire pouvoir ötre
prise en compte et demandons par cons~quent que cet alinöa soit purement et simplement
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supprim~. Le texte du rapport explicatif relatif ä I‘aIin~a 6 de I‘article 4 OIPSD devrait en
outre, ä notre avis, donner des informations plus pr~cises concernant les r~gIes valables
relatives ä la provenance du lait et les produits laitiers utilis~s comme mati~res premiöres.
Des exemples concrets devraient, d‘une part, ~tre donn~s concernant les produits laitiers
concern~s, c.ä.d. ceux qui entrent dans les cat~gories d~finies aux articles 33 et 34 de
l‘ordonnance du DFI sur les denr~es alimentaires d‘origine animale. II s‘agira, d‘autre part, de
pr~ciser si le lait utilis~ dans la fabrication de produits alimentaires, qui ne sont pas
consid~rös ötre des produits laitiers, doit ~galement int~gralement provenir de Suisse ou si la
r~gIe de l‘alin~a 1, premi~re phrase, du nouvel article 48b de la loi sur la protection des
marques rövis~e pr~vaut (c.ä.d. 80% du poids des matiöres premi~res). Nous estimons que
la solution retenue ne devra toutefois en aucun cas aller au-delä de l‘intention du L6gislateur
et devra autant que possible ~tre conciliable avec les int~röts de l‘industrie suisse des
denröes alimentaires.


Les rögles de l‘OIPSD sont complexes et seront, dans certains cas, difficiles ä appliquer pour
les PME concern~es. II en est de möme en ce qui concerne les nouvelles rögles de
l‘ordonnance sur la protection des marques (OPM). Les rapports explicatifs de ces
ordonnances ne permettent pas ä eux seuls de comprendre comment ces nouvelles rögles
devront ötre mises en ~uvre. Les entreprises concern~es, en particulier les PME, se verront
oblig~es de faire recours aux services payants de consultants si aucune aide pratique ne
leur est autrement fournie. Nous vous demandons pour cette raison de pr~voir une large
campagne d‘information. II s‘agira de mettre ä la disposition des entreprises des guides
visant ö faciliter la mise en ~uvre de la l6gislation Swissness ainsi que des aides pratiques.
Nous estimons qu‘un helpdesk gratuit devrait en outre ötre mis ä leur disposition. Un tel
centre d‘assistance existe p.ex. dans le domaine du droit des produits chimiques (Helpdesk
REACH).


Les membres de notre commission estiment que la nouvelle r~glementation Swissness
pourrait se r~v~ler pröjudiciable pour l‘öconomie suisse si ses rögles venaient ä ötre
appliqu~es de maniöre excessive et trop rigide. Votre institut et I‘OFAG auront ä ce niveau
un grand röle ö jouer. II s‘agira d‘interpr~ter les nouvelles rögles de maniöre pragmatique et
raisonnable pour l‘~conomie. Nous vous exhortons d‘ores et d~jä ä le faire en ce qui
concerne le nouvel art. 51a de la loi r~vis~e sur la protection des marques, qui prescrit que
l‘utilisateur d‘une indication de provenance doit prouver que celle-ci est exacte. Nous vous
demandons de pr~ciser dans l‘OPM que le principe du renversement du fardeau de la
preuve consacr~ par cet article ne s‘applique que dans le cadre de litiges port~s devant les
tribunaux. Cette precision devra permettre döviter que des entreprises ne puissent se faire
harceler par des quörulents ou que des concurrents malintentionnös ne cherchent par ce
moyen ö obtenir indüment des informations sur ses secrets de fabrication ou d‘affaires.


Espörant viverjient que nos recommandations seront prises en compte, nous vous prions
d‘agröer4~a,d me, Monsieur, nos meilleures salutations. Nous nous tenons volontiers ~
votre d~p‘d it n pour toute question.


‚


Jep/i-Fran~ois Rime D~ Eric Jakob
C~/Prösident du Forum PME Co-Prösident du Forum PME
Conseiller national Ambassadeur, Chef de la promotion


öconomique du Secrötariat d‘Etat ä
l‘öconomie (SECO)
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Vernehmlassung zum Ausführungsrecht Swissness 


Consultation relative au droit d’exécution Swissness 


Consultazione relativa al diritto di esecuzione Swissness 


Formular zur Erfassung der Stellungnahme    


Formulaire pour la saisie de la prise de position 


Formulario per il parere 


 


Organisation / Organisation / Organizzazione Interessengemeinschaft Detailhandel Schweiz IG DHS 


Arbeitsgruppe Produktsicherheit 


Kontaktperson bei Fragen (Name/Tel./E-Mail) 


Personne de contact en cas de questions (Nom/tél./courriel) 


Persona di riferimento in caso di domande (Nome/Tel./E-


mail) 


Salome Hofer / 061 336 72 66 / salome.hofer@coop.ch (Coop) 


Sabine Mattmann 044 277 24 71 / sabine.mattmann@mgb.ch (Migros Genossenschafts-


Bund)  


 


Adresse / Indirizzo 


 


c/o Cr Kommunikation AG 


Falkenplatz 11 


Postfach 5815 


3001  Bern 


 


Bitte senden Sie Ihre Stellungnahme elektronisch an swissness@ipi.ch. Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns Ihre Stellungnah-


me elektronisch als Word-Dokument zur Verfügung stellen. Vielen Dank.  


Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique à swissness@ipi.ch.  Un envoi de votre prise de position en format Word 



mailto:salome.hofer@coop.ch

mailto:sabine.mattmann@mgb.ch

mailto:swissness@ipi.ch

mailto:swissness@ipi.ch
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par courrier électronique facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup. 


Vi invitiamo a inviare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica swissness@ipi.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a 
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie. 



mailto:swissness@ipi.ch
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Allgemeine Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali: 


Wir bedanken uns für die Gelegenheit, zu den Ausführungsbestimmungen der Swissness-Gesetzgebung Stellung nehmen zu dürfen. Wir beschränken uns 


dabei insbesondere auf die Verordnung über die Verwendung der Herkunftsangabe «Schweiz» für Lebensmittel (HASLV).  


Aus Sicht der IG DHS muss die Verordnung in vier Hauptbereichen praxistauglicher und präziser werden. Ersten sollten Zutaten für die Swissness-


Berechnung nicht in ihre Einzelbestandteile aufgeschlüsselt werden müssen. Dies ist nicht praktikabel. Zweitens müssen die Listen /Anhänge überarbeitet 


und präzisiert werden. Zudem sollte aus unserer Sicht nochmals hinterfragt werden, ob es diese Listen resp. Anhänge alle braucht oder ob nicht mit einer 


Positivliste gearbeitet werden könnte. Drittens entspricht die vorgeschlagene Regelung aus unserer Sicht nicht der Absicht des Gesetzgebers und geht zu 


weit. Viertens und letztens sollen die strengen Regelungen bezüglich Lebensmittel die ausschliesslich aus importierten Naturprodukten hergestellt sind resp. 


bezüglich Auslobung der Herkunft einzelner Rohstoffe gelockert werden.  


Die Bemerkungen seitens IG DHS zu einzelnen Artikeln und Bestimmungen entnehmen Sie den weiteren Seiten. Wir danken Ihnen im Voraus für die Be-


rücksichtigung unserer Anliegen. 
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Bemerkungen zu einzelnen Artikeln / Remarques par rapport aux différents articles / Osservazioni sui singoli articoli  


Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


MSchV / OPM / OPM 


Art. 52n, Abs. 1  


Die IG DHS erachtet die den Art. 50, MSchG als sehr wichtig und begrüsst, dass spezifische 
Branchenverordnungen möglich sind. Deshalb erachtet sie es auch als notwendig, die Bran-
chen und deren Relevanz genau zu definieren. Eine enge Abstimmung und ein regelmässiger 
Austausch mit den Branchenverbänden trägt zu einer wirkungsvollen und realistischen Um-
setzung bei. 


 


HASLV / OIPSD / IPSDA 


Art. 2, lit. d (neu) 


"Nicht als Herkunftsangabe gel-
ten die Angabe des Produktions-
landes nach LKV in der Sachbe-
zeichnung oder als separate 
Angabe." 


Aus der Sicht der IG DHS muss die Abgrenzung zur Produktionslandangabe gemäss LKV 
genau definiert sein.  


 


Art. 4 , Abs. 1  


1 Die Berechnung des erforder-
lichen Mindestanteils Schweize-
rischer Rohstoffe …der Rezep-
tur. Zusammengesetzte Zutaten 
(Halbfabrikate) gelten analog als 
Schweizerisch, wenn sie die 
Anforderungen gemäss MSchG 
und gemäss HASLV erfüllen und 
in der Liste der Zutaten entspre-
chend aufgeführt werden“. 


Wir begrüssen, dass die Berechnung des erforderlichen Mindestanteils aufgrund der Rezeptur 
erfolgt.  
 
Aber die Behandlung resp. die Berechnung bei den Zutaten /Halbfabrikaten ist problematisch 
(Aufschlüsselung). Zusammengesetzte Zutaten sollen nicht in ihre Bestandteile aufgeschlüs-
selt werden müssen. Dies ist nicht praktikabel, weil es viel zu aufwendig ist und die Lieferan-
ten in der Regel kaum bereit sind, ihren Kunden die genaue Rezeptur resp. Zusammenset-
zung und die Herkunft der verwendeten Rohstoffe anzugeben. Die von uns vorgeschlagene 
Regelung führt also zu weniger Bürokratie und weniger administrativem Aufwand. Sie 
schwächt die Swissness in keiner Weise, ist es doch so, dass es nicht nur Zutaten geben 
wird, die zwar nicht 100% Schweizer Rohstoffe enthalten und dann trotzdem angerechnet 
werden können, sondern dass es auch solche gibt, die zwar Schweizer Rohstoffe enthalten, 
die Swissness-Anforderungen aber nicht erfüllen und somit gar nicht angerechnet werden 
dürfen.  


 


Art. 4, Abs. 2  
Überarbeitung, Vervollständi-
gung der Listen 


- Teil A: Die Liste ist unvollständig und muss angepasst werden.   
- Teil A: Produkte mit einem Selbstversorgungsgrad „0“ gehören in den Anhang 1 (und 


nicht in den Anhang 2) 
- Teil A/B: Produkte die saisonbedingt (z.B. im Winter) in der Schweiz nicht verfügbar sind, 


sollen in dieser Zeitperiode gleich behandelt werden, wie jene Produkte die überhaupt 
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Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


nicht verfügbar sind (analog Liste Teil A). 
 
Zusätzlich soll geprüft werden, ob anstelle der Liste Anhang 1/Teil A und der Liste im Anhang 
2 nicht eine einzige Liste – eine Positivliste – geführt werden sollte. 
Die Basis von 2010/2011 erachtet die IG DHS zudem als schwierig, da bis zum Inkrafttreten 
ca. 7 Jahre vergangen sein werden.  


  


Art. 4, Abs. 4  


Mit dem vorliegenden Vorschlag ist gewährleistet, dass natürliches Mineralwasser (ge-
mäss Verordnung des EDI über Trink-, Quell und Mineralwasser) aus der Schweiz mit dem 
Schweizerkreuz beworben werden darf. Zudem muss mit einer Präzisierung sichergestellt 
werden, dass mit Schweizer Wasser aufgebrühte Getränke (beispielsweise auf der Basis von 
Kaffee oder Schwarztee) ebenfalls mit der Herkunft Schweiz ausgelobt werden dürfen. Die 
Auslobung der Swissness bei Süssgetränken mit importierten Rohstoffen (welche in der 
Schweiz auch vorkommen) darf hingegen nicht mit dem Einsatz von Schweizer Wasser er-
wirkt werden (Bsp. Schweizer Apfelsaft auf der Basis von importiertem Apfelsaftkonzentrat). 
Generell darf es keine Missbräuche oder Täuschungen mit dem Einsatz von Wasser geben. 
Für die Konsumentinnen und Konsumenten wäre es unverständlich, wenn Produkte wie Sup-
pen oder Saucen nur dank dem Einsatz von Schweizer Wasser mit dem Schweizer Kreuz 


ausgezeichnet werden dürften.  
 


 


Art. 4 Abs. 6 
Wird Milch als Rohstoff verwen-
det, so muss diese vollständig 
aus der Schweiz stammen. 


Gemäss Art. 48, lit. b MSchG und im Sinne der Antragsteller im Parlament geht es bei dieser 
Bestimmung um den Rohstoff Milch. In der Begründung des Antrags zu Art. 48, lit. b wurde 
gesagt (Zitat NR T. Brunner, 15.03.12):"…Die Schweiz hat beim Rohstoff Milch einen Selbst-
versorgungsgrad von weit über 100 Prozent. Es ist daher nachvollziehbar, dass für schwach-
verarbeitete Lebensmittel 100 Prozent des Gewichts des Rohstoffs Milch verwendet werden 
sollen. Es macht zudem keinen Sinn, für schwachverarbeitete Lebensmittel Milch zu importie-
ren und diese auch noch als "Schweizer Produkt" zu verkaufen." Demnach sollen gemäss 
Antrag die schwachverarbeiteten Milchprodukte wie Rahm oder Butter strenger reglementiert 
werden, nicht aber Milchprodukte an sich, die im Lebensmittelrecht klar definiert sind. 
Milchprodukte sollten aus der Sicht der IG DHS deshalb hier gestrichen werden, da insbeson-
dere bei Milchpulver, etc. eine solch restriktive Bestimmung unverhältnismässig ist.  


 


Art. 6, Abs. 1 bis (neu) 
 


Art. 6 Zusatz: 
1bis: Setzt sich ein Lebensmittel 
aus mehreren Zutaten zusam-
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Artikel 
Article 
Articolo 


Antrag 
Proposition 
Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


men, so gilt eine Zutat als voll-
ständig schweizerischer Her-
kunft und kann bei der Weiter-
verarbeitung vollständig ange-
rechnet werde wenn die Anfor-
derungen nach Artikel 48b Ab-
satz 2 MSchG. 


Art. 6, Abs. 2  
Für Lebensmittel, die 
ausschliesslich aus im-
portierten Naturproduk-
ten und daraus herge-
stellten Rohstoffen be-
stehen, darf die Her-
kunftsangabe 
«Schweiz» nicht ver-
wendet werden. 


Ergänzen: „…nicht verwendet 
werden. Wenn ein Rohstoff in 
der Schweiz aufgrund der natür-
lichen Gegebenheiten nicht in 
der Schweiz produziert werden 
kann und nicht oder nur unge-
nügend (SVG<20%) verfügbar 
ist, aber der wesentliche Verar-
beitungsschritt in der Schweiz 
erfolgt, kann die Herkunftsanga-
be „Schweiz“ verwendet wer-
den“ 


Diese Regelung ist zu streng und gefährdet die Swissness verschiedener Produkte 
/Produktgruppen wie z.B. Kaffee oder dunkle Schokolade (ohne Zucker). 
 


 


Art. 6 Abs. 3 


Darf für ein Lebensmittel die 
Herkunftsangabe «Schweiz» 
nicht verwendet werden, so 
dürfen für einzelne Rohstoffe, 
aus denen das Lebensmittel 
hergestellt wurde, die Schweizer 
Herkunft nur ausgelobt werden, 
wenn sie  
a. Entweder namensgebend im 


Sinne der Lebensmittelver-
ordnung oder relevant für 
die wesentlichen Produktei-
genschaften sind: 


oder 
b. Gewichtsmässig relevant 


sind  


Es muss weiterhin möglich sein, Herkunftsangaben, die über die gesetzlichen Vorgaben hin-
ausgehen, bei Rohstoffen, die für das Produkt relevant sind machen zu können. Unsere Mit-
gliedsfirmen kennen dazu beispielsweise interne Vorgaben. 
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Articolo 


Antrag 
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Richiesta 


Begründung / Bemerkung 
Justification / Remarques 
Motivazione / Osservazioni 


 


sowie  
c. die Verarbeitung, die dem 


Lebensmittel seine wesentli-
chen Eigenschaften verlie-
hen hat, in der Schweiz 
stattgefunden hat. 


Art. 8, Abs. 1-3 


streichen  
 
oder Abs. 1 ersetzen durch die 
folgende Formulierung: 
 
„Falls ein Hersteller ein Natur-
produkt aus der Schweiz auf-
grund der technischen Anforde-
rungen nicht verwenden kann, 
muss er dies auf Anfrage be-
gründen und belegen können“.  


Diese Regelung ist nicht praktikabel und administrativ schwerfällig.  
Statt einer Bewilligungslösung ist auf die Eigenverantwortung der Unternehmen zu setzen. 


 


Art. 9 
Überarbeitung, Vervollständi-
gung des Anhangs 


Die Listen in Anhang 2 sind aus der Sicht der IG DHS unvollständig und enthalten Begrifflich-


keiten, die in der Schweiz ansonsten nicht verwendet werden (Bsp.: Huhnfleisch). Bei der 


Ausgestaltung des Anhangs ist auf Vollständigkeit, regelmässige Überarbeitung und korrekte 


Verwendung von begriffen zwingend zu achten. 


Zudem stellen wir die Basis der Berechnung des "Swissness-Selbstversorgungsgrads" 


(SSVG) in Frage: Warum wird die Inlandproduktion, nicht aber der Inlandverbrauch, inklusive 


Konsum als Berechnungsbasis verwendet? Zudem wird der Import von Fertigprodukten nicht 


berücksichtigt und Halbfabrikate über technische Faktoren wieder in Mengen der zu Grunde 


liegenden Naturprodukte umgerechnet. Dieses Berechnungs-Verfahren für den "Swissness-


Selbstversorgungsgrad" (SSVG) ist sehr komplex, ungenau und sehr aufwändig. Aus der 


Sicht der IG DHS wird hier zusätzlicher bürokratischer Aufwand geschaffen. 


 


Art. 12  


Die Inkraftsetzung per 1.1.2017, wie sie gemäss den Erläuterungen vorgesehen ist, lehnen 


wir ab. Wir fordern und beantragen, dass die Verordnungen zeitgleich mit der Revision Le-


bensmittelrechts und insbesondere der Bestimmungen zur Herkunftsdeklaration der Rohstoffe  
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erfolgt. Eine Harmonisierung der Vorschriften (SWISSNESS und LMG) ist sowohl aus Sicht 


der Konsumenten, als auch der Wirtschaft unverzichtbar. Wir gehen davon aus, dass nur ein 


abgestimmtes Vorgehen einen verlässlichen Vollzug erlaubt.   


 


 





